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Fur Berliner Tagung der vereinigung deutſcher Fivilprozeßrechtslehrer. 
Von Geh. Hofrat Prof. Dr. A. Mendelsſohn Bartholdy, Hamburg, 
Sekretär der Vereinigung. 

Daß dieſes Begrüßungswort zu unſerer Berliner Tagung in dem großen Organ der deutſchen Anwaltſchaft erſcheinen 
erfüllt mich mit beſonderer Genugtuung. Denn als wir im Frühjahr 1920 in Würzburg die Vereinigung gründeten, 
unſe eute faſt alle Lehrer unſerer Diſziplin an den deutſchen und öſterreichiſchen Hochſchulen in ſich ſchließt, lag nichts 
0 rem Plan ferner, als eine neue Berufstrennung vornehmen, die akademiſchen Lehrer von den freien Wiſſenſchaftlern, 
erſte „Theoretiker“ von den „Praktikern“ ſcheiden zu wollen. Immer wieder hat ſich auf unſeren Tagungen — von der 
der 5 Leipziger Tagung an, die wir noch unter der Führung Adolf Wachs, des großen Richter⸗Profeſſors und Freundes 
n e Anwaltſchaft, abhalten konnten — deutlich die Anſchauung gezeigt, daß wir gerade für unſer Fach jene Scheidung 
ear heoretifern und Praktikern als eine innerlich unwahre Formel der Polemik ablehnen. Überall wo tätig am Prozeßrecht 
un er wird, zeigt ſich, daß Praxis kein von der Hand in den Mund leben ſein kann, ſondern konſtruktives Bauen ſein muß, 
ſuche aß die Wiſſenſchaft gerade hier ſich nie an der Idee genügen laſſen darf, ſondern das Weſen und die Wirklichkeit 
0 * und klären will; ſo war es ſtets in der Geſetzgebungskommiſſion des Reichsjuſtizminiſteriums zu bemerken; 
bag, utörperte es ihr „Theoretiker“, Friedrich Stein. Wir erblicken einen krönenden Vorzug unſerer Diſziplin darin, 
Be Lehrer wie Schüler ſchon auf der Univerfität zwingt, das Recht zu erkennen, nicht nur wie es ſein oder 
En en ſollte, und nicht nur wie es im Geſetz geordnet iſt, ſondern wie es geübt wird und ſich in dieſer Übung bewährt. 
nicht dadizieren dem Zivilprozeß ſeine Stellung als eines wichtigſten und für den Lehrgang durchaus unentbehrlichen Fachs 
Zivil eshalb, weil wir ſelbſt Profeſſoren des Zivilprozeſſes ſind: es gibt keinen unter uns, der nicht mit ſeiner Arbeit im 
5 Prozeß Arbeit und Lehre in andern Fächern verbände, und wenn ich hier von mir ſelbſt Sprechen darf, fo habe ich außer 
un enzyklopaädiſchen Vorleſung das bürgerliche Recht, das internationale Privatrecht, Strafrecht und Strafprozeß geleſen 
für 1 heute vorwiegend im öffentlichen Recht und Völkerrecht; daraus nehme ich mir die Befugnis, zu bezeugen, daß ich 
5 0 e anderen Diſziplinen die wertvollſte Schulung und Richtung aus der Arbeit im Zivilprozeßrecht — oder um einmal 
ſehen ſchmidts Wort zu gebrauchen — im Juſtizrecht gewonnen habe. Hier lernen wir alle, auf die Gerechtigkeit zu 
von deren Sinn wir durchdrungen fein müſſen, wenn wir auf irgendeinem Gebiet des Rechts wirkſam arbeiten wollen. 
wie uns die älteſten Rechtsſprüche vielfach gerade aus dem Gerichtsrecht überliefert ſind, ſo wird es auch in Zukunft 
n, daß die letzte Probe auf Rechtsbeſtändigkeit am Streit und feiner Schlichtung durch das gerechte Urteil gemacht 


erden muß. Sogar für den Staat kann es nichts Höheres geben, als daß er wahrhaft Rechtsſchutz gewährt. 
— .—.— ..——— m ͥ ͤÜ᷑———ſ .— . U.. ü. —...ñ]?ĩð —— 
dur Fivilprozeßreform. 


Von Dr. Bell, Reichsminiſter der Juſtiz, Berlin. 


zum Die Probleme, deren Löſung ſich die Verfahrensgeſetzo ſchwächere Betonung bald des einen, bald des anderen Zieles 
beſti Ziel ſetzen, find bleibend, die Löſungen ſelbſt vergänglich, und ebenſo die verſchiedene Bewertung der für ihre Verwirk⸗ 
oilalemt durch die Anſchauungen und die wirtſchaftlichen und lichung in Betracht kommenden Mittel haben den Geſetzgeber 
Geſch en Bedürfniſſe der verſchiedenen Zeiten. So zeigt die der verſchiedenen Zeiten durchaus verſchiedene Wege geführt. 
dem Achte der Prozeßgeſetzgebung einen ſtändigen Wandel, in Im Gegenſatz zu den zum großen Teil ſittliche Normen ver⸗ 
biete ſich der Wandel der Zeiten widerſpiegelt. Auf dem Ge- körpernden Sätzen des materiellen Rechts find hier die geſetz⸗ 
na des Erkenntnisverfahrens iſt es letzten Endes das Suchen geberiſchen Löſungen im weſentlichen nur durch Zweckmäßig⸗ 
lichen er Reſultante zwiſchen den beiden Zielen jedes gericht⸗ keiten beſtimmte Normen, — um mit Stein zu ſprechen — 
Schnel Verfahrens, möglichſter Richtigkeit und möglichſter der Ewigkeitswerte bar. . 
ie ligkeit der Entſcheidung, und auf dem Gebiete der Voll-. Seit Schaffung der ZPO. find fünf Jahrzehnte ver⸗ 
Schon. zwiſchen möglichſter Wirkſamkeit und möglichſter floſſen, Zeiten gewaltiger wirtſchaftlicher Entwicklung, ſtarker 
nung des wirtſchaftlich Schwachen. Die ſtärkere oder geſellſchaftlicher Umſchichtung, Zeiten ſchwerſten Ringens, von 
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den Erſchütterungen und Wandlungen des letzten Jahrzehnts 
ganz zu ſchweigen. Die Bewunderung für das techniſche 
Meiſterwerk Leonhardts darf unſer Auge nicht davor ver⸗ 
ſchließen, daß die ZPO. eben einer anderen Zeit als der 
unſrigen entſtammt. Durchaus auf dem Boden der ſtreng in⸗ 
dividualiſtiſchen Auſchauung der damaligen Zeit ſtehend, ſahen 
die Schöpfer der ZPO. in dem Prozeß vorwiegend den ſich 
vor dem Richter vollziehenden Kampf der Parteien. Dem⸗ 
gemäß legten ſie alle Initiative im Prozeß in die Hand der 
Parteien und verurteilten den Richter zu faſt völliger Paſſi⸗ 
vität. Wenn auch dieſer Grundgedanke in der Entwicklung 
nicht unbeträchtliche Abſchwächungen erfahren hat — ich denke 
vor allem an die Umgeſtaltung des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens in der Prozeßnovelle von 1909 und an die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, die das richterliche Fragerecht in 
eine Fragepflicht umgeſtempelt hat — ſo war doch das Ver⸗ 
fahren in ſeiner praktiſchen Geſtaltung dem, was uns jetzt als 
das Ideal vorſchwebt, der auf gemeinſame Rechtsfindung hin⸗ 
zielenden Zuſammenarbeit von Gericht und Parteien, kaum 
näher gebracht. In den ſich ſtändig mehrenden Klagen über 
den ſchleppenden Gang der Prozeſſe, der die Gefahr einer 
lebensfremden Akten⸗ und Protokolljuſtiz naherückte, offen⸗ 
barte ſich der tiefe Zwieſpalt zwiſchen dem, wie es war und 
wie man es wünſchte. Die große Fülle von Reformvorſchlägen, 
die allerdings nur gar zu häufig an Außerlichkeiten hafteten 
und nur kleine techniſche Mittel empfahlen, legt beredtes 
Zeugnis davon ab. So verſchiedene Wege auch im einzelnen 
gewieſen wurden — die Zielrichtung war doch im weſentlichen 
die gleiche: Es galt — um den Ausdruck Wachs vom 
26. Deutſchen Juriſtentag zu wiederholen — die Freimachung 
der bis dahin brachliegenden richterlichen Energie. 

Die Vorarbeiten des Reichsjuſtizminiſteriums für eine 
dem Wandel der Anſchauungen Rechnung tragende Neform 
des Zivilprozeſſes gehen weit zurück. Sie wurden, nachdem 
ſie durch den Krieg und die Staatsumwälzung und die ſich 
daraus ergebenden dringenden geſetzgeberiſchen Aufgaben unter⸗ 
brochen waren, Ende 1920 durch eine Reihe größerer Sach⸗ 
verſtändigenkonferenzen wieder aufgenommen. Es 
ſchloß ſich daran im Laufe des folgenden Jahres die Ein⸗ 
berufung der aus einer Reihe hervorragender Männer der 
Praxis und Wiſſenſchaft gebildeten Zivilprozeßkommiſ⸗ 
ſion, die ſeitdem regelmäßig zu periodiſchen Tagungen zu⸗ 
ſammentrat und im Laufe der Zeit alle wichtigeren Gebiete 
des Zivilprozeßrechts durchberiet. 

Der in der Folgezeit einſetzende Währungsverfall hat das 
auf Jahre berechnete Arbeitsprogramm nicht in der beabſich⸗ 
tigten Weiſe zur Durchführung kommen laſſen. Es ergab ſich 
für die Reichsjuſtizverwaltung eine völlig neue, jedes längere 
Zuwarten ausſchließende Lage. Nur zu deutlich ſteht uns 
noch vor Augen, wie in der damaligen Zeit das jedes Im⸗ 
pulſes entbehrende Verfahren geradezu zum Zerrbild eines 
Prozeſſes wurde. So wie es damals war — darüber kann 
jetzt kein Zweifel beſtehen — ging es in der Tat nicht weiter. 
Es muß meinem damaligen Amtsvorgänger Emminger 
als hohes Verdienſt angerechnet werden, daß er damals auf 
Grund der von der Zivilprozeßkommiſſion geleiſteten Vor⸗ 
arbeiten die Prozeßnovelle aufſtellen ließ und ſie dann trotz 
der gegen ſein Vorgehen einſetzenden ſtarken Widerſtände mit 
der ganzen ihm eigenen Energie zur Verabſchiedung ge⸗ 
bracht hat. 

Über die Bewährung der Novelle von 1924 will ich hier 
nicht näher ſprechen. Gewiß zeigt ſie in verſchiedener Hin⸗ 
ſicht die Spuren eines in ſchwerſter Zeit geborenen Notgeſetzes. 
Soviel dürfte aber doch wohl jetzt auch von den ſchärfſten 
Gegnern der Novelle anerkannt werden, daß durch ſie in das 
Prozeßverfahren im Ganzen ein nicht unbeträchtliches treiben⸗ 
des Moment gebracht iſt und daß an eine Rückwärtsrevidie⸗ 
rung der Novelle in dem Sinne, die „freigemachte richterliche 
Energie“ jetzt wieder brach zu legen, wohl niemand ernſtlich 
denkt. Über eine Reihe wichtiger Neuerungen, wie namentlich 
das Güteverfahren und die ſtarke Erweiterung der einzel⸗ 
richterlichen Funktionen, ſind die Anſichten der Praxis noch 
geteilt. Es gilt jetzt vor allem, Erfahrungen zu famnteln, 
auf Grund deren dann die Vorſchriften der Novelle, die ſich 
als geſund und zweckmäßig erwieſen haben, weiter anszu⸗ 


bauen und diejenigen, deren Anwendung zu Unzuträglich 
keiten geführt hat, zweckentſprechend umzugeſtalten ſein werde 
Der Reichsjuſtizverwaltung fließt in dieſer Hinſicht, name 

lich in den von den Landesjuſtizverwaltungen veranl 3 
Berichten der Gerichte und Anwaltskammern, ein überau 
reiches, wertvolles Material zu. Mit beſonderem Dank it 
auch anerkannt werden, daß ſich das wiſſenſchaftliche Schi 
tum der Fragen der neuen Prozeßordnung mit warmen 
Intereſſe annimmt. Alles dies ſind Bauſteine für das . 
mende Werk. Die Fülle der Erfahrungen und Vorſchläge n. 
ſichten und zu werten, iſt die nächſte Aufgabe, die ſich 1 
das Reichsjuſtizminiſterium und die Ziwilprozeßkommiſſen 
ergibt. Nicht grundlegende Neuerungen vorzubereiten, ſon ke: 
die alten und die neuen Verfahrensſätze auf Grund der = 
zwiſchen geſammelten praktiſchen Erfahrungen in exakter Klein 
arbeit zu einem einheitlichen, in allen Einzelheiten in I 
geſchloſſenen und aufeinander abgeſtimmten Ganzen zuſamme 

zufügen, das wird auf dem Gebiete des Erkenntnisverfahrenm 


te des 
Vollſtreckungsrechts. Die Novelle von 1924 hat hier 


lung 


auch gegenwärtig noch außerordentlich ſtark ſind. Es ſei in 
daran erinnert, mit welcher unvermittelten Kraßheit ſi weise 
den letzten Jahren die Anſchauungen der wirtſchaftlichen Krel 
über Schuldner⸗ und Gläubigerſchutz gewandelt haben. sten 
in der Bewertung der eine wirkſame Vollſtreckung am ehe 75 
gewährleiſtenden Mittel gehen die Anſichten unter den gehe 
wärtigen, noch immer kriſenhaften wirtſchaftlichen Verhal 
niſſen ſtärker auseinander denn je. Mit demſelben Nachdrie⸗ 
wie einerſeits die Stärkung des Amtsbetriebes in der 1 
ſtreckung gefordert wird, wird andererſeits der möglichſt on 
beſchränkten Individualtätigkeit des Gläubigers das 2995 
geredet. Auch zu dem uralten Problem, inwieweit 5 
Prioritätsprinzip zugunſten des Ausgleichsprinzips 
ſchwächungen zu erfahren hat, wird Stellung genommen 15 
den müſſen. Es ſind außerordentlich ſchwierige Fragen, der 
hier der Löſung harren, Fragen, zu deren befriedigen g 
Löſung eine Mitarbeit aller beteiligter Kreiſe, vor allem a wie 
der theoretiſchen Wiſſenſchaft in noch höherem Grade 
beim Erkenntnisverfahren erforderlich ſein wird. daß 
Von vornherein iſt deshalb in Ausſicht genommen, ei 
nach Vollendung der erſten Entwürfe der neuen Zivilpron 
ordnung alle beteiligten Kreiſe der Praxis und vor allem Sic 
der Wiſſenſchaft eingehende Gelegenheit zu kritiſcher W 
lungnahme erhalten. lang 
Daß der Weg bis zur Vollendung des Geſamtwerks Ner- 
und mühevoll iſt, wiſſen wir alle. Das Ziel, durch eine * 
fahrensordnung, wie fie uns als Ideal vorſchwebt, dem d 
und dem inneren Frieden zu dienen, iſt aber ein ſo ho 
daß der Eifer an dieſem Werke nicht erlahmen darf. von 
Ich habe hier, deſſen bin ich mir wohl bewußt, nur 
der einen Seite des Problems, der Berfahrensordnung, fie 
ihrer Geſtaltung geſprochen, nicht von den Männern, DIE lr 
anzuwenden berufen ſind. Daß eine gute Prozeßordnu e, 
in der Hand von Männern, die ſie zu meiſtern MIT 
ſegensreich wirkt und andererſeits ein mangelhaftes“ be 
auch den tüchtigen, kunſtgewandten Richter und Anwalt . 
hindert, iſt eine Binſenweisheit. Gleichwohl wird nut Ein 
zu häufig dem Geſetzgeber ein Fehler deſſen, der das 


ver’ 


: * 
anzuwenden hat, und dem Richter oder Anwalt eme 
vollkommenheit des Geſetzes in die Schuhe geſchoben. ns 


wichtig wie die Vervollkommnung des Geſetzes iſt die 7, 
bildung in der Kunſt der Geſetzesanwendung, der prakti 
Übung des Verfahrens. Daher kann ich es nur lebhaft 1 
grüßen, daß die Vereinigung der Zivilprozeßlehrer in enen 
Erkenntnis der gerade ihr auf dieſem Gebiete zugefall mit 
hohen Aufgaben ſich auf ihrer diesjährigen Tagung auch 1 
der überaus wichtigen Frage der Ausbildung der ! 
gen Juriſten im Prozeßrecht beſchäftigen wird. 


nor 
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Größere Aufſätze 


Die Nechtsanwaltſchaft bei den ausländiſchen Arbeitsgerichten.) 


Von Rechtsanwalt und Dozent Dr. Georg Baum, Berlin. 


& „ 
tag Nin Reichsarbeitsblatt (6. Ig. Nr. 24 S. 417, nebſt Nach⸗ 
des r 34 S. 617) gibt Regierungsrat Joachim (Referent 
in labelchsarbeitsminiſteriums für den Arbeitsgerichtsentwurf) 
die ellariſcher Form eine ſehr intereffante Überfiht über 
faßt irbeitsgerichtsbarkeit im Ausland. Sie um⸗ 
7 25 Staaten: Geſetzliche Grundlagen, Name 
Me der Einrichtung, Verhältnis der Einrichtung zu 
nis und Gemeinde (Träger der Einrichtung), Verhält⸗ 
(N zur ordentlichen Gerichtsbarkeit, Zuſammenſetzung 
züge er Beiſitzer), Zuſtändigkeit, Verfahren (Rechts⸗ 
ee üteverfahren, Vertretung der Parteien, insbeſ. durch 
e, beſondere Beſchleunigung, Koſten). Auf dieſe 
Arbeit ann, für faſt alle Streitfragen, die bei dem jetzigen 
rial sgerichtsentwurf auftauchen, rechtsvergleichendes Mate⸗ 
wicht erangezogen werden. Die für die Anwaltſchaft beſonders 
un Frage der Vertretung vor Gericht foll im folgenden 
Unterſtüzugedender behandelt werden. Durch dankenswerte 
Dr. Atützung einer Reihe von Kollegen, insbeſ. des Juſtizrats 
lic agnus, war es dem Verfaſſer dieſes Aufſatzes mög⸗ 
wal er einer Reihe von Ländern direktes Material zur An⸗ 
mzef age vor den Arbeitsgerichten heranzuziehen, das die 
in abellariſchen, Ausführungen von Joachim weſentlich 
Tabelf und teilweiſe ein etwas anderes Bild gibt. Die 
Ergebnis igt für die dort aufgeführten 25 Staaten folgendes 


„Keine Arbeitsgerichte: Bulgari i 
gerichte: Bulgarien, Eſtland, Finnland, 
unetbenlant, Groß-Britanien, Litauen, Rumänien, 81 Ver⸗ 
die Staaten von Amerika (9). 
beſonn Lettland und in den Niederlanden ſind keine 
AR eren Gerichte zuſtändig, jedoch findet für Arbeits⸗ 
daß eiten ein beſonderes Verfahren ſtatt. Angaben darüber, 
gewöhne dieſes, hinſichtlich der Zulaſſung der Anwälte, von der 
gema Pin 155 ordentlichen Gerichtsbarkeit unterſcheidet, ſind nicht 
über 3 g Selk 0 1 i 
Kan ugoſlawien und Spanien findet ſich bei Joachim nur 
leg gabe, daß Gewerbege richte i. S. der 5. een Ge⸗ 
len & bung beſtehen; in Polen beſtehen nur in den ehemals deut⸗ 
ae noch die Gewerbegerichte des deutſchen Rechts (3). 
Arbeiten beſchränkt zugelaſſen find die Anwälte vor den 
rn Are in Dänemark, Frankreich, Norwegen und Un⸗ 


Gänzlich ausgeſchloſſ ind di älte i 
u lid hloſſen find die Anwälte in Portugal 
0 Schweizer Kanton ak AN | 1 0 
den eben e Zulaſſung der Anwälte beſteht in folgen⸗ 
af Velgien, Ausſchluß vor dem Bureau de coneiliation, Zu» 
em om: dem Bureau de jugement. b) Italien, Ausſchluß vor 
Proyinei egio dei probiviri, Zulaſſung bei der Commissione arbitrale 
00 Sa und den neu eingeführten Magistrati del lavoro. 
a) Thesrreich, Zulaſſung nur bei Streitwerten über 50 Schillinge. 
nen. gcheſtowakei, Zulaſſung nur bei Streitwerten über 300 Kro⸗ 
rich fes Rußland, Zulaſſung bei der Arbeit kammer des Volkesge⸗ 
> Ausichluß beim Schiedsgericht und der Einigungskammer. 
Dieſe Feſtſtellungen ſind auf Grund der diesſeitigen Er⸗ 
ungen wie folgt zu ergänzen: 
über N Spanien beſtimmt das Geſetz v. 22. Juli 1912 
die „Tribunales industriales“ in Art. 22: 
erforbe die Mitwirkung eines Advokaten oder Prokurators iſt nicht 
— bench. Jede der Parteien kann ſich aber der Hilfe eines ſol⸗ 
del edienen, jedoch fällt die Zahlung der Honorare und Stem⸗ 
Artie dehaltlich der Beſtimmungen der Artikel 19, Abſ. 2—3 und 
Porte 58, Abſ. 2. dieſes Geſetzes ausſchließlich der betreffenden 
ie P zur Laſt. Im Oberſten Gericht (tribunale supremo) müſſen 
arteien durch einen Juriſten (letrado) vertreten ſein.“ 
Ser In Jugoſlawien iſt nach SS 46 und 50 des ſerbiſchen 
N en v. 16. April 1912 Vertretung durch jedermann, alſo 
für d. urch Anwälte, zugelafjen. Ob das ſerbiſche Geſetz nur 
ner as Gebiet des alten Königreichs Serbien gilt, oder auf 
Jugoslawien, insbeſ. die früher öſterreichiſchen Teile aus⸗ 


Ned 5 1 2 r 2 
auf f war bis zum Abſchluß dieſer Arbeit nicht feſt⸗ 


miltl. 


Br, 9 Kg auch Erklärung der deutſchen Rechtslehrer, Z. f. Otſch. 


In Italien (Mitteilung der Advokaten Prof. Ghiron 
und De Sanctis in Rom) müſſen vor den durch das Geſetz 
v. 15. Juni 1893 eingerichteten Gewerbegerichten (Collegio 
dei probiviri), die Streitigkeiten zwiſchen gewerblichen Unter⸗ 
nehmern und ihren Arbeitern zu entſcheiden haben, die Par⸗ 
teien in Perſon erſcheinen. Sie können ſich nach Art. 32 des 
Geſetzes, im Fall nachgewieſener Erkrankung oder genügend 
entſchuldigter Abweſenheit, von einem Mitglied ihrer Familie 
oder in Ermangelung eines ſolchen, von einem Arbeitgeber 
oder Arbeitnehmer, der der betreffenden Klaſſe angehört, ver⸗ 
treten laſſen. Anwälte ſind ausgeſchloſſen. Ausgeſchloſſen ſind 
nach dieſer Faſſung auch die nicht berufstätigen Vertreter der 
Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerorganiſation. Die Gewerbe⸗ 
gerichte ſind nur mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern ohne 
unparteiiſchen Vorſitzenden beſetzt. Die Provinzialkommiſſion 
für den Dienſtvertrag (Comissioni provineiali per l’impiego 
privato) ſind eingeführt durch Geſetzesverordnung v. 2. Dez. 
1923. Sie tagen unter einem richterlichen Vorſitzenden und 
ſind zuſtändig für alle Anſprüche der Angeſtellten aus dem 
Dienſtvertrag bis zum Betrage von 20000 Lire. Vor dieſen 
Provinzialkommiſſionen und der jetzt beim Appellhof in Rom 
eingerichteten Rechtsmittelinſtanz können ſich die Parteien durch 
Anwälte vertreten laſſen. Art. 8 AusfVO. v. 13. Nov. 1924 
drückte dies folgendermaßen aus: 

„Die Parteien können perſönlich erſcheinen oder ſich von einer 
Perſon ihres Vertrauens, die mit General- oder Sondervollmacht 
verſehen iſt, vertreten laſſen, auch wenn ſie nicht ein Anwalt iſt.“ 

Endlich iſt durch Geſetz v. 3. April 1926 eine neue Ar⸗ 
beitsgerichtsbarkeit für Kollektivſtreitigkeiten eingeführt, und 
zwar ſowohl für Streitigkeiten aus beſtehenden Verträgen, als 
auch zum Zwecke der Feſtſetzung neuer Arbeitsbedingungen. 
(Magistrato del lavoro.) Hier beſtimmt Art. 73 Ausf. 
v. 7. Juli 1926: 

„Die Parteien können perſönlich vor Gericht erſcheinen, ſie 
Rönnen jedoch von einem Prokurator vertreten ſein und im Bei⸗ 
ſtand von nicht mehr als einem Advokaten und einem 
oder mehreren techniſchen Beratern erſcheinen. 

Falls die Zahl der letzteren für die Bedürfniſſe der Sache 
zu groß erſcheint, hat das Gericht ihre Beſchränkung anzuordnen. 
In jeder Sache und jedem Stadium kann das Gericht das perſön⸗ 
liche Erſcheinen der Parteien anordnen.“ 

Die italieniſche Rechtsentwicklung zeigt alſo, daß man 
nach urſprünglicher Ausſchließung der Anwälte bei den ſpäter 
eingeführten Gerichten zur Anwaltszulaſſung übergegangen 
iſt, und daß von dem Beiſtand der Anwälte anſcheinend ſogar 
ſo häufig Gebrauch gemacht wird, daß die letzte Ausführungs⸗ 
verordnung ſogar beſtimmen mußte, daß nicht mehr als 
ein Anwalt als Beiſtand erſcheinen darf. 

Für die Schweiz beziehen ſich die Angaben von Joa⸗ 
chim nur auf den Kanton Bern. Da die Arbeitsgerichtsbar⸗ 
keit dort kantonal geregelt iſt, konnten in der Tabelle natürlich 
nicht ſämtliche Kantone berücksichtigt werden!). — Nach mei⸗ 
nen Ermittlungen (Dr. Keller⸗ Huguenin und Dr. Hed⸗ 
wig Widmer in Zürich) beſtehen in der Schweiz Gewerbe⸗ 
gerichte in 12 Kantonen, und zwar zum Teil nach franzöſi⸗ 
ſchem, zum Teil nach deutſchem Muſter, zum Teil nach einer 
beſonderen Fortbildung des deutſchen Syſtems, dem Muſter 
des Kantons Baſel⸗Stadt. Die meiſten Gewerbegerichtsgeſetze 
ſtehen auf den Standpunkt, daß die Parteien perſönlich zu er⸗ 
ſcheinen haben und laſſen eine Vertretung überhaupt nur 
im Falle der Verhinderung aus wichtigem Grunde zu. Den 
gänzlichen Ausſchluß der Anwaltsvertretung, ſelbſt bei Ver⸗ 
hinderung der Partei, ſehen nur die Geſetze von Bern, Sankt 
Gallen, Aargau, Solothurn und Waadt vor. Alle übrigen laſ⸗ 
ſen Anwälte in dem Umfange zu, in dem überhaupt eine Ver⸗ 
tretung zugelaſſen wird. Nur Zürich bildet eine Ausnahme, 


) Es fällt vielleicht auf, daß gerade einer der wenigen Kantone 
herausgegriffen wurde, die Anwälte nicht zulaſſen. Das liegt aber 
offenbar daran, daß die deutſche Geſandſchaft, von der die Angaben 
ſtammen, ihren Sitz in Bern hat. 
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indem es die Anwälte bis zu einem Streitwerte von 200 Fr. 
nur in Fällen dringender Verhinderung, bei höheren Streit⸗ 
werten dagegen unbeſchränkt zuläßt. 

Nach der ruſſiſchen Geſetzgebung (Mitteilung von 
Rechtsanwalt Dr. Rapaport, Rechtsabteilung der ruſſiſchen 
Handelsvertretung in Deutſchland) ſind die Anwälte, wie be⸗ 
reits bemerkt, bei den Arbeitskammern der Volksgerichte zu⸗ 
gelaſſen. Dieſe ſind zuſtändig, ſoweit nicht die Parteien die 
Einigungskammer, und falls vor dieſer kein Vergleich zu⸗ 
ſtande kommt, das Schiedsgericht anrufen. Einigungskammer 
und Schiedsgericht können nur im Einverſtändnis der Streit⸗ 
parteien und unter der Vorausſetzung angerufen werden, daß 
für die ſtreitenden Arbeitnehmer die zuſtändige Gewerkſchaft 
auftritt. Die Parteien haben alſo in Rußland die Wahl zwi⸗ 
ſchen einem Verfahren mit Anwaltszulaſſung und einem ſol⸗ 
chen mit Vertretungsmonopol der Organiſation. 

In Belgien hat die Anwaltszulaſſung eine intereſſante 
Entwicklung genommen. Hierüber macht RA. Dr. Norden 
(früher Brüſſel) die nachſtehenden Mitteilungen, die ihrerſeits 
wiederum auf Information des Herrn H. De Boelpaepe be⸗ 
ruhen, der über 20 Jahre die Funktionen eines greffier en 
chef bei dem Brüſſeler Conseil de prud'hommes ausgeübt hat: 

„Das belgiſche Geſetz vom 7. Febr. 1859, durch das die 
Conseils de prud'hommes in Belgien, wo ſie nach der Trennung 
Belgiens von Frankreich mit Ausnahme der Antwerpener und 
flandriſchen Gerichte abgeſchafft worden waren, neu organiſiert 
wurden (vgl. mein Handbuch der Rechtsverfolgung in Belgien. 
1916, 46 ff., 215 ff.), beſtimmte, daß die Parteien perſönlich zu er⸗ 
ſcheinen hatten, und Vilain, einer der Väter des Geſetzes, ſchrieb 
in ſeinem Kommentar (guide théorique et pratique des Conseils de 
prud'hommes): „Elles“ (= les parties) ne peuvent se faire 
assister par un döfenseur.“ 

Dieſer Zuſtand danerte bis 1896, wo der Kaſſationshof ein 
Urteil des Conseil de prud hommes von Molenbeek St. Jean, das 
auf die Unzuläſſigkeit des Auftretens eines Anwalts im Termin der 
Verhandlung erkannt hatte, mit der Begründung aufhob (11. Juni 
1896, vgl. Pasicrisie 1896, I, 217), daß „les Conseils de prud'hom- 
mes consistent une jurisdiction. En consequence, les parties 
comparaissant en personne ou réguliérement représentées 3 
Paudience ont le droit de s’y faire assister par un avocat.“ — Bon 
da ab wurden die Anwälte in den Verſammlungen der Conseils 
als Beiltände ihrer Klienten zugelaſſen. — Das Geſetz vom 
15. Mai 1910 über die Neuorganiſierung der Conseils de prud'- 
hommes hat nicht nur dies Recht der Anwälte beſtätigt, ſondern 
ſogar erweitert, indem es in ſeinem Artikel 62 beſtimmte: „Les 
parties ont le droit de se faire représenter (= vertreten) ou 
assister devant le Conseil par un avocat réguliérement in- 
i 

Der Anwalt, der eine Partei vertritt, braucht keine Vollmacht 
beizubringen. Nur im Sühnetermin, der jeder Verhandlung vorher⸗ 
gehen muß, dürfen die Parteien ſich weder durch einen Anwalt 
vertreten noch verbeiſtanden laſſen. Aber dieſe Beſtimmung iſt 
vom Anfang heftig kritiſiert und als eine wenig glückliche bezeich⸗ 
net worden; denn nicht immer wird der ſtarkbeſchäftigte Arbeit⸗ 
geber, der ſelber nicht abkömmlich iſt, einen vertrauenswürdigen, 
energiſchen Angeſtellten zur Verfügung haben, der ihn, wenn er 
verklagt wird oder klagen muß, im Sühnetermin zweckeutſprechend 
vertrete, kann, und wer ſoll es z. B. übernehmen, in dieſem Ter⸗ 
min einen Angeſtellten oder Arbeiter zu vertreten, der gegen 
ſeinen bisherigen Chef an dem Orte von deſſen Handelsnieder⸗ 
laſſung klagt, während er ſelbſt (der Arbeiter oder Angeſtellte) 
viele Meilen von dort entfernt eine neue Stellung angenommen 
hat? Die gleiche Schwierigkeit beſteht z. B. auch für eine aus⸗ 
ländiſche Firma, die ſich genötigt ſieht, gegen ihren belgiſchen Ver⸗ 
treter vor dem Arbeitsgericht vorzugehen, das ſowohl für Kon⸗ 
flikte mit Arbeitern und für Konflikte mit Angeſtellten zuftändig 
iſt. Der Anwalt der betreffenden Firma wird dann nicht anders 
können, als einen ſeiner Angeſtellten der Form halber zum Sühne⸗ 
termin zu ſenden und dann erſt bei der ſpäteren ordentlichen 
Verhandlung vor dem Gericht für ſeine Klientin aufzutreten, ſo daß 
der Sühnetermin häufig zu einer überflüſſigen, zeitraubenden 
Förmlichkeit herabſinkt, wie dies übrigens in der Regel bei allen 
irgendwie komplizierten inländiſchen Rechtsſtreitigkeiten der Fall 
iſt, die vor den Conseils zum Austrag kommen. 

Das neue belgiſche Geſetz über die Conseils de prud'hommes, 
das ſoeben veröffentlicht wurde, aber noch nicht in Kraft getreten 
iſt, hat die vom Geſetz vom 10. Mai 1910 hinſichtlich der An⸗ 
wälte anerkannten Grundſätze beibehalten. 

Anfänglich, d. h. nach 1896 wurde das Auftreten der An⸗ 
wälte in der Verhandlung von den Richtern, insbeſ. von denen, die 
dem Arbeiterſtand angehörten, mit ziemlich mißgünſtigen Augen 
angeſehen. Allmählich aber kam man, wie mir von Herrn de 
Boelpaepe beſtätigt wird, der die ganze Entwicklung aus nächſter 


Nähe mit durchgemacht hat, zu der Feſtſtellung, daß ihr Auf 
treten, insbeſ. in den bedeutenden Sachen, von großem Nutzen 1 — 
Die Zuſtändigkeit des Conseils wurde beſtändig erweitert; die No 
vellen über den Arbeitsvertrag und den Angeſtelltenvertrag, er 
beide im Code völlig unzureichend geregelt waren, machten eine ET 
höhte Sach- und Rechtskenntnis erforderlich, und es wird n 
mehr beſtritten, daß das Auftreten der Anwälte of 
äußerſt wünſchenswert iſt. 

Vor der Kammer für Angeſtellte iſt ihr Auftreten die Re 
Vor der Kammer für Arbeiter iſt es weniger häufig. Y 

Eine Verteuerung der Prozeßkoſten entſteht in Belgien durch 
das Auftreten der Anwälte nicht. Im übrigen iſt die Honorierung 
der Anwälte Sache der Parteien, und dafür, daß in dieſer Hinſich 
die unbemittelten Parteien nicht ins Hintertreffen geraten, bzb, 
ſchlechter geſtellt find als ihre vermögenden Gegner, iſt einerſeit⸗ 
durch die Organiſation des Armenrechts geſorgt, andererſeits dur 
die Gewerkſchaften ſelbſt, deren Vertrauensanwälte zur Suce 
haben, ihren Mitgliedern unentgeltlich oder gegen eine Pauschale 
Entſchädigung beizuſtehen, falls ſie es nicht ſchon aus politiſchen 
oder menſchlichen Rückſichten tun. 

In Frankreich (Advokat Coulon in Paris) 55 
ruhen die Gewerbegerichte (Conseil des prud’hommes) dit 
dem Geſetz v. 27. März 1907. Dieſes verlangt in der Rege 
das perſönliche Erſcheinen der Parteien und trifft für den 
Fall der Behinderung in Art. 26 folgende Regelung: 0 

1. Die Parteien können ſich, aber nur im Fall der Ab⸗ 
weſenheit oder Krankheit durch einen Arbeiter oder Arbeit 
geber vertreten laſſen, der das gleiche Gewerbe ausübt. 

2. Die Chefs induſtrieller und kaufmänniſcher Unter? 
nehmungen können ſich ſtets durch den Geſchäftsleiter oder 
einen Angeſtellten ihres Unternehmens vertreten laſſen. 2 

3. Die Parteien können ſich endlich durch einen ordnungs⸗ 
mäßig beim barreau eingetragenen Advokaten oder durch einen 
avoue, der beim Zivilgericht des arrondissement zugelaſſe 
iſt, vertreten laſſen. h 

Die Rechtſprechung des Kaſſationshofes nimmt allerding 
an, daß dieſe Vertretung nur im Falle der Abweſenheit oder 
Krankheit möglich iſt (Urt. v. 26. Juni 1912). Dagegen kön⸗ 
nen die Parteien in allen Fällen mit einem Beiſtand er⸗ 
ſcheinen, und zwar ſowohl mit einem Arbeiter oder Arbeit⸗ 
geber, der das gleiche Gewerbe ausübt, als auch mit einem 
Advokaten oder avoué. en 

Das Geſetz von 1907 ſieht auch in Art. 40 die Gewähr 
rung des Armenrechts bei dem Conseil des prud'hommes 
unter den gleichen Formen und Vorausſetzungen wie beim 
Friedensgericht vor. Die Partei, die außerſtande iſt, einen 
ee zu bezahlen, kann ſich einen Offizialanwalt beiordnen 
aſſen. 
‚_ Über tatjächliche Handhabung der Anwaltsvertretung und 
ihre Wirkung ſchreibt Coulon: 

„Tatſächlich ſpielt der Advokat vor den Conseil des prud’homme® 
Reine große Rolle, ſondern betätigt ſich hauprſächlich in der Berufung 
inſtanz. Das kommt zunächſt daher, daß die meiſten anhängigen A 
zeſſe von geringer Bedeutung ſind und ſich im weſentlichen auf Tat- 
fragen beſchränken. Es kommt auch ferner daher, daß ſich die Con 
seils des prud’hommes nicht aus Berufsrichtern, ſondern aus ge 
wählten Richtern, zum Teil Arbeitgebern, zum Teil Arbeitnehmern, 
zuſammenſetzen und daß fie eine gewiſſe Tendenz haben, ſich als ei 
reine Billigkeitsjuſtiz zu betrachten. Wenn man auch nicht ſagen Kann, 
daß zwiſchen ihnen und den Advokaten ein gegenſeitiges Mißtrauen 
beſteht, jo ſcheint mir doch, daß fie vorziehen, ſich mehr auf die An 
einanderſetzungen zu ſtützen, die ihnen die Parteien perſönlich geben. 
Auf der anderen Seite beſchränkt ſich auch ein Teil der Anwälte vor 
den Gewerbegerichten im weſentlichen darauf, die Anträge zu ſtellen 
und ſie nur ſummariſch zu begründen, um ſich weitere Ausführungen 
für die Rechtsmittelinſtanz vorzubehalten, die aus Berufsrichtern 0 
ſteht (tribunal civil). Dennoch kreten Advokaten in wichtigen Sache, 
vor den Gewerbegerichten auf, insbeſ. in ſolchen, bei denen es ſich 15 
Prinzipienſachen oder große Objekte handelt. Auf der anderen Se 
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bien de geben. Auf der anderen Seite verlangen die Arbeiter energiſch 
inſta inrichtung von Conseils des prud hommes in der Berufungs⸗ 
wil und fordern, daß die Berufung nicht mehr an das gewöhnliche 
Denkt geht. Keine der verſchiedenen Kritiken aber 
er ſich gegen die Art der Vertretung oder des 
iſtandes, wie fie durch das Geſetz von 1907 ein⸗ 


ni Von beſonderem Intereſſe für unſere deutſchen Verhält⸗ 
2e iſt die Regelung in Oſterreich, wo bekanntlich jetzt die 
fung bei einem Streitwert von über 50 Schilling er⸗ 
fi Fo Die dort gemachten Erfahrungen müſſen bei der Ahn⸗ 
K des Rechts und der ſozialen Verhältniſſe auch für die 
Deutſchland beteiligten Kreiſe von beſonderem Intereſſe ſein. 
8 In dieſer Beziehung liegt mir zunächſt vor ein Schreiben 
50 „Ammer für Arbeiter und Angeſtellte in Wien 
28. Schriftleitung der öſterreichiſchen Anwaltszeitung vom 
Mai 1926, das folgenden Wortlaut hat: 
Weider Frage der Zulaſſung von Rechtsanwälten zur Parteien⸗ 
Suteilen 9 vor dem Gewerbegerichte beehre ich mich folgendes mit⸗ 
egtenlüßlich der Beratung des Entwurfes des neuen Gewerbe⸗ 
kuſſio Sgeſetzes im Jahre 1921 war dieſe Frage Gegenſtand der Dis⸗ 
Bu n in den Arbeiterkammern und Gewerkſchaften. Die Diskuffion 
gab, daß die Erfahrungen, die in Öfterreich mit der Zulaſſung der 
Ren antälte zur Vertretung bei den Gewerbegerichten gemacht wurden, 
die e ſind, als daß man beſtrebt ſein müßte, 
Dau älte von den Gewerbegerichten aus⸗ 
reits o teßen. Es wurde lediglich die im Regierungsentwurfe be⸗ 
orgeſehene Wertgrenze des Streitgegenſtandes, bis zu welcher die 
zonltsanwälte zugelaſſen werden ſollen, als zweckmäßig anerkannt, 


1 ei ertgrenze, die bekanntlich feither durch die Gerichtsentlaſtungs⸗ 
höht linear mit den anderen Wertgrenzen zu wiederholten Malen er⸗ 
ke, wurde. Da auch feither keine Klagen gegen das Auftreten von 


dahnanweiten bei den Gewerbegerichten laut geworden ſind, hat die 
I auch eine diesbezügliche Anfrage einer großen deut⸗ 
des 5 Gew erkſchaftszentrale, die ſich anläßlich der Beratung 
wolle chen Arbeitsgerichtsentwurfes bei der Kammer Rat holen 
% im Sinne dieſes Schreibens beantwortet. 
In vorzüglicher Hochachtung 
gez. Dr. Heindl m. p. 
Sekretär der Wiener Arbeiterkammer. 


bela Die Kammer für Arbeiter und Angeſtellte iſt 
neh untlich die amtliche Vertretung der öſterreichiſchen Arbeit⸗ 
L zmer. Sie iſt durch Geſetz v. 26. Febr. 1920 geſchaffen, 
a) welchem fie „geſetzlich zur Vertretung der wirtſchaftlichen 
Verkroſſen, der im Gewerbe, in der Induſtrie, im Handel und 
kkehr und im Bergbau tätigen Arbeiter und Angeſtellten 
und zur Förderung der auf die Hebung der wirtſchaftlichen 
Ber ſozialen Lage der Arbeiter und Angeſtellten abzielenden 
ſtrebungen berufen iſt.“ — 
deu, ie im Schreiben erwähnte Auskunft an eine große 
15 che Gewerkſchaftszentrale iſt, wie inzwiſchen feſtgeſtellt 
ſch ben iſt, dem „Allgemeinen deutſchen Gewerk⸗ 
bieſeſte bu nd“ erteilt. Auf die Bitte nach einer Abſchrift 
AR Auskunft hat Herr Dr. Heindl geantwortet, daß das 
den ende Aktenſtück verloren gegangen ſei. Er teilt aber über 
Inhalt dieſes Gutachtens mit: 
Wir haben nach Deutſchland geſchrieben, daß zwar anläßlich 
Jahr eratung uunſeres Gewerbegerichtsgeſetzentwurfes zu Ende des 
15 2 1921 über die Frage der Zuläſſigkeit von Rechtsanwälten 
amn ertretung vor dem Gewerbegericht geſprochen wurde. Die 
kei zermitglieder einigten ſich aber dahin, daß dieſe Zuläſſig⸗ 
0 bisher keine ſolchen Nachteile gezeitigt hätte, als 
durde 10. gegen ſie auftreten müßte. Als zweckmäßig 
Berti, ediglic dichn dem Regierungsentwurfe bereits vorgeſehene 
en anerlhunt, die Anwälte erſt von einem beſtimmten 
Au * des Streitgegenſtandes aufwärts zur Vertretung zuzulaſſen. 
leer ſeit dem Beſtand des neuen Gewerbegerichtsgeſetzes iſt in 
gegenndufaſſung kein Wandel eingetreten. Die Kammer, die ſich 
ein ärtig mit den Beratungen über den Entwurf eines allge: 
ide n Arbeitsgerichtsgeſetzes befaßt, wird auch vorausſichtlich in 
10 um keinen Ausſchluß der Rechtsanwälte von den 
gemeinen Arbeitsgerichten vorſehen. 5 
Es würde von großem Jutereſſe ſein, wenn der Allge⸗ 
e deutſche Gewerkſchaftsbund das Schreiben, das doch für 
en arlamentariſche Behandlung des Arbeitsgerichtsentwurfes 
Bar großem Intereſſe fein dürfte, mitteilen würde, $ 810 
B. gilt zwar nur für das bürgerliche Recht und nicht für 
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die Politik. Der dort ausgeſprochene Grundſatz dürfte aber 
auch hier beachtenswert erſcheinen. 

Wenn demnach die öſterreichiſchen Gewerkſchaften 
keine ſchlechten Erfahrungen mit der Zulaſſung der Anwälte 
bei den Gewerbegerichten gemacht haben, ſo gilt das gleiche 
von den Gewerbegerichten ſelbſt. Ich verweiſe auf die 
eingehenden Darlegungen des Univerſitätsprofeſſors 
und Oberlandesgerichtsrats Swoboda in Graz 
(Oſterr. Anwaltszeitung 3. Ig. Nr. 11), der insbeſ. darauf hin⸗ 
weiſt, daß die Zulaſſung der Rechtsanwälte, die in Abänderung 
des bisherigen Gewerbegerichtsgeſetzes erſt nach der Revolution 
i. J. 1919 erfolgt ſei, ſich auf Grund der Erfahrung einer 
nunmehr 7 jährigen Praxis derart bewährt hätte, daß durch 
das Geſetz v. 4. Juni 1925 das Objekt für die Zulaſſungs⸗ 
grenze ſogar noch herabgeſetzt worden ſei. Zu dem gleichen 
Ergebnis kommt Oberlandesgerichtsrat Stark in 
Wien (JW. 1924, 1942). 

Endlich möchte ich noch als Außerung eines gegenwärtig 
amtierenden öſterreichiſchen Gewerbegerichtsvorſitzenden aus 
einem Brief, den Oberlandesgerichtsrat Dr. Karl Ißleib, 
Vorſitzender des Gewerbegerichts Graz, unter dem 
1. Juli an den Deutſchen Anwaltverein ſchrieb, die folgenden 
Sätze hervorheben: 

Nach meiner vieljährigen Erfahrung als Ge- 
werbegerichtsvorſitzender in Graz wird die rechtsan⸗ 
waltliche Vertretung vor dieſem Forum von den Par⸗ 
teien ſehr häufig in Anſpruch genommen, und zwar nicht 
nur von ſeiten der Unternehmer, ſoweit dieſe ſich nicht Be⸗ 
vollmächtigter ihrer Berufsvereinigung bedienen. Da es ſich in der 
Regel nicht um einfache Lohnforderungen handelt, ſondern die über⸗ 
wiegende Mehrzahl der Fälle recht komplizierte Tatbeſtände auf⸗ 
weiſt, muß es vom richterlichen Standpunkt im Inter⸗ 
eſſe der raſchen und erſchöpfenden Prozeßabwicklung nur be⸗ 
grüßt werden, wenn an Stelle der zeitraubenden informativen 
Befragung der Parteien der juriſtiſch geordnete und auf das 
Weſentliche befchränkte Vortrag des Rechtsanwalts tritt und wenn 
die Klagen und ſonſtigen Schriftſätze gehörig inſtruiert find. — 
Ich habe auch während des Beweisverfahrens die auf die Ermitt⸗ 
lung der materiellen Wahrheit gerichtete Mitarbeit der Rechts⸗ 
anwälte als beſonders ſchätzenswert kennen gelernt. — Bei der 
großen Ausdehnung der Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte auf 
faſt alle Arbeitsverhältniſſe, bei der Wichtigkeit der hier zu ent⸗ 
ſcheidenden grundſätzlichen Frage bei der durchſchnittlich ganz be⸗ 
deutenden Höhe der Punkten wäre der Ausſchluß der Anwaltſchaft 
nicht nur eine ſchwere Schädigung der Rechtspflege, ſondern auch 
eine durchaus ungerechtfertigte Beſchränkung der Parteien in ihren 
ee Anders Steht die Sache bei den Fällen unter 50 8. 
— 20 Friedensmark). Bei derartigen unbedeutenden Prozeſſen, die 
übrigens kaum 5 % des Geſamtanfalls ausmachen, iſt der Aus⸗ 
ſchluß der rechtsanwaltlichen Vertretung wegen der (mit dem 
Punktum nicht mehr zu vereinbarenden) entſtehenden Prozeßkoſten 
meiner Anſicht nach vollkommen gerechtfertigt. — Im Intereſſe 
der Rechtsangleichung zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Oſterreich wäre es nach dem Vorgeſagten 
nur zu begrüßen, wenn der Entwurf des deutſchen 
Arbeitsgeſetzes unter Hinweis auf die günſtigen 
Erfahrungen der öſterreichiſchen Arbeitsgerichte 
die rechtsanwaltliche Vertretung, höchſtens mit Ans⸗ 
1 der ganz unbedeutenden Streitſachen, für zuläſſig erklären 
Würde. 

Die vorſtehende Überficht zeigt alfo, daß, ſoweit Arbeits⸗ 
gerichte beſtehen, faſt ausnahmslos in der ganzen Kulturwelt 
Anwälte bei ihnen zugelaſſen ſind. Über Modalitäten der Zu⸗ 
laſſung, wie ſie in anderen Ländern beſtehen, läßt ſich auch 
bei uns reden. Es zeigt ſich jedenfalls, daß in faſt allen Län⸗ 
dern gerade die neueſte Geſetzgebung für die Anwaltszulaſſung 
ſich ausspricht. Sowohl die Sowjetgeſetzgebung Rußlands wie 
die Muſſolinigeſetzgebung Italiens läßt Anwälte in arbeits⸗ 
gerichtlichen Sachen zu. Das einzige Land, das fie gänz- 
lich und für ſein ganzes Gebiet ausſchließt, iſt Por⸗ 
tugal! Zahlen über Portugal liegen nicht vor. Es ſcheint 
aber zweifelhaft, ob die arbeitsgerichtliche Tätigkeit in dieſem 
ganzen Lande ſo groß iſt wie in einer größeren öſterreichiſchen 
Stadt, wie z. B. Graz oder gar Wien. Die deutſche Geſetz⸗ 
gebung wird zu wählen haben, ob ſie ſich in der Frage der 
Anwaltszulaſſung vor den Arbeitsgerichten an Portugal oder 
an die Geſetzgebung der geſamten übrigen Kulturwelt an- 
ſchließen will! ; 
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Größere Aufſätze 


f Juriſtiſche Wochenſchrif— 


Der 34. Deutſche Juriſtentag. 
Das prozeßrechtliche Thema, 
(Neuregelung des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens.) 
Von Geheimen Regierungsrat, Miniſtertalrat Dr. Volkmar, Berlin. 


Mit Rückſicht auf die große praktiſche Bedeutung, die die 
Schiedsgerichte für unſer Rechts⸗ und Wirtſchaftsleben ge⸗ 
wonnen haben, war von vornherein damit zu rechnen, daß 
die ihnen gewidmeten Verhandlungen des Juriſtentags regſtem 
Intereſſe begegnen würden. Dieſe Erwartung hat nicht ge⸗ 
täuſcht. Das zeigte die große Zahl der Teilnehmer au dieſen 
Verhandlungen, ebenſo wie die lange Reihe der für die Dis⸗ 
kuſſion angemeldeten Redner, von denen ein beträchtlicher 
Teil, weil die zur Verfügung ſtehende Zeit nicht ausreichte, 
nicht mehr gehört werden konnte. 

Auf die Ergebniſſe der Verhandlungen wird man inſofern 
mit Befriedigung blicken können, als ſich nach verſchiedenen 
Richtungen deutlich gezeigt hat, welches die Stellungnahme 
des überwiegenden Teils der Juriſtenwelt zu den Problemen 
des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens iſt, ſo daß die Beſchlüſſe 
des Juriſtentages für die künftige Geſetzgebung eine wertvolle 
Grundlage liefern können. 

I. Beſonders klar war das Ergebnis für die beiden fol⸗ 
genden Grundfragen: 

1. Welche Stellung full die Geſetzgebung 
grundſätzlich den Schiedsgerichten gegenüber 
einnehmen? Es läßt ſich nicht leugnen, daß die nament⸗ 
lich in der Nachkriegszeit dauernd zunehmende Beliebtheit der 
ſchiedsgerichtlichen Erledigung von Rechtsſtreitigkeiten, die 
immer wachſende Zahl der Verbandsſchiedsgerichte 
und anderer ſtändiger ſchiedsgerichtlicher Einrichtungen den 
Freund der ordentlichen Gerichtsbarkeit mit Sorge erfüllen 
kann. Iſt doch ſchon jetzt vielfach die Wirkung eingetreten, 
daß auf ganzen Wirtſchaftsgebieten die Entſcheidung von 
Rechtsſtreitigkeiten den ordentlichen Gerichten völlig entzogen, 
letzteren alſo inſoweit die unmittelbare Berührung mit dem 
praktiſchen Wirtſchaftsleben abgeſchnitten wird. Häufig wur⸗ 
den deshalb Stimmen laut, die von der Geſetzgebung for⸗ 
derten, der Entwicklung des Schiedsgerichtsweſens Einhalt zu 
tun, namentlich durch Aufſtellung beſonderer Formerforder⸗ 
niſſe für den Abſchluß des Schiedsvertrages und durch Er⸗ 
ſchwerung der für künftige Streitfälle abzuſchließenden Schieds⸗ 
vereinbarungen. Hier zeigten die Verhandlungen des Ju⸗ 
riſtentages deutlich, daß ſolche Stimmen vereinzelt blieben. 
Die überwiegende Mehrheit trat den Berichterſtattern bei, 
die davon ausgingen, daß die Geſetzgebung der natürlichen 
Entwicklung folgen und dafür ſorgen müſſe, daß die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften der neuzeitlichen Ausgeſtaltung des Schieds⸗ 
gerichtsweſens und den Bedürfniſſen der Wirtſchaft angepaßt 
werden. Man wird ſich mit dieſem Ergebnis, auch wenn man 
die Gefahr der Unterhöhlung der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
durch eine allzu weite Ausbreitung des Schiedsgerichtsweſens 
nicht verkennt, abfinden können. Denn die große Blüte, zu 
der das Schiedsgerichtsweſen bisher gelangt iſt, läßt auf eine 
in den Umſtänden bedingte innere Notwendigkeit dieſes Vor⸗ 
gangs ſchließen. Dabei iſt auch die große Bedeutung inter⸗ 
nationaler Schiedsgerichte zu beachten, deren Zweckmäßigkeit 
gerade für die deutſchen Intereſſen ſchon daraus hervorgeht, 
daß Deutſchland dem Genfer Protokoll v. 24. Sept. 1923 
(RG Bl. 1925 IL, 47) beigetreten iſt und mit Rußland be⸗ 
ſondere Vereinbarung über Erledigung von Rechtsſtreitigkeiten 
im ſchiedsgerichtlichen Verfahren getroffen hat (Vertrag vom 
12. Okt. 1925 Abſchn. VI RGBl. 1926 II, 41). Wollte man 
hier die Entwicklung durch unnötige geſetzgeberiſche Erſchwe⸗ 
rungen des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens aufhalten, ſo würde 
das auf eine wenig ausſichtsvolle Nadelſtichpolitik hinauslaufen. 
Beherzigenswert iſt in dieſem Zuſammenhange auch die Mah⸗ 
nung, die im Verlauf der Diskuſſion auf dem Juriſtentag 
ein hervorragender Kenner des Schiedsgerichtsweſens an die 
geſetzgebenden Faktoren richtete, bei der Neuordnung des 
Zivilprozeſſes noch mehr als dies bereits durch die Novelle 
v. 13. Febr. 1924 geſchehen ſei, auf Beſchleunigung und Be⸗ 
lebung des Verfahrens hinzuwirken und dadurch einen der 
Hauptgründe für die Abwanderung von Rechtsſtreitigkeiten 


ins ſchiedsgerichtliche Verfahren wegzuräumen. Freilich wird 
man ſich von Maßnahmen nach diefer Richtung nicht zu bie 
verſprechen können. Denn einmal iſt die lange Dauer, 
verwickelte Prozeſſe im ordentlichen Verfahren leicht haben 
können, nicht der einzige Grund für die Bevorzugung ® 
ſchiedsgerichtlichen Erledigung. Sodann aber ſind in vel 
Prozeßnovelle die im Rahmen der hiſtoriſchen Entwicklun 
unſeres Prozeßrechts durchführbaren Beſchleunigungsmal⸗ 
nahmen im weſentlichen erſchöpft. Weitergehendere und VIE 
ſamere Maßnahmen ſind zwar denkbar, ſie würden aber 
radikal anmuten, daß mit ihrer Annahme durch Reichs ra 
und Reichstag kaum zu rechnen wäre, man denke nur an 
öſterreichiſche beſchränkte Berufung, die die Geltendmachung 
neuer Tatſachen ſchlechthin ausſchließt und von Klein als 
einer der Grundpfeiler ſeines Reformwerks, als ein Hauß 
antrieb zu beſchleunigter Prozeßführung angeſehen wurde 
Wohl aber wäre, gerade um der Gefahr der Zurückdrängung 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit durch die Schiedsgerichtsbar⸗ 
keit zu begegnen, dringend erwünſcht, daß die Gerichte, bie 
ſchon bisher ihnen gegebenen Möglichkeiten zur Beſchleunigung 
des ordentlichen Verfahrens allgemeiner und zielbewußter, 
als dies bisher vielfach geſchieht, auszunützen. Freilich l 
ſich nicht verkennen, daß die zur Zeit noch immer ungewöhn 
liche Belaſtung der Gerichte hier vielfach hemmend wirkt 
und die Juſtizverwaltungen mit Rückſicht auf die Beſchränkk⸗ 
heit ihrer Etatmittel und der ihnen zur Verfügung ſtehenden 
Zahl von Arbeitskräften der Überlaſtung ihrer Gerichte ni 
überall ausreichend und rechtzeitig begegnen können. 

2. Wie ſoll ſich die Geſetzgebung gegenüber 
der Tatſache verhalten, daß vielfach die Schieds? 
gerichte die ihnen gewährte Freiheit der Recht? 
findung mißbrauchen, um gegen den klaren Geſetzes 
inhalt zu entſcheiden und dadurch der Durchführung auch 
ſolcher Geſetze entgegenzuarbeiten, deren Innehaltung jr 
dringendſten öffentlichen Intereſſe liegt? Dieſer Frage 
vor der Prozeßnovelle von den Freunden der Schiedsgerichts 
bewegung nur geringe Aufmerkſamkeit geſchenkt worden. Met 
wurde das Bedürfnis eines geſetzgeberiſchen Eingreifens nach 
dieſer Richtung verneint, und der durch die Prozeßnovelle neu 
eingeſtellte § 1042 Abſ. 2, der zuerſt eine geſetzgeberiſche 
Löſung der Frage verſuchte, wurde anfangs heftig bekämph 

Demgegenüber hatten die Verhandlungen des Juriſten 
tages das überraſchende Ergebnis, daß beide Berichterſtatte! 
und faſt alle Diskuſſionsredner, wie übrigens auch das von 
RA. Dr. Leo erftattete ſchriftliche Gutachten, das Vorhanden 
ſein der vorſtehend angedeuteten Gefahr anerkannten und die 
Notwendigeit geſetzgeberiſcher Sicherungsmaßregeln bejahten, 
Man darf in dieſem Zuſammenhange die von den Bericht; 
erſtattern aufgeſtellte und vom Juriſtentag gebilligte These 
(Nr. 12), daß § 1042 Abſ. 2 nicht aufrechterhalten werden 
könne, nicht mißverſtehen, denn die vorhergehende Theſe 10 
enthält einen vollwertigen, ja in der Auswirkung noch weſenk⸗ 
lich über $ 1042 Abſ. 2 hinausgehenden Erſatz. ' 
Die Berichterſtatter wünſchten in ihren Vorträgen 1 
Anderung des § 1042 Abſ. 2 namentliche nach drei Rich 
tungen: 3 
1. Die zu mißbilligenden groben Rechtsverſtöße des 
Schiedsgerichts ſollen im Geſetz nicht dadurch bezeichnet wer“ 
den, daß es ſich um einen Verſtoß gegen Vorſchriften handene 4 
auf deren Innehaltung die Parteien wirkſam nicht verzichte 
können, ſondern durch einen Hinweis auf den ordre public (än 
vgl. a. § 328 Abſ. 1 Nr. 4) etwa derart, daß von der neuen 
Vorſchrift die Schiedsſprüche getroffen werden, „die in offen, 
barem Widerſpruch zu einem Geſetze ſtehen, deſſen Nich. 
beachtung zu einem von der heimiſchen Rechtsordnung I 
mißbilligten Erfolge führen würde“. Die Berichterſtatte 


) Sind doch zur Zeit die Prozeßabteilungen des Ach. Berli 
Mitte mit einem Durchſchnittsſatz von 4000 gewöhnlichen Prozen 
jachen für das Jahr, alſo faſt doppelt jo hoch wie im Frieden, belaſte 
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iel 5 
Nieten dieſen Begriff für weſentlich klarer begrenzbar, als den 


in 8 1042 Abſ. 2 gewählten der nichtverzichtbaren Vor⸗ 
Velen, kamen aber, als von mehreren Diskuſſionsrednern 


der enken gegen ihren Vorſchlag erhoben wurden, wieder zu 
anfangs mißbilligten Faſſung des § 1042 Abſ. 2 zurück. 
Ei Das Erfordernis des bewußten Hinwegſetzens, das ſich 
fallen. zelfalle nur ſchwer nachweiſen laſſen werde, müſſe 
nügen zur Anwendung der neuen Vorſchrift müffe es ge⸗ 
ob; en, wenn der offenbare Widerſpruch zum zwingenden Recht 
leltiv vorliege. 
die 5 Der Rechtsverſtoß ſei nicht bei der Entſcheidung über 
bderlcflſtreckbarkeit des Schiedsſpruchs von Amts wegen zu 
Aut ſichtigen, ſondern von der unterlegenen Partei durch 
hebungsklage geltend zu machen. 
und Nieſe Vorſchläge, die im Endergebnis nur noch zu Nr. 2 
ge eine Anderung des geltenden §S 1042 Abſ. 2 3 PO. ver- 
worden und in dieſer Faſſung vom Juriſtentag angenommen 
en find, bedürfen noch reiflicher Überlegung. Der innere 
Bert der ganzen Vorſchrift ift auch vom Standpunkt der 
iche erftafter aus die Erwägung, daß die ſtaatlichen Ge⸗ 
1 nicht ihre Hilfe zur Durchführung eines Schiedsſpruchs 
Bren Dürfen, der auf eine Sabotage zwingender Rechts⸗ 


9 f > 
mbflige hinausläuft. Trifft dieſe Erwägung aber zu, jo 


Gen nicht dem Parteiwillen überlaſſen bleiben, ob das 
abſie Pr von der Vollſtreckbarerklärung derartiger Sprüche 


in der es muß die Vollſtreckbarkeit zu verſagen auch dann 
Gar Lage fein, wenn die Aufhebungsklage nicht erhoben iſt. 
Bekl ommt hinzu, daß z. B. bei Verbandsſchiedsgerichten der 
En: als Verbandsmitglied die Erhebung der Aufhebungs⸗ 
ſchaftlſchon wegen der in dieſem Falle ihm drohenden wirt⸗ 
kon lichen Nachteile ſelbſt bei kraſſen Rechtsverſtößen oft nicht 
Kosten kann, von den dadurch ihm erwachſenden erheblichen 
* — ganz abgeſehen. Aus der gleichen Erwägung haben ja 
Derichterſtatter in Theſe 4 ſich dahin ausgeſprochen, daß 
reis chiedsvertrag, durch den ein Schiedsgericht von vorn⸗ 
ee von der Anwendung zwingender Rechtsnormen ent⸗ 
i den 3 Hl, a e nd en 
3 „Das einzige Bedenken, das gegen die geltende Faſſung 
Un 1042 Abſ. 2 erhoben werden könnte, wäre unter dieſen 
urnäntben dies, daß nicht klar iſt, wie es mit der Rechts⸗ 
9104 rung eines Schiedsſpruchs zu halten iſt, dem gemäß 
man 2 Abi. 2 die Vollſtreckbarkeit verſagt iſt. Dem könnte 
— 5 damit begegnen, daß man an Stelle der Verſagung 
läßt ollſtreckbarkeit die Nichtigkeit des Schiedsſpruchs treten 
den % Im Zuſammenhang hiermit ſteht die weitere von 
Ab Berichterſtattern vorgeſchlagene Anderung des 8 1042 
fee, 4 Wenn dieſer Paragraph nur die Fälle des „Hinweg⸗ 
wußt über zwingendes Recht, alſo die Fälle eines be⸗ 
ben 1 505 Verſtoßes der Schiedsrichter trifft, ſo geſchah es, um 
grur rundgedanken unſeres Rechtes, wonach ein Schiedsſpruch 
renüdſätzlich fachlicher Nachprüfung nicht unterliegt, zu wah⸗ 
nur bi arum ſollte nicht der objektive Rechtsirrtum, ſondern 
und de im bewußten Verſtoß liegende Verletzung von Recht 
9 itte vom ordentlichen Gericht geprüft und durch Ver⸗ 
len ng der Vollſtreckung geahndet werden. Daß dieſe Rege⸗ 
been eng ſei, um die wirklich ſchweren Fälle von Rechts⸗ 
0 ſtößen zu treffen, wird man um fo weniger ſagen können, 
daß man ſchon jetzt als herrſchende Meinung bezeichnen kann, 
Sch ein „Hinwegſetzen“ auch anzunehmen iſt, wenn die 
übeiedsrichter die Anwendbarkeit einer zwingenden Rechtsnorm 
den haupt nicht in Erwägung gezogen haben, obwohl ſie nach 
Tas Vorbringen der Parteien allen Anlaß dazu hatten. Es 
a im übrigen auch gar nicht darauf an, daß im Einzel 
mied jeder objektive Verſtoß gegen zwingendes Recht ver⸗ 
kraftſer wird, ſondern nur darauf, daß einer bewußten Außer⸗ 
ltſetzung zwingender Rechtsſätze im Wege der Schieds⸗ 

; MSbarfeit entgegengetreten, vor allem den Schiedsgerichten 
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R ewußtſein gebracht wird, daß jeder Verſuch, zwingende 
Sechtsſätze zu ſabotieren, die Gefahr der Nichtigkeit ihrer 
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züßt man mit den Beſchlüſſen des Juriſtentags in den 
3 ini fentag 

u Welche Folge ſich aus einer folgen Regelung für die ganze 
na un tur des Verfahrens ergeben müßte, ob insbeſ. an der Urteils⸗ 
geftel des Schiedsſpruchs feſtgehalten werden kann, mag hier dahin⸗ 
Dieser bleiben. Es iſt dies eine Frage, die auch vom Standpunkte der 

en der Berichterſtatter noch der grundſätzlichen Prüfung bedarf. 
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hier erörterten Fällen einerſeits die Aufhebungsklage zu und 
läßt man zu ihrer Begründung andererſefts jeden objektiven 
(alſo auch den auf irriger Rechtsanwendung beruhenden), 
Verſtoß gegen zwingendes Recht genügen, ſo gelangt man zu 
einem Ergebnis, deſſen ganze Tragweite in den Verhandlungen 
des Juriſtentags vielleicht nicht genügend beleuchtet worden iſt. 
Man verläßt die in langer hiſtoriſcher Entwick⸗ 
lung ausgebildete Grundlage unſeres ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens, nämlich den grund⸗ 
ſätzlichen Ausſchluß einer ſachlichen Nachprüfung 
ſchieds gerichtlicher Entſcheidungen und ändert 
damit den Charakter des ſchiedsgerichtlichen 
Verfahrens von Grund aus. Die Anfechtungs⸗ 
klage wird in den angegebenen Fällen zu einer 
Rechtsrüge, zu einer Art Reviſion, die ſich von der 
gewöhnlichen nur dadurch unterſcheidet, daß ſie auf Verletzung 
unverzichtbarer Rechtsnormen beſchränkt wird. Das ſehr dehn⸗ 
bare Erfordernis des offenbaren Widerſpruchs kann an 
dieſem Ergebnis nichts ändern. Natürlich iſt eine ſolche grund⸗ 
ſätzliche Anderung des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens durchaus 
möglich, enthält doch § 595 Nr. 6 der öſterreichiſchen ZPO. 
eine entſprechende Vorſchrift. Ob ſie aber für unſere deutſchen 
Verhältniſſe wünſchenswert iſt, bedarf ernſter Prüfung. 

II. Im Zuſammenhang mit den letzterwähnten Erörte⸗ 
rungen iſt auf dem Juriſtentag auch die Frage geprüft, in⸗ 
wieweit Schiedsrichter an das geltende Recht gebunden ſein 
ſollen. Der Beſchluß des Juriſtentags geht dahin, daß die 
Schiedsrichter gebunden ſind, ſofern nicht „der Schiedsvertrag 
etwas anderes beſtimmt und beſtimmen darf“. Die letztere 
Einſchränkung bezieht ſich auf das bereits im vorhergehenden 
Abſchnitt erörterte, vom Juriſtentag in Ausſicht genommene 
Verbot der Entbindung des Schiedsgerichts von der Anwen⸗ 
dung zwingenden Rechts. 

III. Ein weiteres wichtiges Gebiet, auf dem die Verhand⸗ 
lungen des Juriſtentags Klarheit geſchaffen haben, iſt die 
Frage, ob Beſtimmungen nötig ſind, die diejenigen ſchützen, 
die ſich einem Schiedsgericht nicht aus freier Entſchließung, 
ſondern unter dem Druck wirtſchaftlicher Abhängigkeit unter⸗ 
werfen, oder die es verhindern, daß eine Vertragspartei durch 
eine einſeitig zugunſten des Gegners herbeigeführte Zu⸗ 
ſammenſetzung des Schiedsgerichts, oder durch unangemeſſene 
Beſchränkung in der Auswahl ihres Vertreters (Ausſchluß 
von Rechtsanwälten) benachteiligt wird. Hier iſt bemerkens⸗ 
wert, daß die Notwendigkeit derartiger Maßnahmen von der 
überwiegenden Mehrheit beſtätigt wurde. Hinſichtlich ihrer 
Durchführung bringen die auf Grund der Berichte vom 
Juriſtentag angenommenen Theſen inſofern einen neuen ſehr 
beachtlichen Gedanken, als vorgeſchlagen wird, Mängel des 
Schiedsverfahrens, die nicht ſowohl in dem Verhalten der 
Schiedsrichter als in dem Schiedsvertrage ihre Quelle haben, 
an dieſer Quelle ſelbſt, und zwar dadurch zu bekämpfen, daß 
ſchon der Schiedsvertrag für unwirkſam oder anfechtbar erklärt 
wird. Die hier in Betracht kommenden Theſen lauten: 

Es iſt zu erwägen, ob Mißbrauch eines Abhängigkeits⸗ 
verhältniſſes als Grund für die Anfechtung eines Schieds⸗ 
vertrages anerkannt werden foll. 

Ein Schiedsvertrag iſt unwirkſam, wenn er nicht jedem 
Teil den gleichen Einfluß auf Bildung und Beſetzung des 
Schiedsgerichts einräumt. 

Dem zuſtändigen Gerichte kann die Entſcheidung über 
die Ablehnung von Schiedsrichtern nicht entzogen werden. 

Eine Vereinbarung, die die Vertretung der Schieds⸗ 
parteien durch Rechtsanwälte ausſchließt, iſt unzuläſſig. 

In dieſen Zuſammenhang gehört endlich auch die ſchon 
erwähnte Theſe, die einen Schiedsvertrag, der das Schieds⸗ 
gericht von der Einhaltung zwingenden Rechts befreit, für 
unwirkſam erklärt. 

Man wirb dieſe Beſchlüſſe in ihrem Kern nur begrüßen 
können, im einzelnen können ſich freilich einige Zweifel er⸗ 
geben. Zu prüfen wird namentlich ſein, ob es nicht praktiſch 
nur äußerſt ſelten vorkommen wird, daß die Parteien von 
vornherein übereinſtimmend darauf ausgehen, die Schieds⸗ 
richter von der Anwendung zwingenden Rechts zu befreien, 
und daß ſie dieſe Abſicht beim Vertragsſchluß erkennbar zum 
Ausdruck bringen. Rechnet man aber mit ſolchen Möglich⸗ 
keiten, ſo wird es ſich weiter fragen, ob es gerechtfertigt iſt, 
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wegen eines ſolchen Inhalts des Schiedsvertrages dieſen 
auch dann für unwirkſam und damit den im Anſchluß daran 
ergangenen Schiedsſpruch auch dann für aufhebbar zu er⸗ 
klären, wenn die Schiedsrichter von ihrer Freiheit keinen Ge⸗ 
brauch gemacht, ſondern ſich an das zwingende Recht ftreng 
gehalten haben. Ob ferner nicht das Erfordernis, daß jedem 
Teil der gleiche Einfluß auf die Bildung des Schiedsgerichts 
einzuräumen iſt, zu ſchwierigen Prüfungen führen und damit 
zu einer bequemen Handhabe für Schikanen der im Schieds⸗ 
verfahren unterlegenen Partei werden kann, bedarf gleichfalls 
noch der Überlegung. Vielleicht dürfte es genügen, wenn die 
Unwirkſamkeit des Schiedsſpruchs auf die Fälle beſchränkt 
wird, in denen der Einfluß der einen Partei auf die Bildung 
und Beſetzung des Schiedsgerichts gegenüber der anderen un⸗ 
billig beſchränkt iſt. Was endlich die Schiedsverträge betrifft, 
welche die Vertretung der Parteien durch Rechtsanwälte aus⸗ 
ſchließen, ſo dürfte zu erwägen ſein, ob nicht das Bedürfnis 
eines geſetzgeberiſchen Eingreifens vorwiegend in den Fällen 
beſteht, in denen in einer Verbandsſatzung für die in ihr vor⸗ 
geſehenen Schiedsgerichte oder in ähnlichen Fällen wie z. B. 
in der irgendwelchen allgemeinen Geſchäftsbedingungen ein⸗ 
gefügten Schiedsklauſel den Parteien generell unterſagt wird, 
ſich vor dem Schiedsgericht durch Anwälte vertreten zu laſſen. 
Wenn dagegen zwei Parteien nach Entſtehung eines Streites 
ein Schiedsgericht vereinbaren und zugleich der Koſtenerſparnis 
halber ſich gegenſeitig verpflichten, vor dem Schiedsgericht 
ohne Anwälte zu verhandeln, ſo dürfte es zweifelhaft ſein, ob 
auch in ſolchem Falle genügender Anlaß beſteht, eine der⸗ 
artige Vereinbarung für unwirkſam zu erklären. 

IV. Die wichtige Frage der Vollſtreckb arerklärung 
des Schiedsſpruchs iſt nicht mehr zu einer ausführlichen 
Erörterung gelangt und hat zu Beſchlußfaſſungen nicht ge⸗ 
führt. Die Berichterſtatter begnügten ſich damit, ihre Theſen 
kurz zu erläutern. Bei dieſer Frage liegt die Schwierigkeit 
in folgendem. Die ſchon vor der Prozeßnovelle von Freunden 
des Schiedsgerichtsweſens nachdrücklich geforderte und auf 
Wunſch des Reichstags in die Novelle aufgenommene Erſetzung 
des früher zur Vollſtreckbarerklärung eines Schiedsſpruchs er⸗ 
forderlichen Spruchverfahrens durch das Beſchlußverfahren 
konnte nicht ausſchließlich zugunſten des aus dem Schiedsſpruch 
berechtigten Gläubigers wirken. Zwar läßt ſich im Beſchluß⸗ 
verfahren die Vollſtreckbarerklärung billiger und ſchneller als 
im Urteilsverfahren erreichen, dafür aber kann das ſumma⸗ 
riſche Beſchlußverfahren nicht, wie es das Urteilsverfahren 
vermochte, etwaige vom Schuldner gegen den Schiedsſpruch 
vorgebrachte Aufhebungsgründe mit erledigen. Es konnte des⸗ 
halb die im § 1043 ZPO. a. F. vorgeſehene Präkludierung 
des Schuldners mit den Aufhebungsgründen, die nicht in 
dem die Vollſtreckbarkeit betreffenden Verfahren geltend ge⸗ 
macht waren, nicht aufrechterhalten, und es mußte andererſeits 
angeordnet werden, daß der Schuldner bei Geltendmachung 
von Aufhebungsgründen im Vollſtreckbarkeitsverfahren mit 
dieſen Gründen auf die Aufhebungsklage zu verweiſen iſt. 
Dabei mußte ferner Vorſorge getroffen werden, daß nicht zu⸗ 
nächſt ein Beſchluß über die Vollſtreckbarkeit ergeht, der ſich 
ſpäter durch das Urteil im Aufhebungsprozeß als ungerecht⸗ 
fertigt herausſtellt. Deshalb wurde für den Fall der Er⸗ 
hebung der Aufhebungsklage die Ausſetzung des Verfahrens 
bis zur Erledigung des Aufhebungsprozeſſes angeordnet. Daß 
dieſe Folgen der Regelung der Vollſtreckbarkeitserklärung als 
eines Beſchlußverfahrens dem Gläubiger im Einzelfall weſent⸗ 
liche Nachteile bringen können, liegt auf der Hand. Deshalb 
iſt den Ausführungen des Gutachtens von Leo, der für die 
Vollſtreckbarerklärung die Wiedereinführung eines — beſchleu⸗ 
nigt zu behandelnden — Spruchverfahrens fordert, vom rein 
logiſchen Standpunkt eine gewiſſe Berechtigung zuzubilligen. 
Freilich iſt nicht zu verkennen, daß für die große Mehrzahl der 
Fälle, in denen die angedeuteten Verwicklungen nicht ein⸗ 
treten, die Vorteile des Beſchlußverfahrens ſeine Nachteile 
praktiſch überwiegen. Dem hat ſich, wie auch ohne Abſtim⸗ 
mung aus dem Verlauf der Diskuſſion erſichtlich war, die 
Mehrheit des Juriſtentags angeſchloſſen, es wird ſich alſo nur 
noch darum handeln können, ob in Einzelheiten die gegen⸗ 
wärtige Ausgeſtaltung des Beſchlußverfahrens änderungs⸗ 
bedürftig iſt. In dieſer Hinſicht gingen die Vorſchläge der Be⸗ 
richterſtatter dahin, daß der Zwang, im Falle der Erhebung 


der Aufhebungsklage das Verfahren auszuſetzen, für das über 
die Vollſtreckbarerklärung befindende Gericht fortfällt. Def 
hat den Vollſtreckungsbeſchluß vielmehr nur dann nicht zu 1. 
laſſen, wenn offenbar Gründe vorliegen, aus denen die 1 
hebung des Schiedsſpruchs beantragt werden kann, oder 9 
der Gegner ſolche Gründe dergeſtalt glaubhaft macht, daß a 1 
einen Erfolg der Aufhebungsklage mit Wahrſcheinlichkeit 8 
rechnen ſein würde. Ferner ſoll dem Gericht die Möglichen 
gegeben werden, den Erlaß des Vollſtreckungsbeſchluſſes . 
einer Sicherheitsleiſtung abhängig zu machen. Letztere i ſt a 
Antrag anzuordnen, wenn die Vollſtreckung des Schied Mi 
ſpruchs dem Schuldner einen nicht zu erſetzenden Nachten 
bringen würde. Endlich ſoll, wenn die Aufhebungsklage an 
hängig iſt, das Prozeßgericht in jeder Lage des Verfahren 
von Amts wegen oder auf Antrag die im 8 707 ZPO. © 
wähnten Maßnahmen anordnen können. 


Ob dieſe nicht gerade einfache Regelung gegenüber 1110 
beſtehenden Rechtszuſtand erhebliche Vorteile bringen Bi 
läßt ſich nicht ohne weiteres bejahen. Zunächſt lag der Haup 
nachteil der beſtehenden Vorſchrift des § 1042 Abſ. 3 dan 
daß man aus ihr die Notwendigkeit der Ausſetzung des Vo 
ſtreckbarkeitsbeſchluſſes bis zur rechtskräftigen Erledigt 
der Aufhebungsklage entnahm: Wie aber bereits Jaco 1 
(23. 1925, 122) nachgewieſen hat und neuerdings auch Stein 
Jonas Anm. IV, 4 zu § 1042 annimmt, zwingt der == 
laut des Geſetzes zu einer ſolchen Auslegung nicht. Der Volt 5 
ſtreckbarkeitsbeſchluß kann vielmehr, auch nach geltendem W 
ſchon erlaſſen werden, wenn die Aufhebungsklage in der e 0 
Inſtanz vorläufig vollſtreckbar abgewieſen iſt. Ob nach jr 
mit der Anwendung von 8$ 707, 719 ZPO. gemachten CF 
fahrungen nicht auch bei der von den Berichterſtattern des 
Juriſtentags vorgeſchlagenen Regelung in allen Fällen, he 
denen die Aufhebungsklage anhängig wird, wenn nicht | 3 
Ausſetzung des Vollſtreckbarkeitsbeſchluſſes, jo doch die 99 
ſtellung ſeiner Vollſtreckung erreicht werden wird, bliebe a 
zuwarten. An den Einzelheiten der vorgeſchlagenen Regelung 
erſcheint ferner noch bedenklich, daß anſcheinend die Verjagund 
des Vollſtreckungsbeſchluſſes oder ſeine Abhängigmachung 10 
einer Sicherheitsleiſtung durch das über die Vollſtrectbarken 
befindende Gericht auch in Fällen zuläſſig ſein ſoll, in dene 
die Aufhebungsklage noch gar nicht erhoben iſt. Solche Mas 
nahmen würden, wenn die Aufhebungsklage nachher nicht 15 
hoben wird, das ganze Verfahren in der Schwebe laſſen. A 0 
dieſe Zweifel laſſen die Frage berechtigt erſcheinen, ob 1510 
die beſtehende Regelung noch in einer ganz anderen Weiler 
nämlich dadurch verbeſſert werden könnte, daß man über 1 
Vollſtreckbarkeit des Schiedsſpruchs ohne Prüfung etwaige 
vom Schuldner geltend gemachter Aufhebungsgründe im fun 
mariſchen Beſchlußverfahren entſcheiden läßt, dem Schuber, 
aber die Möglichkeit gibt, die Aufhebungsgründe durch le 
friſteten Widerſpruch geltend zu machen, über den dann — wi 
im Arreſtverfahren — auf Grund mündlicher Verhandlung 
durch Urteil zu entſcheiden wäre. Hierbei könnte man dan ei 
die Präkluſionsdrohung des § 1043 a. F. im weſentliche 
wiederherſtellen. Damit würde man die frühere Einheitlichke“ 
des Verfahrens retten, ohne die Vorteile, die das Veſchlaß, 
verfahren für einfach liegende Sachen hat, preiszugeben. (ß 
weſentlichen im gleichen Sinne auch Stein⸗Jonas 81 
note 3 zu § 1042.) } 

V. Eine große Reihe weiterer Fragen, die für die 9 
regelung des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens gleichfalls vn 
Bedeutung find, jo die Frage, ob ſtändige Schieds“ 
gerichte einer anderen geſetzgeberiſchen Behandlung als 93 
legenheitsſchiedsgerichte zu unterwerfen ſind, ob pe 
namentlich die Schaffung von bevorzugten Schiedsgerichte 
für den Fall empfiehlt, daß beſondere Garantien hinſichlla 
des Verfahrens und der Beſetzung geboten werden, konnte 
leider wegen Zeitmangels nicht erörtert werden. ? 

Aber auch mit dieſen Lücken bedeutet zweifellos die ar 
handlung der Schiedsgerichtsfrage auf dem Juriſtentag, e 
auch nicht hinſichtlich aller in den Theſen der Berichterftalit” 
gebotenen Einzellöſungen, jo doch hinſichtlich der vom Juriſte 4 
tag klar erkannten Hauptziele der Neuregelung einen weich 
lichen Schritt vorwärts auf dem Wege zur Schaffung ein 
zeitgemäßen Regelung des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens. 
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of Das Urteil der King's Bench Division im Fall Union 
keit wet Republics v. Belaiew!) hat die Zuläſſig⸗ 
in ier Widerklage (counterclaim) gegen den im Inland 
nz bilſachen klagenden ausländiſchen Staat nur mit der 


any eärfung auf Fälle bejaht, in denen der Widerklage⸗ 
bange. mit dem Klaganſpruch auf beſtimmte Art zuſammen⸗ 


er Richter konnte ſich auf Präjudizien ſtützen; er er⸗ 
ames beſonders an die Entſcheidung, die Lord Justice 
Mea Fall Strousberg v. Republic of Costa 
mehr gefällt hat. Hier hatte das Gericht dem Beklagten 
Urteil an Widerklagerecht zugebilligt als irgendein anderes 
klärte. orher oder nachher getan hat. Lord Justice James er- 
Staat „Die Achtung, die wir einem fremden Souverän oder 
einen ſchulden, würde verletzt, wenn unſere Gerichte gegen 
Es tönen Souverän oder Staat ein Verfahren eröffneten. 
Fand bt von dieſer Regel nur eine Ausnahme — und das iſt der 
unseres ein fremder Souverän oder Staat bei den Gerichten 
teidign Landes ſelbſt Rechtsſchutz ſucht; dann kann zur Ver⸗ 
einen ug gegen dieſen Angriff die hier verklagte Partei 
mache Gegenanſpruch gegen den Souverän oder Staat geltend 
erfüllt damit volle Gerechtigkeit zwiſchen ihnen walte und 
betwe werde (kor enabling complete justice to be done 
5 am them).“ Sn die letzten Worte legt nun der Richter, 
lage Fall Union of Soviet Republics v. Belaiew die Wider⸗ 
Nur als unzuläſſig verwirft, den beſchränkenden Vorbehalt. 
um do die Erörterung des Gegenanſpruchs notwendig wäre, 
fallen ber den Klaganſpruch eine gerechte Entſcheidung zu 
Dina will der Richter die Widerklage zulaffen. Das geht weit 
Seiten über die auch im deutſchen Prozeßrecht von vielen 
lichen Jufgeſtellte Notwendigkeit eines rechtlichen oder tatſäch⸗ 
daß d uſammenhangs der beiden Anſprüche. Wir glauben, 
Recht ie Anſicht des Richters dem Beklagten nicht ſein volles 
Ein z gibt. Dazu wird indeſſen eine genane Betrachtung des 
falls von Nutzen fein. 
erſte er Beklagte war Mitglied einer Kommiſſion, die in den 


Bier, Jabren des Kriegs von der Kaiſerlich Ruſſiſchen Re⸗ 


mnerte 


rie 10 nach England geſandt worden war, um Verträge über 
feige diaterial-Lieferungen dort abzuſchließen. Im Juni 1918 
des 8 zieſe Kommiſſion infolge der ruſſiſchen Revolution und 
und Friedens von Breſt⸗Litowsk ihre Tätigkeit ein; die Bücher 
über — Urkunden wurden einer Gruppe von Treuhändern 
der en, die fie für den Berechtigten, den ruſſiſchen Staat, 
N 5 und zugleich auf Grund der Belege etwaige un⸗ 
wehre igte Anſprüche aus den Kontrakten der Kommiſſion ab⸗ 
Beflan ſollten. Zu dieſen Treuhändern gehörte wiederum der 
in delte; er hat ſeit 1920 eine Reihe von Prozeſſen geführt, 
mi nen engliſche Lieferanten ihre Anſprüche gegen die Kom⸗ 
Pur durchzuſetzen ſuchten, und behauptet aus dieſer Prozeß⸗ 
ben 9 Koſtenforderungen gegen den ruſſiſchen Staat zu 
Dieſe für den er als negotiorum gestor aufgetreten ſei. 
Koſtenerſatzanſprüche bilden den Gegenſtand der Wider⸗ 

dern Die Klage ſelbſt iſt von der heutigen ruſſiſchen Re⸗ 
ng, durch ihren Londoner Geſchäftsträger Rakovski, 


ge 
Sohn Oberſt Belaiew als Beſitzer der Bücher und fonftigen 
Min ente gerichtet, die dem ruſſiſchen Staat gehören. Der 


uch geht auf Herausgabe. Der Gegenanſpruch will ein 
derrletbehaltungsrecht bis zur Heft gung der an 
hier eklagten an den Kläger geltend machen. Man ſieht, daß 
ſaltet Tatbeſtand vorliegt, wie ihn das Leben häufig ge⸗ 
Haupt Auch die Rechtsverhältniſſe ſind einfach und in ihrer 
deg Rache unbeſtritten. Unbeſtritten iſt die Aktivlegitimation 
in 5 agers; die Zweifel, die ein angeſehener engliſcher Juriſt 
Revolt ug auf die Staatenſukzeſſion in Rußland ſeit der 
— ution kürzlich geäußert hats), bleiben in dieſem Prozeß 


1 97 
42 m 23, Okt. 1925, Bericht in The Times v. 24. u. 25. und in 
de Times Law Reports, 21 (13. Nov. 1925). 
10 1880; 29 Weekly Reporter, 125; 44 Law Times, 199. 
) Dr. T. Baty, in The Solicitors Journal, 14. Nov. 1925, 


cl. 
4 Law Quarteriy Review, 7 (Jan. 1926). Baty verficht die 


unerwähnt. Die ruſſiſche Sowjetregierung iſt ſchon in einer 
Reihe von Fällen als Rechtsnachfolgerin der Kerenski-Regie⸗ 
rung und der Zareuregierung anerkannt worden; auch in dem 
vorliegenden Streit hatte ſich der ruſſiſche Geſchäftsträger zu⸗ 
nächſt an die engliſche Regierung gewandt und gebeten, daß ſie 
ihm die in England befindlichen ruſſiſchen Archive, darunter 
auch die Bücher der früheren ruſſiſchen Regierungskommiſſion, 
verſchaffe, und die engliſche Regierung hatte geantwortet, daß 
ſie den Anſpruch der Sowjetregierung als anerkannter Rechts⸗ 
nachfolgerin der früheren ruſſiſchen Regierungen für berechtigt 
halte, daß aber gegenüber einer Privatperſon, wie dem 
Oberſten Belaiew, kein unmittelbares Eingreifen der Regie⸗ 
rung möglich ſei; die Gerichte müßten entſcheiden. Solchen 
Falls halten ſich die Gerichte an die amtliche Erklärung der 
eigenen Regierung, des Foreign Office; fie prüfen nicht 
ſelbſtändig, ob eine Partei Souverän oder Staat iſt; ſie über⸗ 
laſſen die Verantwortung dafür dem Auswärtigen Amt, deſſen 
anerkennende Erklärung nicht deklaratoriſch, ſondern konſtitutiv 
iſt. So auch hier. 

Unbeſtritten iſt weiter die Paſſivlegitimation des Be⸗ 
klagten. In der Verhandlung wurde zwiſchen den Richtern und 
den Anwälten die rechtliche Konſtruktion ſeines Verhältniſſes 
zur ruſſiſchen Regierung mehrfach erörtert. War er nur Treu⸗ 
händer für die jeweilige Regierung als Eigentümerin und zu⸗ 
gleich zwiſchen ihr und den übrigen Kontrahenten der Liefe⸗ 
rungsverträge, die ſeine Kommiſſion für das kriegführende 
Rußland in England abgeſchloſſen hatte und die zum Teil 
noch unerfüllt, zum Teil auch in lite waren? War ſein Ver⸗ 
hältnis zu Rußland ein beamtenähnliches, ein Dienſtvertrag, 
ſo daß die Grundſätze über agent und principal Anwendung 
fänden? Die letztere Annahme war an ſich dem Standpunkt 
des Beklagten, ſoweit er Widerklage erheben wollte, günſtiger; 
denn er mußte die Widerklage, um ſie mit dem Klaganſpruch 
in Zuſammenhang zu bringen, auf ein Retentionsrecht an den 
herauszugebenden Dokumenten ſtützen können. Ein ſolches 
Retentionsrecht hat der Agent wenigſtens unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen an den Sachen, die ihm zur Durchführung ſeiner 
Geſchäfte vom Geſchäftsherrn anvertraut oder die, wie in 
unſerem Fall, zur Geſchäftsführung angeſchafft und notwendig 
gebraucht worden ſind ); der Treuhänder dagegen hat kein 
Pfand⸗ oder Retentionsrecht an dem Truſtvermögen, auch 
wegen ſeiner Verwaltungskoſten und Auslagen nicht). Aber 
andererſeits erwies ſich auch die Behauptung des principal- 
und agent-Verhältniſſes als zweiſchneidig. War nämlich der 
Beklagte für die Verhandlungen mit den engliſchen Lieferanten 
und für die Prozeßführung mit ihnen wegen der Lieferungs⸗ 
verträge wirklich der Agent der ruſſiſchen Regierung, ſo mußte 
er — das konnten ihm d.. Anwälte des Klägers mit Recht 


Theſe, daß in Rußland nicht ſowohl eine revolutionäre Umbildung der 
Zentralregierung als ein Auseinanderfallen des Reichs in ſelbſtändige 
Teile vor ſich gegangen ſei; er meint, die Regierung in Moskau ſei 
nicht in höherem Maße als die Regierungen in Helſingfors, Warſchau, 
Reval oder Riga berechtigt, ſich als Nachfolgerin der Kaiſerlich Ruſſi⸗ 
ſchen Regierung zu gerieren. Dem ſteht entgegen, daß die heute von 
Rußland wieder getrennten Staaten, auf die Dr. Baty verweiſt, in 
früheren Zeiten auch zum Kaiſerlichen Rußland nicht gehört hatten. 
Ihre Loslöſung war für Rußland die Aufhebung von accidentia, 
ohne daß ein essentiale der Exiſtenz Rußlands ſich geändert hätte. 
Auch daß Sowjerrußland heute eine Foderativverfaſſung hat, iſt ohne 
Bedeutung für die Staatenſukzeſſion. 

4) 42 T. L. R., 23 col. 2; Bow Sstea d on Agency 7th Ed. (1924) 
p. 234 art. 72 („that the possession of the goods or chattels was 
lawfully obtained by him in the course of the agency and in the 
same capacity in Which he claims the lien“). Cf. Re Gough [1894], 
70 L. T., 725; Balch v. Symes [1823], 1 T. L. R., 87; 28 R.R. 
195; London Chartered Bank v. White [1879], 4 App. Cas, 413; 
e. 75, PIC! 

5) Anders P. V. Smith on Trusts and Trustees, in Hals- 
bury, Laws of England Vol. 28 p. 158 u. 324, 325. Clack v. 
Holland [1854], 19 Bear. 262. 
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enkgegenhalten — in dieſen Prozeſſen ſofort den Einwand der 
fehlenden Jurisdiktion erheben. Dieſe Prozeſſe wurden nicht 
von ihm als Kläger geführt, ſondern als Beklagter. War er als 
Agent der ruſſiſchen Regierung verklagt, fo ging die Klage gegen 
einen fremden Staat, und ſobald das von dem Vertreter gel⸗ 
tend gemacht wurde, mußte das Gericht die Klage abweiſen. 
Dann wären die Prozeßkoſten, die der Beklagte jetzt widerklage⸗ 
weiſe erſetzt haben will, nicht oder jedenfalls nur in geringer 
Höhe entſtanden und die Prozeſſe wären nicht ſchon im 
zweiten und dritten Jahr anhängig. Daraus ergibt ſich die 
Alternative: „ik Belaiew was sued (in den Prozeſſen der 
Kriegslieferanten) in a representative capacity he ought 
to have pleaded in the other actions that no action would 
lie against the representative of a foreign Sovereign 


State; if he was sued in a personal capacity, than he was 


not entitled to an indemnity“, oder vielmehr: wenn er (bei 
der zweiten Annahme) nur als Privatrechtsſubjekt in eigenem 
Namen die Prozeſſe geführt hat, ſo kann ihm daraus vielleicht 
ein Anſpruch auf Erſatz der Auslagen für nützliche Geſchäfts⸗ 
führung gegen die ruſſiſche Regierung erwachſen ſein; dieſer 
Anſpruch aber ſtünde dann in keinerlei Zuſammenhang mehr 
mit dem Klaganſpruch, die Widerklage wäre als ſolche wegen 
des fehlenden Zuſammenhangs unzuläſſig. 

Über dieſe letztere Frage hatte alſo das Gericht in der 
Hauptſache zu entſcheiden, und wie bei der bekannten Kontro⸗ 
verſe des deutſchen Prozeßrechts darüber, ob und auf welche 
Art für jede Widerklage Konnexität beſtehen müſſe, zeigt 
ſich auch in der engliſchen Praxis die Unmöglichkeit einer 
klaren Begriffsbeſtimmung des Zuſammenhangs, der vor⸗ 
handen ſein müßte. 

Man verſucht zu ſagen, Widerklaganſpruch und Klag⸗ 
anſpruch müßten auf dem gleichen Grunde beruhen oder aus 
dem gleichen rechtlichen und tatſächlichen Verhältnis entſtanden 
ſein: „arise out of the same matter“. Nun iſt der Haupt⸗ 
präzedenzfall dafür die Entſcheidung von Justice North in 
South African Republic v. La Compagnie 
Franco-Belge du Chemin de Fer du Nord de la 
Republique Sud-Africaine, die vom Court of 
Appeal am 4. Aug. 1897 beftätigt wurde s). Hier wurden von 
mehreren Widerklageanſprüchen einer für unzuläſſig erklärt. 
Die Klägerin, die Transvaal⸗Regierung, wollte ein für ſie und 
die beklagte Eiſenbahngeſellſchaft zu treuen Händen verwaltetes 
Kapital dadurch ſeiner Beſtimmung erhalten, daß an Stelle 
des einen, von der Transvaal-Regierung ernannten und 
dann verſtorbenen Treuhänders gerichtlich ein anderer Treu⸗ 
händer beſtellt und ſo die Treuhandverwaltung weitergeführt 
werde. In ihrer Erwiderung behauptete die Geſellſchaft, das 
Kapital ſei verfallen, Forderungen der Beklagten auf Rückzahlung 
von Vorſchüſſen, fällige Dividenden und Zinſen wurden wider⸗ 
klageweiſe erhoben, außerdem aber geltend gemacht, daß der 
Beklagten auch ein Schadenserſatzanſpruch wegen Beleidigung 
in Höhe von 100000 Pfund gegen die Klägerin zuſtehe; die 
Beleidigung liege in einem Brief des Staatskommiſſars für die 
Eiſenbahnen in Transvaal, J. S. Smit, v. 8. Juni 1895, in dem 
geſagt war, die Verwaltung der Geſellſchaft „laſſe viel zu 
wünſchen übrig und die Konzeſſionsbedingungen ſeien ſeitens 
der Geſellſchaft nicht erfüllt worden“; der Brief war an der 
Londoner Börſe öffentlich bekannt gegeben worden. Dieſen 
einen Widerklageanſpruch wegen der Beleidigung erklärt nun 
das Urteil für unzuläſſig. Sieht man aber die Begründung der 
Entſcheidung genau an, ſo findet man, daß hier überhaupt kein 
Präjudiz in der Frage der Jurisdiktion gegenüber fremden 
Staaten oder der Zuläſſigkeit von Widerklagen gegen fremde 
Staaten vorliegt. Denn die Beklagte hatte ſich in der Verhand⸗ 
lung bereit finden müſſen, zuzugeben, daß ihre Widerklage 
wegen Beleidigung unzuläſſig ſein würde, falls die Klägerin 
kein Staat, ſondern ein gewöhnliches Privatrechtsſubjekt wäre. 
Nach engliſcher Auffaſſung duldet der beſondere Charakter der 
libel-Klage leine Verbindung und Häufung mit andersartigen 
Anſprüchen; der Schadenserſatz muß unter allen Umſtänden 
ſelbſtändig eingeklagt werden. Nun ſuchte die Beklagte aber die 


€) 66 Law Journal Reports, Equity [1897], 747. Das vom 
Gericht mehrfach zitierte Urteil in United States of America v. 
MeRae (L. R., 8 Ed., 69) hat mit der Zuläſſigkeit einer Wider⸗ 
klage nichts zu tun; es dient nur zur Illustration dafür, daß gegen⸗ 
über der Klage eines fremden Staates gewiſſe Einreden zuläſſig find. 


Größere Auf ätze 


Behauptung zu verfechten, daß das, was jedem anderen 8 
gegenüber widerklageweiſe unftatthaft fein würde, dem fre pr 
Staat als Kläger gegenüber erlaubt fein müſſe. Denn 95 
jedes andere Subjekt könne der Beleidigungsanſpruch durch N. — 
geltend gemacht werden, gegen den fremden Staat aber ee 
man nicht klagen. Und weil man ihn nicht verklagen kön . 
deshalb müſſe man die Widerklage gegen ihn anſtellen könne 
Der Fehler in dieſem Argument liegt auf der Hand: man je 
auch gegen irgendeinen anderen Beleidiger nur da klag 5 
wo Jurisdiktion über ihn beſteht, beim zuſtändigen Ger! 
Beſteht keine Jurisdiktion, ſo iſt die Klage weder gegen ein 4 
wöhnliches Privatrechtsſubjekt noch gegen einen Staat 
Fiskus möglich. Die Behauptung der Beklagten, daß ge m 
einen fremden Staat die Widerklage in weiterem Umfang zul — 
ſein müſſe als gegen einen anderen Kläger, war alſo der des 
zige Gegenſtand der rechtlichen Würdigung und Entſcheidung 
Gerichts im Fall South African Republic v. Franco. Ba 
Dieſe Behauptung hat das Gericht zurückgewieſen. Darüber, 
ob gegen den fremden Staat eine Widerklage im ſelben 
fang wie gegen einen anderen Kläger zuläſſig ſei, ſagt 1 
Urteil nichts; ausdrücklich wird erklärt, daß darüber niche 
entſcheiden geweſen ſei. Auch handelt es ſich nur um die 
ſonderheit der lübel-Klage ). ir die 

Dieſes Verſagen der Präjudizien, an die man ſich fllt er 
Beſtimmung eines rechtlichen oder tatſächlichen Sulamın 
hangs halten möchte, führt dann dazu, daß in der engli = 
Jurisprudenz ſchließlich doch nicht auf ſolchen materie 
Zuſammenhang der Anſprüche, ſondern auf ein prozeßte 
liches Kriterium der Hauptwert gelegt wird. Wir haben 
ſchon früher bezeichnet: wo zwiſchen den Parteien über m 
Klaganſpruch nicht in erſchöpfender Kognition entschied 
werden kann, ohne daß auch das Gegenrecht des Beklagten der 
örtert wird, da iſt die Widerklage zuzulaſſen, auch wenn 
Kläger ein fremder Staat iſt. Oder in engerer Faſſung: wo. uf 
Widerklage zur Verteidigung dient und ſchließlich zur in. 
rechnung der beiden Anſprüche führen ſoll, ift fie zulaſſeh 
E contrario iſt fie zuläſſig, wo ihr Anſpruch, mit gleicher ir 
währ für die Gerechtigkeit der Entſcheidung, in einem 107 
ſtändigen Prozeß geltend gemacht werden kann. So Odgers“ 
Pleading and Practice Sth. Ed. (1918) p. 263: 

„The defendant is allowed to plead any set-off or co 
claim against him which is an answer to his demand; but no 
recover any judgment against him for the excess, or to raise . 
counter-claim which is „outside of, and independent of the subjec 
matter of the claim“. jyate 

So, vom Standpunkt des Völkerrechtlers, Foote, Priv 
International Law 5th Ed. (1925) p. 193: 


untel 
t 


rs“ 
A Sovereign or a sovereign State who submits to the Jet 
diction of a foreign tribunal for the purpose of obtaining oe. 


does, of course, by asking its assistance, impliedly waive any and 
tity or protection which the law of nations gives him or I or 
siands, with reference to the procedure and practice of the CE 
in the position of an ordinary litigants). But this is only fc ing 
purposes of the suit; and therefore, though a Sovereign 80 nee 
submits to the jurisdietion so far as any bill of discovery, 17 he 
set-off, or counter-claim in the nature of set-off is concerned, an 
does not submit to the jurisdiction generally, so as to liable 5 
independent counter-claim or eross- action. The test appears ined 
whether the counter-elaim is a matter which ought to be enterta 
so as to do justice in the original actions). „ nizſen⸗ 
Zeigt ſich die engliſche Praxis hier im Präjud ge 
ſyſtem vorſichtig konſervativ, ſo iſt auf dem ſüdlichen li 


iv 
?) So erklärt ſich auch die in ihrer Kürze ſonſt ſchwer vert 
liche Notiz bei Westlake, Private International Law 7 th. ught 
(1925) p.273: „that an independent action could not be bein. 
against a foreign sovereign is no reason for admitting a counter 11 
which could not be tacked to an action by & men 
vate plaintiff.“ — Wegen der Beſonderheit der zur A Im‘ 
dung kommenden Orders in Council iſt auch das Urteil ! App: 
perial Japanese Government v. P. C. O. St. Nav. Co. 11895 4 
Cas., 644; 64 L. J. P. C. 107 als Präjudiz unverwertbar. „ ] 
®) Duke of Brunswick v. King of Hanover [1844] 6 Bes“ 
The Newbattle [1885], 10 P. P., 33. 1922) 
8) Ahnlich Dieey-Keith, Conflict of Laws 3rd Ed. 4 pra- 
p. 221. Vgl. auch Glasson-Tissier, Traits théorique & Pie 
tique de procédure cirile Se 6d. (1925) Tome I p. 609: 2 u 
mande reconventionelle est toujours recevable si elle he 20 
moyen de defense à la demande prineipale, peu importe qu e 
procede pas de la möme cause ou qu'il n'y ait pas de con! 


2 Werde edel. 


55 f 
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Größere 
her Weste 
bi neſtnachte⸗Jurisprubenz eine bemerkenswert radikale Neu⸗ 
ſcher 9 Alt verzeichnen. Auch hier find es die Prozeſſe ruſſi⸗ 
das bberkunft, die Leben ins Jus gebracht haben; man muß 
die älken jedem politiſchen Standpunkt aus anerkennen; auch 
eine Pr und feſteſten Anſchauungen haben von Zeit zu Zeit 
we ige Probe auf ihre innere Geſundheit nötig, und wir 
1 Souveränität des Staates wie Eigentum des Einzelnen 
Liefer, chaupten können, wenn wir fie anders als mit liber- 
ung und Gewohnheit zu rechtfertigen vermögen. 


. 
daß ge italieniſche Jurisprudenz ſtellt jetzt den Satz auf, 
italienife fremden Staaten zwar von der Jurisdiktion der 
ausd ent Gerichte eximiert ſind, auf dieſe Exemtion aber 
daß drücklich oder auch ſtillſchweigend verzichten können und 
ein. damit kommen wir zum Weſentlichen — der ſtill⸗ 
Staat gende Verzicht gegeben iſt einmal, ſobald der fremde 
cut vor den inländiſchen Gerichten als Kläger, als Rechts- 
Stat bender, auftritt, und zum zweiten, wenn dieſer fremde 
aug * Inland eine kommerzielle oder induſtrielle Tätigkeit 
die aug Geſchäfte betreibt. Dann nämlich iſt wenigſtens für 
beſeiti 5 diefen Geſchäften ſich ergebenden Prozeſſe die Exemtion 
ir, 0. So die Corte di Cassazione, 12. Juni 1925, Riv. 
05 . Civ. 1926 II 93 ff., Corte d’Appello di Genova, 
1 114, Riv. dir. intern. 1925 XVII 240 ff., Tribunale 
dem * 13. Febr. 1924, Riv. dir. intern. XVII 244. In. 
den zom Kaſſationshof entſchiedenen Fall waren die bei- 
lekligiterien des „ſtillſchweigenden Verzichts“, d. h. in 
ſtem ichkeit des Vorhandenſeins der Jurisdiktion über den 
5 5 Staat, gegeben; denn die ruſſiſche Handelsdele⸗ 
in A m Italien (Abteilung für den Kaukaſus) hatte hier, 
weg 3 gegen eine einſtweilige Verfügung, den Klage⸗ 
(Warerſchritten, und es handelte ſich um ein Rechtsgeſchäſt 
land Ar kerung an eine italieniſche Firma), bei welchem Ruß⸗ 
Rechten. Handeltreibender in Italien aufgetreten war. Die 
nf ende des Urteils find einigermaßen durch den italie⸗ 
rt guſſiſſchen Vertrag v. 7. Febr. 1924 mit beſtimmt, da in 
halb bedieſes Vertrags erklärt wird, die von Rußland inner⸗ 
Warn vertragsmäßig geregelten Handelsverkehrs gelieferten 
untern ſeien „vorläufigen gerichtlichen Maßnahmen“ nicht 
ſtand rien. Über die Bedeutung dieſer Sondervorſchrift ent⸗ 
eben in Italien ſelbſt Streit 10); ſagte fie, daß die Exemtion 
nicht gerade nur von vorläufigen Maßnahmen beſtehe, aber 
Bon der ordentlichen Gerichtsbarkeit? Oder wollte fie 
praktische beſonders zweifelhaften und dieſem Handelsvertrag 
lichen naheliegenden Fall der allgemeinen und grundſätz⸗ 
Immunität des fremden Souveräns klarſtellen? 
euer un dieſe Kontroverſe knüpft M. Siotto-Pintor in 
(Riv vortrefflichen Notiz zu dem Urteil des Kaſſationshofs 
daß Air. proc. civ. a. a. O. 93—116) mit dem Satz an, 
lich N, aus ihr zunächſt unbeſtreitbar ergebe, wie unmög⸗ 
Kriterr iſt, noch richtig zu diſtinguieren und ein ſicheres 
tum für die Ausnahmen von der Regel zu finden, 
Weir man bei dieſer Regel davon ausgeht, daß ein Staat, 
porſe er Souverän iſt, fremder Gerichtsbarkeit nicht unter⸗ 
Pin fein könnte. Dieſen Ausgangspunkt verwirft Siotto- 
die d or, und ſeine Ausführungen ſollten uns Anlaß geben, 
kelte — den Gutachten⸗Wuſt des Falles Hellfeld verdun⸗ 
kritiſ ch echtslage auch in Deutſchland von neuem wiſſenſchaftlich 
) und ohne diplomatiſche Rückſichtnahme zu prüfen. 
dezicder Fall Hellfeld lag ja für ſolche Betrachtung in jeder 
rein hung ungünſtig. Es handelte ſich bei ihm nicht um einen 
tung privatrechtlichen Lieferungsvertrag, ſondern um Liefe⸗ 
die 3. von Kriegsmaterial, andererſeits auch nicht mehr um 
Gert Purisdiktion ſelbſt, denn dieſe war von den deutſchen 
ſtreck ten ſchon rechtskräftig bejaht, ſondern um die Voll⸗ 
* 5 in Vermögen des fremden Staates, und ſchließlich 
5 wirtſchaftlich⸗diplomatiſche Erwägungen — die Dro⸗ 
ziehen Rußland werde alle Guthaben aus Deutſchland zurück⸗ 
freilich — den Ausſchlag. Indeſſen habe ich doch ſchon damals, 
ſchen 8 in ausſichtsloſer Minderheit gegenüber den vom ruſſi⸗ 


— (Staatsvertreter geſammelten Gutachten, das vertreten 11), 
— 


legen 9 Graziadei, La Corte di Cassazione II (1925) Sp. 1463 
1 ebman, Riv. dir. intern. XVII, 244. 

Veustal, Deröffentlicjungen des Mitteleurop. Wirtſchaftsvereins in 

102ff. (4520 (1911) und Blätter für vergl. Rechtsw. 6, 8s ff., 


was Siotto-Pintor mit beſſerer Ausſicht auf Gehör in 
der Praxis und zum Teil unter Vorgang ſo hervorragender 
Führer der Wiſſenſchaft des internationalen Rechts wie 
Anzilotti und Niemeyer verficht: 


„ .. che non lo Stato sia immune, bensi vadano esenti dalla 
giurisdizione gli atti di potestä pubblica. Torna, cioè, ad 
acquistare autoritä la vecchia distinzione, malauguratamente messa 
in disparte per motivi assai poveri, fra atti d’impero e atti di 
gestione; torna ad imporsi la limpida veduta, radicata nelle viscere 
profonde del pensiero giuridico moderno, che lo Stato, quando opera 
nel campo aperto a qualunque altro soggetto giuridieo non pub 
prevalersi delle prerogative, che gli spettano, naturalmente, quando. 
esplica attivita sue proprie e ad altri precluse. Questa distinzione 
intuitiva, fra lo Stato che legifera, che decreta, che muove guerra, 
che stringe trattati, che prende misure di sicurezza e d’ordine pub- 
blico, e lo Stato che compra e vende, che loca, che eredita, che 
partecipa ad imprese lucrative e via dicendo, ha tale vigore di evi- 
denza, che i pilı raffinati accorgimenti delle correnti dottrinali avverse 
non hanno potuto offuscarne decisamente la visione 112), 

Wir können das heute in Deutſchland beſonders klar 
ſehen, denn der Streit über die Abfindung der früher 
regierenden Fürſten ſollte wenigſtens das eine Gute haben, 
daß er über die Unterſcheidung des Staatsguts vom Privat⸗ 
eigentum Klarheit brächte. Wenn man nämlich an der alten 
Auffaſſung feſthält, die den Souverän ſchlechterdings exi⸗ 
miert, ſo iſt die unabweisbare logiſche Folgerung daraus in 
der Tat, daß die Anhänger des Volksbegehrens juriſtiſch 
durchaus im Recht waren. Wenn das, was man Eigentum 
und Beſitz des Staates oder Staatsoberhauptes nannte, kein 
Privateigentum, nichts Bürgerlich-rechtliches war und deshalb 
auch außerhalb des bürgerlichen Rechtsſchutzverfahrens und 
der Gerichtsbarkeit lag, dann konnte es auch durch eine 
Revolution, einen Thronverzicht, eine Annexion uſw. nicht 
Privateigentum werden, es ſei denn, man ſähe — was natür⸗ 
lich abſurd iſt — dieſe Staatsumſturzfälle als Rechtstitel für 
neuen Eigentumserwerb an. Oder umgekehrt: wenn man im 
Falle einer ſolchen ſtaatlichen Neuordnung oder Staaten⸗ 
ſukzeſſion zwiſchen Staats⸗(Monarchen⸗ Vermögen und Pri⸗ 
vatvermögen des Staates als Fiskus oder des Monarchen als 
Privatrechtsſubjekt unterſcheidet, ſo muß man es auch ſchon 
im friedlichen Rechtszuſtand tun; man darf dann nicht die 
Exemtion von der Gerichtsbarkeit mit der Begründung ver⸗ 
fechten wollen, ein Staat könne als Souverän nicht zugleich 
wie ein Privatrechtsſubjekt Eigentum haben, im Beſitz ge- 
ſchützt ſein, kontrahieren oder erben. 

Siotto-Pintor hat einen Einwand vorweg genommen, 
den er mit Recht als ärmlich bezeichnet: den Einwand, daß 
es ſchwierig ſein würde, zwiſchen den Fällen zu unterſcheiden, 
in denen der Staat kraft Hoheit und vbrigkeitlicher Gewalt, 
und den anderen Fällen, in denen er als gleichgeordnetes 
Privatrechtsſubjekt in einem Rechtsverhältnis zu anderen Sub⸗ 
jekten ſteht. Dieſer Unterſchied muß bei der Grenzbeſtimmung 
zwiſchen Juſtiz und Verwaltung im inneren Gerichtsrecht 
ohnehin gemacht werden, und er iſt ebenſo gegenüber Rechts⸗ 
verhältniſſen und Anſprüchen möglich, an denen ausländiſche 
Staaten beteiligt ſind. Ernſter iſt ein anderer Einwand, der 
nämlich, daß dieſe Grenzziehung zwiſchen den Fragen, über 
welche die ordentlichen Gerichte im bürgerlichen Prozeß zu 
entſcheiden haben, und den anderen Fragen, die einem Ver⸗ 
waltungsgericht oder einer Verwaltungsbehörde vorbehalten 
ſind, in den verſchiedenen Staaten verſchieden iſt, und man 
dadurch vor die Frage geſtellt wird, ob, wenn die Jurisdiktion 
der inländiſchen Gerichte über einen fremden Staat in Frage 
ſteht, der öffentlichrechtliche oder privatrechtliche Charakter 
des Streitgegenſtandes zu ermitteln iſt nach der Rechtsauf⸗ 
faſſung des Gerichtsſtaats oder nach der Rechtsauffaſſung des 
ausländiſchen Staates, über deſſen Recht entſchieden werden 
ſoll. Aber auch dieſe Frage iſt lösbar; man muß nur erken⸗ 
nen, daß der Grundſatz ihrer Löſung im einzelnen Ausnahmen 
leidet. Wir wiſſen ans der neueſten Theorie und Praxis des 
internationalen Privatrechts, wo bei der Ermittlung der An⸗ 
knüpfungstatbeſtände dieſelben Fragen vorkommen, daß es 
nicht im Bereich inländiſcher Gerichtsbarkeit liegen kann, 
einem fremden Staatsweſen öffentlich⸗rechtliche Kompetenzen, 
Vollmachten, Aufgaben zuzuſchreiben, die es nach ſeinem eige⸗ 


11a) A. a. O. S. 105 Anm. 
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nen Recht nicht für ſich in Anſpruch nimmt oder gelten läßt — 
etwa ihm Subjekte, die es nicht als ſeine Angehörigen anſieht, 
zu oktroyieren, weil ſie bei Anwendung des inländiſchen 
Staatsangehörigkeitsrechts dem fremden Staatsangehörigen⸗ 
verband zuzurechnen wären. Aber mit dieſem Vorbehalt muß 
dann der Grundſatz mit aller Entſchiedenheit feſtgehalten wer⸗ 
den, daß das Gericht nach ſeinem eigenen Recht und mit jener 
Unabhängigkeit von politiſchen Rückſichten, die ein Merkmal 


Größere Aufſätze 


der Juſtiz im Rechtsſtaat iſt, die Grenze zwiſchen den Be 
reichen des bürgerlichen Anſpruchs und der ſtaatlichen be 
walt zu finden hat. Denn auch hier gilt ſchließlich wieder pie 
Satz, daß über jeder andern Rückſicht für das Gericht jen 
ſichere Möglichkeit ftehen muß, dem Rechtſuchenden vol, 
Schutz geben, ihm wahre Gerechtigkeit widerfahren laſſen 5 
können, ſo wie es das engliſche Gericht in dem eingangs 

tierten Urteil gefordert hat 12). y 


Kechtsvergleichung im Fivilprozeß. 


Von LER. Dr. Bunge, Lüneburg, z. Zt. Berlin. 


Die Unterwerfung Deutſchlands unter eine internationale 
Schiedsgerichtsbarkeit hat in hohem Maße dazu beigetragen, 
Fragen des internationalen Rechts auch vor den Augen des 
dieſer Einrichtung ferner ſtehenden juriſtiſchen Beſchauers auf⸗ 
zurollen. Mächtig hat ſeit dem Ende des großen Krieges die 
Flut der internationale Probleme behandelnden Veröffent⸗ 
lichungen den Strand der deutſchen juriſtiſchen Literatur be⸗ 
ſpült. Forſcht man den Urſachen diefer ſehr erfreulichen Er⸗ 
ſcheinung nach, ſo zwingt ſich unwillkürlich die Annahme auf, 
daß die mehr i. S. einer nationalen Abgeſchloſſenheit geführte 
Politik der Großmächte bis 1914 trotz der immer anſteigenden 
wirtſchaftlichen Verbindungen das rechte Intereſſe an inter⸗ 
nationaler Rechtsdurchdenkung verhindert hat und ſo ihren 
Widerhall in einer juriſtiſchen Abgeſchloſſenheit und Einſeitig⸗ 
keit fand. Jedenfalls war hierbei eine deutliche Stagnation 
vor dem Kriege feſtzuſtellen. Es muß immerhin auffallen, 
daß in Deutſchland v. Bars „Theorie und Praxis des inter⸗ 
nationalen Privatrechts“, die 1889 erſchienen war, jahrzehnto⸗ 
lang das einzige führende Werk für die wichtigen Privar⸗ 
rechtsbeziehungen im internationalen Verkehr bleiben konnte. 
Heute iſt dies anders geworden. Es ſind gerade die Fragen 
des internationalen Privatrechts, die, angeregt durch das häu⸗ 
fige Hervortreten in der Praxis der GemSchchH., eine ſtark 
vermehrte Beachtung und Behandlung erfahren haben. Sig 
ſchließen naturnotwendig eine vertiefte Erfaſſung und Durch⸗ 
dringung fremder Privatrechtsſyſteme in ſich. 

Ein Gebiet, das hier bisher weniger Beachtung gefunden 
hat, iſt der Zivilprozeß. Und doch ſollte auch gerade bei 
ihm die Praxis des Verfahrens vor den Gem SchH. dazu 
beitragen, ihre belebenden Einflüſſe zu zeitigen und zu be⸗ 
trachtender Nutzanwendung anzuregen. Werden doch hierdurch 
Fragen von mehr oder weniger fortdauernder Bedeutung auf⸗ 
geworfen, die ihre Spuren tiefer graben werden, als manch 
andere Frage, die nur zeitweiſe Staub aufwirbelt. Ob 
Deutſchland den alliierten und aſſoziierten Staatsangehörigen 
auf Grund des Friedensvertrages Schadenserſatz ſchuldet, mag 
im Augenblick tief einſchneidend ſein, wird aber hoffentlich in 
nicht zu langer Zeit nur mehr einer hiſtoriſchen Betrachtung 
wert erachtet werden. Läßt ſich aber ſelbſt hierbei eine über 
das engere Anwendungsgebiet hinausgehende befruchtende Ein⸗ 
wirkung erkennen, wie die Behandlung der Frage nach der 
Parteifähigkeit der Staaten und etwa gleichermaßen von Pri⸗ 
vaten und Perſonenvereinigungen im Völkerrecht auf der 
letzten Tagung der Deutſchen Geſellſchaft für Völker⸗ 


12) Das oben Geſagte ſteht im Einklang mit dem italieniſchen 
Dekret v. 30. Aug. 1925 n. 1621 und den Ausführungen von Rocco, 
Riv. dir. proc. eiv. 3, 1 ff. Das Dekret knüpft nur Arreſt und Voll⸗ 
ſtreckungsakte gegen das Vermögen fremder Staaten an eine beſondere 
Genehmigung des Juſtizminiſteriums, wodurch die Prüfung der Gegen⸗ 
feitigkeit ermöglicht wird. Klagen läßt das Dekret, ebenſo wie der be⸗ 
kannte Schweiz. Bundesratsbeſchluß von 1918 (Entſch. des Schweizer. 
Bundesgerichts, Staatsrechts⸗Abt., v. 13. März 1918 i. S. Oſterr. 
Finanzmin. gegen Dreyfus), unberührt („quando a termini della 
nostra legislazione tali azioni siano di competenza dell’ autorità giudi- 
ziaria nazionale“ (Rocco d. a. O. S. 3). Zwar muß, wie Rocco 
ebenfalls zutreffend ausführt, der Einzelne mit ſeinem Intereſſe unter 
Umſtänden aus Gründen des öffentlichen Wohls zurücktreten, aber 
beim Rechtsſchutz durch gerichtliche Feſtſtellung und in dem hier be⸗ 
handelten Fall der Widerklage iſt nicht nur das Intereſſe der Ein⸗ 
zelnen, ſondern die Autorität der ſtaatlichen Gerichte ſelbſt im Spiel. 


recht zeigt !), fo ſollten ähnlich aus der Verfahrensübung = 
den GemSh&H., die im einzelnen Fall von untergeordne a 
Bedeutung fein mag, die für eine Geſamtbetrachtung w 1. 
tigen Bauſteine herausgelöſt und für eine Unterſuchung UF 
wandt werden, ob und inwieweit eine Herübernahme 7 
Einpaſſung in unſer Zivilprozeßrecht heutiger Geſtaltung 10 
boten find oder nicht. Das dient nicht nur der Fortgeſtaltun 
unſeres eigenen Rechts, ſondern würde auch das wichtt 
Ziel internationaler Rechtsannäherung in einer bedeutſa 
Materie fördern. 18 
Es mag ſein, daß die ſcheinbare Nichtbeachtung der in * 
Verfahrensordnungen geſetzten Grenzen und Formen, wie 1 
anfänglich bei den Verhandlungen vor den GemSch GG. 97 
fach hervortrat, dem Prozeſſualiſten wenig vielverheißend 4 
ſchienen ift. So ſchien namentlich der Dtſch.⸗Frz. GemSch 15 
eine Bindung an Friſten nicht zu kennen. Hierin iſt jedoch 15 
neuerer Zeit ein deutlicher Umſchwung eingetreten 2), und I 
melle Bindungen werden mehr und mehr anerkannt. So m 
in dieſem Zuſammenhang wichtig, daß der Diſch.⸗Ital. Ge 1 
SchH. von einer Unſitte anderer Gerichtshöfe, die = 
gleichsämter zur Annahme nachträglicher Anmeldungen o 
Forderungen, wenn dies auch nur einer fernliegenden De 
keit zu eutſprechen ſchien, zu beſtimmen, deutlich abgerüdt i 
Gerade dieſer Gerichtshof hat überhaupt ſtets bewieſen, d 
ihm die Prozeßordnung ein wichtiges, brauchbares und AUF 
durchaus vollſtändiges Inſtrument für ſeine Tätigkeit biete 5 
Es mag ferner ſein, daß die geringe Anzahl von Vo 
ſchriften der einzelnen Verfahrensordnungen gegenüber } 
Beſtimmungen des heimiſchen Prozeßrechts dazu geführt Die 
erſtere mit einer gewiſſen Nichtachtung zu überſehen. 
Prozeßordnungen kommen mit einer oft weit unter der a 
fer 100 liegenden Anzahl von Artikeln aus. Wenn aber ſcho 5 
ſoeben darauf hingewieſen wurde, baß eine ſolche Ordnen 
einen durchaus genügenden Rahmen für die Tätigkeit des 6 
richts bilden kann, ſo beſagt es auch für unſere Betrachte 
gar nichts, daß ſelbſtverſtändlich dieſe Prozeßordnungen 35 
gemein bekannte Begriffe vorausſetzen und häufig ein Zur 
greifen auf das nationale Prozeßrecht erforderlich machen 655 ) 
bei Zuftelfungen der Beweisaufnahme durch Rechtshilfe u 
Denn gerade hierdurch wird der rechtsvergleichende Betrach in 
auf das fremde Recht geführt und zieht damit auch dieſes ö 
den Kreis ſeiner Betrachtungen ein. Es iſt nun natürlich, Pr 
die Verfahrensordnungen, die an dem ausländiſchen Sitz 
für fie beſtimmenden Gerichtshofs ins Leben gerufen I! en 
ſchon an und für ſich mehr von den prozeßrechtlichen Norm, 
des fraglichen alliierten Staates beeinflußt ſind; in der! 
füllung etwaiger Lücken wird auch eher auf dieſes Recht > 
rückgegriffen werden. Das bietet für uns Deutſche einen 


N. 

1) DIE. 1926, 875; Hanſiegtſchr. 1926, 634 (Knorr); 3” 
1926, 1928 (Rühland). 

2) Vgl. z. B. das dtſch.⸗franz. Urteil Soc. 
Tomaszow. Deutſches Reich v. 25. Aug. 1926. 

5) In dem auch anderweit bedeutſamen Urteil Signore 
Dresdner Bank v. 14. April 1926, das hier demnächſt veröffen 
werden wird. BR; 

) So hat es der Difch-Ftal. Gem&ch&H., weil eine ine 
ſprechende Vorſchrift der PrOrdn. fehlt, konſequent abgelehnt, ein 
Friſterſtreckung für die Einreichung von Schriftſätzen zuzulaſſen, en, 
Verfahren, das bei anderen Gerichtshöfen, man kann wohl fag 
aus Gewohnheit üblich wurde. 


An. Piesch 5 


li 


W. 
licht 


Jahrg. 1926 Heft 21] 
haften Hinweis auf das fremde Recht. Als Beiſpiel wäre 
wma ie überragende Bedeutung des Urkundenbeweiſes in den 
der niſchen Rechtsgebieten gegenüber der hervorſtechenden 
ben nziehung von Zeugen zur mündlichen Vernehmung in 
a tichen Gerichtspraxis zu nennen. 
ordn Us beſonders charakteriſtiſch tritt in den Verfahrens⸗ 
geſtaln gen der GemSchGH. und in ihrer praktiſchen Aus⸗ 
nein 9 vor Gericht die Feſtſetzung von Friſten für die 
fin ung von Schriftſätzen, die Beſchränkung auf eine be⸗ 
er S Zahl und die Anordnung einer beſtimmten Gliederung 
Enrschriftſätze hervor. Bindung an Friſten, Begrenzung der 
U eichungsmöglichkeiten bedingen zweifellos eine Beſchleuni⸗ 
m des Verfahrens. Wenn trotzdem gerade bei den Gem— 
ſteht, f. oft der Eindruck eines ſchleppenden Verfahrens ent⸗ 
Falle bo liegt das, abgeſehen von der zunächſt nicht erwarteten 
jöfe des zu bearbeitenden Stoffes, daran, daß dieſe Gerichts- 
Geri nicht ſtändig tagen. Bei einem in kurzer Folge tagenden 
geltecht würde die Wirkung ſolcher Maßnahmen ſich unbedingt 
und & machen. Die Einſchränkung der Zahl der Schriftſätze 
ſeits ie Anweiſung von Formen für die Abfaſſung anderer⸗ 
am ind ein Erziehungsmittel zu ſchärfſter Konzentration. 
mir eutlich die inhaltliche Gliederung der Schriftſätze ſcheint 
pfle * Beachtung wert zu ſein. Die Verfahrensordnungen 
An An zu beſtimmen, daß die Darſtellung der Tatſachen und 
10 e der Beweismittel getrennt von den Rechtsausfüh⸗ 
telle at erfolgen hat; die Anträge ſind an den Schluß zu 
ordner Wenn man ſich dagegen vor Augen hält, wie ungo⸗ 
der 5 vielfach in den deutſchen Prozeßſchriftſätzen, namentlich 
ä vichtigen unteren Inſtanz, das Material dem Gericht zu⸗ 
am 05 gemacht wird, wie die Anträge bald am Anfang, bald 
Mi chluß, ja, wie es dem Verf. begegnet iſt, ſogar in der 
Einen, erſcheinen, ſo werden die Vorteile obigen Verfahrens 
wicht en. Noch in anderer Hinſicht ſcheint mir hier ein 
rie ges Vergleichsmoment gegeben. Die ſchon vor dem 
mehr hauptſächlich aber während desſelben, ſich mehr und 
laſtun als notwendig erweiſenden Beſtrebungen einer Ent⸗ 
Tatbeſ der Gerichte haben dazu geführt, der Darſtellung des 
zumeſſtandes im Urteil eine immer geringere Bedeutung bei⸗ 
igen Ihren Ausdruck finden dieſe Beſtrebungen in der 
grande, Faſſung des § 313 Abſ. 2 ZPO. Wenn der hier 
dorbereblich zugelaſſenen Bezugnahme auf den Inhalt der 
io gi ‚ettenben Schriftſätze auch gewiſſe Schranken geſetzt find, 
Gamma en dieſe in ihrer allgemeinen Formulierung doch keine 
solchen ie gegen eine ungeeignete Bezugnahme; der Leſer eines 
Kid im Grunde tatbeſtandsloſen Urteils wird auch zur 
gen Orientierung nicht entraten können, den geſamten 


ſlüch 

Arnd 

dltteninhalt durchzuſehen. Ihr eigentliches Korrelat würd 
ſe Bet hzuſehen. Ihr eigentlich Korrelat würde 


di 
ip 0 eſtimmung erſt finden, wenn auch die Schriftſätze, ent- 
9313 00 dem Urteil nach der grundlegenden Anordnung in 
Glieder 5j.1 Ziff. 3, das tatſächliche Vorbringen in abgegrenzter 

— rung darzuſtellen hätten. Erſt hierdurch würde der Be⸗ 
beig 1 5 auf die Schriftſätze ein beſtimmter ſachlicher Sinn 


Spurl Einführung feſter Friſten mit Beſchränkung der 
ſtſätze und die mangels ausdrücklicher Vorſchrift nicht zu⸗ 
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gelaſſene Verlängerung dieſer Friſten haben vor dem Dtſch.⸗ 
Ital. GemSchGH. zu einem beſonderen Verfahren geführt, 
deſſen hier noch Erwähnung getan ſein ſoll. Der Präſident 
beraumt auf Grund poſitiver Norm der PO. (Art. 41; die 
PO. iſt abgedruckt RG Bl. 1924, II, 95 ff.) einen vor ihm ab⸗ 
zuhaltenden Vortermin zur genauen Feſtſtellung des Tat⸗ 
beſtandes und zur Angabe der Beweismittel an. Hier iſt die 
letzte Möglichkeit zur Vorbringung tatſächlichen Materials ge⸗ 
geben. Ein ſpäteres Vorbringen wird unweigerlich zurück⸗ 
gewieſen, es ſei denn, daß der Präſident einen Vorbehalt, der 
auch durch ſeine eigenen Fragen beſtimmt werden kann, aus⸗ 
drücklich zuläßt. Vortermine haben auch im deutſchen Prozeß⸗ 
verfahren ſchon eine Rolle geſpielt, längſt ehe das beſondere 
Verfahren vor dem Einzelrichter der §§ 348 ff. ZPO. ein⸗ 
geführt war. Doch ging ihre Bedeutung den Beteiligten oft 
nicht ein; der Verf. entſinnt ſich mancher Außerung, die halb 
beruhigend, halb verächtlich ausdrückte: Ach, das iſt ja erſt der 
Vortermin! Dieſe Vortermine werden ſo lange um ihre 
eigentliche Wirkung betrogen ſein, als Beſtimmungen, wie 
SS 278 Abf. 1, 283 Abſ. 1 ZPO., den Grundſatz aufſtellen, 
daß Angriffsmittel, Beweismittel uſw. bis zum Schluß der⸗ 
jenigen mündlichen Verhandlung, auf welche das Urteil er⸗ 
geht, geltend gemacht werden können. Es iſt zwar zuzugeben, 
daß die Abänderungen der letzten Novelle zur ZPO. in 88 278 
Abſ. 2 bis 279 a, 283 Abſ. 2, 348 ff., 529 Abſ. 2 und 3 eine 
ſtarke Annäherung an jenes oben geſchilderte Verfahren des 
Dtſch.⸗Ital. GemSchGH. geſtatten. Doch würde nur die grund⸗ 
ſätzliche Ausſchließung weiteren tatſächlichen Vorbringens nach 
dem Vortermin dieſem Termin die eigentlich richtunggebende 
Bedeutung für die Entſcheidung des Rechtsſtreits beilegen. Hier 
liegt ein Moment zur Erzielung einer ſtraff gegliederten Ar⸗ 
beitsweiſe. Zugleich dient es der vertieften Durcharbeitung 
des Prozeßmaterials, wenn das abſchließende Verfahren nur 
mehr der rechtlichen Durchdringung des ſachlich feſtſtehenden 
Streitſtoffes gewidmet iſt. 

Dieſe Hinweiſe mögen genügen. Sie werden gezeigt 
haben, daß in den Verfahrensordnungen der GemSchGGH. Ele⸗ 
mente ruhen, die einer kritiſchen Würdigung wert ſind. Nur 
als Elemente wollen ſie zunächſt betrachtet ſein; es iſt ein⸗ 
leuchtend, daß die vielfach abweichenden Einrichtungen, die 
unſere heimiſche Gerichtsbarkeit bietet, auch Unzweckmüßig⸗ 
keiten jener anderen in einer einzigen oberſtrichterlichen In— 
ſtanz erkennenden Gerichtsbarkeit hervortreten laſſen würden, 
wollte man deren Formen ſchematiſch übernehmen. So würde 
z. B. in den oben behandelten Fragen der Einfluß des Um⸗ 
ſtandes, daß ſtändig tagende Gerichte mit vermehrten Ter⸗ 
minen arbeiten können, ferner der Tatſache, daß wir einen 
durch mehrere Inſtanzen gewährleiſteten Rechtsſchutz haben, 
zu unterſuchen ſein. Aus Vergleich und Gegenvergleich würde 
ſich erſt der gute Kern herausſchälen. Bis dahin iſt aber noch 
ein weiter Weg. Vor allem wichtig iſt zunächſt die Erkenntnis, 
daß die über bedeutſame deutſche Intereſſen erkennende Ge⸗ 
richtsbarkeit der GemSchGH. ein Verfahren geſtaltet hat, das 
der befruchtenden Einwirkung auf die Fortbildung des heimi⸗ 
ſchen Prozeßrechts nicht wird entraten können. 


Kommentare zur Sivilprozeßordnung. 


a lprozeßordnung für das Deutſche Reich. In Fort⸗ 
eBung des von L. Gaupp begründeten Kommentars er⸗ 
tert von Friedrich Stein. Zwölfte und dreizehnte 
. Bearbeitet von Dr. Martin Jonas, Miniſterial⸗ 
x im Reichsjuſtizminiſterium. 8. bis 12. (letzte Lieferung) 
(X d. Tübingen 1926. 


die Zivi 


1127, 1516.) 


9 1 
rung Nechtzeitig zur Tagung der Zivilprozeßlehrer iſt die Schlußliefe⸗ 
mehr 58s ausgezeichneten Erlauterungswerkes erſchienen, das mun⸗ 
große . feiner neuen Geſtalt vollendet vorliegt. Jonas darf das 
Verdienst für ſich in Anſpruch nehmen, den Kommentar der 


gegenwärtigen, nicht leicht überſehbaren Rechtslage durchweg in muſter⸗ 
gültiger Weiſe angepaßt zu haben. Er hat ſich nicht nur den Dank der 
Praktiker erworben, die in Treue an ihren, freilich nicht allzu zahl⸗ 
reichen Lieblingsbücher feſthalten, ſondern, wie ich glaube, auch die 
Anerkennung der Prozeßrechtswiſſenſchaft, deren beſte Vertreter die 
Bedeutung der Kommentare als der Bindeglieder zwiſchen Rechtslehre 
zur Rechtsübung nicht verkannt haben. In ſeinen Erinnerungsblättern 
an Adolf Wach (vgl. I-XIV des 5. Heftes v. Bd. 51 der ZB.) 
hat es Richard Schmidt mit Recht als tragiſches Ergebnis für die 
Prozeßwiſſenſchaft beklagt, daß Wach ſein großangelegtes Syſtem des 
deutſchen Zivilprozeßrechts nicht hat vollenden können. Unter den ver⸗ 
ſchiedenen Gründen, die die zurückhaltende Aufnahme des Handbuchs 
in den erſten Jahren nach ſeinem Erſcheinen erklärlich erſcheinen 
laſſen, hebt Richard Schmidt die Tatſache hervor, daß, was uns 
heute zum weitaus größten Teil unentbehrliche und vertraute Denk⸗ 
formen geworden find, ſeinerzeit vielen Ziviliſten oder auch manchen 
Reichsrichtern von Anſehen als unnötiger Aufwand wiſſenſchaftlicher 
Mittel erſchienen iſt. Ich möchte glauben, der Gauppſche Kommentar 
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hat in der Ausgeſtaltung, die er durch Friedrich Stein erfahren 
hat, der Praxis auf einem anderen Wege die unentbehrlichen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Grundlagen eines guten Verfahrens vermittelt oder doch zu 
vermitteln verſucht. So iſt auch Stein ein prozeſſualer Erzieher von 
höchſter Bedeutung geworden und geweſen. Freilich hat er das Schick⸗ 
ſal aller Erzieher geteilt, daß ihm nicht alle Blütenträume gereift ſind. 
Aber er hat es, um an ein Wort des großen niederfächſiſchen Richters 
Wilhelm Raabe anzuknüpfen, verſtanden, „ſeine Waffen weiter⸗ 
zugeben“. 

Im folgenden muß ich mich auf wenige kurze Bemerkungen zu 
den letzten Lieferungen beſchränken. 

1. Zu 8 602 ZPO. hat Jonas die Anſicht Steins, daß 
„Anſprüche aus Wechſeln“ nur Auſprüche auf Geldzahlung ſeien, ent⸗ 
gegen der, wenn auch nicht herrſchenden, ſo doch wohl überwiegenden 
Meinung unbeanſtandet gelaſſen. Dieſe enge Wortauslegung ent⸗ 
ſpricht aber nicht den Bedürfniſſen des Rechtslebens. Sie ſteht auch 
in Widerſpruch zu der von Stein gebilligten Übung, die Haftung des 
Geſamtguts und des eingebrachten Guts für die Wechſelſchulden der 
Frau als eine wechſelmäßige anzuſehen und im Urkunden⸗ wie im 
Wechſelprozeſſe den Auſpruch auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
gegen den Mann zuzulaſſen. Allerdings iſt es bedenklich, mit Baum⸗ 
bachs (Anm. 1 zu 8 602 ZPO.) das Grundſätzliche aus der Son⸗ 
der vorſchrift der Art. 25 ff. WO. herzuleiten, in denen Anſprüche auf 
Sicherſtellung ausdrücklich für den Wechſelprozeß zugelaſſen ſind. Da⸗ 
mit kann nicht viel bewieſen werden. Entſcheidend iſt vielmehr über⸗ 
all, ob das Wechſelrecht den Anſpruch auf die Rechtsſtellung der Be⸗ 
teiligten im Wechſelverbande gründet. Stellt man die Entſcheidung ſo 
auf die „Wechſelmäßigkeit“ ab, dann iſt es z. B. unmöglich, mit 
Stein den Anſpruch des Eigentümers eines abhanden gekommenen 
Wechſels, nach Einleitung des Aufgebotverfahrens vom Akzeptanten 
gegen Sicherheit Zahlung zu verlangen, vom Wechſelprozeſſe auszu⸗ 
ſchließen (Art. 73, 98 Nr. 9 WO.). Dagegen ift zweifellos der Anſpruch 
auf Herausgabe des Wechſels gegen den nach den Beſtimmungen des 
Art. 36 legitimierten Beſitzer (Art. 74) kein wechſelmäßiger. Wer den 
Wechſel in böſem Glauben oder grob fahrläſſig erworben hat, muß 
dem früheren Eigentümer oder dinglich Berechtigten wei⸗ 
chen. Der gutgläubige Indoſſatar aber erwirbt Eigentum (trotz man⸗ 
gelnden Begebungsvertrages (RG. 112, 202). 

2. Vor 8 606 ZPO. leitet der Kommentar (S. 241) die gründ⸗ 
liche und klare Darſtellung der wichtigen Frage, ob ein Ehegatte ver⸗ 
pflichtet iſt, dem anderen einen Prozeßkoſtenvorſchuß zu leiſten, mit 
dem Satze ein, die zuſammenfaſſende Behandlung ſei dadurch, daß ſich 
die Praxis überwiegend für die Vorſchußpflicht entſchieden habe, nicht 
gegenſtandslos geworden. Das iſt gewiß richtig. Aber im einzelnen 
läßt die Darſtellung erkennen, wie wenig Stein in dieſem Punkte der 
Bedeutung des Gerichtsgebrauchs gerecht geworden iſt. Man muß gerade 
in zweifelhaften Fragen ſich beſcheiden lernen und den Segen einer 
feſten Übung anerkennen. Die Vorſchußpflicht des Ehegatten, wurzelnd 
in ehegüterrechtlechen Beſtimmungen, hat im Prozeßrecht ihre beſondere 
Ausbildung und Entwicklung erfahren. Daran ſollte man der Rechts⸗ 
ſicherheit halber feſthalten. Es hat wenig Zweck, die Gleichſtellung der 
Koſtentragungs⸗ und Vorſchußpflicht mit der etwas ſpitzfindigen Unter⸗ 
ſcheidung zu bekämpfen, dem Anwalt ſtehe zwar als Glaubiger der 
Frau auf Grund § 1388 BGB. ein Anſpruch gegen den Mann auf 
die ihm als Gläubiger nach 8 84 RAcGeboO. gebührende Vorſchuß⸗ 
leiſtung zu, dagegen ſchwebe die Vorſchußpflicht des Mannes gegen⸗ 
über der Frau durchaus in der Luft. (S 1388 BGB. geht doch gerade 
davon aus, daß der Mann der Frau gegenüber gewiſſe Verbindlich⸗ 
keit zu tragen hat, alſo inſoweit ihr der Anſpruch zuſteht, dieſe 
Verbindlichkeit erfüllt zu ſehen.) Keinesfalls kann der Praxis der Vor⸗ 
wurf der Geſetzwidrigkeit gemacht werden, und hat ſie ſich für die 
zweckmäßige Form der einſtweiligen Verfügung (aus 8 940, nicht 
§ 627 ZRDO.) entſchieden, dann bedeutet der Umweg, auf den Stein 
verweiſt (Klage des Anwalts gegen den Mann nach § 1388 BGB.), 
zweifellos eine Verſchlechterung des Verfahrens. Die gleiche Unter⸗ 
ſchätzung des Gerichtsgebrauches iſt gelegentlich auch bei anderen her⸗ 
vorragenden Schriftſtellern feſtzuſtellen, wenn berühmte Streitfragen 
des täglichen Prozeßlebens erörtert werden. So hat Leonhard auch 
in der zweiten Auflage ſeines Buches über die Beweislaſt 1) die Ein⸗ 
teilung in rechtsbegründenden und rechtshindernden Tatſachen aufs 
ſchärfſte bekämpft, obwohl ſich dieſe Scheidung ſeit über einem halben 
Jahrhundert in der Praxis bewährt hat, und z. B. bei der Frage der 
Geſchäftsfähigkeit gemeines, preuß. und Reichsrecht dem Gegner die Be⸗ 
weislaſt für die Unfähigkeit auferlegt haben (vgl. S. 78 ff., 275 a. a. O.). 

3. Unbegründete Koſtenforderungen werden im Mahnverfahren 
vielfach unrichtig behandelt. Stein gibt (Erl. II 2 zu 8 692) die rich⸗ 
tigen Anweiſungen: die Koſten bilden keinen Nebenanſpruch i. S. des 
§ 690. Das Mahngeſuch iſt bei Geltendmachung eines zu hohen 
Koſtenbetrags nicht abzuweiſen, vielmehr iſt der vom Gericht für be⸗ 
gründet erachtete Betrag aufzunehmen; dem Glaubiger bleibt es über⸗ 
laſſen, auf Grund des Vollſtreckungsbefehls das Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahren zu betreiben. Iſt aber der zutreffende Ausgangspunkt der, 
daß die Koſtenforderung keinen Anſpruch i. S. der 88 690, 691 ZRO. 
bildet, dann liegt kein Anlaß vor, die Unanfechtbarkeit der zurück⸗ 


1) S. u. S. 2416. 


weiſenden Verfügung ($ 691 Abſ. 3) auch auf den Fall zu erſtrechen, 
daß eine Koſtenforderung als unbegründet zurückgewieſen iſt. 1 
4. In den Erläuterungen II 2 zu 8 696 werden die Vor 
ſetzungen des ſofortigen Übergangs vom Mahn⸗ zum Streitverfan 
richtig hervorgehoben; der Gläubiger muß eine Beſcheinigung über en 
Erfolgloſigkeit eines vorangegangenen Güteverfahrens 
oder darlegen, daß es nach $ 495 eines Güte verfahre 
nicht bedarf. Jonas fügt ferner hinzu, wenn auch ein ausdrücklieht, 
Antrag des Gläubigers auf Anberaumung des Termins zur © ff 
verhandlung nicht erforderlich erſcheine, jo müſſe doch aus ſeinem . 
trage auf Terminsbeſtimmung erſichtlich ſein, daß er das Ay 
fahren nicht wolle. Ich fürchte, daß trotz des Anſehens, deſſen ſich er 
Kommentar erfreut, die Amtgerichte in ihrer Mehrzahl fortfahren chen 
den, nicht nur in jedem Antrage auf Terminsbeſtimmung einen 0 Gn, 
auf Anberaumung eines Termius zur Streitverhandlung zu erblt Gr 
ſondern auch die Erfolglofigkeit des Güteverfahrens nach Tee tung 
meſſen zu unterſtellen. Das Geſetz wird feine erzieheriſche Wir 
auf dieſe Weiſe ſchlecht betätigen können, und es iſt die Tragt ten 
überlaſteten großſtädtiſchen Amtsgerichte, daß fie vielfach dem 8 
Willen des Geſetzgebers nicht entſprechen können. em 
5. a) Im 8. Buch hat Jonas in beſonderem Maße Gelee 
heit gehabt, die Ergebniſſe des neuen Schrifttums und der 1 
Rechtſprechung umſichtig zu verwerten. Die eindringenden, in! den 
Kürze muſtergültigen Vorbemerkungen vor § 704 find im weſentlt w 
unverändert geblieben. Der Kommentar iſt an wiſſenſchaftlichen 
ſtruktionen niemals vorbeigegangen, hat ſie aber immer auf den 13 
tiſchen Wert geprüft. Die feine, eigenartige Lehre Krüchme ne 
daß der Titel Rechtsbeſitz ſchaffe (33 P. 47, 1 ff.; 40 ff) ine 
achtungsvoll erwähnt. Es wird zugegeben, daß ſie in gewiſſem mah 
das Verhältnis von Anſpruch und Titel zu veranſchaulichen ver nic 
aber hinzugefügt, ein praktiſcher Wert dieſer Hilfsvorſtellung ſei Fr, 
zu erkennen. Zu dem Problem des Verhältniſſes zmiſchen Schal am 
Haftung finden ſich nicht mehr als bloße Andeutungen. Ich e 
Binder (Iherings Jahrb. 77, 75 ff.) nur beitreten, wenn er 
herrſchende Lehre bekämpft, die die Haftung von der Schuld 22 vol 
Nechtszwang von beiden unterſcheidet. Stein (etwa Erl. 3 fitel 
§ 704) ſieht es ohne weiteres als feſtſtehend an, daß es Schug 
gibt, die eine Haftung ohne Leiſtungspflicht ausſprechen, wie die 2 
thekariſche oder Pfandklage und die Verurteilung zur Duldung ei 
Zwangsvollſtreckung. Die Frage iſt nicht ohne praktiſche Trag! 
und hätte eine nähere Erörterung verdient. N daß 
Wenn man ſich in Einzelheiten vertieft, wird man finden aur 
die Praxis auch dieſen, wohl am meiſten herangezogenen Komm pie 
Keinesfalls überall blindlings als Führer anerkannt hat. 5 „ 
Bedürfniſſe des Prozeßlebens verſchieden eingeſchätzt werden kön gi 
ift eine Übereinſtimmung unter den Oberlandesgerichten ni in 
erzielen. Ich erwähne auch hier?) die Frage, ob ein Urteil, das in anf 
Hauptſache auf Abweiſung der Klage erkennt, wegen der Kosten, 
Grund § 709 Ziff. 4 für vorläufig vollſtreckbar erklärt werden 
Für mich bedeutet es eine ſchwer zu ertragende Unſtimmighel 115 
die vorläufige Vollſtreckbarkeit bei Klageabweiſung in den Fä per? 
§ 708 und des § 709 Nr. 1—3 auszuſprechen iſt, bei anderen 
mögensrechtlichen Anſprüchen aber nicht zulaſſig ſein ſoll. auch 
b) Ein weiteres Beiſpiel für eine ſchwankende Praxis, 10 dle 
von Stein nicht hat entſcheidend beeinflußt werden können, G 
Frage, unter welchen formellen Vorausſetzungen die Vollſtre egen 
gegen einen Dritten zuläſſig iſt, dem ein der Vollſtreckung entg mit 
ſtehendes Recht zuſteht (Erl. II vor $ 735). Die Ausführungen, Ge 
denen Stein den 8 57 der preuß. Geſchäftsanweiſung für ÖLE fe 
richtsvollzieher (i. d. F. v. 24. März 1914) bekämpft, find in DENE 
Umfange überzeugend. Die ſachliche Kraftloſigkeit des Rech 
Dritten iſt in der Tat ohne Belang für die Bedeutung feine? der 
wahrſams. Der nicht verurteilte Ehemann hört, auch wenn 1 auf 
Widerſpruch gegen die Zwangsvollſtreckung entzogen iſt, nich om 
Dritter zu fein. Die Heine Anſicht, daß der Mann Bell 
treter der Frau ſei, ift ganz haltlos. g der 
e) Die erdrückende Fülle der Entſcheidungen zu 8 811 beg ges 
Kommentar auf etwa 11 Seiten gemeiſtert; er wird kaum in ‚und? 
der nicht zu überſehenden Einzelfragen im Stich laſſen. In der dungs 
ſätzlichen Frage der Zuläſſigkeit des Verzichts auf die dhe gan, 
beſchränkungen iſt die Stellungnahme unveränd rt. Mir iſt be ung 
daß ſich Stein, unbeſchadet feiner ſtarken ſozialen Empf at- 
einem allzu milden Schuldnerrecht gegenüber ablehnend verhalten At 
Er hat einmal (in einem öffentlichen Vortrage in Berlin) ſolches 3 ſich 
ein Zeichen beginnenden Rechtsniederganges genannt. So mag 
erklären, daß er keinen Grund ſieht, das Verfügungsrecht des baten 
ners über Gegenſtände, die er im Gegenſatz zu den unpfän ver 
Forderungen des 8 850 (88 400, 1274 BGB.) jederzeit Suat chen 
äußern oder dem Gläubiger verpfänden oder an Zahlungs © tatt u 
kann, dem Gerichtsvollzieher gegenüber zu beſchränken. Die chende 
geht auch hier verſchiedene Wege, und der von Stein abbeleh ich 
Standpunkt der RGEntſch. v. 19. Nov. 1909, Bd. 72, 181, läßt 
für den richtigen halte, iſt keinesfalls überall anerkannt. Freilich 


2) Vgl. unten (zu Baumbach S. 2412). 
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Stein nur einen „wirklichen Verzicht“, d. h. eine in Kenntnis ſei⸗ 
Tulbn echts abgegebene Erklärung des Schuldners zu, „die ſtumme 
15 — rechtsunkundiger Perſonen gegenüber amtlichen Haud⸗ 
die Ye; ſoll nicht genügen. Aber wann wird ein Schuldner, der über 
auf ſändungsbeſchränkung belehrt wird, die Entſagung beſitzen, dar⸗ 
zu verzichten? 
d Eine kritiſche Durchſicht auch der neu bearbeiteten Lieferungen 
wie es bei einem ſo ausgezeichneten Werke nicht anders zu er⸗ 
0 iſt, zu Beanſtandungen kaum Anlaß. Aufgefallen iſt mir nur 
8 daß Jonas die nicht gauz einwandfreie Erklärung des 8 831 
ander unverändert hat ſtehen laſſen. Stein ſagt: „Wechſel und 
nur R indoſſable Papiere (§ 363 BGB.) find, da der Drittſchuldner 
pflich em durch das Papier legitimierten Gläubiger zur Zahlung ver⸗ 
bzw het iſt, Wertpapiere und werden als bewegliche Sachen nach 8 821 
nicht 3 808 f. gepfändet. — Die Bedeutung des 8 831 liegt jonad) 
daß in dieſer Ordnung der Pfändung, ſondern lediglich darin, 
unter „bermöge feiner Stellung die Verwertung hier den 88 835 ff. 
ge erſelt. Das iſt m. E. ſchief, zum mindeſten mißverſtändlich aus⸗ 
ut. Die Forderungen aus Wechſeln und anderen inboljablen 
pfänden vieren werden eben nicht nach 8 281 oder 8808 ZPO. ge⸗ 
die et, ſie gelten eben nicht als Wertpapiere oder Sachen i. S. 
weglich eſtimmungen, aber ſie werden ausnahmsweiſe wie be⸗ 
pia Sachen dadurch gepfändet, daß der Gerichtsvollzieher die Pa⸗ 
erſul im Beſitz nimmt. Die Verwertung dieſer indoſſablen Papiere 
an gt aber nach 8 835 wie diejenige anderer gepfaͤndeter Geldforde⸗ 
Besten. (gl. hierzu auch RO. v. 4. Juni 1926 JW. 1926, 2111. 
Henbet fich der Wedel in den Handen eines Dritten, jo muß der 
ausgabeanſpruch gepfändet werden.) 
des N Die zuſammenfaſſende Darſtellung der LohnPfändV O. und 
ung bn Beſchlagnch. (Anh. zu 5 850) erleichtert die Anwendung der 
er und unüberſichtlich gewordenen Beſtimmungen, deren geſetzliche 
ann bevorſteht, in hohem Grade. Selbſtändig und von der 
Mar anben Meinung abweichend ift die Beurteilung der ſog. 1500- 
90 an erträge, Stein erblickt in ihnen regelmäßig nichtige Schein⸗ 
e in zweiter Linie bejaht er die Anfechtbarkeit nach dem An⸗ 
iii ngsgeſetze. Ich darf auf die eingehenden Unterſuchungen ver⸗ 
i die ich zu dieſer Frage in meinem i. J. 1914 dem WDeutſchen 
Ihr ſtentage erſtatteten Gutachten (Verh. des 32. — ausgefallenen — 
& 1 Hurfſtent. I, 34—131) angeſtellt habe. (Vgl. hierzu LZ. 1914 
"1065 ff; ferner Abst. 1915, 59, 111, 116, 145 fl. 

: Bei 8859 ift in Abſchnitt 1 S. 787 a. E. der Hinweis auf die 
ogu unrichtig. Die Entſcheidungen, die von der grundbuchlichen Ein⸗ 
fügung der Pfändung eines Miterbenanteils am Nachlaſſe (als Ver⸗ 
deln igsbeſchränkung des Miterben hinſichtlich dieſes Anteils) han⸗ 

„ſind in der Note 49 aufgeführt. 
nung 8) Zu 8 901 (II 2) und $ 908 iſt die Anſicht, daß die Anord⸗ 
gegen der Haft (Haftbeſchluß) und der Haftbefehl zuſammenfallen, 

auch die von mir GruchBeitr. 64, 254 vertretene Meinung 
* Sie widerſpricht der meines Wiſſens überwiegenden 
dafther Wenn es richtig iſt, daß, wie Stein ſelbſt hervorhebt, der 
die ſehl gleich der vollſtreckbaren Ausfertigung des Schuldtitels 
nterſemelle Grundlage der Vollſtreckung bildet, muß man an der 
ſchedung zwiſchen Haftbeſchluß und Haftbefehl feſthalten. 
befehl ) In ber wichtigen Frage, ob der vom AG. erlaſſene Arreſt⸗ 
kann auf die im Bezirke befindlichen Gegenſtände beſchränkt werden 
von hält der Kommentar (Erl. III zu § 919) daran feſt, daß der 
und Ach. erlaſſene Arreſtbefehl Vollſtreckungstitel im ganzen Reiche 
weder ne Beſchränkung auf die im Bezirke vorhandenen Gegenſtände 
den Kauläſſig noch wirkſam ſei. Der gegenteiligen, von der herrſchen⸗ 
Gee Lehre vertretenen Anſicht iſt beizupflichten. Stein ſagt, das 
fung habe dem Ach. nicht etwa eine gegenſtändlich beſchränkte Zu⸗ 
igkeit verleihen oder gar ſeiner Gerichtsbarkeit Schranken ge⸗ 
Wong Folgt das Gegenteil nicht aus der klaren Geſetzesvorſchrift, 
dessen für die Anordnung des Arreſtes „das AG. zuſtändig iſt, in 
Die Bezirk der mit Arreſt zu belegende Gegenſtand ſich befindet“? 
Tun meiſten Ach. werden daher nach wie vor wegen Millionenforde⸗ 
sh den Arreſt nur in das in ihrem Bezirke belegene Vermögen 
(en Wuldners anordnen. Übrigens iſt es unzutreffend, wenn Stein 
21 J. Anm. 49 zu g 922) die RGEntſch. v. 29. Sept. 1903, Bd. 55, 
A0 als Beleg dafür heranzieht, daß jeder Arreſtbefehl, auch der vom 
Schuldnaſſene, unter allen Umſtänden in das ganze Vermögen des 
echt ners vollſtrechbar und die Angabe beſtimmter Gegenſtände ohne 
crörter e Bedeutung 1 handelt die Entſcheidung nicht. Sie 
Folgt t lediglich die Frage, ob die nach der Zahlungseinſtellung er⸗ 
eine In endung auf Grund eines vorher erlaſſenen Arreſtbefehls 
anf techtshandlung ift, die einem Konkursgläubiger eine nicht zu be⸗ 
befehl gende Sicherung gewährt. Es wird verneint, daß der Arreſt⸗ 
pridan lader ein anderer vollſtreckbarer Titel) dem Gläubiger einen 
Nandrechtlichen Anſpruch gegen den Schuldner auf Beſtellung eines 
Si drechts gewähre, wie ihn der § 30 Ziff. 2 KO. im Auge habe. 
des gueſem Zuſammenhange wird gejagt, ein konkretes Recht 
dem ubigecs entſtehe erſt mit der Pfändung, auch dann, wenn in 
ſtrrch Arreſtbeſchluſſe beſtimmte Gegenſtände der künftigen Voll ⸗ 
ung bezeichnet ſeien. Das ift etwas ganz anderes. 
legung Der Zufall hat es gefügt, daß gerade während der Druck⸗ 
ug dor letzten Lieferung eine Reihe bedeutſamer Abhandlungen 


zum ſchiedsrichterlichen Verfahren veröffentlicht iſt, die Jonas bei 
ſeiner vorzüglichen Durcharbeitung des zehnten Buches nicht hat 
benutzen können. Soweit es ſich um rechtspolitiſche Fragen han⸗ 
delt, vermeidet der Kommentar, entſprechend ſeiner grundſätzlichen 
Einſtellung, auch hier die Erörterung. Er beſchränkt ſich darauf, 
das gewiß nicht immer leicht zu ergründende geltende Recht in 
muſterhaft klarer Weiſe darzuſtellen. Jede Andeutung über das 
Wünſchenswerte fehlt, insbeſ. über die Richtung, die eine Neuge⸗ 
ſtaltung des Verfahrens einzuſchlagen hätre. Ein berühmter Be⸗ 
rufsgenoſſe Steins hat kürzlich (JW. 1926, 21472152) das 
grundlegende Problem des Verhältniſſes der gerichtlichen zur außer⸗ 
ſtaatlichen Gerichtsbarkeit von hoher Warte aus unterſucht. Als 
Stein zum erſten Male die einleitenden Vorbemerkungen zum 
zehnten Buche niederſchrieb, konnte er ſich darauf beſchränken, 
hervorzuheben, es entſpreche einem in der neueren Zeit ſtark her⸗ 
vorgetretenen Bedürfniſſe des Rechtslebens, daß in gewiſſen Gren⸗ 
zen das ſtaatliche Monopol des Privatrechtsſchutzes durchbrochen 
werde durch die Schaffung einer auf dem Willen der Beteiligten 
beruhenden außerſtaatlichen Gerichtsbarkeit. Die Entwickelung iſt 
ſeitdem eine für die ordentliche Rechtspflege gefahrvolle geworden. 
Ich ſelbſt habe ſchon i. J. 1919 (vgl. Gruch Beitr. 63, 366) die 
Befürchtung ausgeſprochen, daß die ordentlichen Gerichte zu for⸗ 
malen Streitgerichten herabſinken könnten, die den Zuſammenhang 
mit den wirtſchaftlichen Lebensfragen des Volkes verlören, und 
daß die von Nußbaum in feiner Denkſchrift „Die geſetzliche 
Neuordnung des Schiedsgerichtsweſens“ (Berlin 1918) behandelten 
amtlichen Schiedsgerichte ebenſo wie Sonder⸗ und Fachgerichte 
leicht zu Klaſſengerichten werden und ihre Laienbeiſitzer ſchwer zu 
der großen richterlichen Pflicht erzogen werden könnten, ſich als 
Vertreter des Rechts zu fühlen, anſtatt die beſonderen Intereſſen 
des von ihnen vertretenen Verbandes wahrzunehmen. Ich habe 
geſagt, es ſei möglich, daß in Zukunft der Geſichtspunkt der Selbſt⸗ 
verwaltung auch in der Rechtspflege eine größere, vielleicht 
grundſätzliche Geltung beanſpruchen würde, aber darum bleibe die 
Tatſache unberührt, daß es der Staat ſei, der die notwendige 
Einheit des Rechtsweſens und wirkliche Rechtsbürgſchaften zu ge⸗ 
währleiſten habe. Wie die Verhältniſſe lägen, bilde der wirkſchaft⸗ 
liche Zwang zur Unterwerfung unter die Schiedsgerichtsbarkeit nicht 
nur bei Tarifgemeinſchaften, ſondern auch bei allen Körperſchaften 
und Verbänden, denen Nußbaum das Recht zur Errichtung amt⸗ 
licher Schiedsgerichte geben wolle, die Regel. Von Freiwilligkeit 
ſei dabei nicht mehr die Rede. Der Staat könne aber eine Zwangs⸗ 
ſchiedsgerichtsbarkeit iiber Millionen von Bürgern in den wichtigſten 
Streitfragen des gewerblichen Lebens nicht ohne gewiſſe, für jede 
Rechtspflege unentbehrliche Normativbeſtimmungen dulden. Wo die 
Vorausſetzung der freien Wahl des Schiedsrichters und damit das 
weſentliche Merkmal des Schiedsgerichts (i. S. des 10. Buches der 
PO.) fortfalle, müſſe die Unabhängigkeit jedenfalls des vorſitzenden 
Richters verbürgt ſein, und darum wäre die Angliederung der 
von den Intereſſentenverbänden geforderten Sondergerichte, zu 
denen auch die amtlichen Schiedsgerichte zu rechnen ſeien, an die 
ordentlichen Gerichte das erſtrebenswerte Ziel. Von einer ſolchen 
Angliederung kann, wie die Dinge zur Zeit liegen, nicht wohl 
die Rede ſein. Aber ich freue mich, daß auch Richard Schmidt 
ſeine gewichtige Stimme gegen die Aushöhlung erhoben hat, 75 der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit durch die von ihm als großhapitaliſtiſch 
gekennzeichneten modernen Schiedsgerichte droht: dadurch werde 
das Gejamtgefüge der Juſtiz, die Einheitlichkeit und Geſchloſſen⸗ 
heit des ganzen Kräftebeſtandes der deutſchen Rechtspflege geſähr⸗ 
det. Ob es ſich nach ſeinem Vorſchlage empfiehlt, die Schiedsgerichte 
in Induſtrie⸗ und Handelsſachen in ſtaatlich anerkannte Son⸗ 
dergerichte umzuwandeln, ein Vorſchlag, der ſich mit dem meinigen 
berührt, mag dahingeſtellt bleiben. Man wird aber Richard 
Schmidt unbedenklich darin zuſtimmen müſſen, daß, ſolange die 
Schiedsgerichte einmal beſtehen, nicht ein neues, bisher noch nie 
dageweſenes Rechtſprechungsmonopol unter Ausſchluß der aktiven 
deutſchen Richter einſchließlich der Mitglieder der OLG. und des 
NG. begründet werden darf. Das widerſpräche ganz und gar dem 
Grundgedanken des geltenden ſchiedsrichterlichen Verfahrens, das 
von der Wahl der Schiedsrichter durch die Parteien — ſie iſt 
Vertrauensfrage — als von der Regel ausgeht (vgl. auch Bre⸗ 
denkamp, JW. 1926, 2147 u. Horwitz: Hand. 1926, 
647 ff.). 

Zur Ergänzung der Stein⸗Jonas ſchen Erläuterungen muß 
ich mich darauf beſchränken, auf die Abhandlungen hinzuweiſen, 
die im Septemberhefte des 51. Bandes der 33 P. erſchienen find 
und in denen vielfach der Standpunkt des Kommentars gewür⸗ 
digt iſt. In ſeinen Bemerkungen zum Weſen des Schiedsvertrages 
(321 ff.), verſucht Kiſch den Nachweis, daß der Vertrag Elemente 
des bürgerlichen und des Prozeßrechts in ſich vereinige. Der dunkle 
und ſchlecht gefaßte § 1044 a iſt durch v. Staff auf das Gründ⸗ 
lichſte durchforſcht (S. 334—351) worden. Troßdem wird man 
finden, daß die ausgezeichneten Erläuterungen, die Jonas bringt, 
allen Anforderungen der Praxis genügen. Was der Kommentar 
über die unverzichtbaren Vorſchriften i. S. des § 1042 Abs. 2 FD. 
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bringt, deckt ſich nicht mit der ſtraffen Formel, die Schmidt⸗ 
Ernſthauſen (33. 51, 351 ff.) aufſtellt: unter unverzichtbaren 
Vorſchriften des § 1042 II iſt das zwingende Recht zu verftchen. 
Die Formel, die Jonas gewählt hat, iſt vorzuziehen, weil ſie 
nicht in trügeriſche Sicherheit wiegt. Er ſpricht — mit Recht — 
nur von der Schranke, daß die Schiedsrichter nicht von der Bindung 
an „gewiſſe zwingende Rechtsnormen“ befreit werden könnten; 
welches dieſe Rechtsnormen ſeien, könne nur unter näherer Prüfung 
der einzelnen Rechtsinſtitute feſtgeſtellt werden. — In einem ſehr 
intereſſanten Aufſatze Wertheimers über das deutſch⸗ruſſiſche 
Abkommen 81 ſchiedsrichterlichen Erledigung privatrechtlicher Streit⸗ 
fälle (33. 51, 358 ff.) nimmt der Verfaſſer u. a. (S. 378, 379) 
die Gelegenheit wahr, ſich mit dem im Kommentar bone ae 
Standpunkt zur Frage des rechtlichen Gehörs auseinan erzuſetzen 
(jetzt Erl. II 2 zu 8 1034). Stein Hält eine Zuziehung der Par⸗ 
teien zur Beweisaufnahme labgeſehen von der Beſchaffung neuen 
Materials, wenn ſie ohne Vorwiſſen der Parteien geſchieht), im 
Anſchluß an die Entſcheidungen d. RG. v. 18. Juni 1907 = 
Seuff A. 64, 40 u. v. 15. Dez. 1911 JW. 1912, 249 nicht für 
erforderlich, ebenſo nicht ein wiederholtes Gehör nach Anhörung 
des Gegners oder nach der Aufnahme von Beweiſen. Das wird 
von Wertheimer im Anſchluß an die Entſcheidung des Hanſ Os. 
(HanſchZ. 31, 312) bekämpft, m. E. zu Unrecht, denn es iſt von 
dem Grundſatze der Freiheit des Verfahrens auszugehen und danach 
das Erfordernis des rechtlichen Gehörs nicht nach dem Vorbilde 
des ordentlichen Verfahrens auszudehnen. Endlich ſei auf den Auf⸗ 
ſatz Sachſes (Gruch Beitr. 68, 466 ff.) hingewieſen, in dem ſich 
gute Bemerkungen über die Neuerungen der VO. v. 13. Febr. 
1924 finden. 

Es gereicht mir zur beſonderen Genugtuung, feſtſtellen zu kön⸗ 
nen, daß die hohen Anſprüche, die an den Herausgeber der neuen 
Auflage geſtellt werden durften, von der erſten bis zur letzten 
Lieferung in vollem Maße erfüllt worden ſind. 


OL GPräſ. Prof. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Zivilprozeßordnung und Gerichtsbverfaſſungsgeſetz nebft An- 
hang enthaltend Entlaſtungsgeſetze. Mit Anmerkungen 
unter beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. Begonnen von Dr. R. Sydow. Fort⸗ 
geführt von L. Buſch, Reichsgerichtsrat i. R., jetzt zu⸗ 
gleich mit Dr. W. Krantz, Landgerichtsdirektor. Neunzehnte 
vermehrte Auflage. Berlin und Leipzig 1926. Walter 
de Gruyter & Co. Preis in Leinen geb. 25. — . 

Alljährlich haben die juriſtiſchen Zeitſchriften die Aufgabe, eine 

Neuauflage dieſes beliebten Handkommentars anzuzeigen. Was von 

der 18. Aufl. in JW. 1925, 1970 geſagt war, gilt auch von der vor⸗ 

liegenden, die die Ergebniſſe der inzwiſchen erwachſenen Recht⸗ 
ſprechung mit derſelben muſtergültigen Klarheit eingearbeitet hat, 
der das Buch feinen Erfolg in der Praxis verdankt. Das Schickſal, 

im Laufe der Jahre immer umfangreicher zu werden, teilt dies 

Buch mit allen juriſtiſchen Veröffentlichungen. Wenn es ein Übel 

iſt, jo iſt es eben ein unvermeidliches. Viel ſchlimmer wäre eine 

durch den Drang nach Kürze bedingte Oberflächlicjkeit und Un⸗ 

vollſtändigkeit. M. 


Senatspräſident beim Kammergericht Dr. Adolf Baumbach 
Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
und den wichtigſten Nebengeſetzen. Dritte, weſent⸗ 
lich veränderte und vermehrte Aufl. (22.— 27. Taufend.) 
Berlin 1926. Otto Liebmann. 112 S. Geb. 16 A. 


Als das Buch, veranlaßt durch bedeutſame Neuordnungen 
des Zivilprozeſſes, im Jahre 1924 in erſter Auflage erſchien, 
hatte ich ſtarke Zweifel, ob der Verfaſſer ſein Ziel, einen guten 
Handkommentar des Geſetzes für den täglichen Gebrauch zu ſchaf⸗ 
fen, erreicht hätte. Die Handlichkeit war allerdings von vorn⸗ 
herein in vollem Maße gewahrt durch techniſche Vorzüge, wie 
ſie nur ganz wenigen juriſtiſchen Büchern eigen iſt, vor allem 
durch die begueme Form, durch die Benutzung eines Dünn⸗ 
druckpapiers (diefe Technik iſt bei uns ſeit langem bekannt, 
aber Bücher auf ſog. indian paper mit klarem und ſcharfem Druck, 
wie gewiſſe engliſche Klaſſikerausgaben, find in Deutſchland wohl 
verhältnismäßig ſelten) und durch eine ganz hervorragend zwecke⸗ 
mäßige, die Überſicht fördernde drucktechuiſche Anordnung. Dieſen 
äußeren Vor⸗ügen ſchien mir der Inhalt nicht in vollem Umfange 
zu entſprech . Der Verf, wollte den Leſer durch knappſte, im 
„Telegrammſtil“ gehaltene Erläuterungen und den Hinweis auf die 
wichtigſten, grundlegenden Entſcheidungen ſchnell und doch ſo zu⸗ 
verläſſig unterrichten, daß die Anwendung des Geſetzes auf einer 
gewiſſen ſicheren Unterlage beruht. Das iſt eine ſehr ſchwere, ver⸗ 
antwortungsvolle Aufgabe, deren Löſung Kühnheit und Treff⸗ 
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Nuristiſche Wochenſcheiſt. 
2 „ A 
ſicherheit vorausſetzt. Die erſte Auflage zeigte immerhin Fluch 
keiten und bei der Auswahl der Entſcheidungen eine, b and 
unvermeidliche Einfeitigkeit. Die Praxis hat über dieſe 19 ner 


Einmütigkeit und Dankbarkeit anerkannt, die in der Gesch 


des zivilprozeſſualen Schrifttums ohne Beiſpiel ſind. Man ner 
übt 
nr 


erſtaunlichen, nur dem Fachmann erkennbaren Tatkraft wi 
Ver; 


hauptſächlichſten wiſſenſchaftlichen Streitfragen anzudeuten. Ine nes 
eine 
Kommentars in knappſter Form verbindet. über den Ge Ei ER 


bach ſelbſt wird das gute ſyſtematiſche und die geſchichtuchen J. 


, 


lage den Handkommentar auch der ſtudierenden 1 vo h 
ichten. Vor. 

5 U 

ausſetzung zu erfüllen als für die Unterrichtung des inge 


iſt, die unentbehrlichen wiſſenſchaftlichen Grundlagen des gr 


fahrensrechts zu überſehen oder zu unterſchätzen. Was Bor 


iche 
Rannt und in der vorliegenden dritten Auflage auf votre, 
Weiſe berückſichtigt hat, ift die Notwendigkeit, den nel 
Stoff theoretiſch durchzuarbeiten. Dabei iſt er, wie alle @ 
Kenner der Rechtslehre, zu jener Einſtellung gelangt, die siete 
(von ihm fo genannten) „unſeligen“ Formalismus auf dem Geb ber 
des Prozeßrechts die Fehde anſagt. Es ift ſehr zu begrüßen, daß 
Verf. überall mit größter Entſchiedenheit für eine freiere n 
legung des Prozeßrechts eingetreten iſt und darin geradezu 
Lebensaufgabe erblickt (S. IV Vorwort). Die Rechtſprechung en 
RG. zeigt nicht in allen Senaten die gleiche Linie einer mii ſcch 
Auslegung auch zwingender Vorſchriften. RG. 110, 169 kann ni 
mitnichten auf RG. 106, 264 ſtützen, wie Baumbach 1925 
(S. 11). Ich verbleibe babei, daß Urteile wie das;. v. 7. Febr. unit 
(RG. 110, 169 = JW. 1925, 766) das natürliche Rechtsempfin 
verlegen und einen Rückfall in den vom RG. im großen he 
ganzen ſiegreich überwundenen unfruchtbaren Formalismute 26 
deuten (vgl. meine Ausführungen JW. 1925, 1969 und ol 
1517). Dieſer Formalismus iſt nicht zu verwechſeln mit der we⸗ 
wendigen, die Rechtsſicherheit gewährleiſtenden Wahrung der 
ſentlichen Formvorſchriften. mnfang 
Durch wiſſenſchaftliche, ſyſtematiſche Vertiefung iſt der Um en. 
des Buches von 880 auf 1112 Seiten, alſo um ein Drittel geſtie ole 
Geblieben iſt und von eigenartigem Reiz die ſtarke perſönliche be⸗ 
des Verf., deſſen ſelbſtändiges, wertendes Urteil überall “ ante 
merkenswerter Weiſe hervortritt, der keine Lücken des Geſetze 
erkennt und die „unheilvolle Rolle“ des argumentum e con aun⸗ 
verwirft. Vielleicht verdankt das Buch einen Teil ſeines Eee 
lichen Erfolges der Tatſache, daß es von einem aufrechten ſchen, 
nungsfreudigen Richter geſchaffen iſt, von einer erſichtlich fr aller 
unverbrauchten Kraft, die noch nicht durch die Relativität der 
Rechtsfindung und den Verlauf, den die Dinge manchmal in 
Praxis nehmen, mürbe oder erbittert geworden iſt. per 
Gegenüber Büchern, die eine Gegenwart und Zukunft hase 
iſt der Beurteiler in beſonderem Maße verpflichtet, etwaige 3 
denken mitzuteilen und Verbeſſerungsvorſchläge zu begründen. 
greife einige heraus. im 
1. Zu $51 ZPO. vertritt Baumbach die (auch ba 
ſchriften des bürgerlichen Rechts über die Prozeßfähigkeit Bi 
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über die Prozeßfähigkeit nicht mehr kennt. § 52 Abf. 1 enthä di 
allerdings ſehr weitgehende Ausnahme: Wenn eine Perſon air 
nicht im allgemeinen geſchäftsfähig iſt, ſo iſt ſie doch inſo n 
prozeßfähig, als ſie ſich durch Verträge verpflichten kann. Jr mt 
ſog. Norddeutſchen Entwurf waren dieſe Sätze klarer geſon, 
Die entſprechenden 88 81, 82 lauteten: „Prozeßfähig it, nr 
welcher ſich durch Verträge verpflichten kann. — Wer lh eh 
ausnahmsweiſe durch Verträge verpflichten kann, ſei es rar 
Verträge gewiſſer Art oder unter gewiſſen Vorausſetzungen, trägen 
die Rechtsſtreitigkeiteu prozeßfähig, welche aus ſolchen Bert 
entſtehen.“ 


arg. 1928 Heft 21 


2. Baumba ch erklärt in Übereinſtimmung mit Hellwig 


U R 
55 Förſter⸗Kann die herrſchende Auslegung des § 114 3RD., 


at.) mit der Betonung des Unterhalts das Armenrecht auf 
mäß. 8g Verſonen beſchränkt iſt, für formaliſtiſch und unſachge⸗ 
unde 2 i zu bezweifeln, daß durch die ſeit faſt einem halben Jahr⸗ 
worden feſtſtehende Gerichtsübung ernſthafte übelſtände erzeugt 
fang d find. Man muß ſich nur einmal klarmachen, welchen Um⸗ 
noch e Armenrechtsgeſuche in den gegenwärtigen, vorausſichtlich 
würden r lange dauernden Zeiten der Geldknappheit annehmen 
Aktien wenn man juriſtiſche Perſonen, alſo auch alle notleidenden 
zum ageſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftpflicht 
„Kapitemenrecht zulaſſen wollte. Baumbach ſelbſt ſagt zutreffend, 
vielleicht müſſe unter Umſtänden angegriffen werden“. Es wäre 

3 t empfehlenswert, den praktiſchen Hinweis durch den Satz 
geſvarzunzen „und jeder, auch der perſönliche Kredit muß an⸗ 
i. . werden“. Da die Armutszeugniſſe immer noch nicht 
die mit der wünſchenswerten Sorgfalt ausgeſtellt werden, nimmt 


imm notwendige Nachprüfung der Vermögensverhältniſſe einen 
dinaus größeren Umfang an. Jedenfalls kann auf abſehbare Zeit 


i von einer Erleichterung der Prozeßführung auch für arme 
eſſeſtiche Perſonen nicht die Rede ſein. Soweit öffentliche Inter⸗ 
und If Frage kommen, reichen die Möglichkeiten des 8 90 Abſ. II 
8 des Gerichtskoſtengeſetzes aus. Freilich iſt im Hinblick auf 
Ausdopittragenden Folgen der unterlaſſenen Vorſchußzahlung die 

a nung des § 74 Abſ. 4 GRG. für den zweiten und dritten 
zu 27: vorzuſehen (vgl. meine Ausführungen JW. 1926, 1517 


ron, In der Anm. 1 zu g 136 PO. unterſcheidet der Verf. 
die dehleikun und Sachleitung. Er beſtimmt die Prozeßleitung als 
Socken De rein jachlich richtiges prozeſſuales Verhalten, die 
Yarı ung als die Sorge für ein formell richtiges Verhalten. 
im uter wird ſich der Leſer, insbeſondere der jüngere nichts Be⸗ 
N boritellen können. Die Grenzen find fließend. Ich ver⸗ 
auf S. 30 ff., 50 ff. meines Buches über die richterliche 
neneleleihung, die auch den Ausführungen von Jonas in der 
Anm 7 Auflage des Stein ſchen Kommentars (II 3 vor 8128, 
gemeſ zu 8136 ZPO.) zugrunde liegen. Wünſchenswert wäre es 
Fraclen, wenn Baumbach, der die ausgiebige Ausübung des 
Yet mit Recht als eine der br com ten Pflichten des Pro⸗ 
echter bezeichnet, die grundlegende Bedeutung der Geſamt⸗ 
Seine er Prozeßleitungspflichten noch eindringlicher betont hätte. 
dicht Anmerkungen zu den einzelnen Paragraphen ſind von dem 
Verbale. Geiſte getragen, und was er S. 136 u. S. 9 über das 
fegt, ens zwiſchen Parteiherrſchaft und Förderungszwang 
befu iſt in jeder Beziehung beifallswert. Aber die großen Macht⸗ 
wähnt, die die neuen Verfahrensvorſchriften den Gerichten ge⸗ 
ie 9 können ſich nur dann beſtimmungsgemäß auswirken, wenn 
li 0 on dem Mittelpunkte einer zielbewußten aktiven richter⸗ 
def en Förderungspflicht ausgehen. Das muß immer wieder 
agt werden. 
biegen Baumbach begnügt ſich bei $157 damit, im Anſchluß an 
Entſehen dung als Zweck der Geſetzesvorſchrift hinzuſtellen, daß dem 
eee und verderblichen Treiben der Winkeladvokatur entgegen⸗ 
Kometen werden folle. Dieſe Bemerkung genügt in einem Hand⸗ 
wird entar, der wohl in die Hände aller Amtsrichter gelangen 
die d leider nicht. Immer wieder begegnet man Ausführungen, 
frei et hinauslaufen, daß der $157 dem Richter ein völlig 
— Ermeſſen gewähre. Noch neuerdings iſt in bedauerlicher 
dem mung der geſetzgeberiſchen Abſichten und in Unkenntnis von 
wo rden rbandenen umfangreichen Schrifttum der Satz verteidigt 
handen daß Bevollmächtigte und Beſtände, die das mündliche Ver⸗ 
zeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben, grundſätzlich zum 
weiſ eten vor dem Amtsgericht zuzulaſſen ſeien und das Zurück⸗ 
„en eine Ausnahme, eine beſondere Maßregel bilden müſſe. 
Fan hat Gerritzen, JW. 1926, 1792 das Erforderliche gefagt. 
r darf auf meine wiederholte Stellungnahme (JW. 1912, 778; 
& Reßleitung S. 65, Anwaltszwang S. 147ff., Gruchots Beitr. 60 
Gef verweiſen. Auch bei der dem Sinne und dem Wortlaut des 
Or etzes entſprechenden ſtrengeren Auslegung hat der Richter an 
Se wo Anwälte nicht in genügender Anzahl vorhanden find, die 
band ichkeit, geeignete und zuverläſſige Rechtskonſulenten zum Ver⸗ 
ein zuzulaſſen. 
es 5. Den beſonderen Zwecken eines Handkommentars entſpricht 
Kern oglichft viele praktiſche Hinweiſe zu geben. Aufhebung oder 
dür egung eines Termins, ſowie Vertagung einer Verhandlung 
m N letzt nur aus erheblichen Gründen erfolgen. Schon Volk⸗ 
ri hat in ſeiner Ausgabe der VO. über das Verfahren in bür⸗ 
22 0den Rechtsſtreitigkeiten (Bensheimer 1924) Anm. 3 zu 
wieme; O. zu der wichtigen Frage Stellung genommen, in⸗ 
and eit die Behinderung des Anwalts einer Partei durch einen 
Grunden, zur ſelben Zeit anſtehenden Termin als ein erheblicher 
Mein im Sinne des 8 227 anzuſehen iſt. Volkmar iſt der 
daß mung, die Frage ſei nur zu bejahen, wenn anzunehmen ſei, 
tret der Anwalt keinen von beiden Terminen durch einen Ver⸗ 
er wahrnehmen laſſen könne. Baumbach geht noch nicht ein- 
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mal ſo weit. Er will die Behinderung des Prozeßbevollmächtigten 
nur dann als erheblichen Grund gelten laſſen, wenn perſönliche 
Terminswahrnehmung nötig oder beſonders vorteilhaft ſei, nicht 
allein die Pflicht, gleichzeitig andere Termine wahrzunehmen, na⸗ 
mentlich nicht bei anderen Gerichten; die Zulaſſung dieſer Ent⸗ 
ſchuldigung würde den Zweck der Vorſchrift vereiteln. Ich habe 
den großſtädtiſchen Geſchäftsbetrieb in Berlin in allen Rechts⸗ 
zügen lange genug kennen gelernt, um nicht überzeugt zu ſein, 
daß eine allzu ſtrenge Auslegung des § 227 für die großſtädtiſchen 
Anwälte geradezu unheilvoll wirken würde. „Ihr führt ins 
Leben uns hinein, ihr laßt den Armen ſchuldig werden, dann 
überlaßt ihr ihn der Pein; denn alle Schuld rächt ſich auf 
Erden.“ Die Schuld des Anwalts läge darin, daß er zu viel Auf⸗ 
träge annimmt, obwohl ihm jeder ſichere Maßſtab dafür fehlt, 
wieviel er erledigen kann. Solange es unvermeidlich iſt, daß an 
einem Gerichte mehrere Abteilungen zu gleicher Zeit nebenein⸗ 
ander tagen, wird die Verſäumung einzelner Termine durch den 
Anwalt unvermeidlich ſein. Dieſe Schwierigkeiten werden um ſo 
größer, je mehr die Gerichtskörver anwachſen. Ihnen iſt im 
Rahmen des § 227 gebührend Rechnung zu tragen. Es iſt nicht 
angängig, daß ſich jeder Amtsrichter oder jede Zivilkammer oder 
jeder Senat einer Großſtadt als einziges Gericht des Ortes 
anſieht. 

6. Den Rechtsſchutzanſpruch lehnt Baumbach (Einl. 1 nach 
8252 ZPO.) gegen Wach, Stein und zahlreiche andere hervor⸗ 
ragende Prozeſſualiſten als überflüſſig und wenig zweckmäßig ab 1). 
Damit iſt eine große Geiſtesarbeit von erheblichem praktiſchem 
Werte (vgl. Stein u. Jonas III vor § 253 PO.) in unzu⸗ 
reichender Weiſe gewürdigt. Gerade weil Baumbach jedes Wort 
ſorgfältig wägt und für ſeine Zwecke wägen muß, darf er ſolche 
anfechtbaren ſummariſchen Urteile vermeiden. überhaupt empfehle ich, 
zweifelhafte wiſſenſchaftliche Konſtruktionen von dem Handkom⸗ 
mentar fernzuhalten. Daß z. B. die Rechtsgeſtaltungsklagen rechts⸗ 
ſyſtematiſch zur freiwilligen Gerichtsbarkeit gehörten, hat Baum⸗ 
bach anſcheinend von Stein u. Jonas übernommen, obwohl 
gerade das ſehr anfechtbar iſt. Eine natürliche Rechtsbetrachtung 
wird ſchwerlich geneigt ſein, Urteile in Ehe⸗ und Familienſtand⸗ 
prozeſſen als Akte freiwilliger Gerichtsbarkeit anzuſehen. 

7. Mir iſt zweifelhaft, ob Baumbach die 2. Auflage des 
bekannten Leonhard ſchen Buches über die Beweislaſt (Franz 
Vahlen 1926) bei feinen Ausführungen zu § 282 (C) hat ber 
nutzen können. Er bezeichnet die Frage als eine ſolche von mäßiger 
Bedeutung, da der Richter das geſamte Vorbringen beider Parteien 
würdigen müſſe und die Beweiſe ohne Rückſicht auf die Beweis⸗ 
laſt erheben könne. Leonhard leitet ſein umfangreiches Werk 
mit dem Satz ein, den ich für richtig halte: bei den Fragen der 
Beweislaſt ſei faſt nur das eine ſicher, daß ſie eine außerordentlich 
große praktiſche Bedeutung hätten. Denn meiſtens drehe ſich der 
Streit nicht um Rechts⸗, ſondern um Tatfragen. Ein ſolcher Streit 
werde aber regelmäßig nur da entſtehen, wo es an ſicheren Be⸗ 
weismitteln auf beiden Seiten fehle. Da ergebe ſich dann als ent⸗ 
ſcheidend die Frage, wer den Schaden der unaufklärbaren Un⸗ 
gewißheit trage, und deren Beantwortung bilde die Lehre von der 
Beweislaſt. Dies iſt in der Tat der ſpringende Punkt und man 
kann nicht ſagen, daß die Frage von mäßiger Bedeutung ſei. Es 
handelt ſich weiter um die ſehr bedeutſame, wichtige Einſtellung 
zum Parteivorbringen, die gerade verhindern ſoll, daß überflüſſige, 
Beweiſe erhoben werden. 

8. Baumbach wiederholt Anm. 1 E zu 8 322 ZPO. das alte 
Märchen, das NG. habe ſich mit der Zulaſſung der exceptio doli 
gegen rechtskräftige Urteile auf einen gefährlichen Weg begeben. 
Dieſe Gefahr müßte ſich doch im Laufe einer jahrzehntelangen 
Praxis irgendwie gezeigt haben. Davon kann gar keine Rede ſein. 
Die Verneinung der Rechtskraftwirkungen, „wenn die Rechtskraft 
bewußt rechtswidrig zu dem Zwecke herbeigeführt iſt, einem Unrecht 
den Schein des Rechts zu verleihen“, hat ſich im Rechtsbewußtſein 
des Volkes immer mehr befeſtigt und entſpricht einem geſunden 
Rechtsgefühl. Es hat keinen Zweck, rein lehrmäßige Erwägungen 
immer wieder von neuem anzuſtellen, wenn feſtwurzelndes Recht 
vorliegt. 

9. Zu 8 338 Anm. 1 hätte auf das berufungsfähige Verſäum⸗ 
nisurteil (8513 Abſ. 2 ZPO.) perwieſen werden tollen. Dieſer Hin- 
weis wäre auch bei $345 zweckmäßig geweſen. Das Verhältnis der 
88 338, 345 und 513 ZPO. zueinander ift leider immer noch nicht 
ſo bekannt, daß fehlerhafte Anfechtungen der Verſäumnisurteile 
vermieden werden. 

10. Das Verfahren vor dem Einzelrichter iſt von Baum⸗ 
bach im allgemeinen klar und zutreffend erläutert worden. Starke 
Bedenken habe ich gegen die Lehre von der Widerruflichkeit der 
Beſtellung des EinzelrichtersS. Wenn Baumbach ausführt, der 
Einzelrichter verdanke ſein Amt nicht ohne weiteres dem Geſetz, 
wie etwa das aus § 36 beſtimmte Gericht, ſondern dem Ermeſſen 


1) Vgl. neuerdings auch Groh, Der Anſpruch auf Rechts⸗ 
pflege 33 P. 51, 173 ff. 
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des Vorſitzenden, der aus Nützlichkeitserwägungen von der Be⸗ 
ſtellung abſehen könne, jo geht das zu weit. Die Regel iſt der 
Wille des Geſetzes, ein ſelbſtändiges Organ zur Vorbereitung der 
Sache zu ſchaffen, die Ausnahme iſt die Beſtimmung des Vor⸗ 
ſitzenden, wenn die Vorbereitung nach den Umſtänden des Falles 
nicht erforderlich erſcheint. Der Standpunkt des Verf. führt zu 
einer ſchwer tragbaren Belaſtung des Vorſitzenden. Soll ſich der 
Vorſitzende etwa die Akten in regelmäßigen Zwiſchenräumen vor⸗ 
legen laſſen, um zu prüfen, ob die Sache verhandlungsreif iſt? 
Entſpräche das der Würde des Gerichts und des Einzelrichters? Die 
Anwälte haben auf den Abſchluß des Verfahrens inſofern Einfluß, 
als ſie zunächſt auf die Beendigung vor dem Einzelrichter dringen 
können und gegebenenfalls zu dringen verpflichtet ſind. In den 
ſehr ſeltenen Fällen einer zweckwidrigen Verzögerung wird man 
den Parteien das Recht zugeſtehen müſſen, eine Entſcheidung des 
Kollegiums anzuregen. Dagegen iſt der Widerruf durch den Vor⸗ 
ſitzenden mit der Stellung des Einzelrichters nicht in Einklang zu 
bringen. — Auch die Anſicht des Verf. (Anm. 1 zu 8348), der Vor⸗ 
ſitzende werde zur beſſeren Ausnutzung der Kräfte⸗des Kollegiums 
wenigſtens beim Landgericht in einen Teil der Sachen als Einzel- 
richter tätig werden müſſen, erſcheint mir nicht beifallswert. Die 
Kräfte des Kollegiums werden am beſten ausgenutzt, wenn ſich der 
Vorſitzende in der Regel weder zum erſten Berichterſtatter noch 
zum Einzelrichter beſtellt oder zum beauftragten Richter beſtellen 
läßt, ſondern ſeine ganze Kraft auf diejenige Mitarbeit verwendet, 
die eine wirkſame Nachprüfung und Kontrolle gewährleiſtet. Das 
entſpricht der wenigſtens in Preußen mit guten Gründen von jeher 
beobachteten Übung. 

11. In dankenswerter Weiſe iſt Anm. 1 zu § 396 BRD. her⸗ 
borgehoben, daß es falſch und wegen der Suggeſtivwirkung ge⸗ 
fährlich ſei, dem Zeugen von vornherein nur beſtimmte Fragen vor⸗ 
zulegen. Zur Aufdeckung der Fehlerquellen wäre es empfehlens⸗ 
wert, die Bedeutung des Abſ. 2 zu betonen, das Weſen der Sug⸗ 
geitivfragen feſtzuſtellen und den Begriff der unzuläſſigen Fragen 
näher zu beſtimmen. (Vgl. hierüber S. 178 ff., 186 ff. meiner 
„Richterlichen Prozeßleitung“.) Da die Kunſt der Zeugenverneh⸗ 
mung immer noch im argen liegt, wird ſich der Handkommentar 
ein Verdienſt um die Rechtspflege erwerben, wenn er ſich auch hier 
als Wegweiſer betätigt. 

12. Auch Baumbach hat zu der praktiſch wichtigen Frage, 
ob das Gericht den Ausnahmefall der Ziff. 6 § 495 Abſ. I 30. 
(kein Güteverfahren beim Vorliegen eines wichtigen Grundes) von 
Amts wegen als vorliegend anſehen kann, keine klare Stellung 
genommen. Das Geſetz geht von einer Darlegungspflicht aus, 
erforderlichenfalls iſt der Grund glaubhaft zu machen (§ 500 a, 
8696 Abſ. 2 ZPD.). In den Fällen des $495a Nr. 3—5, wo ſich 
das Vorliegen des Ausnahmefalles ohne weiteres aus dem Inhalt 
der dem Gericht eingereichten Schrift ergibt, bedarf es ſelbſtver⸗ 
ſtändlich einer beſonderen Darlegung nicht (ſo richtig Stein u. 
Jonas I zu 5 500 a a. a. O.). Die Bemerkung Baumbachs 
(Anm. 2 zu 8 696): „Ergibt ſich aus der „Sachlage“ ohne weiteres, 
daß kein Güteantrag nötig iſt“, kann mißverſtanden und auch auf 
den Ausnahmefall der Ziff. 6 des § 495 bezogen werden. Man 
kann über die rechtspolitiſche Zweckmäßigkeit des Güteverfahrens 
denken wie man will, weder hat die Zivilprozeßkommiſſion daran 
gedacht noch hat das Geſetz es ausgeſprochen, daß durch die 
Generalklauſel das freie Ermeſſen des Gerichts ohne einen Antrag 
des Kl. angeregt werden ſollte. 

13. Solange der § 74 Abſ. 4 GKG. nur für den erſten Rechts⸗ 
zug gilt, iſt, zumal in den gegenwärtigen Zeiten der Geldknappheit, 
die Befugnis des Vorſitzenden, die Nachweisfriſt für die Gebühren⸗ 
zahlung zu verlängern, von großer Bedeutung, § 519 Abſ. 6 
Satz 2. Eine gleiche ausdrückliche Vorſchrift für 8554 Abſ. 7 fehlt, 
iſt aber mit Stein⸗Jonas als ſelbſtverſtändlich zu unter⸗ 
ſtellen. Baumbach entſcheidet ſich, ſoweit die Begründungsfriſt in 
Frage kommt, in üÜbereinſtimmung mit Jonas dahin, daß die 
wiederholte Verlängerung auf Grund § 225 Abſ. 2 nur nach vor⸗ 
heriger Anhörung des Gegners ſtatthaft ſei. Das widerſpricht der 
Praxis des NO. zu § 554 ſeit der Entſch. v. 12. Juli 1916, JW. 
17, 107. Für die Friſt zum Nachweiſe der Gebührenzahlung fehlt 
es in dem Handkommentar an einem ausdrücklichen Hinweiſe. 
Da aber nach Anm 9 zu 8519 dieſe Friſt in allen Beziehungen jo 
zu behandeln iſt wie die Begründungsfriſt, wird vom Standpunkte 
des Verf. auch hier die wiederholte Verlängerung nur nach An⸗ 
hörung des Gegners erfolgen dürfen. Ich halte dieſe ſtrenge Aus⸗ 
legung, die zu großen Härten führen kann, für wenig zweckmäßig: 
ſie entſpricht wohl auch kaum der allgemeinen Übung. 

14. Nach 85579 Abſ. 2 ZPO. findet die Nichtigkeitsklage in 
zwei Fällen (bei nicht vorſchriftsmäßiger Beſetzung des Gerichts 
und, wenn ein mit Erfolg abgelehnter Richter mitgewirkt hat) 
nicht ſtatt, wenn die Nichtigkeit mittels eines Rechtsmittels gel⸗ 
tend gemacht werden konnte. Nach dem feſtſtehenden Sprachgebrauch 
der 30 O. fällt der Einſpruch nicht unter die Rechtsmittel, deshalb 
bleibt nach der herrſchenden Meinung die Möglichkeit eines Ein⸗ 
ſpruchs in den Fällen des Abſ. 2 a. a. O. anßer Betracht. Baum⸗ 
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bach nennt das ein formaliſtiſches Ergebnis, das durch die philo, 
logiſche Auslegung des Wortes „Rechtsmittel“ gewonnen werde un 
innerlich unhaltbar ſei; wie oft gebrauche die 380. Fachausdenen 
unſorgfältig. Nun iſt die alte ZPO. eines der am ſorgfältigſenz 
ausgearbeiteten Geſetze, und über den Begriff des Rechtsmitten, 
in der po. beſteht nicht der geringſte Zweifel. Bei der N 
tutionsklage, die durch Verſchulden ausgeſchloſſen wird, iſt = 
Ablauf der Einſpruchs⸗ oder Berufungsfriſt als der Zeitpunkt be 
gegeben, bis zu dem die Partei verpflichtet iſt, die ihr bekannte 
Reſtitutionsgründe im früheren Verfahren geltend zu mach 
(8582 ZPO.). Wenn die Partei in den Fällen Nr. 1 und 35 00 
8 579 nicht verpflichtet iſt, die Nichtigkeit durch Einſpruch gelte 
zu machen, ſo hat das ſeinen Grund offenbar darin, da 1 
andernfalls unter Umſtänden verpflichtet wäre, von einem ME 
vorſchriftsmäßig beſetzten Gerichte oder einem mit Erfolg 4 
gelehnten Richter Recht zu nehmen. 0 
15. In Übereinſtimmung mit Stein u. Kann hält Bar ie 
bach dafür, daß das auf Klageabweiſung lautende Urteil im 00 f, 
des § 709 Ziff. 4 ZPO. wegen der Koſten nicht für vorläufig vo er 
ſtreckbar erklärt werden könne. Das folge aus der Anziehung 105 
88 3— 9; dieſe Berechnungsart paſſe nur für die Hauptſache, M 
für die Koſten. Hier kann ich dem Verf. den Vorwurf einer or 1 
liſtiſchen Auslegung nicht erſparen. Er gibt zu, daß in den Falle 


der Ziff. 1—3 die Verurteilung zur Hauptſache nicht nötig 1 


Hat es dann einen Sinn, im Falle der Ziff. 4 an dieſem gr 


forderniſſe feſtzuhalten, zumal das Urteil, das nur über 11 
Koſten lautet, in jedem Falle nach 8 794 Nr. 3 ZRD. vollſtreckbas 
it (as auch Baumbach Anm. 5 zu 8 794 zutreffend hervor 
hebt)? Daß der volle Wortlaut der Ziff. 4 des 8709 ſtehen 953 
blieben iſt, als die Schuldtitel dieſes Paragraphen von us 
wegen für vorläufig vollſtreckbar erklärt wurden, iſt nicht, Bun 
manche meinen, „Abſicht des Geſetzgebers“, ſondern Flüchtigken 
geweſen. Die ganze Unterſcheidung zwiſchen klageabweiſenden it 
teilen i. S. des 8708, des § 709 Ziff. 1—3 und der Ziff. 4 | 
ohne innere Berechtigung. 1 
16. Die praktiſch wichtige Frage, ob bei Gütertrennung die 
Duldungsklage gegen den Mann zuläſſig iſt, wird von Bau e 
bach (Anm. 1 A zu 8 739) ohne Ausnahme verneint. Notfalls j 
der Anſpruch der Frau auf Herausgabe ihres Vermögens = 
pfänden. Die Klage gegen den Mann ſcheitere am Fehlen des 
Rechtsſchutzbedürfniſſes. Das dürfte nicht in allen Fällen zutreffen. 
Das Rechtsſchutzbedürfnis iſt zu bejahen, wenn die Ehegalge⸗ 
einen gemeinſchaftlichen Haushalt führen, der Ehemann alſo 10 
wahrſam von den in der Ehewohnung befindlichen Sachen hat un 
die Gefahr eines Widerſpruchs gegen die Zwangsvollſtreckung 9" 
Umſtänden nach zu beſorgen iſt. Den Gläubiger in ſolchen Fa ei? 
auf den Umweg der Pfändung des Herausgabeanſpruchs zu v 
weiſen, entſpricht nicht den Bedürfniſſen des Rechtslebens. 3 
Wegen weiterer Fingerzweige aus dem Gebiete des ward”, 
vollſtreckungsrechts darf ich auf meine Beſprechung des ster 
des deutſchen Zivilprozeßrechts von Hellwig u. Oertma nn 
Zweiter Teil, Abt. II in Gruchots Beitr. 60 S. 250—255 978 
weifen. Im übrigen muß ich mich an dieſer Stelle darauf be 
ſchränken, noch einiges über die Auslegung des Gerichtsverfaſſung 
geſetzes durch Baumbach zu fagen. Un der Gefahr der Unhal it 
lichkeit zu entgehen, hat der Verf. darauf verzichtet, den Worte 
der Koſtengeſetze in die 3. Auflage aufzunehmen. Er verweiſt dan 
auf feine Sonderausgabe der Reichskoſtengeſetze. Für gewiſſe 0 
ſtimmungen, etwa 88 32, 74 GRG., die in engem Zusammenhang, 
mit der JO. ſtehen, iſt das kein Vorteil, zumal nicht alle Nicht 
erſter Inſtanz bei ihren bekannten dürftigen Bezügen in der . 
fein werden, ſich die Sonderausgabe anzuſchaffen. Vielleicht en 
ſchließt ſich der Verf. bei einer neuen Auflage dazu, dieſe Pong 
graphen in den Text der Handausgabe der 350. einzufügen. 2 
GVG. iſt jetzt (mit Ausnahme der Strafſachen) vollſtändi ein 
läutert, kurz, aber mit eindringendem Verſtändnis. Das iſt un! 
nicht zu unterſchätzender Vorzug. Das GVG. ift im Schriftim, 
ziemlich ſtiefmütterlich behandelt, ausgenommen natürlich die Su 
der Zuläſſigkeit des Nechtsmegs. Ein reiches, noch nicht genllge 
durchgearbeitetes Material bieten die Berichte des Jahrbuchs de 
deutſchen Rechts (begründet von Hugo Neumann). Die 0 
hörige Beſetzung der Gerichte z. B. ſpielt in der Praxis eine gie 
hebliche Rolle, und die Juſtizverwaltungsbeamten wiſſen, — 
viele feine und ſchwierige Fragen hier aufgeworfen wel en 
können, die mit wichtigen ſtaatsrechtlichen Grundlagen zufamM 
hängen. Baumbach hat ſich über die gerichtsverfaſſungsmäßiſ 
Stellung des Rechtspflegers vor verſchiedenen Stellen a 7 
ſprochen, Anm. 1 zu § 104 380. in den Erläuterungen zum Art. lich 
des Entlaſtungsgeſetzes v. 11. März 1921 (RGBl. 229), der wörtt n. 
abgedruckt iſt, und vor $153 G. Daher muß, wenn — 
Zuſammenfaſſung erfolgt, mindeſtens im Sachregiſter auch der ngen 
Rechtspfleger erwähnt werden Über den Inhalt der vichterli 
Gewalt, über die Stellung und die Vergütung des Hilfsrichte hr 
zumal des in den Ruheſtand getretenen, kann vielleicht noch 1 
geſagt werden, als dies in Anm. 2 zu 8 1, Anm. 1 zu 82 
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Er: zu 87 geſchehen iſt. Im übrigen verweiſe ich auf den Be⸗ 
el der weſentlichen ſtaatsrechtlichen Vorausſetzungen des Richter⸗ 
ame’ den Baumbach in glücklicher Weiſe Vorbem. 2 vor 8 41 
die F. und zu 8 108 GVG. heranzieht. Nach $ 108 a. a. O. werden 
des Handelsrichter auf gutachtlichen Vorſchlag des zur Vertretung 
Jahrepandelsſtandes berufenen Organs für die Dauer von drei 
em en ernannt; eine wiederholte Ernennung iſt nicht ausge 
ſchla en (wie Baumbach richtig bemerkt, nur auf neuen Vor⸗ 
Ing Wie wenn überſehen it, den Vorschlag einzuholen, was 
5 eſondere bei der wiederholten Ernennung vorkommen kann 
des gekommen it? Baumbach fagt zutreffend: „Das Fehlen 
ieh orſchlages iſt kein Mangel einer ſtaatsrechtlichen Voraus⸗ 
wenn, der die Tätigkeit zu derjenigen eines Nichtrichters macht, 
Arge nur die Ernennung jelbft ordnungsmäßig erfolgt iſt; da⸗ 
ausſeg enthalten 88 109 J, III, 110 weſentliche ſtaatsrechtliche Vor⸗ 
sungen, deren Fehlen ungeſetzliche Beſetzung des Gerichts 
matten. Von dieſem Standpunkte aus wird man nicht zu der for⸗ 
di iſchen Folgerung gelangen können, daß es notwendig ſei, 
Vor ordnungsmäßige Ernennung des Handelsrichters, wenn der 
ſchlag nachträglich eingeholt iſt, zu wiederholen. 
flaſ Die 88 62—67, 69, 70 GVG. bezwecken bekanntlich, Ein⸗ 
unde der Juſtizverwaltung von dem LG. möglichſt fernzuhalten 
die die Stetigkeit der Rechtspflege zu ſichern. Baumbach führt 
4 Entſcheidungen des RG. in Strafſachen (Bd. 55 u. 56) an, aus 
— ſich ergibt, daß das Präſidium einen Direktor zum Vor⸗ 
e mehrerer Kammern beſtellen kann. Das folgt insbe⸗ 
nf ere zwingend aus der Freiheit der Geſchäftsverteilung (8 63 
97 02 G60 Nach 8 68 a. a. O. finden die Beſtimmungen der 
N 67 auf die Kammern für Handelsſachen keine Anwendung. 
Vorſitzende der Kammer für Handelsſachen und ſein Vertreter 


ſi 
f 


* 


J 8 Aal 7 
netben von der Landesjuſtizverwaltung beſtimmt. Das Geſetz ent» 


* einen Gegenſatz nicht, der in politiſch bewegten Zeiten 
ern Ommen kann und vorgekommen iſt: Die Landesjuſtizverwaltung 
ae einen Direktor, der bisher den Vorſitz in einer Straf⸗ 
Amer geführt hat, zum Vorſitzenden einer Kammer für Han⸗ 
m ſachen. Das Präſidium erachtet dieſe „Abberufung“ für nicht 
Gd ntereſſe der Rechtspflege liegend und beſchließt gemäß 8 63 
Er daß der Direktor den Vorſitz in der Strafkammer weiter⸗ 
5 fahren habe. Hier zeigt ſich der Vorrang der dem Gerichte durch 
8 gewährleiſteten Selbſtverwaltung. Im gegebenen Falle wird 
m -andesjuftizperwaltung nichts weiter übrigbleiben, als einen 
ſtellen Vorſitzenden ſür die Kammer für Handelsſachen zu be⸗ 
daß Baumbach bemerkt zu 88 75 und 122 GVG. mit Recht, 
ee durch dieſe Beſtimmungen die Zahl der Kammer⸗ und Senats⸗ 
N er nicht beſchränkt ift und über die Heranziehung der 
0 glieder zu den einzelnen Sitzungen der Vorſitzende entſcheidet. 
h u liegt die Abgrenzung von dem Falle, daß in einer Kammer 
— in einem Senate mehrere ſelbſtändige Abteilungen mit be⸗ 
55 deren Mitgliedern gebildet werden, was unzuläſſig iſt (RGStr. 
et 238). Weder durch $ 76 n. F. noch durch § 122 Abſ. 1 n. F. war 
80 der Herabſetzung der Zahl der entſcheidenden Mitglieder 
oder v. 4. Jan. 1924, RGSBl. I 15) eine Teilung der Strafkammer 
muß. der Senate geboten. Die Kammern und Senate blieben nach 
Ben unverändert beſtehen. Die Vertretung aus den Mitgliedern 
85 Kammern und Senate regelte nach wie vor der Vorſitzende 
dada 89 69, 117, die Grundſätze über die Vertretung des be- 
derten Vorſitzenden blieben unberührt. 
OLG Präſ. Prof. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Einzelſchriften zum Sivilprozeß. 

James Goldſchmidt: Der Prozeß als Rechtslage. Eine 
Kritik des prozeſſualen Denkens. Abhandlung. aus der 
Berliner Juriſt. Fak. Bd. II. Berlin 1925. J. Springer. 
XI u. 602 S. 


drun Das vorliegende Werk iſt der Verſuch einer ſyſtematiſchen Kon⸗ 
b tion beider Prozeſſe unter einem bisher nicht verwendeten Grund⸗ 
seit, der „Rechtlage“. Der Verf. lehnt beide bisher hauptſächlich ge⸗ 
pun ten Verſuche der Prozeßkonſtruktion, den unter dem Geſichts⸗ 
— * des „Rechtsverhältniſſes“ (wonach der Prozeß als ein Rechts⸗ 
ältnis zu betrachten ift), wie den unter dem Geſichtspunkt des 
zuf geeſchußanſpruche (wonach es ſich im Prozeß um den Anſpruch 
Au Rechtsſchutz handelt) ab. Statt deſſen ſtellt er den Begriff der 
ters it, der Rechtslage in den Mittelpunkt. Er gelangt 
in zu dadurch, daß er die Rechtskraft als Prozeßziel betrachtet und 
ſchareingehenden Erläuterungen des Weſens der Rechtskraft (unter 
0 1 0 Ablehnung beſ. der ſog. „materiellen“ Rechtskrafttheorfe) zu 
a Refultat kommt, daß in der Rechtskraft eine Zweiung der Rechts⸗ 
Zonungen zutage trete, zwei als zwei Welten ſich gegenüberſtehende 
die lungen, die Rechtsordnung und die „Gerichtsordnung“, von denen 
ext letztere im Konfliktsfall nach dem ſoziologiſchen Machtprinzip der 

eren vorgehe, daß dieſen zwei Ordnungen zwei Möglichkeiten der 
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Rechtsbetrachtungsweiſe entſprechen: die „materielle (ſtatiſche)“ und 
die „prozeſſuale (dynamiſche)“, für die erſte erſcheine das Racht als 
Inbegriff von Imperativen, für die letztere als „Urteilsinhalt“, die 
letztere ſei die von der Wiſſenſchaft des Prozeßrechts anzuwendende. 
Im Bereich der erſteren gebe es Rechte und Pflichten im eigentlichen 
(bisher üblichen) Sinn, im Bereich der letzteren (nur) „Ausſichten“ 
auf vorteilhaftes oder nachteiliges richterliches Verhalten, letztlich auf 
ein günſtiges oder ungünſtiges Urteil des Richters; Handlungen, welche 
dieſe prozeſſualen Ausſichten beeinfluſſen; „Möglichkeiten“ (Gelegen⸗ 
heiten), ſolche Handlungen zur Beeinfluſſung im günſtigen Sinne 
vorzunehmen (z. B. Klagemöglichkeit); „Nötigungen“, ſolche Hand⸗ 
lungen vorzunehmen, um prozeſſuale Nachteile abzuwenden (3. B. Ein⸗ 
laſſungs⸗, Erklärungslaſt); ev. ausnahmsweiſe Befreiungen von ſol⸗ 
chen Laſten (z. V. Befreiung von der Einlaſſungslaſt nach 88 271 
Abſ. 4, 274 Abf. 2 Ziff. 6 ZPO.). Dieſe Ausſichten, Möglichkeiten 
und Laſtenbefreiungen werden als „Rechte in prozeſſualem Sinme 
des Worts“ bezeichnet, die Nötigungen als „Laſten“, beide fallen nicht 
unter den Begriff des „Rechtsverhältniſſes“, ſondern der „Rechts⸗ 
lage“. Dieſe wird hiernach zuſammenfaſſend definiert (S. 259) als 
„Inbegriff der prozeſſualen Ausſichten, Möglichkeiten, Laſten und 
Befreiungen von Laſten“. Der Zentralbegriff iſt alſo die „Ausſicht“, 
die günſtige oder ungünſtige, die Chance oder das Nifiko, letztlich 
des Prozeßgewinns oder Prozeßverluſts. Von dieſen Grundgedanken 
aus wird dann im IV. Abſchnitt des 2. Teils faſt das ganze Prozeß⸗ 
recht durchgegangen: zuerſt die prozeſſualen Rechte, dann die prozeſ⸗ 
ſualen Laſten (wobei beſonders die Lehre von der Verſäumung und 
die Frage des prozeſſualen Verſchuldens, letztere unter Leugnung der 
Exiſtenz eines „Prozeßdelikts“, behandelt wird), dann die die Rechts⸗ 
lage geſtaltenden Prozeßhandlungen, welche prozeſſuale Ausſichten, 
Möglichkeiten, Laſten oder Befreiungen von ſolchen begründen, ver⸗ 
ändern, vernichten (mit der Einteilung in Partei⸗ und richterliche 
Prozeßhandlungen, erſterer wieder in Erwirkungs⸗ und Bewirkungs⸗ 
handlungen, je nachdem fie auf richterliche Überzeugung, „Evidenz⸗ 
machung“ gerichtet ſind — hierher die Anträge, Behauptungen, Be⸗ 
weiſe — oder nicht — hierher z. B. Ladungen, Klagezurücknahme — 
und unter eingehenden Erörterungen beſ. betr. des Beweisrecht, betr. 
Willensmängel und Willenshemmungen, d. h. Bedingungen, bei Partei⸗ 
handlungen). Mehr anhangsweiſe wird zum Schluß noch behandelt 
die Entwicklung der Prozeßlage, die Nachfolge in den Prozeß (als 
Nachfolge in eine Rechtslage charakterijiert), die Gleichheit der 
Prozeßlagen (bei der notwendigen Streitgenoſſenſchaft). 

Dieſe kurze Skizze kann nur eine ganz blaſſe Ahnung von dem 
überaus reichen Inhalt des Werkes geben. Es iſt mit ſtaunenswerter 
Gelehrſamkeit geſchrieben (das Literaturverzeichnis umfaßt allein 22 
enggedruckte Seiten, faſt keine erheblichere zivil⸗ und ſtrafprozeſſuale 
Arbeit der letzten 50 Jahre blieb unberückſichtigt) und mit großem 
Scharfſinn durchdacht. Freilich bei der abſtrakten Faſſung, den viel⸗ 
fachen Verweiſungen von Stelle zu Stelle, den fortwährenden Aus⸗ 
einanderſetzungen mit abweichenden Anſichten der Literatur (die volle 
Bekanntſchaft mit ihr vorausſetzen) iſt es nicht eben leicht zu leſen. 
Eine der Bedeutung des Werkes entſprechende kritiſche Auseinander⸗ 
ſetzung mit ihm iſt im Rahmen einer Rezenſion völlig unmöglich. 
Daher nur einige kurze Andeutungen. 

Zunächſt iſt die Frage des Wertes einer ſolchen Ronſtruktiven 
Rechts⸗, ſpeziell Prozeßrechtsſyſtematik, die von einem beherrſchenden 
Grundbegriff (oder einer Mehrheit ſolcher) aus durch Subſumtion 
darunter das juriſtiſche „Weſen“ des Prozeßrechts und ſeiner Inſti⸗ 
tutionen zu erfaſſen ſucht, aufzuwerfen. Ich möchte ihren theoretiſchen 
Wert nicht allzuhoch einſchätzen, es handelt ſich dabei mehr um Fragen 
der Formulierung und Darſtellung, ihren praktiſchen als einiger⸗ 
maßen problematiſch anſehen. Ich halte es deshalb für durchaus mög⸗ 
lich, ohne „Prozeßverhältnis“ und ohne „Rechtsſchutzanſpruch“ durch⸗ 
zukommen, dann wäre aber auch die Charakteriſierung des Prozeſſes 
mit Zuhilfenahme der „Ausſicht“, ſeine Subſumtion unter den Be⸗ 
griff der „Rechtslage“ im oben angeführten Sinne mit dem weiter 
daran Angeſchloſſenen (Rechte im prozeſſualen Sinne, Laſten uſw.) 
jedenfalls nicht von entſcheidender Bedeutung, vielleicht ein termi⸗ 
nologiſcher Fortſchritt, die „Rechtslage“ uſw. eine Art verbeſſerter 
Auflage des Rechtsverhältniſſes. Aber damit iſt die Sache nicht zu 
Ende, denn in den Ausführungen Goldſchmidts liegt mehr. Wir 
müſſen hier noch weiter ausholen. Das Weſentliche bei der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Behandlung des Rechts, ſpeziell des Prozeßrechts, wie bei 
ſeiner Fruchtbarmachung für die Praxis ſcheint mir zu ſein die An⸗ 
wendung der teleologiſchen Methode in dem Sinne, daß von dem (un- 
ſerer Rechtsordnung vorſchwebenden) Zweck der ganzen in den Prozeß⸗ 
rechtsſätzen aufgebauten komplizierten Maſchine ausgegangen wird, zu 
ihm (wieder eine Zweckbetrachtung) die einzelnen Beſtimmungen und 
Inſtitutionen bzw. ihre Komplexe in funktionelle Beziehung geſetzt 
werden und ſo ihr volles Verſtändnis und ihre richtige praktiſche An⸗ 
wendung geſichert wird. Als ſolchen Zweck möchte ich mit einer ver⸗ 
breiteten Anſicht für den ganzen Prozeß den des gerechten Rechts⸗ 
ſchutzes durch autoritative Entſcheidung, Vollſtreckung, proviſoriſche 
Rechtsſicherung (bzw. Rechtsbefriedung) bezeichnen, für das reine Ent⸗ 
ſcheidungsverfahren ſpeziell die Herbeiführung eines der tatſächlichen 
Wahrheit und dem richtig gehandhabten (richtig ausgelegten ev. — 
in Lückenfällen — ergänzten) objektiven Recht entſprechenden rich⸗ 


3030 


2416 


Schrifttum 


terlichen Urteils, die Rechtsbewährung durch ſolches. Auch wenn man 
die konſtruktive Annahme von „Ausſichten“, „Möglichkeiten“, 
„Laſten“ für richtig hält, wären dieſe nur aufgeſtellt, um dieſen Zweck 
zu erreichen, nur aus den Zweckzuſammenhängen letztlich verſtändlich. 

Goldſchmidt lehnt nun aber für den Prozeß als ganzen 
(im einzelnen operiert er z. T. mit teleologiſchen Erwägungen) dieſe 
teleologiſche Auffaſſung des Prozeſſes, im Grunde jede teleblogiſche 
Auffaſſung desſelben ab. Dem (ſchlecht) ſogenannten „metaphyſiſchen“, 
in dieſer Richtung orientierten Prozeßbegriff Wachs ſetzt er ſeinen 
„empiriſchen“ entgegen, wonach die der Frage der Rechksbewährung 
gegenüber farblos⸗neutrale Rechtskraft (nach Goldſchmidt ſelbſt 
eine „Ausſicht“, auf Reſpektierung durch den künftigen Richter) Pro⸗ 
zeßziel (nur Außerliches Endziel, nicht den Prozeß innerlich erklärenden 
Endzweck, zudem ex professo nur auf das reine Entſcheidungsver⸗ 
fahren zugeſchnitten) ſein ſoll; der dienenden Stellung des Prozeß⸗ 
rechts gegenüber dem materiellen Recht die Lehre von den zwei Ord⸗ 
nungen, von denen die „Gerichtsordnung“ im Konfliktsfall vorgehen 
ſoll; der Tendenz, daß Recht bekommt, wer Recht hat, die Bezeich⸗ 
nung derprozeſſualen Rechtsbetrachtungsweiſe als „moralinfrei“, den 
Satz, daß nach dieſer Recht hat, wer vorausſichtlich Recht behalten 
wird, wie im Krieg und in der Politik. Aber beraubt das nicht das 
Prozeßrecht nicht bloß des ethiſchen Hintergrunds, ſondern auch der 
Nationalität (vgl. in dieſer Richtung ſchon Wach, 83. 32, 25 ff.)? 
Und iſt das wirklich geboten durch die — für Goldſchmidts 
Auffaſſung offenbar beſonders maßgebliche (die materielle Rechtskraft 
iſt für ihn Zentralproblem) — Möglichkeit ſachlich unrichtigen Ur⸗ 
teils und ſeiner Rechtskraft? Verlangt nicht der Gedanke des Rechts⸗ 
ſchutzes neben Rechtsbewährung die z. T. damit unvereinbare Rechts⸗ 
ſicherheit, ſpeziell bei Rechtsſchutz durch autoritative Entſcheidung nur 
gewährleiſtet durch (unter gewiſſen Vorausſetzungen und innerhalb 
gewiſſer Schranken eintretende) Bindekraft der Entſcheidung, ſo daß 
die damit gegebene Möglichkeit unrichtigen, aber wegen Rechtskraft 
bindenden Urteils eben der inneren Dialektik des Rechtsſchutzzweckes 
ſelbſt entſpringt? Dies das Grundſatzliche. Wenn man aber nun 
ins einzelne der Aufſtellungen Goldſchmidts geht und — trotz 
der regelmäßig zu beobachtenden Unfruchtbarkeit derartiger Kon⸗ 
ſtruktionskontroverſen — ſich dabei innerhalb ſeiner eigenen kon⸗ 
ſtruktiven Methode bewegt, jo fällt folgendes auf. Iſt es wirk⸗ 
lich richtig, daß es keine eigentlichen (im gewöhnlichen Sinn ver⸗ 
ſtandene) Pflichten und Rechte der Parteien und des Gerichts gibt? 
Auch Goldſchmidt leugnet ſolche Pflichten nicht — was auch ganz 
unmöglich iſt —, er will ſie aber aus dem Prozeßrecht ins Staats⸗ 
recht verbannen. Aber gehören ſie nicht mindeſtens auch, in Fällen 
wie § 141 Abf. 3 ZPO. (den Goldſchmidt nicht zu Konſtruieren 
vermag, ſ. S. 114, 148 A. 812) ſogar ausſchließlich ins Prozeß⸗ 
recht, da ſie durch den Prozeß als konkrete ausgelöſt werden und 
auf Handlungen im Prozeß gehen? Und iſt es nicht verfehlt, in Fallen, 
wie z. B. 58 193, 169 SERD., ſtatt von einem Recht der Partei, 
dem Termin beizuwohnen, von einer „Ausſicht“ darauf zu reden 
(S. 275 f.)? Iſt es weiter möglich, zwei Rechtsbetrachtungsweiſen in 
der Weiſe zu ſcheiden, wie es bei Goldſchmidt geſchieht? Sind 
nicht die Satze des Prozeßrechts — weithin — Imperative an 
den Richter, wie er ſich im Prozeß zu verhalten habe? Endlich: 
ſind nicht die an die juriſtiſchen Tatſachen des Prozeßrechts, beſonders 
die Prozeßhandlungen, geknüpften Wirkungen bloße unbeſtimmte 
und unfertige „Ausſichten“ nur im Verhältnis zum ſchließlichen Ur⸗ 
teil, nicht hinſichtlich ihrer unmittelbaren und nächſten Folge, ſo daß 
es ſich nicht rechtfertigt, auf ſie auch in dieſer Beziehung den Be⸗ 
griff der „Ausſicht“ anzuwenden und ihn als im Prozeß alleinherrſchen⸗ 
den zu proklamieren? 

Mit den eben ſkizzierten Einwendungen ſoll der hohe Wert des 
Werkes in keiner Weise in Zweifel gezogen werden. Die Haupt⸗ 
bedeutung der Arbeit Goldſchmidts liegt m. E. in den Aus⸗ 
führungen zu Einzelfragen. Beſonders der ſpezielle Teil (von S. 253 
ab) enthält eine Fülle von Darlegungen zu ſolchen, die ganz unab⸗ 
hängig von der Stellungnahme zu den grundſätzlichen Poſitionen 
(wie ſie denn mit dieſen auch z. T. nur loſe verknüpft und in der 
Methode z. T. teleologiſch orientiert ſind) ſehr wichtig und ſehr be⸗ 
achtlich erſcheinen, auch bei Löſung praktiicder Prozeßfragen. Ich 
erwähne nur die Ausführungen über Prozeßhandlungen überhaupt 
und über Willensmängel und Willenshemmungen bei Parteihand⸗ 
lungen, über die „Wertungen“ bei Entſcheidungen (Richtigkeit — 
Unrichtigkeit, Beachtlichkeit — Unbeachtlichkeit) inbeſ. Aber auch 
in ſeinen allgemeinen, grundſätzlichen Partien iſt das Merk höchſt 
anregend. Die Prozeßrechtswiſſenſchaft wird ſich mit ihm noch ſehr 
ernſthaft auseinanderſetzen müſſen. 

Prof. Dr. Hegler, Tübingen. 


Dr. jur. Viklor Kuſſi: Die privatrechtlichen Wirkungen des 
Prozeßbeginns. (Leipziger rechtswiſſenſchaftliche Studien, 
hsg. v. d. Leipziger Juriſten⸗Fakultät, Heft 13.) Leipzig 
1925. Th. Weicher. VIII und 113 Seiten. Preis 6 A. 


Dieſe ſehr leſenswerte Arbeit behandelt in klarer und eindring⸗ 
licher Weiſe die Geſamtheit jener Fragen aus dem Grenzgebiet zwiſchen 
Prozeß und materiellem Recht, die ſich an die materiellrechtlichen Wir⸗ 


kungen der Rechtshängigkeit knüpfen, ſei es, daß der einleitende Pro 
zeßakt zugleich eine privatrechtliche Rechtshandlung einſchließt a 
nung, Wahlerklärung u. dgl.), ſei es — und vor allem —, daß 
Rechtshängigkeit als ſolche zu einer Steigerung, Erweiterung, 2 
feſtigung, Verflüſſigung des privatrechtliche Anſpruchs führt (Fersch. 
zinſen, Haftungsſteigerung, Vererblichkeit, Übertragbarkeit, Dior 
rungsunterbrechung u. dgl. m.). Bei jeder einzelnen dieſer Wi 
kungen wird unterſucht, an welchen der denkbarerweiſe in Betra 15 
kommenden gerichtlichen Schritte ſie tatſächlich angeknüpft ſein kant“ 
Mit beſonderem Nachdruck wird das intereſſanteſte Problem der 2 
terie behandelt: wie es mit den an die Rechtshängigkeit geknüpfte 
materiellrechtlichen Folgen ſteht, wenn der Prozeß ſich ohne dir 
urteil erledigt, namentlich durch Zurücknahme der Klage oder Pros & 
abweiſung (dieſer letztere, meiſt erörterte Fall hat übrigens einigen 
maßen an Bedeutung verloren, ſeit der praktiſch häufigſte Brosch 
einwand, der der Unzuſtändigkeit, ohne Beendigung der Rechtshängig 
keit durch Verweiſung erledigt werden kann). Verf. tritt hier (ins, 
beſondere S. 88 ff.) der herrſchenden Anſicht, wonach 8 271 W 
SPD. fi) auch auf die materiellrechtlichen Wirkungen der Ke 
hängigkeit beziehe, mit der Darlegung entgegen: wenn hier die ru 1 
wirkende Auslöſchung der Rechtshängigkeit bei Klagezurücknahme ER 
geordnet werde („Rechtsſtreit iſt als nicht anhängig geworden au 
zuſehen“), ſo ſei das eine rein prozeßrechtliche Norm, während 1 
Frage der Fortwirkung der einmal eingetretenen materiellrechtliche 
Wirkungen eben keine prozeßrechtliche, ſondern vielmehr ſelbſt mate 
riellrechtlich ſei. Ich glaube nicht, daß dieſe Darlegungen Nachfolg⸗ 
finden werden. Gewiß ſind jene Wirkungen materiellrechtlico 
Natur: aber ſie ſind eben an Voraus ſetzuungen prozeßrechtliche⸗ 
Art geknüpft; ſie treten ein, wenn die Klage nach den Normen . 
Prozeßrechts erhoben iſt, und müſſen daher wieder rückwirkend weg 
fallen, wenn das Prozeßrecht beſtimmt, daß eine erhobene Klage ru 
wirkend als nicht erhoben zu gelten habe. Es iſt auch nicht 2 
zuſehen, weshalb ein Gläubiger, der Zinſen nur nach 8291 BGB. 3 
fordern hat, ſie bei Erneuerung der zurückgenommenen Klage rü 5 
wärts vom Zeitpunkt der erſten Klage an ſollte fordern können, un 
noch weniger, weshalb die Erben einer verlaſſenen Braut den u 
ſpruch auch § 1300 ſollten geltend machen dürfen, wenn biefe eg 
von ihr erhobene Klage wieder zurückgenommen hatte. In dem S. 
erwähnten Falle — Zurücknahme der Klage auf den Pflichtteil nach 
inzwiſchen erfolgter Pfändung des eingeklagten Anſpruchs — wäre 
übrigens doch noch die Einwirkungen von 8s 1275 ff. BGB. ſowi 
des Anfechtungsgeſetzes zu prüfen geweſen. 
Geh. Hofrat Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 


r 
Franz Leonhard: Die Beweislaſt. Zweite, verbeſſerte Aufl 
Berlin 1926. Franz Vahlen. XIVu. 432 S. Preis geb. 15 . 
A. Als 1 J. 1904 die erſte Auflage dieſes Buches erſchien, da 
ſtellte die Kritik, auch ſoweit ſie ſachlich nicht mit der Lehre Leon 
hards übereinſtimmte, faſt durchweg feſt, daß die Wiſſenſchaft u 
eine höchſt anerkennungswerte Arbeit, die eine erſtaunliche Beleſenhen 
ſowie eine ſichere und vollſtändige Beherrſchung der Literatur zeige, 
reichert ſei. Diejenigen, die ſeiner Lehre ganz oder teilweiſe folgten, 
betonten vor allem, daß Leonhard „das verdienſtvolle Beſtreben 
Stölzels, die Beweisfrage mit abſtrakter Logik zu löſen, zu prab⸗ 
tiſch verwendbaren Ergebniſſen ausgebaut“ habe (vgl. Roſenthal⸗ 
SW. 1908, 259). Man rühmte damals, das Leonhard als einer 
der Erſten die ſo notwendige exakte Scheidung zwiſchen Beweisla 
und Beweisführung, d. h. der „auf freier richterlicher Uberzeugen 
beruhenden Frage, wie der Beweis zu führen iſt und unter welche 
Umſtänden er geführt iſt“, vollzogen habe (Roſenthal a. a. 15 
S. 257). Man wies aber auch damals ſchon auf das Eigenartige 1 
ner Lehre hin, die eine Potenzierung der Leugnung?“ 
theorie zu fein ſcheine und vielfach zu den Ergebniſſen der Ein 
redetheorie komme. 72 71 
Das Buch iſt, wie der Verf. im Vorwort angibt, ſeit ſieben 
Jahren vergriffen. Die jetzt vorliegende zweite, verbeſſerte Auflag, 
bringt ſachlich kaum etwas Neues. Größere Abänderungen enthalten 
nur die Ausführungen gegen den Begriff der rechtshindern 
den Tatſachen (S. 78ff.), gegen Roſenbergs Lehre von 5 
Zergliederung des Tatbeſtandes nach der Faſſung des 7 
ſetzes (S. 89), gegen den Begriff der vorläufigen Schlüſſigg 
keit in der Minimaltheorie (S. 90), gegen Roſenbergn 
Auffaſſung beſtimmter Falle der Beweis la ft des Beklagte 3 
(S. 97); ferner findet man neue Darlegungen zum Begriff der er 
weispflicht und des Beweisrechts, eine ſcharfe Polemis 
gegen Roſenberg, ſoweit dieſer Leonhards Unterſcheidung 99 
ſchen Beweis laſt und Widerlegungslaſt verurteilt (S. 199) 
und ſchließlich neue Ausführungen über den Begriff der er 
regungslaſt (S. 201 ff.) ſowie über die Ergänzungsregel 
bei Rechtsgeſchäften (S. 248). im 
Sonſt iſt ſprachlich, ſachlich und ſyſtematiſch die erſte Auflage 
weſentlichen unverändert neu gedruckt: Der Einleitung folgt eine 1995 
ſchichtliche Darſtellung der Beweislaſtlehren des römiſchen, älteren I 
ſchen, italieniſchen und kanoniſchen Rechts, an die ſich eine Rurze übe 
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fig: über die Entwicklung des Problems in neuerer Zeit bis zum 
glaube anſchließt. Dabei verwahrt ſich Leonhard — und wie ich 
1047. zu Recht — gegen den Vorwurf Seufferts (ZIP. 35, 
denn h daß die hiſtoriſchen Ausführungen nur eine „Zierleiſte“ ſeien; 
hat, I: iſt nicht zu beſtreiten, daß Leonhard den Verſuch gemacht 
Be ‚Lehre auch hiſtoriſch zu fundieren. Dies rechtfertigt aber 
fein ſollieichtliche Einleitung, auch wenn der Verſuch nicht gelungen 
die . hiſtoriſchen Teil folgt eine außerordentlich eingehende, für 
35 eutigen Bedürfniſſe faſt zu umfangreiche Kritik der Lehren von 
Die; eweislaſt. Leonhard teilt dieſe in ſechs große Gruppen ein: 
ſchli igen, die beſtimmte Themata vom Beweis aus⸗ 
nach eben wollen (wie z. B. die Negativentheorie), diejenigen, 
ſei enen ein Teil des rechtlichen Tatbeſtandes darzulegen 
ſchetdpezial⸗, Kauſal⸗ und Minimaltheorie), Wahr⸗ 
eolächkeitstheorie, Satzbaulehre und Vermutungs⸗ 
mehr rde. Ihnen ſtellt er ſeine eigene, in der zweiten Auflage nun⸗ 
d „Vollſtändigkeitstheorie“ genannte Lehre entgegen, die 
über ogmatiſche, oft ſtark polemiſche dritte Teil den Gegnern gegen⸗ 
für Ri verteidigen und zu befeſtigen ſucht. Den Schluß bildet eine 
Bedürfniſſe der Praxis berechnete kommentatoriſche An⸗ 
ug ſeiner Theorie auf die einzelnen Beſtimmungen des BGB. 
. Bezeichnung „Vollſtändigkeitstheorie“ knüpft 
Iaft, = an die auch von anderer Seite (Roſenberg, Die Beweis⸗ 
ande 20, 180 ff.) aufgeſtellte, aber nach Leonhard von den 
ren Lehren nicht erfüllte Forderung an, daß der volle Tat⸗ 
5 9 einer begehrten Rechtswirkung bewieſen werden müßte. Auch 
er langt, wie ſeine Gegner, daß jede Partei die Vorausſetzungen 
Klä ihr günſtigen Norm zu beweiſen habe, und bürdet dabei dem 
denen en Beweis für die Entſtehungsgründe des in Anſpruch 
teilumenen Rechts, dem Beklagten den der Tilgung auf. Ver⸗ 
und der Kegeln ſoll es, abgeſehen von den Vermutungen 
er Möglichkett der Beweisverträge, nicht geben. 
Le Leonhard glaubt in feiner Arbeit die Unhaltbarkeit der übrigen 
ſtört t bargetan und den Glauben an die herrſchende Meinung zer⸗ 
Ju haben, da es ihm gelungen ſei, die Lehre von den rechts⸗ 
aber eruden Tatſachen ftark zu erſchüttern (S. 125). Das iſt 


Freue 25 die Frage; und wenn Leonhard weiter (S. 124) ſeiner 


Zeit die 
d 5 } 
gige dan ſeiner Auffaſſung anſchlöſſen, und daß „ſeit 1901 Keine ein⸗ 
Le e pezialſchrift mehr gewagt“ hätte, die „ſogenannte herrſchende 
führe zu verteidigen“ (S. 125), ſo muß es wundernehmen, daß er des 
der anden Werkes auf dieſem Gebiet, der „Beweislaſt“ Roſen⸗ 
Ga e nicht gedenkt, das Leonhards Lehre grundſätzlich ablehnt. 
erſcheint mir nicht angängig, ein reifes, allſeitig anerkanntes Werk 
laſſen willen hier unerwähnt und nicht als neues Buch gelten zu 
schie weil es ſich als zweite Auflage einer über zwanzig Jahre früher 
ändert enen Erſtlingsſchrift bezeichnet, zumal in jener „faſt alles ge⸗ 
und kaum ein Satz aus der erſten Auflage übernommen“ 
berg, a. a. O. Vorwort) iſt. Von dieſer Einſtellung aus 
recht arum auch Leonhard der Arbeit Roſenbergs nicht ge⸗ 
der und die nicht gewöhnliche Schärfe feiner Polemik iſt angeſichts 
ſachlichen Widerlegungen Roſenbergs nicht gerechtfertigt. 

lun Auch den Ergänzungen der zweiten Auflage dürfte es nicht ge⸗ 
griff N ſein, die ablehnende Haltung L eonhards gegenüber dem Be⸗ 
den der rechtshindernden Tatſachen überzeugend zu begrün⸗ 
el jo dreht ſich auch heute noch das ganze Problem der Be⸗ 
Deahalt um dieſen von Leonhard ſo heftig angefeindeten Begriff. 
auf bald ſoll, obwohl die zweite Auflage ſachlich nichts Neues bringt, 
Ein .ele grundlegende Frage hier nochmals näher eingegangen und die 
zelbeſprechung im weſentlichen auf dieſes Problem beſchränkt werden. 


hen B. I. über die Verechtigung einer Lehre entſcheidet, ob ſie ſich 
wä retiſch einwandfrei begründen läßt und ob ſie ſich praktifd) be⸗ 
5 Darum waren hier auch die Lehre von den rechtshindernden 
bunten wie bie Theorie Leonhards nach dieſem doppelten Geſichts⸗ 
den dddurchzuprüfen. Dabei ergibt ſich folgender Gegenſatz: Die Lehre 
dorzj en rechtshindernden Tatſachen, bie ſich praktiſch 
theo glich bewährt, wenn ſich der Begriff der rechtshindernden Norm 
arbeiten i ch rechtfertigen und für die Erkenntnis einwandfrei heraus⸗ 
befenper läßt, wird namentlich in ihren dogmatiſchen Grundlagen 
darin t, und jo ſieht auch Leonhard die Aufgabe ſeiner Arbeit 
arten die Lehre von der Beweislaſt von ſolchen „unklaren und will⸗ 
u ichen Begriffen“ zu reinigen und ſie nur „auf ganz feſtſtehende 
ekannte Begriffe“ zu ſtüͤtzen. 
erſten Andererſeits beſticht zwar die Theorie Leonhards auf den 
wen, Blick, praktiſch aber führt ſie in der folgerichtigen An⸗ 
” ung zu einer unmöglichen Härte für den Angreifer, der 
ſein“zollſtändigen“ Tatbeſtand, d. h. das Vorhanden⸗ 
rech Be: rechts begründenden und das Fehlen der 
20 Shindernden Tatſachen beweiſen ſoll. Darum ſucht 
fin hard nach einem „Sicherheitsventil“, das er vornehmlich in 
wie ehre von der Beweisführung findet. Dieſe ſelbſt it aber, 
och zu zeigen fein wird, theoretiſch nicht unbedenklich und prak⸗ 


rüber Ausdruck gibt, daß die neuen Bücher, die in der letzten 
Beweislaſtlehre gründlich in Angriff genommen hätten, ſich 


ofen 


tiſch alles andere als eine Vereinfachung der herrſchenden Ver⸗ 
teilungslehre. 

II. 1. Um den Begriff der rechtshindernden Normen ermitteln 
zu können, muß man mit Roſenberg (a. a. O. S. 121) von der 
Tatſache ausgehen, daß die ganze Rechtsordnung einen „Grundſtock 
allgemeiner Normalregeln“ enthält, die in der Wirkung durch eine 
große Anzahl immer feiner ſich veräſtelnder Ausnahmen befchränkt 
ſind. Darum ſind mehrere Arten von Normen zu unterſcheiden: die 
Grundnormen (die rechts begründenden Normen) und die 
Gegennormen (die rechts hin dernden, rechts vernichtenden 
und rechtsausſchließenden Normen). Während aber die Ab⸗ 
grenzung der rechtsvernichtenden und der rechtsausſchließenden Gegen⸗ 
normen nie große Schwierigkeiten gemacht hat, laſſen ſich die 
rechtshindernden und die rechtsbegründenden ſchwerer voneinander 
ſcheiden. Dies liegt vor allem daran, daß die Wirkung der 
rechts hindernden Norm eintritt, bevor der Tatbeſtand der rechts⸗ 
begründenden Norm völlig verwirklicht iſt, „ſo daß man alſo 
ſagen kann, die Vorausſetzungen beider Normen ſind gleichzeitig in 
demſelben Augenblick vorhanden, der für die Entſtehung des Rechts 
maßgebend iſt“ Roſenberg, a. a. O. S. 148). 

Im einzelnen haben wir dann zwei Kriterien für die Erkenntnis 
des Vorhandenſeins einer rechtshindernden Norm: Sie iſt einmal dann 
gegeben, wenn „das Geſetz eine Gegenwirkung eintreten läßt zu einer 
Zeit, wo der Tatbeſtand der rechtsbegründenden Norm ſchon teilweiſe 
verwirklicht iſt, aber doch erſt teilweiſe, ſo daß ihre Wirkung ſich noch 
nicht entfalten kaun“ (Roſenberg, a. a. O. S. 148), und dann, 
wenn eine Norm die Ausnahme von der Regel des Geſetzes bildet 
(Roſenberg, a. a. O. S. 159). 

Dieſe Zweiteilung iſt durchaus richtig. Es darf aber dabei nicht 
überſehen werden, daß nicht nur bei der letzten Gruppe das Verhältnis 
von Ausnahme zur Regel beſteht, ſondern daß auch in der erſten 
Gruppe die rechtshindernde Gegenwirkung gegenüber der rechts⸗ 
begründenden Wirkung die Ausnahme von der Regel bedeutet, 
allerdings nicht, wie man vielleicht meinen könnte, die Ausnahme von 
der Regel der Erfahrung, ſondern ebenfalls ivie bei den rechts⸗ 
hindernden Normen der zweiten Gruppe die Ausnahme von der Regel 
des Geſetzes. Gerade durch dieſes Verhältnis zur rechtsbegründen⸗ 
den Norm unterſcheidet ſie ſich eben von den ſonſtigen, eine Gegen⸗ 
wirkung erzeugenden, den rechtsvernichtenden und rechtsausſchließenden 
Normen. 

In dem bodiftzierten Geſetz ergibt ſich die Unterſcheidungs⸗ 
möglichkeit zwiſchen Grundnorm und rechtshindernder Gegennorm 
daraus, daß in der zweiten Gruppe der rechtshindernden Normen durch 
die Faſſung der Rechtsſätze die Ausnahme angedeutet wird, 
während in der erſten der Sprachgebrauch, die techniſche Be⸗ 
zeichnung des Tatbeſtandes der Gegennorm die Ausnahme von der 
geſetzlichen Regel erkennen läßt (Widerruf, Aufhebung, Verzicht, Unter⸗ 
brechung, Zurückweiſung). 

2. Gegen den ſo entwickelten Begriff der rechtshindernden Norm 
führt Leonhard zweierlei ins Feld. Er leugnet, daß ein ſach⸗ 
licher Unterſchied zwiſchen rechtsbegründenden und rechtshindern⸗ 
den Normen beſtehe; dieſe ſeien vielmehr nichts anderes als „Voraus⸗ 
ſetzungen mit umgedrehten Vorzeichen“ (S. 78). Dann hält er aber 
auch das Verhältnis von Regel zur Ausnahme als ſo 
unſicher, daß es als brauchbares Element der Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen rechtshindernden und rechtsbegründenden Namen nicht dienen 
könne. 

a) Den erſten Einwand rechtfertigt Leonhard vornehmlich 
damit, daß die herrſchende Meinung, abgeſehen von Roſenberg, 
nie einen Verſuch gemacht habe, materielle Rechtsfolgen der 
rechtshindernden Tatſachen darzutun; der Verſuch Roſenbergs aber 
ſei nicht gelungen. Dieſer ſagt nämlich, je nachdem eine Voraus⸗ 
ſetzung (wie bei den rechtsbegründenden Normen) poſitiv erfordert 
werde oder nicht (wie bei den rechtshindernden Normen), ſei ſchon der 
Gedanke ein verſchiedener. Zwar gibt auch Leonhard zu, daß 
ein Unterſchied beſteht zwiſchen den Geboten „es darf nur mit Zu⸗ 
ſtimmung aller Reiſenden geraucht werden“ und „Rauchen bei Wider⸗ 
ſpruch eines Reifenden verboten“, denn bei Schweigen darf im zweiten 
Fall geraucht werden, im erſten nicht, er meint aber, daß es ſich hier 
um Vorſchriften ſachlich verſchiedenen Inhalts handle, und 
daß die von Roſenberg gewählten Beiſpiele gar nicht auf den Be⸗ 
griff der rechtshindernden Normen paßten. Dieſe unterſchieden ſich 
nämlich von den Grundnormen lediglich durch ihre Faſſung, nicht 
aber durch ihren ſachlichen Inhalt. 

Das ſtimmt zunächſt nicht für den Kreis derjenigen rechtshindern⸗ 
den Normen, bei denen das Geſetz die Gegenwirkung eintreten läßt, 
wenn der Tatbeſtand der rechtsbegründenden Norm ſchon teilweiſe ver⸗ 
wirkelicht iſt. Hier ſind zweifellos inhaltlich verſchiedene Sätze gegeben, 
was auch Leonhard einräumt, wenn er in ſolchen Fällen, wie etwa 
beim Widerruf eines Vertragsangebots (S. 284), eine „echte Gegen⸗ 
wirkung“ gegen eine „Anfangswirkung“ annimmt und die Beweislaſt 
für die Gegenwirkung dem Angegriffenen auferlegt. 

Nicht anders iſt es aber in jener Gruppe von rechtshindernden 
Normen, bei denen aus der Satzfafſung ihre Natur als hindernde 
Gegennorm hervorgeht. Die in dieſem Zuſammenhang von Roſen⸗ 
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berg (a. a. O. ©.161—166) aufgeführten Belege hat Leonhard 
nicht widerlegt. So iſt es tatſächlich etwas ganz anderes, ob das Geſetz 
jagt, wer eine bewegliche Sache zehn Jahre im Eigenbeſitz hat, erwirbt 
das Eigentum, es ſei denn, daß er nicht gutgläubig iſt, als wenn es 
hieße, wer eine Sache zehn Jahre gutgläubig im Eigenbeſitz hat, er⸗ 
wirbt das Eigentum. Und ſo leuchtet auch der Unterſchied zwiſchen den 
Beſtimmungen der 88 139 und 2085 BGB., der über die Frage der 
Beweislaſt hinausgeht, ohne weiteres ein. 

b) Leonhard erklärt die Lehre von der Bedeutung des Satz⸗ 
baus für völlig unhaltbar. Seine Gründe gegen ſie ſind aus der erſten 
Auflage bekannt. Es unterliegt aber wohl kaum einem Zweifel, daß 
die Redaktoreu des BGB. die Beſtimmung der Beweislaſt durch die 
Ausdrucksweiſe beabſichtigt haben (vgl. Prot. VI, 384). Das Ge⸗ 
wicht dieſer Tatſache wird auch nicht dadurch herabgeſetzt, daß dem 
Reichstag dieſe Bedeutung des Satzbaus im BGB. nicht zur Kenntnis 
gekommen iſt. Denn die Geſetze haben ihren eigenen, ſelbſtändigen 
Sinn, und die Sprache ihre eigene ſelbſtändige Bedeutung. Ergibt ſich 
nun aus Sinn und Wortlaut eines Rechtsſatzes, daß er zu einem 
anderen Rechtsſatz im Verhältnis der Ausnahme zur Regel ſteht, ſo 
wird dieſe Beziehung auch nicht dadurch aus der Welt geſchafft, daß 
ſie nur dem Verfaſſer des Geſetzes, nicht dem Geſetzgeber zum Bewußt⸗ 
ſein gekommen iſt. 

Überdies kann ſich auch Leonhard nicht der Anſicht ver⸗ 
ſchließen, daß die Satzfaſſung Bedeutung hat, erklärt er doch ſelbſt, fie 
bringe die Abwehrlaſt zum Ausdruck, ſie deute an, daß ein Um⸗ 
ſtand zur Anregungslaſt oder der Aufklärungspflicht des 
Gegners gehöre. Allerdings ſoll nicht unterlaſſen werden, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß ſich Leonhard ausdrücklich dagegen verwahrt, daß 
aus dieſer Eignung der Satzfaſſung für die Erkenntnis der Ab⸗ 
wehrlaſt ſich irgend etwas für die Beweislaſt herleiten laſſe 
(S. 206 ff.). Jedenfalls aber laßt ſich auch nach ihm überhaupt etwas 
aus dem Satzbau herausleſen. 

Auch was Leonhard ſonſt gegen die Satzbaulehre in dieſem 
Zuſammenhang vorbringt, iſt nicht geeignet, dieſe zu erſchüttern. Ins⸗ 
beſondere iſt der Einwand nicht ſtichhaltig, daß nicht nur Gründe 
der Beweislaſtverteilung, ſondern auch ſonſtige Motive, 
wie Erinnerungen an die Zweifel der früheren Lehre oder Betonung 
des Gegenſatzes zu dieſer, die anormale Satzfaſſung veranlaßt hätten. 
Mit Recht weiſt Roſenberg (a. a. O. S. 156) auf die Aufgabe der 
Auslegung hin, die auch hier ſicher nicht ſchwerer ſei als bei ſonſtigen 
Fragen des geltenden Rechts. Warum ſollte ſich dann auch nicht hier, 
wie ſonſt ſo oft eine einheitliche Auffaſſung ausbilden können! Be⸗ 
ſonders dankenswert erſcheint es mir, daß Roſenberg in dieſem 
Zuſammenhang die lichtvollen Ausführungen Iherings (Der Beſitz⸗ 
wille S. 151ff.) über dieſes Problem in die allgemeine Erinnerung 
zurückgerufen hat. 

3. Als Ergebnis kann alſo einfitveilen feſtgehalten werden, daß 
der Begriff der rechtshindernden Tatſachen keineswegs ſo unklar und 
verwirrend iſt, wie Leonhard meint, daß er dogmatiſch einwandfrei 
begründet werden kann, und daß die Unterſcheidung zwiſchen pechts⸗ 
begründenden und rechtshindernden Normen keine Schwierigkeiten auf⸗ 
weiſt, die über das normale Maß ſonſtiger Auslegungsſchwierigkeiten 
hinausgehen. Für die Verteilung der Beweislaſt aber bieten ſie — 
und das bedarf hier keiner naheren Rechtfertigung, weil auch Leon⸗ 
hards Lehre vielfach zu ähnlichen Reſultaten kommt — ein Prinzip, 
das „die Gebote der Zweckmäßigkeit und der ausgleichenden Gerechtig⸗ 
keit“ erfüllt. 

Demgegenüber ſieht Leonhard ein, daß ſeine Lehre in einen 
verhängnisvollen Gegenſatz zur allgemeinen Überzeugung, beſonders 
aber zur Praxis, geraten könnte. Darum verſucht er darzutun, daß 
dieſer Gegenſatz nur ſcheinbar beſteht. Er konſtruiert daher in be⸗ 
ſtimmten Fällen, in denen die herrſchende Meinung eine rechts⸗ 
hindernde Norm annimmt, eine echte Gegenwir kung gegen 
eine Anfangswirkung, die zur Beweislaſt des Beklagten ſteht, 
oder beläßt die Beweislaſt wohl beim Kläger, erachtet den Beweis aber 
für die Regel durch die Behauptung als geführt und bürdet 
dem Beklagten dafür eine andere Laſt, zwar keine Beweislaſt, ſondern 
eine Widerlegungslaſt auf. 

Dieſe beiden Konſtruktionen erheiſchen auch hier eine kurze 
Würdigung. 

a) Erſte Vorausſetzung für die Beweislaſt ift, daß eine Tatſache 
für eine Rechtswirkung weſentlich iſt. Während aber Leonhard 
nur die rechtsbegründende Wirkung als echte Rechtswirkung anerkennt, 
find feine Gegner der Meinung, daß auch die rechtshindernden Tat⸗ 
ſachen echte Rechtswirkungen enthielten (Roſenberg, a. a. O. 
S. 159 ff.). Dies veranlaßt Leonhard, den Begriff der Rechts⸗ 
wirkung näher zu unterſuchen. . 

Er unterſcheidet mit Recht zwiſchen Wirkung und Gegen⸗ 
wirkung: ein Wirkungsbefehl wird nur durch einen neuen Befehl 
der Rechtsordnung, eine Gegenwirkung, entkräftet. Dieſer iſt aber 
nur dann neu, wenn er nicht nur den Eintritt der Wirkung des 
erſten Befehls negiert, ſondern wenn „der Beklagte das klägeriſche 
Vorbringen zugibt und etwas Neues dazu behauptet“ (S. 144), 

Nach Roſenberg it der Begriff der Rechtswirkung von 
Leonhard zu eng gefaßt; eine ſolche liegt vielmehr auch daun ſchon 


vor, „wenn kraft der Rechtsordnung eine Veränderung in der Ned” 
welt .., obwohl ihre Vorausſetzungen vorliegen, aus beſondee 
Gründen ausbleibt“ (Roſenberg, a. a. O. S. 160). So verhindern. 
die Entmündigung eines Minderjährigen wegen Geiſtesſchwäche 5 
Eintritt der Geſchäftsfähigkeit, es bleibt ſeine beſchränkte Seht 
fähigkeit beſtehen. Demgegenüber gibt auch Leonhard zu, daß * 
Entmündigung Rechtswirkung ſei, daß alſo Nichteintritt der = 
ſchäftsfähigkeit Rechtserfolg, Rechts veränderung ſei; dies ſei ei 
allein in dem beſonders gearteten Tatbeſtand begründet. Rege, 
mäßig handle es ſich bei der Fähigkeit oder Unfähigkeit zum 10 55 
ſchluß eines Rechtsgeſchäfts um Möglichkeiten, denen guter! 
dings der Tatbeſtand im einzelnen „Charakter von rechtlichen Wit 
kungen“ beilegen könne (S. 156). Dann entſcheide das Gefüh!⸗ 
ob nur eine Möglichkeit oder ſchon eine Rechtswirkung 
vorhanden ſei. Bei Rechtsfähigkeit und Geſchäftsfähigkeit, die 2 
ein natürliches Ereignis, auf Geburt, begründet ſei, hätten u 
nur Möglichkeiten, beim Erwerb der Rechtsfähigkeit eien 
eingetragenen Vereins oder bei Entmündigung, alſo öffentliche! 
Rechtsgeſchäften, dagegen Rechtswirkung. Br. 

Man kann nicht jagen, daß mit dieſer Argumentation viel für 
oder gegen den Begriff der rechtshindernden Tatſache gewonnen i. 
Überhaupt ſcheint es mir hier nicht glücklich und wenig erfolgverſprechend, 
den Begriff der Rechtswirkung mit dem Bild der Veränderung 
zu erklären. Er klingt zu ſtark an das Naturgeſez an. Die Rechts 
folge iſt nicht fo ſehr die Wirkung der fie verurſachenden Tatſachel 
als vielmehr ein von Rechts wegen angeordneter Erfolg. Daher dürfen 
wir nicht die Begriffe der Urſache und Wirkung, erkennbar u 
der Veränderung, in den Vordergrund der Betrachtung ſtellen 
fondern wir werden eher zum Ziel kommen, wenn wir die Rechts 
folgen als rechtsnotwendigen Erzeugniſſen von Rechtsbedin 
gungen (Tatbeſtänden) ansprechen, ſie in ihrem Verhältnis zue 
ander vergleichen und unter dem Geſichtspunkt von Ausnahme 5 
folge und Regel folge, nicht von Veränderung und Nichtver 
änderung betrachten. 6 

Macht A. ein Angebot, das B. annimmt, ſo iſt die Rechtsfolge 
die, daß ein Vertrag zuſtande kommt; das iſt die Regelfolge, 1 
Rechtswirkung im Sinne Leonhards. Iſt A. aber geiſtes 
krank, fo tritt die Regelfolge nicht ein, eine Ausnahmebedingung HU 
dert ihren Eintritt. Damit haben wir wieder das ſchon oben betonte 
Weſenselement der rechtshindernden Normen, ihren Ausnahmecharale 
ter. Man kann auch hier nicht einwenden, daß nur die Erfahrung bes 
Lebens die Regel abgebe, dieſe ſtammt vielmehr aus dem Geſetz, da⸗ 
nun einmal von dem Meuſchen in normalem und voll entwickelten. 
Geiſteszuſtand ausgeht. „Die Behandlung Willensunfähiger im Rech 
muß immer etwas Abnormes bilden“, denn „die Welt des Rechts U 
kein Tollhaus und keine Kleinkinderbewahranſtalt“ (H. A. Fiſcher, 
Die Rechtswidrigkeit, S. 45). Es brauchen aber andererſeits aus ſolcher 
Normalordnung nicht die übertriebenen Folgerungen gezogen zu wel 
den, wie Leonhard für den Standpunkt feiner Gegner für nötig 
hält (S. 106), daß nämlich grundsätzlich alle Rechtsgeſchäfte gültig 
oder in der geſetzlich geforderten Form abgeſchloſſen ſeien. 

Zu Schwierigkeiten kommt nun Leonhard in der Anwendung 
ſeines Begriffes der Rechtswirkung vor allem dann, wenn dies 
keinen augenblicklichen Erfolg unmittelbar herbeiführt, * 
dern wenn es ſich um „ſukzeſſive Entſtehung“ eines Recht, 
handelt, wie beim aufſchiebend bedingten Vertrag, oder wenn ar 
„Dauerwirkung“ vorliegt, wie bei der Verjährung (S. 154). Hie 
legt Leonhard demjenigen, der ſich auf den Eintritt der Bedingung 
oder die Nichtvollendung der Verjährung beruft, im Einklang mie 
ſeinen Gegnern die Beweislaſt auf. Er gibt alſo damit zu, daß 3 
Eintritt einer als regelmäßig anzuſehenden Folge eines Tatbeſtaude 
durch ein vor Vollendung der Wirkung eintretendes Gegenmomen; 
verhindert werden kann. Das bringt ihn aber in einen gewiſſen Win 
ſpruch zu ſeiner Theſe, daß eine echte Gegenwirkung und nich 
ein negativ ausgedrücktes Element der Angriffswirkung 11 
dann vorliege, wenn die Angriffswirkung vollendet iſt (S. 146). 5 
dieſe Zwieſpältigkeit auszumerzen, Konſtruiert Leonhard für ſol 2 
Fälle eine ſog. Anfangswirkung. Auch fie it echte Rech £ 
wirkung, denn es liegt ja ſchon ein „Minimum“ einer ſolchen vs 
(S. 155). 4.50 
Da ſei es aber verſtattet zu fragen, worin denn der Unterſchie 
zwiſchen einem Minimum von Rechtswirkung und leicht 
nicht vollendeten Angriffswirkung beſteht. Iſt vielleich 
das Minimum etwas abſolut Kleines, etwa Angebot und Annahme 
verkleinert durch die aufſchiebende Bedingung, die unvollendete a 
griffswirkung aber relative Unvollkommenheit, alſo Angebot und 2 ai 
nahme verringert um die ausſtehende Genehmigung des geſetzlich 
Vertreters des Minderjährigen? BR 

Der Begriff der Rechtswirkung ift alſo offenbar recht leomplid uch 
und häufig ſehr ſchwer zu beſtimmen; dies gibt Leonhard au 
ausdrücklich zu (S. 155—165). Das berechtigt aber doch zu der Frage 
ob die Einführung des Begriffs der rechtshindernden Normen 
keine einfachere Löfung gibt. Zwar bezeichnet Leonhard dieſen 50 
griff als unklar (S. 155), gibt aber ſelbſt unmittelbar darauf ( 
zun, daß auch ſeine Lehre von der Rechtswirkung erhebliche Schwier 
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kai : 
en bereiten kann. Juſoweit iſt alſo mit feiner „Vereinfachungs⸗ 
worte“ nicht viel geholfen. 
auf 19 Leo nhard unterlüßt es natürlich nicht, ſeine eigenen Theſen 
zu ‚re praktiſche Brauchbarkeit nachzuprüfen, und er kommt dabei 
An — Ergebnis, daß die mit ihnen verbundene ſtarke Belaſtung des 
nal eiſerz „häufig große Härten enthält“ (S. 177). Darum ſucht er 
ſon them Ausgleich. Dieſen findet er neben Vermutungen und 
Kirk gen Rechtsſätzen, wie z. B. folden, die eine Mit- 
Aus kurg, des Gegners verlangen (Vorlegungs⸗ und 
le Kunftspflicht), vor allem in der „prozeſſualen Dar⸗ 
gibt, gs pflicht. „Wenn ſich aus der praktiſchen Billigkeit er⸗ 
brüfe aß der Beweis eine Partei treffen muß, ſo iſt immer genau zu 
weis u ob ſich dieſe Entſcheidung aus der Beweislaſt oder aus der Be⸗ 
Reel urdigung ergibt“ (S. 178). Wohl können Beweislast und kon⸗ 
e Darlegungspflicht zuſammenfallen; aber dies gilt nicht aus⸗ 
peiſen 08) denn eine Partei braucht nicht zu behaupten und zu be⸗ 
a 15 was ohnehin feſtſteht. So behauptet jede Partei beim Ver⸗ 
dieſe Geſchäftsfähigkeit und Abſchlußwillen und erkennt 
di en Wirkſamkeitsvorausſetzungen auch beim Gegner an. „Wer 
brin Selbſtzeugnis widerlegen will, muß daher Gegenmomente vor⸗ 
gen“ (S. 184), ihn trifft die Widerlegungslaſt. 
fen Die Widerlegungslaſt iſt nach Leonhard in Voraus⸗ 
zungen und Wirkungen von der Beweislaſt grundverſchieden. 
Le kann zugegeben werden, wenn man den Begriff, ſo wie ihn 
hard ſich denkt, einmal als notwendig übernimmt. Er hat ihn 
weigſeführt und war darum auch in der Lage, ihm ſeine rechtstheo⸗ 
Wesen Stellung zuzuweiſen. Nach ihm beſteht der Unterſchied im 
en beider Begriffe etwa darin: 
dem Die Beweislaſt iſt abſtrakt, die Widerlegungslaſt ergibt ſich aus 
konkreten Prozeß (S. 190). 
ſolch Verträge zur Anderung der Beweislaſt ſind zuläſſig, nicht aber 
he über die Widerlegungslaſt (S. 198). 
Se Die Widerlegungslaſt als Frage der Beweiswürdigung iſt im 
genſatz zur Beweislaſt nicht reviſibel (S. 198). 
ja Die Widerlegungslaſt befreit vom Beweiſen, aber nicht vom Be⸗ 
üͤpten (S. 199). 
auf 2 Beweislaſtregel wird angewandt, wenn eine Tatſache un⸗ 
N därt bleibt; Vorausſetzung der Widerlegungslaſt iſt aber gerade, 
loſt ein Beweis erbracht iſt (S. 190). So hat der Kläger die Beweis⸗ 
für die Geſchäftsfähigkeit. Der Beklagte muß aber das Selbſt⸗ 
chi der vorhandenen Geſchäftsfähigkeit, das gegen ihn ſpricht, als 
m ungünſtiges Moment entkräften. Stehen ſich die Momente 
last kraft wird gegen den Kläger entſchieden, weil er die Beweis⸗ 
Le Allein auf dieſen letzten Punkt ſei hier näher eingegangen, denn 
Fednhards Folgerungen ſcheinen mir nicht haltbar. Von einer 
zu 15 erlegungslaft kann doch erſt geſprochen werden, wenn etwas 
Az Widerlegendes da iſt. Trägt alſo im Sinne Leonhards der 
aber die Beweislaſt für die Geſchäftsfähigkeit, ſo hat er ent⸗ 
grund den Beweis hierfür „vorläufig“ erbracht, und es be⸗ 
mögliet dieſer erſte Beweis „— ſoweit überhaupt ein Gegenbeweis 
ih iſt — für den Gegner die Notwendigkeit, ihn zu widerlegen“ 
ere, oder das Vorbringen des Klägers reicht für den 
Ri Beweis nicht aus, dann iſt auch kein Raum für eine 
* derlegungslaſt, weil nichts zu widerlegen iſt. Ausgeſchloſſen 
"ra es aber, daß ſich qualitativ fo verſchiedene Elemente, wie Be⸗ 
ge aſt und Widerlegungslaſt, die Wage halten können und dann 
985 den Kläger entſchieden werden müßte. Aber ſelbſt wenn man 
ung ard Unterſcheidung von Beweislaſt und Widerlegungslaſt 
. übernimmt, iſt noch nicht dargetan, was durch ſolche Kon⸗ 
herr tion praktiſch gewonnen wird. Im Endergebnis iſt es wie bei der 
Ge ſchenden Lehre: eine Laſt wird dem Angreifer genommen und dent 
Mer aufgebürdet. 
9 25 Weiterhin kompliziert ih aber die Lehre Leonhards noch 
werben e Tatſache, daß unzweifelhaft dem Kläger nicht zugemutet 
insb kann, alle Vorausſetzungen des Anſpruchs zu behaupten, 
rech eſondere nicht diejenigen, welche die herrſchende Lehre zu den 
ahtshindernden Tatſachen rechnet. Dies zwingt Leonhard, zwi⸗ 
u dem prozeſſualen und dem materiellen Klagegrund 
In unterſcheiden und dem Kläger nur eine vorläufige Behaup⸗ 
ungspflicht aufzuerlegen, die er durch allgemeine Beſchreibung 
e Sachverhältniſſes erfülle (S. 201 ff). Dadurch wird dann beim 
er die Beſchwer ausgelöſt, gewiſſe Punkte zur Sprache zu bringen, 


von joe. Anregungslaſt wird fo für ihn begründet. Auch fie ift 


Abe 
Uns 
a eröglei) Jene nötigt den Gegner nur dazu, „auf den bedenk⸗ 
nahen Punkt hinzuweiſen“, dieſe aber zwingt den Gegner, „ſelbſt 
Gem Angaben zu machen und ſogar Beweiſe zu erbringen“ (S. 205). 
fällt einſam iſt ihnen, „daß eine Darlegungspflicht auf den Gegner 
beide ohne daß doch die Beweislaſt dadurch berührt wird. Daher ſollen 
e unter dem Begriff der „Abwehrlaſt“ zuſammengefaßt werden. 
weit Auch die Möglichkeit ſolcher Konſtruktion ſei Leonhard ohne 
eres zugegeben. Immer wieder erhebt ſich die Frage, ob ſich denn 


er Beweislaſt verſchieden, denn es handelt ſich nur um einen vor⸗ 
ehenden Zuſtand, der durch die Anregung ſelbſt beendigt wird. 
regungslkaſt und Widerle gungslaſt ſind aber auch nicht 
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alle dieſe Wege mit dem Endziel der Theorie Leonhards, der 
Vereinfachung der Lehre von der Beweislaſt vereinbaren laſſen. Sie 
muß ſchlankweg verneint werden; oder um es paradox auszudrücken: 
Die Beweislaſt wird vereinfacht, die Lehre von der Beweislaſt aber 
außerordentlich kompliziert. Wozu alſo der hartnäckige Kampf gegen 
die herrſchende Meinung? Der Begriff der rechtshindernden Normen 
iſt keineswegs ſo unklar, wie Leonhard glauben machen will, und 
im praktiſchen Ergebnis kommt ſeine Lehre zumeiſt zu den gleichen 
Reſultaten wie die herrſchende Meinung (S. 189), dies aber nur auf 
einem mühevollen und recht bedenklichen Umweg, denn 
er ſpielt das auch ſeiner Meinung nach nur nach ſchar⸗ 
fen, abſtrakten Grundſätzen zu löſende Problem der 
Beweislaſt in das unſichere und deshalb gefährliche 
Gebiet der Beweiswürdigung hinüber. 

III. Der Kernpunkt der Lehre Leonhards beſteht alſo darin, 
daß die Beweislaſt des Angreifers keine allgemeinen Ausnahmen 
dulbet; dagegen find ſinguläre Durchbrechungen des Prinzips ge⸗ 
geben. Es ſind dies die Vermutungen. Sie ſind nach Leon⸗ 
hard „geſetzliche Regeln, wonach beim Beweiſe einer Tatſache eine 
andere vorläufig als bewieſen gilt“ (S. 232), und regelmäßig daran 
zu erkennen, daß das Wort „vermuten“ im Geſetz gebraucht wird. 
Auch die ſog. Scheinvermutungen rechnet Leonhard hierher (S. 235; 
a. M. Roſenberg, a. a. O. S. 233). Ihnen ſtehen dann gewiſſe 
Vorſchriften gleich, die den Gegenbeweis einer offenſichtlichen Unrichtig⸗ 
keit fordern, wie die Beſtimmungen der 88 319, 660 12, 2048, 
2155 III. Dieſe Normen enthalten, wenn ich Leonhard richtig ver⸗ 
ſtehe, wohl ſinguläre Ausnahmen von der Beweislaſt des Angreifers, 
ſind aber keine Vermutungen. Sei es aber wie es ſei, die Zahl der 
Ausnahmen von der Regel iſt ſicher nicht Klein. 

Einer analogen Ausdehnung ſind dieſe Vorſchriften ihrer ſingu⸗ 
lären Natur wegen nicht fähig. Ihr Weſen beſteht darin, daß aus 
einem Hilfsthema auf ein Hauptthema geſchloſſen wird. Dabei kann 
auch aus einem Teil ein und desſelben Tatbeſtandes auf 
den übrigen Teil geſchloſſen werden, es iſt für den Begriff der 
Vermutung nicht notwendig, daß aus einem tatbeſtandsfremden 
Umſtand auf den vermuteten Umſtand geſchloſſen wird. 

Dem muß widerſprochen werden. Mir ſcheint Roſenberg in 
ſeinen ausgezeichneten Ausführungen über das Weſen der Vermutungen 
dies Gebiet „der Sprachverwilderung und Begriffsverwirrung“ erſt⸗ 
malig wirklich geklärt zu haben. Insbeſondere hat er hinreichend 
dargetan, daß die echten geſetzlichen Vermutungen und die Schein⸗ 
vermutung grundverſchiedene techniſche Mittel des Geſetzgebers ſind, 
um die Beweisfrage richtig zu geſtalten. Demgegenüber will es auch 
nichts bedeuten, daß das BGB. bei Scheinvermutungen ebenfalls den 
Ausdruck „es wird vermutet“ gebraucht, denn dieſe falsa demonstratio 
des Geſetzgebers vermag im Weſen völlig verſchiedene Dinge nicht 
gleichzumachen; ebenſowenig vermag das Zahlenverhältnis der echten 
Vermutungen zu den Scheinvermutungen etwas zu beſagen. Leon⸗ 
hard berechnet es auf fünf Scheinvermutungen zu acht echten Ver⸗ 
mutungen. Aber das iſt nicht einmal richtig; das Verhältnis iſt 
hier vielmehr drei zu acht. Leonhard zählt nämlich die 88 938 
und 1720 II BGG. zu Unrecht zu den Fällen, bei denen aus einem 
Teil ein und desſelben Tatbeſtandes auf den übrigen Teil ge⸗ 
ſchloſſen wird. Die Tatſache des Anfangsbeſitzes und End⸗ 
beſitzes iſt aber für den Zwiſchenbeſitz, und die Anerken⸗ 
nung der Vaterſchaft für die Beiwohnung innerhalb der 
Empfängniszeit ebenſo tatbeſtandsfremd, wie der Beſitzder Pfand⸗ 
ſache bei Viepfänder oder Eigentümer für ihre Rückgabe an dieſe 
Perſonen. 

Leonhard hält Tatſachenvermutungen und Rechtsvermutungen 
im Weſen für gleich. Er will auch darin Reinen Unterſchied ſehen, daß 
die Rechtsvermutung nicht nur Beweislaſtregel iſt, ſondern den Richter 
auch der Rechtsanwendung enthebt (Roſenberg, a. a. O. S. 260). 
Aber ſeine Betrachtungsweiſe iſt zu einſeitig; richtig iſt, daß die 
Schlußfolgerung auf das Recht als ſolche mit dem Beweis nichts zu 
tun hat (S. 238); das hindert aber doch nicht, auch in einer Arbeit 
über Beweislaſt auf jene erheblich weitere Wirkung der Rechtsver⸗ 
mutung hinzuweiſen, die ſich von der Tatſachenvermutung grundſätzlich 
unterſcheidet. 

Auch die Meinung Leonhards, daß die Rechtsvermutung wie 
die Tatſachenvermutung durch Vertrag geſchaffen werden könnte und 
daß ein hier ſonſt behaupteter Unterſchied zwiſchen beiden nicht be⸗ 
ſtehe, iſt bedenklich. Seine Anſicht, daß „ſehr wohl in einem Ehe⸗ 
vertrag beſtimmt“ werden könnte, „daß alle Bücher uſw. als Vor⸗ 
behaltsgut der Frau angeſehen werden ſollten“, iſt ſicher keine aus⸗ 
reichende Begründung für dieſe feine Theſe; denn die Zuläffigkeit einer 
ſolchen Vereinbarung iſt lebhaft beſtritten, und die überwiegende Mei⸗ 
nung hält ſie für nicht möglich (vgl. Staudinger, 9. Aufl., zu 
81362 Bem. 11). 

C. Abſchließend ſei geſagt, daß auch die zweite Auflage durch ihre 
Veränderungen nicht die Überzeugung zu begründen vermag, daß die 
Arbeit Leonhards ihr Ziel, eine einfache und praktiſch brauchbare 
Lehre von der Beweislaſt zu geben, erreicht hat; es iſt ihr nicht ge⸗ 
lungen, den vorläufig unüberbrückbaren Gegenſatz der Meinungen zu 
ihren Gunſten zu entſcheiden. Wenn darum heute noch das Wort eines 
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Kritikers der erſten Auflage gilt (ArchBürggt. 25, 268), daß man ſich 
fürderhin in der Frage der Beweislaſt nur noch zwiſchen Leonhard 
und Roſenberg zu entſcheiden habe, ſo muß ſich, nachdem beide 
Theorien in mehr oder weniger neuer Bearbeitung erſchienen find, die 
Wagſchale einwandfrei zugunſten der Lehre Roſenbergs neigen. 
Prof. Dr. Wilhelm Groh, Gießen. 


Dr. jur. utr. Jof. Meile, Prieſter der Diözeſe St. Gallen: 
Die Beweislehre des kanoniſchen Prozeſſes in ihren 
Grundzügen unter Berückſichtigung der modernen Pro⸗ 
zeßrechtswiſſenſchaft. Paderborn 1925. Verlag von Fer⸗ 
dinand Schöningh. IV u. 156 S. Preis 4,505. 

Die Arbeit, die ſich eine Diſſertation nennt, will nach Titel 
und Vorwort bloß in allgemeinen Grundzügen eine Rurze Erklärung 
des geltenden Beweisrechts bieten und bietet auch nicht mehr. Die in 
dem Titel verſprochene Berückſichtigung der modernen Prozeßrechts⸗ 
wiſſenſchaft fehlt hingegen. Es ſind nur Arbeiten über das Beweis⸗ 
recht des kanoniſchen Prozeſſes benutzt, im übrigen nur einige wenige 
deutſche oder öſterreichiſche Werke bis 1913, meiſt Lehrbücher, gar 
Reine Spezialliteratur und nichts von ausländiſchen Arbeiten. 

Infolgedeſſen bringt die Arbeit nur eine ziemlich oberflächliche 
Zuſammenſtellung der leitenden Gedanken des kanoniſchen Beweis⸗ 
rechts und nirgends die Ergebniſſe eigener, fördernder Forſchung. Sie 
zerfällt in drei Teile: der Beweis im allgemeinen, die Beweismittel 
(zu denen der cod. jur. can. auch das Geſtändnis und die Ver⸗ 
mutungen rechnet) und das Beweisziel. Die Darſtellung iſt Klar und 
verſtändlich, wenn auch nicht frei von Mißverſtändniſſen, fo 3. B., 
wenn der Gegenbeweis als Beweis der Einredetatſache des Behl. 


definiert wird (S. 23/24). 

Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 
Seitichriften. 

Zeitſchrift für Deutſches Zivilprozeßrecht. Begründet von 
Landgerichtsrat §. Buſch. Herausgegeben von Dr. A. Staff, 
Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat Kammergerichtspräſident i. R., 
Dr. Ernſt Jaeger, Geh. Hofrat o. Profeſſor an der Uni⸗ 
verſität Leipzig, Dr. Richard Kann, Rechtsanwalt am 
Kammergericht. Berlin. Carl Heymanns Verlag. 

Die „Zeitſchrift für Deutſchen Zivilprozeß“ feierte das erfreuliche 

Jubiläum ihres 50. Bandes. Je tiefer das Bedauern aller Juriſten — 

dem auch die JW. Ausdruck gegeben hatte — über das zeitweilige 


Kleinere 


j Kleinere Aufſätze 


Eingehen der Zeitſchrift war, um fo größer war die Freude, der aber 
wals 21 5 JW. (1924, 350 und 1925, 723) Ausdrn 
gab, als ſie wieder auf dem Plan erſchien, und deſto herzlicher ai 
Gkückwunſch, den die deutſche Juriſtenwelt dem 50. Bande darbring⸗ 
kann. Er iſt in pietätvoller Weiſe dem Andenken des großen Pro 1 
praktikers Schultzenſtein gewidmet; fein Bild und eine ausgeßg i 
nete feinſinnige Würdigung feines Wirkens aus der Feder des 3 
herausgebers Kann leitet ihn ein. Das Heft wie der ebenfalls a, 
reits vorliegende Band 51 legen abermals Zeugnis ab von der 5 
lichkeit der Schriftleitung, der ein Richter, ein Rechtslehrer und ke 
Anwalt (jeder von ihnen ein Meiſter feines Faches und eine Zier 
feines Standes) angehören. 7 
Der Inhalt beider Hefte verdient höchſte Beachtung. Daß ein 0 


objektiver und ſachkundiger Beurteiler ſoie RR. a. D. Dr. Be 


in einem Aufſatz „Zulaſſung der Rechtsanwälte vor dem Ar 
gericht“ zu dem Schlußergebnis kommt: 


„Daher iſt ſowohl im Staats⸗ wie im Baxteiinteref 
darauf zu dringen, daß die Rechtsanwälte, die nach der Re 
anwaltsordnung zur freien Mitwirkung an der allgemeine 
Rechtspflege berufen ſind, auch uneingeſchränkt vor den jr 
beitsgerichten zugelaſſen werden, damit den Millionen wee 
tätiger Vollesgenoſſen der gleiche Rechtsſchutz zuteil wird, w 
in den außerarbeitsgerichtlichen Rechtsſtreitigkeiten“, 


verdient beſonders hervorgehoben zu werden, ebenſo wie der vorzüug 
liche Aufſatz desſ. Verf. über das „Reichsarbeitsgericht nach dem 
gierungsentwurf von 1925“. f 
Höchſtes Intereſſe verdient auch der Aufſatz des LER. Dr. Adolf 
Friedlaender, des bekannten trefflichen Mitarbeiters an den 
Friedlaenderſchen Kommentaren, über „Das Präſidium“, und 175 
dem 51. Bande die warmherzig geſchriebenen „Erinnerungsblätter 1 
Adolf Wach“ aus der Feder von Richard Schmidt. Im Vorder, 
grund des Intereſſes ſtehen die Aufjäge zum „Schiedsgerichtsverfahren 
von Kiſch, v. Staff, Schmidt⸗Ernſthauſen, Ludwm 
Wertheimer und ein ſehr beachtlicher Aufſatz über „Die Refor 
des Aufwertungsverfahrens“ von Hans Fritz Abraham. ˖ 
Das Inſtitut der Anmerkungen zu den Entſcheidungen ha 
in dankenswerter Weiſe die Zeitſchrift ebenfalls übernommen, 5 
dieſe, bei ihrer erſten Einführung in der JW. ſoviel angefochtene, 
Einrichtung ſich auch ſonſt im juriſtiſchen Schrifttum durchſetzt. 
Die freund⸗nachbarſichen Beziehungen, die die JW. mit dieſem 
ausgezeichneten Organ verbinden, ſind ſtets hervorgehoben worden MM 
mögen, mit dem Wunſche, daß ſie ſtets die gleichen bleiben mögen, au 
angeſichts des Jubiläums dieſer Zeitſchrift wiederholt werden. 


Die Prüfung der Legitimation der geſetzlichen Vertreter 
einer prozeſfunfähigen Martei und der Unterzeichner einer 
Nrozeßvollmacht durch den Prozeß richter. 


Beide Fragen ſtehen in einem gewiſſen Zuſammenhang. Die 
Anſichten waren von jeher geteilt und ſind noch heute ſo geſchieden, 
daß nicht leicht von einer herrſchenden Meinung geſprochen werden 
kann. Immerhin dürfte in einigen Punkten wenigſtens eine vor⸗ 
wiegende Einigkeit feſtzuſteklen ſein. 

A. Bezeichnung der geſetzlichen Vertreter einer prozeßunfähigen 

Partei (insbeſ. einer Handelsgeſellſchaft) und ihre Nachprü⸗ 

fung durch den Prozeßrichter (namentlich durch Vorlegung 
eines Handelsregiſterauszugs). 

In Betracht kommen 88 56, 130 Nr. 1253 4 
Abs. Nr. 1. 690 ZPO.; 88 17 Abs. 2, 124 u. a. HORB. 

Eine Zuſammenſtellung der hauptſächlichſten Anſichten in Lite⸗ 
ratur und Rechtſprechung enthalt ſchon ein Aufſatz im JMBl. 1896, 
117ff. (insbeſ. hinſichtlich Beibringung eines Regiſterauszugs). Er 
kann auch noch heute als Grundlage dienen. 

Auszugehen iſt von $56 ZRO. Es fragt fi, ob dieſe Amts⸗ 
pflicht in jedem Falle einzutreten hat und wie weit ſie geht, ob 
insbe}. ſich der Richter mit der bloßen Angabe der geſetzlichen Ver⸗ 
treter begnügen oder den Nachweis ihrer Vertretungsberechtigung 
verlangen kann, namentlich durch Vorlegung eines Regiſterauszugs. 

Schon bei der Beratung des 856 in der RTKomm. wurde auf 
das grundſätzlich platzgreifende richterliche Ermeſſen hingewieſen, da⸗ 
bei aber nicht verkannt, daß dieſes nicht dahin führen dürfe, nun 
auch immer einen Nachweis zu fordern. Auf dieſer Richtlinie hat 
ſich die Rechtſprechung und Literatur im allgemeinen fortbewegt. 
Die vorwiegende Meinung geht dahin, daß die bloße Angabe der 
geſetzlichen Vertreter genügt und das Gericht nur dann berechtigt it, 
den Nachweis der Legitimation zu fordern, ſoweit es erforderlich 


it (Peterſen, ZPO. Anm. I 6 zu 856 und Stein, Ae 
12. Aufl. Anm. II zu § 50 u. Nr. 13 zu § 56), alſo wenn Aulaß 05 
Zweifeln an der Richtigkeit der Angaben vorhanden ift (KG. f 
BlRpfl. 1910, 86), ſo daß in der Regel auch Vorlegung eine 
Handelsregiſterauszugs nicht nötig iſt. 56 
Dent kann nur zugeſtimmt werden. Der Wortlaut des . 
PO. zwingt keineswegs weiterzugehen. Daß ein „Mangel“ zu der 
rückſichtigen“ iſt, ſetzt voraus, daß ein Mangel vorhanden ie 
wenigſtens in Frage kommt. Ob dies der Fall ift, ergeben Gerich 5 
kundigkeit oder Sachumſtände. Nur wenn dieſe Anlaß zu Zwei er 
geben, iſt Prüfung geboten; ſonſt liegt kein Anlaß vor zu 1 
Offizialprüfung über die Angaben der Partei hinaus. Das wäre a 
mehr als in dem Geſetzesausdruck „berückſichtigen“ liegt. arte 
hatte das Geſetz allgemeine amtspflichtige Prüfung gewollt, ſo 955 
es ein anderes Wort als das relative „berückſichtigen“ gewählt. 
es eine ſolche Prüfung aber nicht gewollt, zeigt ſchon die 
ſtehungsgeſchichte. Die gegenteilige Anſicht würde das zu einer en 
nötigen Weiterung und Erſchwerung der Prozeßführung und zu er 
unbilligen Belaſtung der Partei mit Koſten führen (namentli 20 
. eines Regiſterauszugs). — So auch ZMEL. 1896, 1 
Dem ſtehen Gründe auch aus 8 253 Abſ. 4 und 8150 Nr. 
ZPO. nicht entgegen. ide 
$ 253 beſtimmt in Abſ. 2 Nr. 1, daß die Klage die Besehie 
nung der Parteien enthalten muß, und 8130 Nr. 1, daß i 
vorbereitenden Schriftſätze die Bezeichnung der Parteien und ihrer I 
ſetzlichen Vertreter nach Namen, Stand oder Gewerbe und Bon 
ort enthalten follen. Nach § 253 Abi. 4 findet § 130 auch auf ker 
Kingefchrift Anwendung, d. h. auch fie ſoll die geſetzlichen Vertte 
der Partei nach Namen uſw. enthalten. Damit iſt zunächſt geſah 
daß in der Klageſchrift nur die Partei genau bezeichnet weng 
muß, daß die Angabe der geſetzlichen Vertreter aber nicht wn 
toriſch iſt. Die Forklaſſung dieſer oder ihre unrichtige Angabe mi 
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uch 
dat 1996 genen 


bi 

deck age deshalb nicht ungültig (OLG. Köln IW. 1922, 1414; 
Tarmſtadt = Hefjfipr. 3, 88). 

übe nn den Antrag auf Erlaß eines Zahlungsbefehls iſt die An- 

ir De geſetzlichen Vertreter überhaupt nicht vorgeſchrieben (8 690 

N 


feht. werben, da dieſer nach § 700 einem Verſäumnisurteil gleich⸗ 
gin der Regel wird dies aber aus 8 331 zu verneinen fein, 


fac c (d. h. enthalten muß) die Bezeichnung der ge⸗ 
Parteiſtel 


auch 1 d 

It; 

weiche 

en. Sinz ! 

aus Sinfichtfie dieſer alſo bleibt es bei den allgemeinen Erwägungen 
(Och. Hamburg — 37DtſchgzP. 1919, 284). Iſt die Be⸗ 


derts 5. Erlaß des Urteils nachgeholt werden. Wird dieſem Erfor⸗ 
di 
&% 8585 aus § 335 Abſ. 1 Nr. 1 — und eventuell auch aus Nr. 3 


durch ozeßfähig (5 51, 52 ARO.), fie werden vielmehr im Prozeß 
auf 1 cee geſetzlichen Vertreter vertreten 1). Da nun in Nückficht 
lichen 913 Abf. 1 Nr. 1 ZPO. das Gericht Kenntnis von den geſetz⸗ 
die kl ertretern haben muß, fo muß es auch zunächst feſtſtellen, ob 
Una, ende Firma eine geſetzlich vertretungsbedürftige iſt (Dü⸗ 
rigen chenburg, 4 $17 Anm. 14). Es muß alſo für das 
mann Bar Angabe verlangen, ob unter der Firma ein Einzelkauf- 
85 agt oder verklagt wird, oder eine Handelsgeſellſchaft. Denn 
bel here Firma allein iſt dies meiſt nicht erfichtlich. Stellt ſich hier⸗ 
dacht nd daß eine Handelsgeſellſchaft in Betracht kommt, fo bat das 
zuwirke weiter auf die Benennung ihrer geſetzlicher Vertreter hin⸗ 
Name. . RO. — Recht 1913, Nr. 330). Dieſe müſſen genau nach 
eine Stand oder Gewerbe und Wohnung angegeben werden; denn 
nicht (gu eine Angabe, wie „vertreten durch den Vorſtand“ genügt 
ielmen IW. 1903, 3; RG. Soergel, Rſpr. 1914, 53). 
bei 35 * müſſen bei der off. die vertretungsberechtigten Inhaber, 
AktG. die Vorſtandsmitglieder uſw. unzweideutig bezeichnet 
A * 2 

ihrer 95 Viel umſtritten iſt noch heute die Rechtsnatur der off. und 
eine in, Blicber. Während die einen fie als juriſtiſche Perſon oder 
u 40 ® ähnliche Bildung anſehen (beſ. Stein, 350. 8 50 
Drogen! wollen andere lediglich die Geſellſchafter als Partei im 
dend gelten lafſen (Wach S. 520 ff.). Zwiſchenmeinungen fuchen 
Anitteln, insbeſondere unter Trennung der materiellrechtlichen 
chm formellen Seite (vgl. Jäger, Die off G. im Prozeſſe, 1915; 
ſcht bt, Lehrbuch, 2. Aufl S. 328). Als herrſchende Au⸗ 
fon „ Vohl anzusprechen: Die offc G. iſt keine juriſtiſche 
Hand » tondern eine nach dem deutſchrechtlichen Prinzip der geſamten 
drozeſſe bundene Perſoneneinheit. Materiellrechtlich ſind deshalb im 
Form. Partei die unter der Firma zuſammengefaßten Geſellſchafter. 
Gurk, aber ift in der Prozeßführung der Firma ihre Bedeutung ein» 
drazeſſe (8 124 Abſ. 1 HGB.). Dadurch erlangt die off G. im 
einer le Eine durch das Geſetz geſchaffene ſelbſtändige Stellung, die der 
zert. Weichen Perſon ähnlich iſt und praktiſch den Verkehr erleich⸗ 
die Ve, un auch die vertretungsberechtigten Geſellſchafter an ſich nur 
der ver higung der Mitglieder vertreten, fo erlangen fie doch kraft 
lun bisgeſtaltenden poſitiven Vorſchrift des 8124 HGB. eine Stel⸗ 
ſchen gute Ne für den Prozeß den geſetzlichen Vertretern einer juriſti⸗ 
Dong, fon jo gut wie gleichſtellt (ogl. Düringer⸗ Hachenburg, 
keichnet 4 Anm. 6 u. 7 zu 8 124). Wohl aus dieſem Grunde be⸗ 
Kb auch Staub — der ſonſt der hier vertretenen Anſicht zu⸗ 
als den — die vertretungsberechtigten Geſellſchafter der offö G. direkt 
Auch zen geſetzliche Vertreter (12.013. Aufl., Anm 9 zu 8124 HGB.). 
Eidesleifß RG. GruchBtr. 48, 102) nennt fie fo in bezug auf die 
der tung für die Geſellſchaft, wenn es auch noch neuerdings 
in „Forschenden Anſicht Recht gibt (II 327/21 v. 11. Juni 1926 
8, St u. Leben“ — Wochenbeilage der Voſſ. Zeitg. — v. 
(557, 1926 und IV B II/ v. 1. März 1926 in JW. 1926, 
der ofen In dieſem Sinne werden die firmierenden Geſellſchafter 
ertrel hl. auch im folgenden unter dem Begriff der geſetzlichen 

er mitverſtanden werden. 
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werden. Aber auch hier genügt für die Regel die Angabe der Par⸗ 
tei; ohne beſonderen Anlaß hat das Gericht eine inquiſitoriſche Tätig⸗ 
Reit nicht auszuüben (OLG. Köln -Mugdan⸗Falkmann, Rſpr. 
1900, 149; Staub, 12. und 13. Aufl. 8124 Anm. 9). Auch hier 
kann die Angabe noch bis zum Erlaß des Urteils nachgeholt werden 
und wird weder aus 8335 Abſ. 1 Nr. 1 noch Nr. 3 ZPO. das Ver⸗ 
ſäumnisurteil abgelehnt werden können, und zwar hier aus Nr. 3 
nicht, weil die zusätzliche Ergänzung zur Firma der Handelsgeſellſchaft 
durch Hinzufügen der Benennung ihrer geſetzlichen Vertreter nicht als 
„tatſächliches Vorbringen“ i. S. des § 335 Abſ. 1 Nr. 3 anzu⸗ 
ſehen iſt. Das wird auch hier allerdings nur zu gelten haben, wenn 
kein Anlaß zu Zweifeln vorliegt. 

Zu dieſer Anſicht ſteht im Gegenſatz auf der einen Seite eine 
ſtrengere Richtung, welche die richterliche Prüfung der geſetzlichen 
Vertretung bei Handelsgeſellſchaften ſtets erfordert, aber nicht als die 
vorherrſchende anzuſehen iſt (JM Bl. 1896, 121). Auf der anderen 
Seite aber eine noch weitherzigere, welche bei Firmen jede weitere 
Angabe für überflüſſig erachtet. 

Letztere Auffaſſung wird namentlich von Staub (auch in der 
neueſten 12./13. Aufl. Anm. 28 zu 8 17 HGB.) vertreten, findet 
ſich aber auch ſchon früher (LG. Leipzig — Wenglers Arch. 1888, 
545). Sie folgert aus 88 17 Abſ. 2, 124 uſw. HGB., daß wie beim 
Einzelkaufmann auch bei Handelsgeſellſchaften es in Prozeſſen einer 
Firma der Bezeichnung der Inhaber bzw. geſetzlichen Vertreter nicht 
bedürfe. Denn die Beſtimmungen enthielten prozeßrechtliche Vorſchrif⸗ 
ten, welche nach dem Einf®. zur ZPO. (8 13) durch fie nicht berührt 
ſeien und ſomit auch gegenüber dem 8313 Abſ. 1 Nr. 1 ZPO. Ger⸗ 
tung behalten hätten. Dieſer Anſicht kann indeſſen nicht beigetreten 
werden. Ihr iſt ſchon Schleſinger Dig. 1906, 258 ent» 
gegengetreten mit der Ausführung, daß der Abſ. 2 des 817 HGB. 
formell neu ſei. Dem iſt noch hinzuzufügen, daß 8 17 und die ver⸗ 
wandten Beſtimmungen des HGB. über die hier vorliegende Frage 
nach der Angabe der geſetzlichen Vertreter nichts enthalten. Es 
iſt doch aber als etwas weſentlich Verſchiedenes anzuſehen, ob es ge» 
nügt, daß eine Handelsgeſellſchaft ſich ihres Handelsnamens als 
Prozeßpartei bedienen darf — anſtatt der Einzelnamen der Ge⸗ 
ſellſchafter — oder ob ſie daneben aus Rechtsordnungsgründen 
noch die geſetzlichen Vertreter zu bezeichnen hat. Die Vorſchrift des 
8313 Abſ. 1 Nr. 1 ZPO. iſt alſo nicht als eine den 8 17 Abſ. 2 
HGB. uſw. in ſeinem Kerne treffende, ſondern als eine Zuſatzbe⸗ 
ſtimmung zu ihm anzuſehen, ſo daß ſie nicht durch ihn ausgeſchaltet 
wird, ſondern ihn ergänzt. Wie würde ſonſt dem Richter die Mög⸗ 
lichkeit gegeben ſein, auch bei begründeten Zweifeln über die geſetz⸗ 
liche Vertretung der Handelsgeſellſchaft die Wahrheit feſtzuſtellen und 
ſo Schäden aus einem unrichtigen Urteile abzuwenden, wenn eine 
unbedingte Berufung auf die Beſtimmung der HGB. jeden lief 
dazu vereiteln könnte? Somit darf auch bei einer Handelsgeſellſchaft 
als Prozeßpartei eine Ausnahme von den oben aufgeſtellten allge⸗ 
meinen Grundſätzen — in Rückſicht auf § 313 Abſ. 1 Nr. 1 3PO. — 
180) zugelaſſen werden. (Zuſtimmend: Strucksberg Lz. 1911, 


Soweit nun das Gericht Anlaß zu Zweifeln an der Legitimation 
der geſetzlichen Vertreter hat, kann es auch die Beibringung eines 
Handelsregiſterauszugs erfordern. Aber nur inſobweit, nicht 
alſo ohne jeden Anlaß in Verfolg einer mißverſtandenen Offizial⸗ 
maxime. Ob und wann ſolche begründeten Zweifel vorliegen, darüber 
entſcheidet das pflichtgemäße Ermeſſen im Einzelfall. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung iſt das betreffende prozeſſuale Rechtsmittel gegeben, dagegen 
keine Aufſichtsbeſchwerde; denn die vorgeſetzte Dienſtbehörde darf in 
die richterliche Freiheit nicht eingreifen. 

Die gleichen Grundſätze gelten auch für den Urkunden⸗ und 
Wechſelprozeß. Denn ebenſowenig wie die Indentität des Kl. oder des 
Bekl. ein Teil des Klagegrundes iſt, ſowenig gehören zu den zur Be⸗ 
gründung des Anſpruchs erforderlichen Tatſachen (8 592) die zur Pro⸗ 
zeßlegitimation des geſetzlichen Vertreters dienenden. Sie rechnen 
überhaupt nicht zum Klagefundament, ſondern zu den Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen. Deshalb bedarf es für die Klage der Firma im Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeſſe weder des Nachweiſes der Inhaberſchaft noch 
einer urkundlichen Offenlegung des unter der Firma beſtehenden 
Rechtsverhältniſſes (Stein, 10. Aufl. § 592 IV 2; Düringer⸗ 
Hachenburg, 4817 Anm. 14). Sehr treffend hat das RG. dies 
für den Urkundenprozeß — in zugleich für die ganze Frage allgemein 
beachtlicher Art — (RG. 41, 410) ausgeführt: „Keine Prozeßord⸗ 
nung hat einen Paßzwang für das Betreten der Gerichtsſchwelle be⸗ 

ründet. Auch im Prozeßverkehr wird Betrug oder abſichtliche Täu⸗ 
ae nicht vermutet. Jeder gilt zunächſt als der, als den er ſich 
vorſtellt. Was vom Träger des bürgerlichen Namens gilt, muß auch 
vom Träger des Handelsnamens gelten. Daß der im Urkundenprozeß 
auftretende Kaufmann ſchon mit der Klage einen urkundlichen Nach⸗ 
weis des Handelsnamens vorlege (für den Fall eines etwaigen Be⸗ 
ſtreitens) kann ebenſowenig gefordert werden, als daß er vorſichts⸗ 
halber ſeinen bürgerlichen Namen mit einem Taufſcheine oder durch 
Geburtsurkunde ſchon in der Klageſchrift belege.“ Schlagender kann 
die gegenteilige Anſicht (3. B. in KGGBl. 9, 11 für nicht eingetragene 
Firmen) kaum widerlegt werden. Wenn demgegenüber die Beſchaffung 
eines Handelsregiſterauszugs ſeitens der im Wechſelprozeß klagenden 
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Firma wenigſtens als zur zweckentſprechenden Rechtsverſolgung die⸗ 
nend (§ 91 ZPO.) erachtet wird (OLG. Dresden Sächſ. Annalen 
20, 382), jo erſcheint dies als übertriebene Vorſicht. Daran kann auch 
der Umſtand nichts ändern, daß damit einem unrichtigen Gerichts⸗ 
gebrauche Rechnung getragen wird (was Bernſtein: Buſchs 3. f. dtſ. 
P. 50, 390 gelten laſſen will). Denn dieſer darf auf dem Umwege 
des HI ZRO. nicht unterſtüzt werden. Dementſprechend hat auch 
das KG. (Beſchl. v. 26. Nov. 1925 ebenda) die Erſtattungsfähig⸗ 
Reit der Koſten für Beſchaffung eines Handelsregiſterauszugs im 
Wechſelprozeſſe verneint. Tauchen im Prozeß Bedenken auf, fo kön⸗ 
nen ſie im Wege des 8 592 Abf. 2 berückſichtigt werden. Und für das 
Urteil (8 313) genügt auch hier das oben im allgemeinen Ausgeführte 
(Düringer⸗ Hachenburg, 4 8 17 Anm. 14). Die vorherige für⸗ 
ſorgliche Beſchaffung des urkundlichen Legitimationsnachweiſes für 
alle Fälle geſchieht aber auf Gefahr der Partei. Auch wird wohl von 
jedem Gewerbetreibenden erwartet werden können, daß er Ausweiſe 
über ſein Gewerbe ein für allemal für das Erſcheinen vor Behörden zur 
Hand habe. Die Koſten ſolcher Ausweiſe ſind aber im Einzelprozeß 
3. 80. fen (ogl. LG. Leipzig: Sächſ. Arch. f. Rechtspfl. 


B. Prüfung der Legitimation der Unterzeichner einer 
Prozeßvollmacht. 

Hier gelten im weſentlichen die gleichen Grundſatze, welche bei 
der Frage nach der Legitimation der geſetzlichen Vertreter enkwickelt 
ſind, insbeſ. auch für die Prüfung der Unterzeichnung der Prozeß⸗ 
vollmacht im Urkundenprozeß (Stein, 8592 Anm. IV 2). 

Nach 888 Abſ. 2 hat das Gericht den Mangel der Vollmacht 
von Amts wegen zu berückſichtigen. Der Wortlaut ſtimmt alſo mit 
dem des § 56 ZPO. überein. Das Gericht wird alſo in der Regel 
ſich mit der Unterzeichnung der Vollmacht, ſo wie ſie vorgelegt wird, 
zu begnügen haben und nur ſoweit erforderlich, d. h. bei beſonderem 
Anlaß, zu Fragen und Feſtſtellungen zu greifen haben. Es hat nicht 
zu inguirieren, ſondern zu „berückſichtigen“, und nur einen „Mau⸗ 
gel“, d. h. wenn eine Unrichtigkeit bekannt iſt oder ſich zeigt. Weder 
§ 313 Abſ. 1 Nr. 1 noch 8335 Abſ. 1 Nr. 1 und 3 3 PO. zwingen 
hier zu einer anderen Auslegung wie bei der geſetzlichen Vollmacht. 

In Übereinſtimmung hiermit hat die Prozeßrichtervereinigung 
Groß⸗Berlin in der Sitzung v. 8. Dez. 1924 folgenden — am 
8. Febr. 1926 aufrechterhaltenen — Richtſatz aufgeſtellt: 

„Der Prozeßrichter hat aus 88 80, 88 ZPO. nur zu prüfen, 
ob ein Mangel der ſchriftlichen Vollmacht erkennbar iſt; eine 
weitere Prüfung, ob der Unterzeichner der Vollmacht zur Erteilung 
derſelben berechtigt ſei, iſt ihm nicht zuzumuten; es ſei denn, daß er 
Grund zum Zweifel daran hat.“ I 

C. Die Praxis der Gerichte erſter Inſtanz bewegt ſich — 
ſoweit bekannt — im allgemeinen im Rahmen obiger Ausführungen. 
Abweichende Entſcheidungen kommen vor, dürften aber in der Min⸗ 
derheit fein. Insbef. wird einerſeits 8313 Abſ. 1 Nr. 1 380. 
für die Prüfungspflicht des Gerichts angeführt, andererſeits 817 
Abi. 2 HGB. für den Fortfall jeder Bezeichnung der geſetzlichen Ver⸗ 
treter bei Handelsgeſellſchaften. Beides iſt nach dem oben Ange⸗ 
führten nicht zutreffend. AGR. Wunderlich, Berlin. 


Auslagenerſtattung in Armenrechtsſachen: zugleich ein 
Beitrag zur Frage der Kritik der Rechtspflege überhanpl. 


Der 5. Abſchn. der KAGELD. befaßt ſich mit den Auslagen. Der 
Abſchnitt beſagt, daß dem Rechtsanwalt von ſeinem Auftraggeber 
zu erſtatten ſind: die Poſt⸗, Telegraͤphen⸗ und Fernſprechgebühren (mit 
Einſchluß derjenigen des Ortsverkehrs) (8 76 Abf. 1), die Schreib⸗ 
gebühren nur in den Fällen des Abſ. 2 ebenda, und die Entſchä⸗ 
digungen bei Reifen nach 88 78—83. Nach 8 1 Armenkoſten cd. vom 
6. Febr. 1923 werden in Armenſachen dem Rechtsanwalt die .. Aus⸗ 
lagen nach Maßgabe der KAGED. und der fie ergänzenden Vor⸗ 
ſchriften aus der Staatskaſſe erſetzt (für Reiſekoſten gilt die Souder⸗ 
ſchrift, daß fie nicht erſetzt werden, wenn die Reiſe nicht erforderlich 
war: ſie ſollen hier für die weitere Betrachtung ausſcheiden). Alſo, 
to folgert das KG. weiter, da die Auslagen nur nach Maßgabe der 


NAGED. und ihrer Ergänzungsvorſchriften erſetzt werden, die RA⸗ 


GebO. aber nur von Poſt⸗, Telegraphen⸗, Fernſprech⸗ und von 
Schreibgebühren redet, jo ſind andere Auslagen, die dem Rechts⸗ 
anwalt bei Ausführung des Auftrages entſtehen, in Armenſachen 
nicht aus der Staatskaſſe zu erſtatten (JW. 1924, 1256 f.). Dieſer 
Rechtſprechung hat ſich das OLG. Düſſeldorf durch Zurückweiſung der 
Beſchwerden der Rechtsanwälte gegen die die Auslageuerſtattung ver⸗ 
ſagenden landgerichtlichen Beſchlüſſe angeſchloſſen. (Beſchlüſſe des 
5. 3S. v. 20. Mai 1924 — 5W117/24 —, v. 20. Okt. 1925 — 
5 W 158/25 — und v. 23. März 1926 — 5 W 51/26): es handelte 
ſich in dieſen Fallen um Auslagen für eine Auskunft über aus⸗ 
ländiſches Recht, für eine ſtandesamtliche Urkunde und — das iſt 
wohl die Mehrzahl derartiger Fälle — um polizeiliche Meldeamts⸗ 
gebühren (Verwaltungsgebühren) für Wohnungsauskünfte. Das OLG. 
jagt, die Erſtattung auderer Auslagen als der mehrerwähnten billige 
die RAGebO. nicht zu. mit den „ergänzenden Vorſchriften“, von 
denen in dem urſprünglichen Geſetz v. 18. Dez. 1919 Art. 2 noch 
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nicht die Rede geweſen ſei, ſeien nur die bei Erlaß des neuen Gesch 
beſtehenden und bei dem Geldverfall weiterhin zu erwartenden, N 
RAGEGD. abändernden Verordnungen gemeint, es ſei erſichtlich! in 
der Wille des Geſetzgebers geweſen, den Erſatz der Ar lan e 
weiterem Maße als vorher zu gewähren, denn die RAGebO. en Aub 
keine allgemeine Beſtimmung darüber, ob dem Rechtsanwalt 
lagen vom Auftraggeber zu erſtatten ſeien, dafür ſeien ledigli 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts maßgebend, die Vorſchriſten u 
bürgerlichen Rechts — Dienſtvertrag, Geſchäftsführung ohne e 
trag — würden von der RAGebdO. ergänzt, nicht umgekehrt: 
Partei müſſe „ſelbſtverſtändlich“ dem Rechtsanwalt alle notwendig 
und zweckentſprechenden Auslagen erſetzen, das berühre aber lt 
die Erſazyflicht der Staatsktaſſe, ebenſowenig könne die aur 
des § 91 ZRD. über die Pflicht des unterlegenen Gegners zur 
lagenerſtattung herangezogen werden. une 
) 


Wenn man's fo hört, möcht's leidlich ſcheinen. Und ift doch 
richtig und nicht mag nee In fern durch den Beh 
5 W 158/25 abgeſchloſſenen Verfahren hatte das LG. u. a. erwog 5 
Wenn der Geſetzgeber in Abänderung des bisher 
Rechtszuſtandes den Wünſchen der Anwaltſchaft nachgeb in 
einen Erſtattungsanſpruch gewährt, ſo lag es bei ihm, 
welchem Umfange er dem Armenanwalt den Auſpruch ie 
wollte. Wenn er dieſen Umfang dahin begrenzt, da fir 
Auslagen nur nach Maßgabe der Gebührenordnung pi 
Rechtsanwälte erſtattungsfähig fein ſollen, ſo erſcheint hr 
als eine durchaus zweckentſprechende Regelung, um jo 
als durch eine derartige Beſtimmung Streitigkeiten dar l, 
welche Auslagen erſtatkungsfähig find, kaum entſtehen Kön hr 
es ſei denn, daß man, wie der Beſchwerdeführer trotz des en, 
gegenſtehenden klaren Wortlautes des Geſetzes den M 
jeder Auslage, die zweckentſprechend geweſen wäre, verlangt 
zu können glaubt. ajfe 
Dieſe Erwägung iſt ebenſo abwegig, wie die aufgeführten Beh 
überhaupt: die jo beliebte Auslegung wird weder dem Bu 
noch dem Geiſte des Geſetzes gerecht. Das erhellt ohne weiteres en 
der geſchichtlichen Entwickelung der fraglichen Geſetzesvorſchriften, | 
Entſtehungsgeſchichte der RAGED. in ihrer urſprünglichen Fasst 
v. 4, Juli 1970 legt klar und deutlich Zeugnis dafür ab, daß Mu 
5. Abſchn. nicht, wie es umgekehrt der 5. Abſchu. des Gg. abr 
(nach 8 1 Grech. werden Auslagen nur nach Ma 940 
dieſes Geſetzes erhoben), die Frage erſchöpfend regeln will und rege 
welche Auslagen dem Rechtsanwalt zu erſtatten find, ſondern, ber 
die RAcebO. davon ausgeht — fo die Motive zu dem Entw. u. 
RAGED. (zu 89 75, 76 Abſ. 1 — Deutſcher Reichstag 4. Legisl Pen 
II. Seſſ. 1879 Aktenſtück Nr. 6, StenogrVer. 4. Bd. Anlage 10 
den Verhandlungen S. 151) — „daß dem Rechtsanwalt nolwenn ng 
und nützliche Auslagen, die er behufs Ausführung feines Aut 
gemacht hat, zu erſtatten find, (es) ergibt ſich (dies) aus der 2.) 
des Auftragsverhältniſſes; nur für Schreibgebühren (und Reiſekonle⸗ 
iſt eine beſondere Regelung vorgeſehen, weil bei dieſen die Ern ei 
lungen der wirklichen Aufwendungen für das einzelne Her- 
ſchwierig find, fo daß die Feſtſetzung ein für allemal geltender ih 
gütungsſätze richtig erſcheint“. M. a. W.: Alle (notwendigen 1 
Auslagen werden erſtattet, nur hinſichtlich der Schreibgebühren en 
eine — einſchränkende — Regelung getroffen: dieſe Regelung iſt Der 
die Maßgabe, die die RAGebO. für die Erſtattungsfrage trifft⸗“ 
beſte Beweis der Richtigkeit der hier vertretenen Auffaſſung ber 
folgender: in der urſprünglichen Faſſung der RAGebd. war von 
Erſtattung der Poſtgebühren nichts geſagt: wäre alſo die jet 2 
dem DLG. ausgeſprochene Auffaſſung richtig, fo wären biele \ 
lagen vom Auftraggeber nicht zu erſtatten geweſen, eine Auffaf AZ 
an die, wie alle ſchon in jener Zeit zugelaffen geweſenen ? 
anwälte aus eigener Erfahrung wiſſen, niemand auch nur 1 
fernteſten gedacht hat. An dieſer feſtſtehenden Grun 
der Regelung der Auslagenerſtattung iſt durch e: 
der bisherigen Novellen zur RA Geb. ie etwas in? 
ändert worden, fie beſteht heute noch zu Recht, der 
beſondere iſt nichts dadurch geändert worden, daß an die Se £ 
Vergütung für Schreibwerk und Poſtgebühren erſt die Pau 0 die 
traten, dann die Pauſchſätze aufgehoben wurden, und ſchließli I ein 
Erſtattung der Poſtgebühren für die Rechtsanwalte wieder gen 
geführt wurde, es handelte ſich bei den dadurch bedingten Andernund⸗ 
der Faſſung der NAGED. nicht um Anderung des erwähnten orte 
ſatzes. Das verkeunt das OLG. Es hätte der Hinzufügung der fag® 
„und der fie ergänzenden Vorschriften“ gar nicht bedurft, fie | achen 
nur etwas Selbſtverſtändliches. Die Auslagen find in Armen 
von der Staatskaſſe, genau wie in anderen Sachen vom write 
geber, nach Maßgabe der RA Geb. (und der Ergänzungsvorſchr ind / 
zu erſtatten, d. h. ſie ſind, ſoweit ſie notwendig und zweckmäßig en 
ohne weiteres zu erſtatten, mit denjenigen Ausnahmen (Maßg geb 
die hinſichtlich der Schreibgebühren (und Reiſekoſten) die Rel wil 
aufſtellt. Die Erwähnung der ergänzenden Vorſchriften ſollte 0 det 
keine Erweiterung, noch viel weniger aber eine Einſchränkun Auf⸗ 
Erſtattungspflicht der Staatskaſſe bedeuten, und es kann der elften 
faſſung nicht beigetreten werden, daß die ergänzenden Vorſch 
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die ar. 

halt no. Gebühren novellen ſelbſt fein ſollen, es fehlt an jedem Ans 
5 (vgl. dazu Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, Kom⸗ 
und 8 t RacebO. 7. Aufl. S. 427 ff. Vorbem. zum 5. Abſchn. 
der Auf 10 NIöb zum Auh. II zum I. Abſchn.). Es muß auch 
Elreten ung des OLG. nach folgenden beiden Richtungen entgegen- 
luft werden. Das OLG. erkennt an, daß „ſelbſtverſtändlich“ der 
fatten geber die hier behandelten Auslagen dem Rechtsanwalt er⸗ 
ſei sa niüſſe, unter dem Geſichtspunkt ſei es des Dienſtvertrages, 
das „ber Geſchäftsführung ohne Auftrag. Letzteres trifft nicht zu: 
Geschäft chen dem Auftraggeber und dem Rechtsanwalt geſchloſſene 
83 geh iſt ein einheitliches; der Auftrag zur Anwaltstätigkeit, 
Künftig icht ohne weiteres au, neben dieſen Vertrag im Wege einer 


beit en Konſtrulttion andere Geſchäfte zu ſetzen, die in Wirklich⸗ 
für dieſe Teile der Ausführung des Hauptvertrages darſtellen. Und 
durch den. Anwaltsauftrag werden nicht die Vorſchriften des BGB. 


r 
gänzt „. Gebd. ergänzt, ſondern die NAGEGD. iſt das Primare, er⸗ 
in ſhrererden ihre Vorſchriften nach der bei ihrer Entſtehung und 
Unger, Entwickelung und praktiſcheu Handhabung deutlich zum 
(letzt) 15 gekommenen geſetzgeberiſchen Abſicht durch die Vorſchriften 
Rechts es BGB. In hohem Grade wünſchenswert wäre, wenn ein 
über anwalt bei dem NG. in einer Armenſache eine Entſch. des RG 
ie berührte Frage herbeiführen könnte. 
Gem ei Behandlung dieſer Frage kann man ſich von einem bittern 
ſchaftiz nicht freimachen. In bedauerlicher Weile mehren ſich leiden⸗ 
rech ache Kritiken an der Rechtspflege, die, beſonders das Straf⸗ 


ſachſdehandelnd, einzelne Vorgänge verallgemeinern und die Grenzen 
biete zer Beurteilung manchmal überſchreiten. Auch auf dem Ge⸗ 


mehr es Zivilrechts haben wir bei der die Volksleidenſchaft weit 

+ als recht war, aufrührenden Aufwertungsfrage eine von der 
f Gunſt und Haß verwirrte Kritik erlebt. Dem möchte ich 
als „gen. Aber eines muß doch gejagt werden. Kein geringerer 
Bejagt, unvergeßliche Zitelmann hat in feinen Vorleſungen 
Erwäg daß die Auslegung der Geſetze Gegenſtand verſtandesmäßiger 
Enke nicht zuletzt aber auch Gegenſtand des richterlichen Willens⸗ 
Loſt „8 ſei. Es iſt die Befreiung der Rechtsanwaltſchaft von der 
ich, Armenſachen angeftrebt und Pom Geſetzgeber — die Ein⸗ 
der Gebühren bleibt hier kußer Betracht — durchgeführt 
ja ſchon Was die Auslagen betrifft, hinſichtlich deren dieſe Entlaftung 
baren durch das frühere Geſetz erfolgt iſt, fo kaun gar kein Zweifel 


alt ſein, daß der Zweck und die Abſicht dahin ging, den An⸗ 
eigene er früher beſtehenden Notwendigkeit, in Armenſachen aus 
Athen ermögen Auslagen zu decken, uneingeſchrankt zu 
0 Das und nichts anderes. Wenn das erwähnte LG. meinte, 


en. 
er Ger 
der Heiebneber habe den Umfang der Auslagenerſtattung (gegenüber 
grei 8 ichtarmenſachen dem Auftraggeber obliegenden) enger be⸗ 
las ſo entbehrt dieſe Auffaſſung jeder Unterlage. Vor Tiſche 
bei Raus anders. Wie würde man einen Privatmann beurteilen, der 


hät ſchluß eines Vertrages Verpflichtungen der Art übernommen 


Richte Handhabung des Vertrages ſeinen ſo übernommenen Ver⸗ 


dehg 
bien delten Frage iſt gar nicht vorhanden. Zum Schaden gereicht 


willen die hier bekämpfte Rechtſprechung uicht ſowohl den An⸗ 
ſchiet als vielmehr den armen Parteien. Es wird dadurch ein Unter⸗ 
hab in der Bearbeitung der Armenſachen und der anderen Sachen 
unter ot: Nach Lage der jetzigen Geſetzgebung ift der Rechtsanwalt 

einen Umſtänden verpflichtet, Auslagen für die arme Partei 
wend; Deu, die ihm nicht erſetzt werden, und es werden daher not⸗ 


kind. unterbleiben, wenn die Partei die Auslagen dafür nicht 
nn. 
JUN er preußiſchen Verwaltung iſt es dieſes Mal — auch hier 
Teige mau bitter werden — vorbehalten geblieben, auf einem kleinen 
hat. tet wiedergutzumachen, was die Rechtſprechung verkehrt gemacht 
1925 urch Runderlaß des M. d. J. und des Fin Min. v. 21. Aug. 
inden Min Bl. für die preuß. jun. Verw. S. 897 — ift in Ab⸗ 
zel J Mliherer Vorſchriften beſtimmt, daß die Gebühr für poli⸗ 
wälten ohnungsauskünfte den in Armenſachen beigeordneten An 
1024 uf Antrag nach 8 4 ABGebD. v. 29. Dez. 1923 (Preuß. GS. 
Teil „S. 1) zu erlaſſen iſt. Aber dieſer Runderlaß umfaßt nur einen 
La 0 in Frage kommenden Auslagen. In den anderen deutſchen 
Pr. * herrſcht hinſichtlich der Armenſachen faſt durchweg dieſelbe 
R wie in Preußen, in Baden und Waldeck werden aber nach 
Auwa * gewordenen Mitteilungen die Meldeamtsgebühren von den 
ten auch in Armenſachen erhoben ). 
IR. Dr. Hugo Kaufmann J, Krefeld. 


1 E 
die ) Bei dieſer Gelegenheit möchte ich hier allen Herren Kollegen, 
Läu ww Über die Frage der Meldegebühr in Armenſachen in ihren 
ern in liebenswürdigſter Weiſe Auskunft gegeben haben, meinen 
dlichſten Dank ſagen. 
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chritte, die mit Auslagen der hier behandelten Art ver- 
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Beftansteil der Akten. 


1. Eine Prozeßpartei reicht zu den Gerichtsakten zwecks Begrün⸗ 
dung und Beweiſes ihres Vorbringens eine Urkunde, z. B. einen Be⸗ 
ſtellſchein ein. Der Prozeß wird durch Urteil erledigt. Der Antrag auf 
Rückgabe der Urkunde wird aber abgelehnt mit der Begründung, 

a) ſie ſei Beſtandteil der Akten geworden, 

b) das Urteil beruhe auf der Urkunde. 

Auf Beſchwerde im Dienſtaufſichtswege lehnt der Präſident des 
zuſtäundigen LG. das Eingreifen im Dienſtaufſichtswege ab, weil er in 
die richterliche Tätigkeit nicht eingreifen dürfe. 

Alle dieſe Gründe erſcheinen irrtümlich. Schon die Konſequenzen 
der Ablehnung ſind für den Einreicher der Urkunde äußerſt bedenklich. 
War z. B. nur ein Teilanſpruch rechtshäugig und ſoll der Reſtanſpruch 
kelageweiſe geltend gemacht werden, ſo kann ſich der Kl. zwar auf die 
bei den Vorprozeßakten befindliche Urkunde beziehen und beantragen, 
daß die Vorprozeßalkten herangezogen werden; im Urkundenprozeß 
kann er die neue Klage aber nicht erheben, weil der Beſtellſchein fehlt. 
Iſt die überreichte Urkunde ein Wechſel, ſo kann er das Urteil im 
Vorprozeß nicht vollſtrecken, weil er dabei den Wechſel vorlegen muß. 
Die ergangene Entſcheſdung iſt alſo ſchon wegen ihrer Folgen un⸗ 
möglich. 

2. Aber auch die materielle Prüfung der angegebenen Ablehnungs⸗ 
gründe erweiſt dieſe als nicht ſtichhaltig. Beſtandteile find nach 8 93 
BGB. Sachen, die voneinander nicht getrennt werden können, ohne 
daß der eine oder andere zerſtört oder in ſeinem Weſen verändert 
wird. Zweck dieſer Vorſchrift iſt es, der Zerſtörung wirtſchaft⸗ 
licher Werte vorzubeugen. Schon dieſer Zweck paßt auf den vorlie⸗ 
genden Fall nicht. 

Die Beſtandteile entſtehen entweder von Natur oder durch Ver⸗ 
bindung. Sie ſollen zur Vollendung der Sache dienen, keiner 
kann fehlen, ohne den Charakter der Selbſtändigkeit der Sache zu 
zerſtören. Daß eine zu den Prozeßakten überreichte Urkunde nicht von 
Natur mit den Gerichtsakten verbunden iſt, bedarf keiner weiteren 
Darlegung. Aber auch die rechtsgeſchäftliche Verbindung der Urkunde 
mit den ⸗Prozeßakten iſt nicht eingetreten. Dazu gehört der Wille des 
Eigentümers der Hauptſache. Dieſer fehlt aber in dem hier behandel⸗ 
ten Falle. Offenbar hatten weder der Richter noch der Gerichtsſchreiber 
bei Annahme der Urkunde den Willen, ſie durch Verbindung mit den 
Gerichtsakten ihrer Eigenſchaft als einer ſelbſtändigen Sache, die 
Gegenſtand beſonderer Rechte ſein kann, zu entkleiden. Sie ſind auch, 
ſelbſt wenn ſie dieſen Willen hatten, dazu nicht legitimiert, denn ſie 
ſind nicht Vertreter des Fiskus mit der Vefugnis, Eigentum für die⸗ 
ſen zu erwerben. Endlich findet auch eine unzerſtörbare Verbindung 
der überreichten Urkunde mit den Gerichtsakten gar nicht ſtatt, viel⸗ 
mehr werden ſolche Urkunden regelmäßig in beſonderen Kuverts ver⸗ 
wahrt und nur die letzteren in die Akten eingeheftet. Dieſe Vorſchrift 
beruht — der Verfaſſer konnte das mit Sicherheit nicht feſtſtellen — 
offenbar auf einer Verwaltungsanordnung der zuſtändigen Inſtanz. 
Es ergibt ſich alſo, daß die Vorſchrift des 8 93 BGB. die Anſicht, 
die Urkunde ſei Beſtandteil der Akten geworden, nicht begründen kann. 

3. Nun iſt aber die Frage in Wahrheit gar keine privatrechtliche. 
Durch Anhängigmachung eines Prozeſſes wird ein Privatrechtsverhält⸗ 
nis mit dem Fiskus nicht begründet. Der Kl. ſchließt nicht etwa einen 
Dienſt⸗ oder Werkvertrag mit dem Staate des Inhalts, daß dieſer 
ihm gegen Vergütung (Gerichtskoſten) einen Schuldtitel bzw. ſein 
Recht verſchafft, vielmehr rufen die Parteien die Staatshoheit an und 
der Staat ſpricht kraft dieſer Hoheit Recht in den Formen der ZPO. 
Es liegt alſo ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis vor, auf wel⸗ 
ches das Privatrecht, insbeſondere 8 93 BOB. nur inſoweit anwend⸗ 
bar iſt, als das Prozeßrecht etwa lückenhaft fein ſollte. Dies iſt alſo zu 
unterſuchen. 

Nach 8 420 3 PO. erfolgt die Antretung des Urkundenbeweiſes 
durch Vorlegung der Urkunde, und zwar wird ſie nicht dem Ge⸗ 
richt, ſondern dem Gegner vorgelegt (8 421 ZPO.). Wird fie dem Ge⸗ 
richt eingereicht, fo übernimnit dieſes in Wahrheit die Vermittelung 
bei der Vorlegung. Der Beweisführer kann zwar nach 8 436 ZPO. 
nach erfolgter Vorlegung der Urkunde auf dieſes Beweismittel nur mit 
Zuſtimmung des Gegners verzichten, daraus folgt aber nicht, daß das 
Gericht ſeinen Antrag auf Rückgabe der Urkunde ablehnen muß. Viel⸗ 
mehr muß das Gericht ſie zurückgeben und der Gegner hat lediglich 
das Recht gemäß $ 423/424 auf erneute Vorlegung der Urkunde. Nur 
in dem einen Falle des 8 443 darf das Gericht die Urkunde vor Er⸗ 
ledigung des Rechlsſtreits nicht zurückgeben, ſondern muß fie auf der 
Gerichtsſchreiberei verwahren bzw. an eine andere Behörde aus⸗ 
liefern, wenn nämlich die Echtheit der Urkunde beſtritten iſt oder deren 
Inhalt verändert werden ſoll. Dieſer Fall iſt immerhin ein ganz be⸗ 
ſonders ſeltener. 

4. Die angezogenen Vorſchriften der ZPO. ſind offenbar ganz 
lückenlos, und zur erſatzweiſen Heranziehung der Vorſchrift des § 98 
BGB. iſt ſomit Rein Raum. Sämtliche eingangs erwähnten Gründe 
erweiſen ſich ſomit als hinfällig. Es bleibt nur noch die Frage, ob 
der Präſident ſeine Zuſtändigkeit im Dienſtaufſichtswwege mit Recht 
verneint hat. Auch dies iſt nicht der Fall. Sache der richterlichen 
Würdigung iſt lediglich die Prüfung des Inhalts der Urkunde; die 
Verwahrung der Urkunde dagegen iſt ein Verwaltungsakt. Wird die 
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Urkunde zurückverlangt, ſo wird der Vorleger derſelben möglicher⸗ 
weiſe beweisfällig, möglicherweiſe iſt nach 8436 ZPO. der Gegner 
berechtigt, der Aushändigung der Urkunde zu widerſprechen, niemals 
aber, abgeſehen von 8 443 3PO. darf das Gericht die Rückgabe der 
Urkunde ablehnen. Das Widerſpruchsrecht des Prozeßgegners endigt 
mit der Entſcheidung des Prozeſſes und reicht nicht darüber hinaus. 
Der Umſtand, daß die Urkunde Grundlage der Entſcheidung geworden 
iſt, iſt ebenfalls für die Frage der Rückgabe gleichgültig. Das Urteil 
bleibt beſtehen, auch wenn die Urkunde zugrunde geht oder zurückge⸗ 
geben wird. Der Prozeßrichter darf alſo die Rückgabe nicht verwei⸗ 
gern; ſeine Tätigkeit endigt zudem mit dem Erlaß des Urteils. Alle 
weitere Tätigkeit iſt lediglich Verwaltungstätigkeit und aus dieſem 
Grund iſt auch die Zuſtändigkeit des übergeordneten LGPräſ. ge⸗ 


geben. 
IR. Gundlach, Berlin. 


Die Wahrheitsform des Parteieides. 

Die praktiſche Erfahrung lehrt, daß die unkritiſchſten und 
jkrupellofeften Perſonen trotz aller fachlichen Bedenken an der ſtrikten 
Wahrheitsform des von ihnen zu leiſtenden Parteieides keinen An⸗ 
ſtoß nehmen, wie ſie ja in gleicher Weiſe auch ihre Zeugenausſagen 
mit einer beneidenswerten Beſtimmtheit machen. Die ſelbſtkritiſchen 
und gewiſſenhaften Perſonen dagegen haben eine bei ihrer Natur ver⸗ 
ſtändliche Scheu, ſich die Wahrheitsform des ihnen anvertrauten 
Parteieides zu eigen zu machen, weil ſie bewußt oder unbewußt 
die außerordentliche Schwierigkeit der poſitiven Feſtſtellung einer ganz 
beſtimmten „Tatſache“ kennen und die Gefahren fürchten, die für ſie 
eintreten können, wenn andere die im Eide feſtzuſtellenden Tatſachen 
anders beurteilen. Und doch braucht der Richter für ſeine Entſch. 
nach ſeiner und des Geſetzes Meinung tatſächliche Feſtſtellungen, je 
beſtimmter ſie ſind, deſto leichter wird ihm die Begründung ſeiner 
Entſch. Deshalb iſt die erſte Gruppe von Eidesleiſtungen für den 
Richter die bequemere, ſie nimmt ihm viel Arbeit ab und enthebt ihn 
der Verautwortung eigener Beweiswürdigung und eigenſter Wahrheits⸗ 
erforſchung. Die zweite Gruppe von Eidesleiſtungen macht dagegen 
dem Richter das Leben ſchwer, ſie überbürdet auf ihn die Verant⸗ 
wortung, die der Eidespflichtige ſelbſt nicht glaubt tragen zu können. 
Es Rann nicht wundernehmen, daß die erſte Gruppe der Eidespflich⸗ 
tigen vielfach vor Gericht erfolgreicher iſt, weil es menſchlich durchaus 
verſtändlich iſt, daß auch der Richter bei ſeiner Arbeit den Weg wählt, 
der am kürzeſten und ſchnellſten zum Ziele der Entſch. führt. Dieſer 
Weg iſt jedenfalls erheblich müheloſer, als der umſtändlichere einer 
in die Lebeusverhältniſſe tief hineinleuchtenden, aus eigenſter Welt⸗ 
erfahrung ſchaffenden ſchöpferiſchen Beweiswürdigung mit ihrer 
peinlichen höchſtperſönlichen Verantwortlichkeit des Richters für das 
Werk dieſer ſeiner geiſtigen Schöpfung. 

Die Vorſchriften der 88 445, 459, 475 ZPO. haben mit ihrer 
pſychologiſch⸗erkenntnistheoretiſchen Grundeinſtellung dieſen nicht er⸗ 
freulichen Erſcheinungen der täglichen Gerichtspraxis Vorſchub geleiſtet. 
Deshalb muß die Frage aufgeworfen werden, ob jene Grundeinſtellung 
noch heute, etwa fünfzig Jahre nach Erlaß der Beſtimmungen, als 
richtig anerkannt werden kann. Das Geſetz unterſcheidet höchſt 
merkwürdig zwei Gruppen von Tatſachen, ſolche, die in Hand⸗ 
lungen beſtehen, und ſolche, die Gegenſtand der Wahr⸗ 
nehmung geweſen ſind. Das Merkwürdige liegt in der Gegen⸗ 
überftellung von Handlungen und Wahrnehmungsgegenſtand und in 
der Wahl des Präſens (beſtehen) und Perfektums (geweſen find). 
Denn auch die Handlungen ſind Wahrnehmungsgegenſtand, und auch 
fie gehören ebenſo der Vergangenheit an, wie jener. Die künſtliche 
Unterſcheidung und die gleichartige Behandlung der beiden Gruppen 
wird aus dem ſtillſchweigend unterſtellten Tatſachenbegriff verſtändlich. 
Das Geſetz ſteht auf dem Boden eines naiven Realismus, der 
von der eindeutigen, allgemeingültigen Erkennbar⸗ 
keit von Tatſachen der äußeren und inneren Welt ausgeht, d. i. nach 
der Begriffsumſchreibung bei Stein zu 8 282 II von „Konkreten, 
nach Zeit und Raum beſtimmten Geſchehniſſen und Zuſtänden der 
Außenwelt wie des menſchlichen Seelenlebens, die zu Tatbeſtänden 
zuſammengefaßt werden, und deren Subſumtion unter die Rechts⸗ 
ſätze die eigentliche Richteraufgabe darſtellt“. 

Dieſer Ausgangspunkt iſt wiſſenſchaftlich einfach unrichtig und 
wird dadurch nicht richtiger, daß Stein a. a. O. zutreffend ausführt, 
die Tatſachen träten nur als Ausſagen von Perſouen über Tat⸗ 
ſachen, als Tatſachenur teile auf und entſtänden durch Schluß⸗ 
folgerung, durch Subſumtion von Wahrnehmung der Tatſachen unter 
allgemeine Oberbegriffe und Oberſätze irgendwelcher Art. Denn dieſe 
Ausführungen enthalten offenſichtlich eine der modernen Logik und 
Erkenntnistheorie folgende Weiterbildung des Geſetzes, die mit ſeinen 
eigenen geiſtigen Grundlagen nicht in Einklang zu bringen iſt, und, 
ſoweit dies mehr oder weniger künſtlich gelingt, an ſeinen Fehlern 
teilnimmt. Dieſe Fehler beſtehen in einer völligen Gleichſtellung der 
Natur- mit den geiſtigen Tatſachen und in einer damit zuſammen⸗ 
hängenden ausſchließlich logiſch⸗rationaliſtiſchen Be⸗ 
handlung der gefeggeberiihen Aufgabe, während ihr erheblicher 
irrationaler Einſchlag von der täglichen Erfahrung beſtätigt 
wird und geſetzgeberiſch nicht übergangen werden darf. 


Der Eid über eine wahrgenommene Naturtatſache, z. 5 ne 
die Sonne geſchienen, daß „es“ geregnet, geknallt, geſchneit hat, it 
ein Tier, ein Menſch zu Fall gekommen iſt, iſt in feiner ohe 
erkenntnistheoretiſchen Natur etwas ganz anderes, wie det 
über eine den Eidespflichtigen ſeeliſch unmittelbar oder auch 
mittelbar angehende Tatſache, die inſofern nicht ausſchließlin here 
äußeren, von ihm gänzlich unabhängigen Natur ange 
ſondern mit feiner ganzen ſeeliſch⸗phyſiſchen Perſönlichkeit mehr he 
weniger ſtark zuſammenhängt und von ihr, ihrem Weltbilde und Die 
Intereſſenlage mitbeſtimmt, ja geradezu mitgefhaffen wird: gen 
Tatſache als geiſtige Schöpfung des Eidespflich 
iſt trotz aller Ausſagenpſychologie bisher doch wohl nicht genügt”, 
beachtet worden. Als Beiſpiel könnte ſchon der Fall eines bob 
oder Menſchen in Betracht kommen, wenn der Eidespflichtige Pferd 
irgendwie intereſſiert iſt und nun vertreten ſoll, ob es ein een 
oder ein Maultier, ein Mann oder eine Frau oder ein Kind ge r 
iſt. Man denke aber beſonders an die Regelfälle des Streits 
den Inhalt abgegebener Erklärungen oder über Handlungen v 
Unterlaſſungen aller Art, auch die Hingabe oder der Empfang MN 
Zahlungen gehört hierher. In allen diefen und ähnlichen Jolle 6 
die Rechtsordnung oder die Gerichtspraxis die ſelbſtkritiſchen glich 
pflichtigen ſchützen, wenn ſie in ihrer ernſten Prüfung aller Mö 
keiten vor der Wahrheitsform des Parteieides zurückſchrecken. 110 

Das muß auch deshalb geſchehen, weil der logiſch⸗rationaliſt git 
Wahrheitsbegriff unſerer Prozeßordnungen einer vergangenen ol 
angehört, ſicherlich ſoweit er auf Tatſachen angewandt werden ſten 
bei denen das Innenleben der Menſchen beteiligt iſt. Und das 15 An 
95% ſaller in Rechtsangelegenheiten unterſuchten Tatſachen ſein auf 
dieſer Stelle kann ich das nicht weiter ausführen. Ich verwe e 
die Darlegungen in meinem Buche!) über die Neuordnung des ihr 
verfahrens (Berlin 1921) unter dem Schlagwort: „Deutungamögl 
keit“ im Sachverzeichnis. Hier ſei nur zum Schluſſe fo viel 99% 
daß unſere Gerichte auf dem Boden des geltenden Geſetzes mit item 
der 88 459 Abſ. 2, 475 ZBO. dem hier geforderten Schutz Im ME 
Maße bereits gewähren könnten. Darüber hinaus wird aber bei A 
künftigen Zivilprozeßreform für die hier dargeſtellte Gewiſſens Pen 
Prozeßnot gerade der gewiſſenhaften Eidespflichtigen durch eine A 
ordnung des zehnten Titels im zweiten Buche der ZPO., we 
meine, auf Grundlage der einzuführenden eidlichen Parteivernehſnch⸗ 
in Verbindung mit dem neuen Begriff der Deutungs mög 
keit, Vorſorge zu treffen ſein. 1 
RA. Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 
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Auferlegung einer Sicherheit bei Anterlaſſunge g 
anſprüchen durch Urteil und einſtweilige Verfügn 


. il, 
Nach 8890 ZPO. kann einem Schuldner, der verpflichet le 
eine Handlung zu unterlaſſen, abgeſehen von der Strafe, auch ne 
Sicherheit „für den durch fernere Zuwiderhandlungen droher 
Schaden“ für eine beſtimmte Zeit auferlegt werden. org der 
Über die Tragweite dieſer Beſtimmung, die mit dem S eh 
alten ZPO. wörtlich übereinſtimmt und ſchon unter dem alten weit, 
lebhaft umſtritten war, herrſcht auch heute noch keine volle Klar 
Aus dem Ausdruck „fernere Zuwiderhandlung“ wird im 115 
meinen geſchloſſen, daß die Sicherheit erſt nach erfolgter Strafe 
hung und mindeſtens einmaliger Zuwiderhandlung gegen das n 
oder gar erſt nach bzw. zugleich mit der Beſtrafung auferlegt ragt 
kann, dagegen nicht ſchon in einem früheren Zeitpunkte. Se 
Förſter⸗Kann (3. Aufl., Anm. 4 zu § 890), daß aus dem Aus 10 
„fernere Zuwiderhandlungen“ gefolgert werden müſſe, daß der lung 
auf Sicherheit erſt zuläſſig ſei, nachdem bereits eine Zuwiderhand aß 
begangen ſei, und zwar eine ſolche, derentwegen eine Strafe ſſung 
8 890 verhängt werden könnte. Dagegen ſoll es nach feiner Auffaff 4 
unerheblich fein, ob der Gläubiger von ſeiner Befugnis, S 
ſetzung zu erwirken, tatſächlich Gebrauch macht. 3 d 
Noch enger iſt die Auslegung Gaupp⸗ Steins, der au 
Faſſung des Geſetzes folgert, daß die Sicherheit früheſtens ur f 
erſten Verurteilung zur Geldſtrafe oder Haft auferlegt werden N) 
Sowohl Kann als auch Ste in find aber der Auſicht, daß gen 
wie der Beſtrafung nach Abſ. 1 und 2 auch der Anordnung der in 
heitsleiſtung nach Abſ. 3 eine Strafandrohung vorausgegangen 
muß. Der gleichen Anſicht ſind auch Struckhmann⸗Koch, u 3 
und Peterſen, Aum. 7 zu 8 890; KG. v. 30. Nov. 1922, 
23, 998; OLG. 31, 133. aa 
Teilweiſe hiervon abweichend ift die Anſicht von Meyer, Alu ] 
15, 477 und völlig abweichend Kleinfeller, 33P. 30, 54 ir gr 
Meyer hält zwar die Auferlegung einer Sicherheit erſt dann fl fe 
läſſig, wenn ſchon einmal eine Zuwiderhandlung gegen das Ute 
verbot erfolgt iſt, dagegen kann ſeiner Auffaſſung nach one abe 
androhung und Strafantrag auch ausſchließlich Sicherheit gew erſe 
werden. Ganz anders Kleinfeller. Er iſt der Anſicht, daß pi 
ee int 
1) Vgl. auch meine Abhandlung über die irrationalen, 7 
der ſtrafrichterlichen Urteilstätigkeit in der Juſtiz Bd. I Heſt 
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Die 15 


a 


I 


.& 
ahrg. 1926 Heft 21) 


enen ſchon der Klage vorausgegangen ſei, die Zuwider⸗ 
Venn 9 gegen das Urteil alſo ſchon die zweite Zuwiderhandlung fei. 
fe, ga eine Klage ohne vorausgegangene Zuwiderhandlung zu⸗ 
und Be ſinnlos, nicht für die erſte, ſondern nur für die zweite 
und ſei folgenden Zuwiderhandlungen Sicherheitsleiſtung anzuordnen, 
Urin, ſinnlos, dieſe für die einzig mögliche Zuwiderhandlung aus⸗ 
Sicc 5 Außerdem beruft ſich Kl. auch noch auf die Entſtehungs⸗ 
Sir bes Geſetzes. Im einzelnen wird auf Kl. und die dort zitierten 

eller der älteren Literatur verwieſen. 
nicht = herrſchende Auffaſſung wird den praktiſchen Bedürfniſſen 
nis gi 08; fie iſt m. E. auch nicht zutreffend. Ein Rechtsſchutzbedürf⸗ 
Punkte „te Auferlegung der Sicherheit ſchon in einem früheren Zeit⸗ 
* 1 NE insbeſondere dann vorhanden, wenn 

1 durch die erſtmalige Zuwiderhandlung eintretende Schaden 
lag ziffernmäßig nicht feſtſtellen und daher ſchwer einklagen 

7 


läß 
eim immaterieller Schaden entſteht, wie bei Beleidigungen und 
erleumdungen; 
er Beklagte nicht leiſtungsfähig genug iſt, um für den weiter 
4 drohenden Schaden aufzukommen; 
on opt nur eine einmalige Zuwiderhandlung in Frage 
tut, 
den a allen dieſen Fällen würde es eine außerordentliche Härte für 
ruhi abebten bedeuten, wollte man ihn damit tröſten, daß er erſt 
1 „arten ſolle, ob der andere Teil „fernere“ Zuwiderhand⸗ 
aden nehme, und daß es ihm alsdann überlaſſen bleibe, ſeinen 
weilige deinzuklagen. Dies gilt auch für das Verfahren über die einſt⸗ 
rechtsz fr erfügung, durch die der Schuldner angehalten wird, bis zur 
ungen gen Entſcheidung des Hauptprozeſſes von beſtimmten Hand⸗ 
geht hier ſtand zu nehmen. Die formale Anwendung des 8 890 ZPO. 
füwide in der Praxis ſo weit, daß man eine „fernere“ als zweite 
die 9 handlung auch nach Erlaß einer einſtweiligen Verfügung für 
e a 


> 
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wieder bo im Widerſpruchsverfahren die Sicherheitsauferlegung 
des Yu tgehoben mit der Begründung, daß infolge des Verhaltens 
ſchigteit gs gegners der letzten Zeit und infolge ſeiner Zahlungs⸗ 
eine die Auferlegung einer Sicherheit nicht gerechtfertigt er⸗ 
die Auf mit hat das Gericht zu erkennen gegeben, daß es 
Ver ſguntlegung einer Sicherheit ſchon bei Erlaß der einſtweiligen 
hält, Züng unter gewiſſen tatfächlichen Vorausetzungen für tätig 


Ton 
beiter At bie einſtweilige Verfügung it dieſe Zuläſſigkeit aus den 
oben angebenen Gründen m. E. ohne weiteres zu bejahen. 

Erf egen iſt zweifelhaft, ob auch im ordentlichen Verfahren in den 
werdertenden Fällen durch Urteil eine Sicherheit dem Bekl. auferlegt 
5 Ann. Hierüber äußert ſich keiner der erwähnten Schriftſteller. 
heſelldbiſche Anwendung der Darlegungen Kleinfellers auf die 
Man, rage führt zur Bejahung. Was die Auffaſſung Kl.s ſelbſt 
muster o iſt ſie m. E. durchaus vernünftig und ſachgemäß; ihr iſt 
Hug, ten, auch wenn man ſich dabei nicht auf die — wie fo 
ſerrſch zweifelhafte Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſtützt. Der 
gti ein, Lehre wäre dann zuzuſtimmen, wenn Abſ. 3 des 8 890 
dollte Eine weitere Strafe zu derjenigen des Abſ. 1 und 2 hinzufügen 
decke In der Tat dürfte es dieſe falſche Auffaſſung des Geſetzes⸗ 
duslegn fein, die insbeſondere Stein und Kann zu ihrer Geſetzes⸗ 
1890 20 führt. So ſieht z. B. Stein (Nr. I) in der Strafe des 
880 Abh. 1 und 2 nur eine kriminelle Ahndung (ähnlich RG. 77, 
zahl . SA. 75 Nr. 178), dagegen iſt nach der überwiegenden Mehr⸗ 
kann 5 übrigen Schriftſteller und Gerichte (vgl. z. B. Förſter⸗ 
Strafe „um. 8; OLG. 23,223 (Breslau); 39, 87 (München), die 
Natur emeswegs rein kriminell, ſondern zum mindeſten gemiſchter 
mittel. „Sie dient neben dem Strafzweck zugleich auch alle Zwangs⸗ 
lau; Zur Erfüllung des Urteils und damit zur Befriedigung des 
(ſo insbeſondere OLG. 39, 87). Wenn aber ſchon die 
zes Abſ. 1 und 2 zugleich vorbeugend wirken ſoll, ſo iſt die 
es leistung des Abf. 3, wie ſchon deren Name und der Wort- 
1 S Abf. 3 zeigt, nur zur Sicherheit und Verhinderung wei⸗ 
A dens beſtimmt (vgl. KG. JW. 1923, 998). 

0 i dies aber richtig — und hieran iſt m. E. nicht zu zweifeln — 
drohun verfehlt, die Sicherheitsleiſtung von der vorherigen Strafan⸗ 
Wie abhängig zu machen. Dies hat Meyer richtig erkannt. 
im ner andererſeits die Strafandrohung unbeſtrittenermaßen ſchon 
ausgeſprochen werden kann, jo muß m. E. auch die Auf⸗ 
einer Sicherheit ſchon im Urteil zuläſſig ſein. Es wäre nicht 
hen, wenn das eine zuläſſig, das andere unzuläſſig ſein 
es iſt der eine Grund, wobei ohne Bedeutung iſt, daß 8 890, 


n 
ie nur für das Zwangsvollſtreckungsverfahren gilt. Aber noch 
JW. 1911, 981. 
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ein zweiter Grund ſpricht für die Zuläſſigkeit der Auferlegung einer 
Sicherheit ſchon im Urteil: Die Verurteilung zur Unterlaſſung und zu 
Schadenserſatz wegen der der Klage und dem Urteil vorangegangenen 
Zuwiderhandlung iſt ein Majus gegenüber der Auferlegung einer 
Sicherheit für den durch künftige Zuwiderhandlung drohenden Schaden. 
Es iſt daher nicht einzuſehen, warum nicht auch ſchon durch Urteil auf 
dieſe Sicherheitsleiſtung ſoll erkannt werden können, wenn nicht erſt 
im weiteren Zwangsvollſtreckungsverfahren, ſondern ſchon vorher ein 
Rechtsſchutzbedürfnis ſich hierfür herausſtellt. Wann ein ſolches Rechts⸗ 
ſchutzbedürfnis vorliegt, wurde oben gezeigt. 

Leider wird bisher die Sicherheitsbeſtellung als Mittel zur 
Sicherung des Gläubigers gegen weiteren Schaden und gleichzeitig als 
moraliſches Druckmittel gegenüber dem Schuldner, künftig von Zu⸗ 
widerhandlungen Abſtand zu nehmen, viel zu ſelten zur Anwendung 
gebracht. Es iſt nicht nur ſehr ſchwierig, die Gerichte bei Erlaß einer 
einſtweiligen Verfügung zur gleichzeitigen Auferlegung einer Sicherheit 
zu bewegen; auch nach Erlaß der einſtweiligen Verfügung, ja ſelbſt 
bei zahlreichen und hartnäckigen, offenen und verſtechten Zuwider⸗ 
handlungen gegen die einſtweilige Verfügung, hält es unbegreiflicher⸗ 
weiſe außerordentlich ſchwer, eine Sicherheitsleiſtung durchzusetzen, ob⸗ 
wohl der Schuldner bei der Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung einer 
Bürgſchaftsurkunde oder von Wertpapieren in nennenswerter Weiſe 
kaum beſchwert wird. 

Es wäre zweckmäßig, wenn die Rechtſprechung das hier be⸗ 
handelte Problem baldigſt klären würde, damit erforderlichen Falls bei 
den neuen Geſetzesberatungen eine Abänderung bzw. Ergänzung des 
Geſetzes vorgenommen werden kann, die jedoch bei vernünftiger Aus⸗ 
legung des Geſetzes m. E. ſich erübrigt. 

RA. Dr. Hans Herm. Becker, Berlin. 


Die Abgrenzbarkeit des 8 323 30. von S 767 30.) 

Wenn der Schuldner eines Unterhaltsanſpruchs, der nach Grund 
und Höhe u. a. von ſeiner Unterhaltsfähigkeit abhängt, behauptet, 
daß er wirtſchaftlich nicht mehr in der Lage iſt, die bisher feſtgeſetzte 
Rente zu leiſten, ſo erhebt er damit nach Sprachgebrauch und Wort⸗ 
fin eine Einwendung gegen den Anſpruch ſelbſt (. RG. 52, 344). 
Eine andere Frage iſt aber, ob es ſich hier auch um eine Einwendung im 
Sinne des $ 767 ZPO. handelt, der Schuldner alſo unter Umgehung 
des § 323 Abſ. 3 ZPO. die ganze oder teilweiſe Befreiung von ſeiner 
Verbindlichkeit auch für die Vergangenheit verlangen kann. Die 
Frage iſt zu verneinen. Die Entſtehungsgeſchichte des mit der Novelle 
von 1898 geſchaffenen §323 (ſ. Hahn, Mat. 8, 103 zu 8293 a d. 
Entw.), die Stellung des 8 323 und die des 8 767 — dieſer in den 
allgemeinen Beſtimmungen über Zwangsvollſtrechung, jener im Ka⸗ 
pitel über die Rechtskraftwirkung — laſſen keinen Zweifel, daß die 
in § 767 gedachten Einwendungen anderer Art find als die Klagebe⸗ 
hauptungen des § 323. Während § 767 unter Einwendungen, die den 
Anſpruch betreffen, nur ſolche verſteht, die ſich auf beſtimmte, ein⸗ 
malige, unmittelbar auf den Anſpruch einwirkende Ereigniſſe (f. die 
Aufzählung bei Falkmann, Zwangsvollſtreckung S. 388 f.) grün⸗ 
den, die mit der Rechtskraftwirkung nichts zu tun haben (ſ. RG. i. 
SW. 1914, 358), haben die Klagebehauptungen aus § 323 eine Ver⸗ 
änderung derjenigen Verhältniſſe zum Gegenſtand, die den Anſpruch 
in ſubjektiver Hinſicht erzeugten, alſo Tatſachen, die den urteils⸗ 
mäßigen Anſpruch nicht ohne weiteres verändern oder zum Erlöſchen 
bringen, ſondern auf dieſen nur mittelbar, d. h. durch Richterſpruch 
— die Klage aus 8 323 iſt Rechtsgeſtaltungsklage — einwirken und 
die ohne den § 323 nach den Grundſätzen der materiellen Rechtskraft 
(8 322 ZPO.) überhaupt unbeachtet bleiben müßten. § 767 kommt 
nicht in Frage, wenn der Sondertatbeſtand des 8 323 gegeben iſt 
(f. auch Wolff in JW. 1904, 571, unbeſtimmt Stein⸗Jonas, 
Bem. III 2 zu § 323 u. zu § 767). Der liegt aber ſtets vor, wenn der 
Bekl. des Vorprozeſſes die Abänderung des Urteils nur deshalb er⸗ 
ſtrebt, weil in feiner Lebenslage oder in der des damaligen Kl. (f. 
Reerink i. GruchBeitr. 56, 735 f.) eine Veränderung eingetreten 
iſt, die den Anſpruch materiellrechtlich entweder zu vermindern oder zu 
bejeitigen vermag. Den Tatbeſtand des 8 323 auf Anderungen zu be⸗ 
ſchränken, die nur „für die Höhe und die Art der zuerkannten Lei⸗ 
ſtungen“ von Bedeutung ſind und reſtlos alle rechtsvernichtenden Tat⸗ 
ſachen als Einwendungen im Sinne des 8767 zu erklären (fo 
Spielmanns Jur. 1925, 192) würde dem klaren Wortlaut des 
8323 und der materiellrechtlichen Geſtaltung des Unterhaltsanſpruchs 
(89 1602, 1603, 1578, 1579, 1360, 1361 BGB.) nicht gerecht wer⸗ 
den. Das Kriterium der Einwendungen im Sinne des 8 767 liegt 
eben nicht darin, daß ſie eine rechtsvernichtende Tatſache zum Gegen⸗ 
ſtand haben, ſondern liegt darin, daß ſie ſich auf eine in ſich ab⸗ 
geſchloſſene, einmalige Tatſache ſtützen, die den Wegfall oder die Be⸗ 
ſchränkung der den Anſpruch erzeugenden, objektiven Faktoren be⸗ 
deuten. Nur da, wo dieſe Vorausſetzung gegeben war, hat die 
Rechtſprechung die Anwendbarkeit des § 767 bejaht (OLG. 1, 148; 7, 


1) Ausführlich Stellung genommen hat der Verfaſſer zu dieſer 
Frage in dem Aufſatz „Abänderungsklage und Vollſtreckungsgegen⸗ 
Klage bei Unterhaltsanſprüchen“ in 23.1926, 681 ff. 
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53; JW. 1914, 358; 1919, 503; 23.1923, 133; Recht 1915, Nr. 2102). 
Der Eintritt der Erwerbsloſigkeik des Unterhaltsſchuldners und die 
evtl. dadurch bedingte völlige Unterhaltsunfähigkeit fällt nicht dar⸗ 
unter. Der Standpunkt des KG. der Ig. 1916, 245, der ſich mit 
einem durch Prozeßvergleich geregelten Unterhaltsanſpruch befaßte, iſt 
durch die Geſetzgebung überholt. 8 767 iſt der generelle, § 323 der 
ſpezielle Rechtsbehelf; beide ſchließen einander aus. Wollte man mit 
Kuhlmann, Gruch Beitr. 65, 292 aus dem einheitlichen Tatbeſtand 
des § 323 die Abänderungsklage neben oder wohlweiſe mit der Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage zulaſſen, ſo würde damit nicht nur Abſ. 3 des 
5 323 praktiſch bedeutungslos werden, ſondern es würde ſich auch eine 
ungleiche Stellung der Prozeßparteien zueinander ergeben (ſ. Wolff 
a. a. O., RG. 52, 341). Es iſt nicht tragbar, daß der Unterhaltsbe⸗ 
rechtigte die Erhöhung der Rente nur ab Zuſtellung der neuen Klage, 
der Unterhaltsſchuldner aber die Minderung oder den Wegfall ſogar 
für die Vergangenheit begehren kann. Will der Schuldner voraus⸗ 
ſchauend dem Nachteil des § 323 Abſ. 3 begegnen, ſo kann er das 
vielleicht teilweiſe dadurch erreichen, daß er den Auſpruch Schon im 
erſten Urteil zeitlich begrenzen oder von der Fortdauer gewiſſer Um⸗ 
ſtände abhängig machen läßt. ; 

Geſchäftsf. d. Stadtjugendamts Amtsvormund Burghart, Fürth. 


Yfändung des nicht valutterten Teils von Höchſtbetrags⸗ 
hupothekeu. 


Höchſtbetragshypotheken ſind vielfach nicht voll valutiert, und 
es beſteht zugunſten der Grundſtückseigentümer eine der Größe 
nach variable Grundſchuld. Dieſes Recht der Grundſtückseigen⸗ 
tümer bildet in vielen Fällen ein wertvolles Vermögensobjekt, oft 
das einzig wertvolle Objekt, das er noch beſitzt. Es beſteht deshalb 
ein praktiſches Bedürfnis, den Zugriff der Gläubiger auf dieſes 
Objekt zu ermöglichen. Ein innerer Grund, dieſes Objekt der 
Pfändbarteit zu entziehen, beſteht nicht, da es weder zu den für 
den Grundſtückseigentümer unbedingt lebensnotwendigen Gegen⸗ 
ſtanden gehört, noch es ſich um ein Recht höchſtperſönlicher Natur 
handelt. Bedenken können nur wegen der techniſchen Schwierig⸗ 
keit der Pfändung auftauchen. Denn bevor die Höhe der durch die 
Hypothek geſicherten Forderung endgültig feſtſteht und zum Grund⸗ 
buch eingetragen iſt, kann auch das Recht des Grundſtückseigen⸗ 
tümers nicht eingetragen werden. Die Pfändung dieſes nicht einge⸗ 
tragenen Rechtes kann aber ebenfalls nicht zum Grundbuch einge⸗ 
tragen werden. Wegen dieſer juriſtiſch⸗techniſchen Schwierigkeit 
haben auch verſchiedene Autoren die Möglichkeit der Pfändung des 
Eigentümerrechts vor endgültiger Feſtſtellung und Eintragung der 
Höhe der Hypothekenforderung überhaupt verneint. Vergl. RGR⸗ 
Komm., 5. Aufl. S. 630; Plauck⸗Strecker, 4. Aufl. 
S. 1107; Biermann, 3. Aufl. § 1190 Anm. 4 b; Wolff, 
5. Bearb. 8153 Anm. 10; Stein, 8857 3 PO. Bem. II 6 d. 

Dieſe Schriftſteller und vor allem der RGht Komm. gehen dabei 
m. E. von einer unrichtigen Anwendung der 88 857, 830 3PO. 
aus. Sie argumentieren etwa jo: Das Recht, das gepfändet werden 
ſoll, iſt eine auflöſend bedingte Eigentümergrundſchuld. Gemäß 
§ 857 Abſ. VI 830 ZPO. hat die Pfändung einer Grundſchuld 
durch gerichtlichen Pfändungsbeſchluß und Einkragung ins Grund⸗ 
buch zu erfolgen. Da die Eintragung hier unmöglich iſt, iſt 
auch die Pfändung unmöglich. Dagegen iſt zu ſagen: Da § 857 
Abſ. VI ZPO. nur von der Pfändung von gewöhnlichen Grund⸗ 
ſchulden ſpricht, es ſich hier aber nicht um eine ſolche, ſondern um 
eine Grundſchuld ganz beſonderer Art handelt, erſcheint es ſchon 
zweifelhaft, ob überhaupt § 857, VI, ZRO. oder nicht vielmehr 
der Abſ. II dieſes Paragraphen zur Anwendung zu kommen hat. 
Selbſt wenn man aber $ 857 Abf. VI anwenden will, ſo heißt es 
da ausdrücklich, daß die Pfändung unter „eutſprechender“ Anwen⸗ 
dung des § 830 3 PO. zu erfolgen hat. § 830 38 iſt alſo auch 
nur anzuwenden, ſoweit dies möglich und zweckmäßig iſt. Soweit 
die Anwendung des § 830 ZRDO. nicht möglich ift, ſoll nicht etwa 
die Pfändung ausgeſchloſſen ſein, ſondern die Anwendung des 
1 350. Die Pfändung ſoll eben dann in anderer Form er⸗ 
olgen. 

Das RO. 97, 223 hat deshalb auch wenigſtens die Be⸗ 
ſchlagnahme des Rechtes des Grundſtückseigentümers, wenn auch 
nicht die voll wirkſame Pfändung vor ſeiner Eintragung zum Grund⸗ 
buch zugelaſſen. Auch das RG. geht davon aus, daß eine bedingte 
Eigentümergrundſchuld gepfandet werden ſoll und daß die Pfändung 
gemäß § 857 Abſ. VI 3PO. unter entſprechender Anwendung des 
$ 830 BRD. zu erfolgen hat. Da aber der $ 830 Abſ. II BRD. 
auch eine Spaltung der Pfändung im Beſchlagnahme⸗ und Ver⸗ 
fügungsverbot einerſeits, und Entſtehung des vollwirkſamen Pfän⸗ 
dungspfandrechtes andererſeits kennt, wendet das RG. den § 830 
ZPO. auf die Weiſe entſprechend an, daß es durch den gewöhnlichen 
Pfändungsbeſchluß eine Beſchlagnahme der bedingten Eigentümer⸗ 
grundſchuld und ein Verfügungsverbot entſtehen läßt. Wird ſpäter 
die Eigentümergrundſchuld zum Grundbuch eingetragen, ſo kann 
dann auch die Pfändung eingetragen werden. Mit dieſer Ein⸗ 
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tragung eutſteht das vollwirkſame Pfändungspfandrecht. Die bunt 
tifchen Vorzüge dieſer Anſicht vor derjenigen des RGR Komm. es 
offenſichtlich. Die Gläubiger haben die Möglichkeit des Zuge en 
mit der Wirkung, daß die Rechte des Gläubigers, der zuerst hen 
Pfändungsbeſchluß erwirkte, allen übrigen Gläubigern vorI 
Auch wenn ein Gläubiger zwar fpäter den Pfändungsbeſchluß, der 
früher als der zuerſt pfändende Gläubiger die Eintragung eu 
Pfändung zum Grundbuch erwirkte, iſt das Recht des erſten ab 
bigers das ſtärkere. Da der Zeitpunkt, wann die Eigentümerge fal 
ſchuld zum Grundbuch eingetragen werden kann, im Gießen, 
ganz ungewiß iſt, möglicherweiſe Jahre darüber hinwegge 125 
und es deshalb auch vom Zufall abhängt, welcher Gläubiger Her 
die Eintragung ſeines Pfandrechtes erreichen kann, fo iſt die 1 die 
gebnis billig. Die Entſcheidung RG. 97, 223 erhielt deshalb a ihr 
Zuſtimmung der Mehrzahl der Schriftſteller, die ſich bisher mi 70 
beſchäftigt haben. (gl. Staudinger, 9. Aufl. 1190, Anm. , 
Warneyer, BGB. 431, Sydow Buſch, § 857 Anm. 


Hedemann, Sachrecht, S. 414, Kann, III. Aufl., 8 857, Au 
Trotzdem befriedigt dieſe Entſcheidung praktiſch nicht g Ro 
Denn das Vorrecht, das das RG. dem Gläubiger auf Grund de 555 
richtlichen Pfändungsbeſchluſſes zuſpricht, verſagt im Konkurs hne 
Grundſtückseigentümers, da gemäß § 13 KO. die Beſchlagna 7 
und das Veräußerungsverbot unwirkſam werden. Wenn dee) 
zwiſchen gerichtlichen Pfändungsbeſchluß und der regelmäßig zu 
viel ſpäter erfolgenden Eintragung der Pfändung zum Grun 6 
der Grundſtückseigentümer im Konkurs fällt, hat der Pfändu 
gläubiger kein Recht auf abgeſonderte Befriedigung. ech 
Dieſes Ergebnis, für das ſich keinerlei vernünftige 900% 
mäßigkeitserwägungen anführen laſſen, iſt eine Folge davon. ſict 
das RG. ebenſo wie feine Gegner von der unrichtigen An 
ausgehen, es handle ſich bie 
1) um eine aufſchiebend bedingte Eigentümergrundſchulb, 
gepfändet werden ſoll, und r dig 
2) ſei zu ihrer Pfändung die Eintragung ins Grundbuch iger 
Das Recht des Grundſtückseigentümers, das der lä ein 
pfäuden will, iſt nicht nur eine bedingte Grundſchuld, ſondern has 
Recht komplizierterer Art. Das Recht des Eigentümers ist gig 
Gegenbild des Rechtes des Hypothekengläubigers. Ebenen, 
wie ſich deſſen Recht auf die Sicherung ſeiner zur Zeit beſt liche 
Forderung beſchränkt, er vielmehr darüber hinaus ein einheit en 
dingliches Recht auf Sicherung ſeiner jeweiligen Forderung, 
bis zum Höchſtbetrage hat (vgl. Wolff, Eachrecht $ 183 tz 
ebenſowenig erſchöpft ſich das Recht des Grundſtückseigentüm 
in der Inhaberſchaft der zur Zeit zufällig beſtehenden be uhes 
Eigentümergrundſchuld, ſondern er hat ein einheitliches dinge 
Recht an dem jeweiligen nicht valutlerten Teil der Höchſtberrah 
hypothek. i den 
Dieſes Recht will der Gläubiger pfänden. Gerade bei wo 
praktiſch wichtigſten Fall der Höchſtbetragshypothek, der Ober. 
thek für Kontokorrentforderungen iſt das Verhältnis des valı t 


ten Teils zu dem nichtvalutierten Teil der Hypothek fortgeſcht 
Schwankungen unterworfen. War am Tage der Pfändung, if 
Hälfte einer Maximalhypothek von 10 000 % valutiext, ne 
vielleicht am nächſten Tag nur 3000 % valutiert, am be 
Tage hat der Hypothekengläubiger vielleicht eine Forderung iwie 
über 10000 %, während am vierten Tage dieſe Forderung 15 
der auf 2000 % fällt. Wäre es richtig, daß der Pfändungen 
biger die am erſten Tage beſtehend bedingte Ec. habe Hr len: 
wollen, jo müßte er am vierten Tage dieſe Pfändung wieder he e 
denn am dritten Tage war die bedingte Grundſchuld un halte 
gangen und damit auch ſein Recht daran erloſchen. Außerdem en 
er bereits am erſten Tage eine weitere Pfändung der neuen m 
denen Grundſchuld von 2000 % ausbringen muſſen, wenn er diele 
Gefahr laufen wollte, daß ein anderer Pfandungsgläubig 10 
2000 % pfändete. Dieſer Gläubiger ginge ihm mit den 20 piger 
im Range vor, obwohl er ſpäter als der erſte Pfändungsglan mail 
pfändete. Dieſe Ungereimtheiten werden nur vermieden, wenn je 
einſieht, daß das einheitliche Recht des Eigentümers auf del er⸗ 
weiligen unvalutierten Teil der Maximalhypothek gepfände! 
den ſoll und gepfändet wird. send 
Dieſes Recht des Eigentümers umfaßt ebenſo eine auff an 
bedingte wie eine aufſchiebend bedingte Grundſchuld, ohne da ber 
es aber vor endgültiger Feſtſtellung der Höhe der Hypo N 
forderung ſinnvoll etwa in zwei ſelbſtändige Rechte, eine 
ſchuld und eine Anwartſchaft, zerlegen könnte. Sondern es ; 
ſich um ein einheitliches dingliches Recht eigener Art, das mal 
beſten als variable Grundſchuld bezeichnen wird. (Auch für daz 
Fall, daß während des Beſtehens der Maximalhypothek ein 
Grundſtück veräußert wird, erweiſt ſich dieſe Konſtruktion al bei 
als praktiſch und deshalb richtig. Nur wenn man ihr folgt u jerlen 
Verſchiebungen des Verhältniſſes des valutierten und unbala gel 
Teiles der Hypothek dieſe einheitlich zugunſten und zum al 
desjenigen Grundſtückseigentümers eintreten läßt, der die des 
betragshypothek beſtellte, laſſen fi bei einer Veräußerung , 
Grundſtücks während Beſtehens der Maximalhypothek billige 
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ei 5 
Fednngen erzielen und ungerechtfertigte Bereicherungen des neuen 
ernb eigentümers auf Koſten des alten vermeiden ebenſo 
lange Ur g, Sachenrecht 3220, 2). Dieſe variable Grundſchuld iſt, 
ſeht u. nicht die Höhe der Hypothekenforderung endgültig feſt⸗ 
Unbepin, damit ſich das Recht des Grundſtückeigentümers in eine 
Werde Grundſchuld verwandelt hat, unveräußerlich. Dieſe 
ſie nur zerlichteit ſteht jedoch der Pfändung nicht entgegen, da 
Eintritt vorübergehend iſt. Nur die Pfandverwertung iſt bis zum 
eräuß der Veräußerlichkeit gehindert. Durch dieſe zeitweiſe Un⸗ 
buch eorlichkeit und dadurch, daß es ſo lange nicht zum Grund⸗ 
anderen getragen werden kann, unterſcheidet das Recht ſich von allen 
gem. 8 geambjchulden. Die Pfändung dieſes Eigentümerrechtes hat 
der h 57 Abſ. I u. II ZPO. unter entſprechender Anwendung 
dirgend den. Beſtimmungen der ZRO. zu erfolgen. Die ZPO. Kennt 

52 eine Beſtimmung, wonach ein nicht eingetragenes und 
buch ”, St. nicht eintragfähiges Recht durch Eintragung zum Grund⸗ 
durch e fändet werden ſoll. Derartige Rechte werden vielmehr 
ſam weg. durch einfachen gerichtlichen Pfändungsbeſchluß vollwirk⸗ 
ri füt ändet. Ich ſehe keine Bedenken dagegen, auch hier dem ge⸗ 
Dieſe dyn Pfändungsbeſchluß volle Pfändungswirkung zuzuſprechen. 
nicht N Nönahme vom Publizitätsprinzip bei Grundſtücksrechten iſt 
Verſi ehr und nicht weniger bedenklich als die Anerkennung des 
Grun gungsverbotes, das das RG. auch ohne Eintragung zum 
nicht 2 wirkſam ſein läßt. Die Eintragung zum Grundbuch iſt 
unbedi lig, aber zuläſſig, ſobald das Eigentümerrecht ſich in eine 
bu ente Eigentümergrundſchuld verwandelt hat und zum Grund⸗ 
tereſſe getragen iſt. Die Eintragung liegt dann im eigenen In⸗ 
mießen des Gläubigers, um den Schutz des Grundbuchs zu ge⸗ 
durch und den gutgläubigen Erwerb der Eigentümergrundſchuld 
ſelbß Br Dritten zu verhindern. Der Gläubiger wird deshalb 
daß mers als möglich für die Eintragung beſorgt ſein, auch ohne 
macht n von der Eintragung die volle Pfändungswirkung abhängig 
uchtlich Durch Anerkennung der vollen Pfändungsrichtung des ge⸗ 
aber Nen „Pfändungsbeſchluſſes ohne Eintragung vermeidet man 
Näypi Inkonſequenz des RG., daß das Recht des Pfändungs⸗ 
wi a außerhalb des Konkurſes des Grundſtückseigentümers 
m en echtes Pfändungspfandrecht wirkt, nicht aber im Konkurs. 

ergebnis ebenſo Kann a. a. O. 
RA. Dr. Karl Abenheimer, Karlsruhe. 


M 
e Vollſtremung der dentſdh-ruſſiſchen Schtedsfyrüche 
in der Vowfetunion. 


zwischen JW. 1926, 1886 habe ich von der weſentlichen Divergenz 
Jui " dem ruſſiſchen und deutſchen Text des Art. 9 des Deutſch⸗ 
Text 2 Schiedsabkommens erwähnt. Während nach dem deutſchen 
kei 5 die Anordnung der Vollſtreckung eines Schiedsſpruchs jedes 
br ständig iſt, das für die gerichtliche Geltendmachung des An⸗ 
immun zuſtändig wäre, enthält der ruſſiſche Text eine andere Be⸗ 
aſſe de Der Sinn des ruſſiſchen Textes ergibt ſich aus dem Er⸗ 
„bes ruſſiſchen Kommiſſariats für Volksjuſtiz v. 5. Juni 1926 
In died if 103 (Amtliche Wochenſchrift für die Sowjetjuſtiz Nr. 25). 
ne lem Erlaſſe wird beſtätigt, daß die Vollſtreckung in der Sowjet⸗ 
bw 155 auf Grund eines Vollſtreckungsbeſchluſſes des zuſtändigen 
weder gerichts erfolgen kann. Der Vollſtreckungsantrag kann ent⸗ 
e Sowjetgericht geſtellt werden, das im Schiedsabkom⸗ 
an uteinbart wurde, oder mangels einer ſolchen Vereinbarung 
im Jenige Sowjetgericht, das auf Grund der allgemeinen Be⸗ 
Anſprnaben der ſowjetruſſiſchen ZPO. für die Geltendmachung des 

f ae zuſtändig wäre. 
mündl de Eutſcheidung über die Vollſtreckung erfolgt nach vorgängiger 
alſo icher Verhandlung. Die Parteien werden vorgeladen. Obwohl 
ſiſchn e in Deutſchland vorgenommenen Rechtshandlungen der ruj- 
munge Handelsvertretung und der ruſſiſchen ſtaatlichen Unterneh⸗ 
irtj a der deutſchen Gerichtsbarkeit unterliegen (Art.? und 9 des 
Ruß haftsabkommens), iſt für die Anordnung einer Vollſtreckung in 

and nur das ruſſiſche Gericht zuſtändig. 
Ruſſ. RA. Dr. J. Rabinowitſch, Berlin. 


Einziehung und Kraftloserklärung von Erbſcheinen 
und Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſen. 


rap „Der Erbſchein ſtellt das Erbrecht nicht endgültig und rechts⸗ 
1025 9 ſeſt, ſondern hat die Natur einer vorläufigen Entſch., Gr. 57, 
Rein, Das Nachlaßgericht kann daher jederzeit in eine nochmalige 
treten der Richtigkeit des Erbſcheins eintreten und muß auf⸗ 
der * Zweifeln nachgehen, RG. OLG. 37, 257. Ergibt ſich, daß 
engel Erbſchein unrichtig iſt, ſo hat ihn das Nachlaßgericht 
vor iohen. Auch eine auf Grund G. v. 12. März 1839 für Erbfälle 
Rei erteilte Erbbeſcheinigung muß im Falle der Unrichtig⸗ 
keit "Bezogen werden, KG. KJ. 25 A, 237. Für die Unrichtig⸗ 
don hl Erbſcheins macht es keinen Unterſchied, ob er ſchon 

ornherein unrichtig war, wenn dies auch erſt nachträglich feſt⸗ 
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geſtellt wurde, oder ob erſt ſpäter eingetretene Tatfachen das be⸗ 
ſcheinigte Erbrecht aufheben, KG. KJ. 48 A, 114. Eine lin» 
richtigkeit liegt immer vor, wenn das Erbrecht der im Erbſchein 
benannten Erben nicht mehr feſtſteht. Dies iſt aber auch dann ſchon 
der Fall, wenn ein non liquet hinſichtlich dieſes Erbrechts vorliegt. 
Es genügt, daß die nach 8 2359 BGB. erforderliche Überzeugung des 
Gerichts erſchüttert iſt. Jedoch reichen bloße Zweifel, die an dem 
Nachweis des Erbrechts auftauchen, nicht aus, KG. Jurgdſch. 25 
Nr. 1529. Der von einem Miterben erwirkte gemeinſchaftliche 
Erbſchein kann nicht ſchon deswegen als unrichtig eingezogen werden, 
weil ein in ihm aufgeführter Miterbe die Erbſchaft noch nicht an⸗ 
genommen hat. Unrichtig würde er erſt durch die Ausſchlagung ſeitens 
eines ſolchen Miterben werden. Denn der Erbſchein iſt ein Zeugnis 
über das Erbrecht, alſo darüber, daß jemand Erbe geworden iſt, 
nicht anch darüber, daß er die Erbſchaft angenommen habe oder 
daß ſie als angenommen gelte, KG. KGJ. 45 A, 307. 

Ein nicht beantragter oder abweichend vom Antrag erteilter 
Erbſchein iſt, falls nicht der Antragſteller oder einer der Miterben 
die Erteilung nachträglich ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt 
hat, auch dann einzuziehen, wenn das Erbrecht richtig bezeugt iſt, 
KG. KGJ. 48 A, 107, 111. Ein von einem örtlich unzuſtändigen 
Gericht erteilter Erbſchein iſt trotz richtigen Inhalts, aber nur auf 
Beſchwerde, einzuziehen, KG. KG. 53 A, 88. 

Enthält der Erbſchein Schreibfehler, irrtümliche Namens⸗ oder 
Ortsbezeichnungen oder andere offenbare Unrichtigkeiten, ſo kann er 
von Amts wegen abgeändert werden, ohne daß es der Ein⸗ 
ziehung bedarf, da dieſer Grundſatz allgemein auch auf dem Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit Geltung hat, BayObLG. DIZ. 25, 1197. 
In allen anderen Fällen ſachlicher Unrichtigkeit, der Unvollſtändig⸗ 
keit und Behaftung mit inneren Widerſprüchen gleichſteht (KG. 
KGJ. 34 A, 227; 42 A, 220), muß er eingezogen werden. Eine 
Ergänzung des Erbſcheins iſt dem Geſetz nicht bekannt und 
unzuläſſig, BayobLG. DIZ. 24, 322, ebenſo eine Be⸗ 
richtigung, KG. OLG. 38, 1 und BayObLG. JurRdſch. 26 
Nr. 254. 

Die Unrichtigkeit des Erbſcheins kann ſich ergeben: 

1. Durch neue dem Nachlaßgericht bekannt werdende Tat⸗ 
ſachen. Dazu gehört, daß ein Miterbe die Erbſchaft trotz der nach 
82357 Abſ. 3 BOB. als bewieſen erachteten Annahme ausſchlägt, 
daß ein der Erbfolge zugrundeliegendes Teſtament mit Erfolg at» 
gefochten wird, daß nachträglich ein Erbe für erbunwürdig erklärt 
wird oder daß nach Erteilung des Erbſcheins an den Vorerben die 
Nacherbfolge eingetreten iſt, KG. KGJ. 48 A, 113. Iſt die Nach⸗ 
erbfolge eingetreten, kann dann nur der Erbſchein dem Nacherben 
auf ſeinen Namen erteilt werden, da er nicht Rechtsnachfolger des 
Vorerben iſt, ſondern ſein Recht unmittelbar vom Erblaſſer herleitet, 
KG. OLG. 24, 108. In dem Erbſchein für den Nacherben iſt der 
a anzugeben, an dem ihm die Erbſchaft zugefallen iſt, KG. KGJ. 
50 A, 86. 

2. Durch neue Rechtsgründe, KG. OLG. 3, 259 und 
Braunſchw. OLG. 16, 66. 

3. Durch den Ausgang eines über das Erbrecht geführten 
Rechtsſtreits. 

4. Durch Unvollſtändigkeit, weil er notwendige An⸗ 
gaben über das Erbrecht nicht enthält, KGG. KGJ. 44 A, 77, ferner 
wenn die nach 88 2363, 2364 BGB. zu machenden Angaben unter⸗ 
blieben, KG. KJ. 46 A, 142, oder unrichtig wiedergegeben find, 
KG. KJ. 31 A, 124. 

In allen dieſen Fällen kann das Nachlaßgericht, ſelbſt wenn der 
Erbſchein zunächſt richtig erteilt iſt, dieſen nicht ändern, ſondern muß 
ihn einziehen. Zuſtändig hierfür iſt nur das Nachlaßgericht, das den 
Erbſchein erteilt hat. Iſt der Erbſchein nachträglich unrichtig ge⸗ 
worden, ſo kann das Nachlaßgericht ſogar von Amts wegen Ermitte⸗ 
lungen veranſtalten, § 2361 Ab. 3 BGB. Es verletzt aber die ihm 
obliegende Ermittelungspflicht, wenn es bei der Entſch. über den 
Antrag auf Einziehung des Erbſcheins lediglich den ihm glaubhaft 
erſcheinenden Erklärungen des Antragſtellers folgt und die von 
dieſem zur Begründung ſeines Antrags angeführten Tatſachen für 
feſtgeſtellt erachtet, KG. Recht 09 Nr. 294. 

Iſt der Erbſchein eingezogen, ſo verliert er völlig ſeine Wirkung 
und wird kraftlos, 82361 Abſ. 1 BGB. Er darf auch vom 
Nachlaßgericht nicht wieder ausgehändigt werden, ſelbſt wenn ſich 
ſeine Richtigkeit herausſtellt. Sind mehrere Ausfertigungen erteilt, 
ſo müſſen ſie ſämtlich eingezogen werden bei Vermeidung der 
Kraftloserklärung. Iſt der dem Vorerben erteilte Erbſchein infolge 
eingetretener Nacherbfolge eingezogen, jo darf keine weitere Aus⸗ 
fertigung mehr erteilt werden. Hier iſt nur mit einer beglaubigten 
Abſchrift des früheren Erbſcheins zu helfen, wenn es für das Rechts⸗ 
geſchäft auf die Zeit der Geltung des Vorerbſcheins ankommt. 

Auch vor der Einziehung des erteilten Erbſcheins kann, wenn 
ſich ein rechtsgeſchäftliches Bedürfnis ergibt, bereits ein neuer 
Erbſchein ausgeſtellt werden und iſt dies im allgemeinen für zu⸗ 
läſſig zu erachten, KG. KJ. 48 A, 105. Denn die Möglichkeit, 
ſchon vor durchgeführter Einziehung oder Kraftloserklärung eines 
früheren Erbſcheins einen abweichenden neuen zu erteilen, iſt gerade 
geſchaffen worden, um den wahren Erben, der beſonders zu Grund⸗ 
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buchzwecken eines Erbſcheins dringend bedürfen kann, nicht darunter 
leiden zu laſſen, daß ein unrichtiger Erbſchein erteilt iſt und deſſen 
Einziehung oder Kraftloserklärung eine gewiſſe Zeit beanſprucht, 
KG. Recht 13 Nr. 2432. Im Falle des Todes des Vorerben kann 
unbedenklich vor Einziehung des Vorerbſcheins ſofort ein neuer 
Erbſchein für den Nacherben ausgeſtellt werden, da ein Gebrauch des 
Erbſcheins durch den Vorerben nicht mehr möglich iſt. Wird nach 
Eintritt der Nacherbfolge ein neuer Erbſchein für den Nacherben er⸗ 
teilt, jo bedarf es keiner erneuten Verſicherung an Eidesſtatt, wenn 
in der ſonſtigen Erbfolge keine Anderung eingetreten iſt, KG. KG. 
46 A, 146. Soll nach Eintritt des Falles der Nacherbfolge das 
Grundbuch durch Eintragung des bisherigen Nacherben als Berech⸗ 
tigten berichtigt werden, ſo bedarf es zum Nachweiſe ſeines Erbrechts 
keines Erbſcheins, wenn das Recht des Nacherben gemäß 8 52 
Gd. im Grundbuch eingetragen ift und die Vorausſetzungen für den 
Eintritt des Falles der Nacherbfolge erweislich erfüllt ſind, KG. 
FGJ. 1, 366. 

Nur wenn zwei oder mehrere Nachlaßgerichte konkurrieren, ift 
die Beſeitigung des früheren Erbſcheins Vorausſetzung für die Er⸗ 
teilung eines neuen, KG. KGJ. 44 A, 104. 

Iſt von mehreren in einer Urkunde (aus Koſtenerſparnis 
8 78 Pr.) zuſammengefaßten Erbſcheinen nur einer einzuziehen, 
jo iſt eine neue Urkunde mit dem Inhalt der alten unter Fortlaſſung 
des unrichtigen oder unzuläſſigen Erbſcheins zu erteilen, KG. 
c. 50 A, 96. Eine notwendig werdende Kraftloserklärung iſt auf 
den unrichtigen Erbſchein zu beſchränken, KG. OLG. 37, 264. 

Keine Unrichtigkeit des Erbſcheins tritt ein, wenn der Erbteil 
eines Miterben veräußert oder verpfändet wird, RG. 64, 173. 


Nach 8819, 20 FGG. iſt die Beſchwerde und nach 8 27 
die weitere Beſchwerde ſowohl gegen die die Einziehung des Erb⸗ 
ſcheins anordnende Verfügung gegeben, KGG. KJ. 46 A, 142, als 
auch gegen die den Antrag auf Einziehung ablehnende Verfügung, 
KG. OLG. 21, 352. Mit der gegen die Erteilung des Erbſcheins 
erhobenen Beſchwerde kann aber nicht ſeine Aufhebung oder Abände⸗ 
rung, ſondern nur Einziehung oder Kraftloserklärung erreicht werden, 
NO. 61, 273, und zwar mit dem Ziel der Erlangung eines neuen 
richtigen Erbſcheins KG. KJ. 31 A, 94. 

Der eingezogene Erbſchein iſt unbrauchbar zu machen. Kann der 
Erbſchein nicht ſofort erlangt werden, ſo hat ihn das Nachlaßgericht 
durch Beſchluß für kraftlos zu erklären. Dieſer iſt dem Antrag⸗ 
ſteller gemäß 8 16 366. bekanntzumachen und wird ihm ſowie 
dem hiervon unterrichteten Dritten gegenüber ſchon hierdurch rechts⸗ 
wirkſam. Mit Ablauf eines Monats nach der erfolgten letzten Ein⸗ 
rückung des Beſchluſſes in die öffentlichen Blätter wird der Erb⸗ 
ſchein gegen jedermann rechtsunwirkſam. Gegen den Beſchluß auf 
Kraftloserklärung gibt es keine Beſchwerde, § 84 FGG. Der An⸗ 
tragſteller kann nur neuen Erbſchein beantragen und gegen die 
ablehnende Verfügung Beſchwerde erheben. 

2. Das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis (TVz.) wird 
mit der Beendigung des Amtes von ſelbſt kraftlos“ 8 2368 
Abi. 3 BGB.; RO. Warn. 1910 Nr. 426. Zwiſchen dem Erbſchein 
und dem TVZ. beſteht der grundſätzliche Unterſchied, daß das im 
Erbſchein bezeugte Recht einer Veränderung nicht ausgeſetzt iſt, wäh⸗ 
rend der Inhalt des TV. feiner Natur nach dem Wechſel unterliegt, 
vgl. 88 2197, 2199 f. 2225 BOB. Während daher nach 8 2361 
BGB. die Entkräftung eines Erbſcheins ſeine Unrichtigkeit voraus⸗ 
ſetzt und ſtets eine Tätigkeit des Nachlaßgerichts (Einziehung oder 
Kraftloserklärung) erfordert, wird ein TVg. nach § 2368 Abſ. 3 
TGB., ſelbſt wenn es richtig war, ohne weiteres auch dadurch kraft⸗ 
los, daß das Amt des Teſtamentsvollſtreckers (TV.) ſein Ende er⸗ 
reicht, KG. KGJ. 28 A, 201. Es bedarf in allen den Fällen der 
88 2225—2227 BGB. keiner beſonderen Kraftloserklärung nach 
8 2361 Abf. 2, fie wird vielmehr vom KG. für unzuläſſig er⸗ 
achtet, OLG. 21, 359. Nur wenn das erteilte Zeugnis unrichtig 
iſt (§8 2368 Abſ. 3 S. 1, 2361), z. B. weil in ihm eine Erweiterung 
oder Beſchränkung der Befugniſſe des TV. nicht angegeben iſt, iſt die 
Kraftloserklärung gegeben, wenn die Einziehung nicht erfolgen kann, 
KO. g. a. O. Eine förmliche Aufhebung der Vollſtreckerſchaft durch 
das Nachlaßgericht findet bei Beendigung des Amtes nicht ſtatt, 
KG. OLG. 37, 259. 

Aber auch in den Fallen, in denen das Amt des TV. von 
ſelbſt kraftlos wird (Erledigung ſeiner Aufgaben, Tod, Unfähigkeit 
nach 88 2225, 2201 BGB, Kündigung und Entlaſſung) iſt das 
Schrifttum überwiegend der Anſicht, daß das Zeugnis, beſonders 
bei der Kündigung und Entlaſſung, eingezogen werden muß. 
Dem folgt die Praxis, obwohl eine Einziehung im geſetzlichen 
Sinne, nämlich mit der Wirkung der dadurch erfolgenden Kraft⸗ 
loſigkeit, nicht möglich iſt, RIA. 5, 37; 16, 66. Iſt aber das 


1 
Zeugnis einzuziehen, ſo iſt die natürliche Folge, daß es, wenn ae 
eingezogen werden kann, für kraftlos erklärt wird, um zu Der 
Mißbrauch durch den nicht mehr im Amte befindlichen TB. 5e 
gegnen. Denn Einziehung und Kraftloserklärung ſtehen in, gionell 
ſolchen Verhältnis zueinander, daß jene nur als ein inſtrug £ 
vorgeſchriebener Verſuch angeſehen werden kann, auf 59 die 
Weiſe dasjenige zu erreichen, was das Nachlaßgericht dur n, 
Kraftloserklärung jederzeit und unanfechtbar herbeiführen 
Mugdan, Mot. 5, 301; Jena OLG. 2, 257. 


Mit der Beendigung des TViamts erliſcht die Beben. 
kraft des Zeugniſſes ohne Rückſicht auf den guten Gla ze. 
Der Dritte, der ſich im rechtsgeſchäftlichen Verkehr mit dem baß 
einläßt, hat trotz der Vorlegung des Zeugniſſes keine Gewähr, . 
die Befugniſſe des Vollſtreckers noch fortbeſtehen. Er iſt nur br. 
weit, aber auch inſoweit geſchützt, als das Zeugnis keine Beſche 
kung der Amtsdauer enthält. Denn es würde ſonſt jeden gend‘ 
für den Rechtsverkehr verlieren, da neben der Vorlegung des 2 
niſſes immer noch in jedem einzelnen Falle eine Beſcheinigung . 
Nachlaßgerichts erforderlich würde, daß eine Veränderung in fal 
Amte nicht eingetreten ſei. Eine ſolche Einengung der rechtsgeſch 
lichen Bedeutung des Zeugniſſes iſt unbedingt abzulehnen. jur 

Das kraftlos gewordene Zeugnis verliert nicht feine DR 
dung für den Rechtsverkehr. Vielmehr muß es dem neuen por 
oder, wenn ein ſolcher nicht eintritt, dem Erben nach wie nen, 
hinſichtlich aller derjenigen Rechtshandlungen als Ausweis * 1 
welche der bisherige TV. während der Dauer ſeines Amtes eis 
genommen hat, vgl. 836 GBO. Iſt aber das Zeugnis ber f 
eingezogen, kann vom Nachlaßgericht keine weitere Ausfertig ez 
ſondern nur eine beglaubigte Abſchrift des Zeugniſſes als u 
erteilt werden, um die Ungültigkeit des Zeugniſſes für fer ie 
Rechtshandlungen des ehemaligen TV. zu kennzeichnen. An Ir . 
der vom KG. KJ. 28 A, 201 vorgezeichnete Weg, auf die d in 
fertigung des Zeugniſſes einen Vermerk zu ſetzen, daß un 
welchem Zeitpunkt das Amt des TV. ſeine Beendigung gel en. 
hat, alſo eine entſprechende Berichtigung des Zeugniſſes, gege gen 
Es verſagt aber dieſer Weg, wenn dem TV. mehrere Ausfertec ache 
erteilt ſind und er nicht in der Lage oder nicht gewillt iſt, ſäm g 
zurückzureichen. Er könnte dann mit einer zurückbehaltenen " 
fertigung zum Schaden des Nachlaſſes auch für die Zukunft W 
geſchäfte vornehmen. Dem iſt nur durch Einziehung oder Kraf 
erklärung des TV. zu begegnen. den 

Handelt es ſich bei Vorhandenſein mehrerer TV. um . 
Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts, an dem der eine in ſeiner lde 
ſchaft als TV. durch rechtliche in ſeiner Perſon liegende Gr ben, 
dauernd verhindert iſt, ſo iſt dies ſeinem Wegfall gleich zu En 
jo daß die übrigen das Amt allein führen, § 2224 BOB; 
58, 300. Das Zeugnis für die gemeinſchaftlichen TV. wird dab bed 
nicht unrichtig, weil es ſeine Wirkſamkeit nur für die Dauer m, 
Behinderungsfalls verliert. Fällt dagegen einer von mehreren 11 
endgültig, z. B. infolge Kündigung fort, ſo iſt das gemeiuſchn le 
Zeugnis einzuziehen, da der weggefallene TV. ſonſt in der Lage ir⸗ 
würde, auf Grund des Zeugniſſes wieder mit den anderen mild satt 
ken. Inſoweit ift dem KG. KJ. 28 A, 201 nicht beizupflich 

Im Falle der Kündigung des Amtes oder der Entlaſl 
des TV. wird daher das Nachlaßgericht ſtets auf die Einziehen 
des Zeugniſſes dringen muſſen und es für kraftlos erklären, w 
die Einziehung nicht erzielt werden kann. 

Mit der Zuſtellung des die Entlaſſung nach 8 2227 1 
ausſprechenden Beſchluſſes wird dieſer ſofort rechtswirkſam een 
hört das Amt des TV. völlig auf. Die Einlegung der bier ee 
zuläfſigen ſofortigen Beſchwerde (881 Abſ. 2 366.) hat KT, 
aufſchiebende Wirkung, § 16 a. a. O. Iſt das TV. eingezog e 
lebt es auch nicht mit einer Abänderung des Entlaſſungsbeſch icht 
durch die Beſchwerdeinſtanz auf. Vielmehr hat das Nachlaßge FR 
in dieſem Falle auf Anweiſung oder Antrag ein neues eng! 
auszuſtellen. 5 dr 

Ein beſonderes Zeugnis darüber, daß die Teſtamentsvolſteſh 
kung weggefallen ſei, kann der Erbe nicht verlangen. Es läßt hr 
nach Anſicht des KG. nur mit der Einziehung des erteilten er⸗ 
ſcheins oder, wenn die Vollſtreckung ſich vor der Erteilung nr 
ledigt hat, mit der Erwirkung eines ſolchen ohne die Verfügun 
beſchränkung helfen, KGJ. 50 A, 103. Der Nachlaßrichter "gr 
aber dieſen ſtrengen Standpunkt nicht immer teilen, ſondern ande- 
bedenklich eine Beſcheinigung über den Wegfall der Teſtan ger 
vollſtreckung ausſtellen, wenn ihm nachgewieſen wird, daß nur 
Nachweis, namentlich vom Grundbuchamt verlangt wird, j 
aber ein mit Mehrkoſten verknüpfter Erbſchein ſich erübrigt. 


AGR. Dr. Fritz Drewes, Charlottenburg; 
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Jahrg. 1926 Heft 211 Rechtſprechung 


A. Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
len ggg, Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 
91173 89.54 Ab. 1 Satz 2, 71, 77 Ab ſ. U, 22 6 8 O.; 
13, 1115, 874, 1189, 1190 BGB. Unklarheit und 
ban wutlichkeit der Eintragung macht dieſe nur 
Den unzuläſſig, wenn ſich jene auf anderem 
7 80 nicht beſeitigen läßt. Läßt fie ſich beſei⸗ 
wegn dann erfolgt keine Löſchung von Amts 
r e ſondern Richtigſtellung auf Betreiben 
Ungjtetligten im Prozeßwege gemäß $22 


gew bligationenanleihe, die die Br. Privatbank der R. AktG. 
bige hrte, und für die dieſe Bank als Treuhänderin und Gläu⸗ 
eantragteterim gemäß 8 
1560000 


>71 


1189 BGB. auftrat, bewilligte und 
zur Sicherung eines Teilbetrages in Höhe von 
iche Goldmark die B. AktG. „die Eintragung einer 
Z. kungshypothek zugunſten der B. Privatbank AktG. in 
im * Geſamthaft auf den zu R. in der Biſtraße belegenen, 
ſtücke rundbuche daſelbſt unter Bl. ... verzeichneten Grunde 
Sicher Dieſem Antrage gemäß waren „1560000 Goldmark 
auf diungshypothek für die B. Privatbank unter Bezugnahme 

le Eintragungsbewilligung auf den Grundſtücken zur Ge⸗ 
Keen eingetragen worden. Nachher beantragte die Grund⸗ 
wieder gentümerin, die Sicherungshypothek von Amts wegen 
Bein, zu löſchen, weil fie mangels genügend beſtimmter Be⸗ 
nichtig. des Teiles der Forderung, den ſie ſichern ſolle, 
. ein ſei. Das Grundbuchamt lehnte die Löſchung ab, indem 
liegend Höchſtbetragshypothek gemäß 8 1190 BGB. für vor⸗ 
A 1b erachtete, kraft deren die Grundſtücke für die ganze 
hafter bis zum Höchſtbetrage von 1560000 Goldmark 
tu E lollten. Die hiergegen gerichtete Beſchwerde der Eigen- 
weil ein hatte Erfolg. Das LG. R. ordnete die Löſchung an, 

es die Auslegung der Geſamthypothek als einer Höchſt⸗ 


deſch d 1. Für das Verſtändnis des vorliegenden, wohlbegründeten 
hatte uſſes iſt weſentlich, daß das NG. allein darüber zu entſcheiden 
re ob die vom LG. R. angeordnete Löſchung der Sicherungs- 
Una bon 1560000 % nach $ 541 GB. als „inhaltlich 

Jäſſig“ gerechtfertigt war oder nicht. 

Fum Tatbeſtand iſt folgendes zu bemerken. Die Br. Privat⸗ 
anleig. ate der J. R. AktG. eine mit 110% verzinsliche Obligationen⸗ 
barten, von insgeſamt 13 Millionen Goldmark zu zwar ſchon verein⸗ 
ſagt A noch nicht ſchriftlich niedergelegten Bedingungen zuge⸗ 
91189 5 Bank ſollte Treuhänderin und Gläubigervertreterin gemäß 

eniger ° B. werden. Zur Sicherheit für die Anleihe ſollten auf nicht 
ond m als 11 Grundſtücken verſchiedener Eigentümer Teilbeträge 
tragen 20000, 783 000, 1 000 000, hier 1 560 000 % uſw.) einge⸗ 
in du werden und ſind eingetragen worden. Die Eintragung iſt aber 
Ein erſchiedener Weiſe erfolgt. Einige Grundbuchämter haben die 
un Agungsanträge von vornherein als zu unbeſtimmt beanſtandet 
Ong weicht, daß die Hypotheken gemäß 8 1187 BGB. und 8 51 
verſchr ar beſtimmte, nach Littera und Nummer bezeichnete Teilſchuld⸗ 
U, 17. ungen eingetragen wurden. In dem vom KG., DLGRipr. 
Brian: entſchiedenen Falle lautete die Eintragung für „die Br. 
durch bank AktG. zu Br. oder ihre Rechtsnachfolger, nämlich die 
und Judoſſament legitimierten Beſitzer der Schuldverſchreibungen“ 
Gläupz achte die Beſtellung der Br. Privatbank zur Vertreterin der 
frag oe gemäß 81189 zum Ausdruck: das KG. hat dieſe Ein⸗ 
erklär als „ihrem Inhalt nach unzuläſſig“ i. S. von 8 5412 G80. 
derſchrei weil der für ſie in Betracht kommende Teil der Schuld⸗ 
ſondert dungen gegenüber dem anderen Teil nicht zweifelsfrei abge⸗ 
ar. 


Int vorliegenden Falle aber und in den vom OLG. Dresden 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; 


Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


betragshypothek für unvereinbar mit der Faſſung der in be⸗ 
zug genommenen Eintragungsbewilligung und demnach nur 
eine einfache Sicherungshypothek i. S. des 8 1187 BGB. 
für gegeben erklärte, bei dieſer aber die Bezeichnung der ein⸗ 
zelnen, durch die Hypothek zu ſichernden Teilſchuldverſchrei⸗ 
bungen vermißte und deshalb inhaltlich unzuläſſige, 
nach den 88 54 Abſ. I, 71 Abſ. II GBO. von Amts wegen 
zu löſchende Eintragungen für vorliegend anſah. Die Löſchung 
im Grundbuch iſt erfolgt. Dagegen hat nunmehr die B. 
Privatbank als betroffene Gläubigerin weitere Beſchwerde mit 
dem Antrage auf Eintragung eines Widerſpruchs gegen die 
Löſchung erhoben, indem ſie zugleich beantragte, durch einſt⸗ 
weilige Anordnung dem Grundbuchamt die Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung ihres Anſpruchs auf Wiederein⸗ 
tragung der Hypothek oder eines vorläufigen Widerſpruchs auf⸗ 
zugeben. Das OLG. als Gericht der weiteren Beſchwerde hat 
zwar den von der Beſchwerdeführerin beantragten einſtweiligen 
Widerſpruch eintragen laſſen, möchte aber zur Sache ſelbſt der 
für zutreffend erachteten Begründung des LG. beitreten und 
demgemäß die weitere Beſchwerde zurückweiſen. Es ſieht ſich 
jedoch hieran gehindert durch zwei andere, gleichfalls Teil⸗ 
beträge der hier in Frage ſtehenden Geſamtanleihe betreffende 
oberlandesgerichtliche Beſchlüſſe, in denen auf weitere Be⸗ 
ſchwerde abweichend entſchieden ſei (OLG. Dresden, Obs. 
München). Es hat deshalb die weitere Beſchwerde gemäß 8 79 
Abſ. II GBO. dem RG. zur Entſcheidung vorgelegt. Die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 79 Abſ. II GBO. find gegeben. Das OLG. 
R. will als Gericht der weiteren Beſchwerde bei der Aus⸗ 
legung reichsgeſetzlicher Vorſchriften, die das Grundbuchrecht 
betreffen, nämlich der 88 1113, 1115 BGB., § 54 Abſ. 1 S. 2 
GBO. eine Grundbucheintragung für ihrem Inhalte nach un⸗ 
zuläſſig erklären, die das OLG. Dresden und Obs G. München 
bei im weſentlichen übereinſtimmenden Tatbeſtand und Ein⸗ 
tragungswortlaut in gleichfalls auf weitere Beſchwerde er⸗ 
gangenen Entſcheidungen als inhaltlich zuläſſig angeſehen haben. 
Die Beſchwerde iſt begründet. Sie richtet ſich gegen den Be⸗ 
ſchluß des LG., der die Löſchung der Sicherungshypothek von 
1560000 Goldmark angeordnet hat. Daß nicht eine Höchſt⸗ 
betragshypothek i. S. des § 1190 BGB., ſondern nur eine 
einfache Sicherungshypothek gemäß den SS 1187ff. daſelbſt 
in Frage ſteht, wird auch von der Beſchwerdeführerin nicht 
verkannt. Ihr iſt andererſeits zuzugeben, daß der Beſchl. des 


und vom BayObLG. entſchiedenen Fällen lauteten die Eintragungen 
einfach zugunſten der Br. Privatbank als Gläubigerin; die in allen 
drei Fällen in bezug genommene Eintragungsbewilligung ließ er⸗ 
kennen, daß eine Obligationenanleihe i. S. des 8 1187 BGB. gemeint 
war, möglicherweiſe aber als die erſt zukünftige Geſtaltung der 
Rechtslage. 

Unter dieſen Umſtänden haben das OLG. Dresden und das 
Bay obs. und im vorliegenden Falle auch das RG. zutreffend ver⸗ 
neint, daß eine inhaltliche Unzuläſſigkeit der Eintragung vorliegt. 

Mit Recht geht das RG. davon aus, daß aus der Eintragung 
und der in bezug genommenen Eintragungsbewilligung ſelbſt erſicht⸗ 
lich ſein muß, daß die Eintragung ihrem Inhalt nach unzuläſſig iſt, 
daß aber Umſtände außerhalb des Grundbuchs dafür nicht heran⸗ 
gezogen werden dürfen. Dafür ſpricht maßgebend auch die Er⸗ 
wägung, daß eine inhaltlich unzuläſſige Eintragung nicht die Grund⸗ 
lage für einen gutgläubigen Erwerb nach 88 892/3 BGB. abgeben 
kann. Daraus aber ergibt ſich insbeſondere für unſeren Fall, daß 
die Eintragung nicht unzuläſſig iſt. Denn eingetragen iſt eine ge⸗ 
wöhnliche Sicherungshypothek für die Br. Privatbank als perſönliche 
Gläubigerin. Mag dieſe Angabe auch vielleicht nicht richtig ſein, die un⸗ 
richtige Bezeichnung des Gläubigers oder die Angabe eines unrichtigen 
Gläubigers macht niemals die Eintragung inhaltlich unzuläſſig, ſo⸗ 
fern nur die Perſon des Gläubigers nach Maßgabe der Eintragung 
feſtgeſtellt werden kann; iſt doch dieſer Fall einer der Hauptan⸗ 
wendungsfälle von § 892. Für die vorliegende Entſch. kommt hinzu, 
daß ſich die Unklarheit über die Stellung der Br. Privatbank erſt 
aus der Eintragungsbewilligung ergab, die zwar in bezug genommen 
war, gerade aber zur Bezeichnung des Gläubigers nicht in bezug ge⸗ 
nommen werden darf (8 1115 BGB.). Außerdem aber läßt die Ein⸗ 
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KG. v. 28. Mai 1925 einen anders gearteten Sachverhalt wenig⸗ 
ſtens inſoweit zum Gegenſtande hatte, als dort die Eintragung 
im Grundbuche nicht auf die Beſchwerdeführerin allein lautete, 
als Gläubiger vielmehr „die Bremer Privatbank AG. zu Bremen 
oder ihre Rechtsnachfolger, nämlich die durch Indoſſament legi⸗ 
timierten Beſitzer der Schuldverſchreibungen“ bezeichnet waren 
und ferner die Beſtellung der Beſchwerdeführerin zur Vertreterin 
der jeweiligen Gläubiger zum Ausdrucke gebracht war. Immer⸗ 
hin ſtimmt der Beſchluß des KG. mit der hier angegriffenen 
Entſcheidung darin überein, daß beide bei der Eintragung der 
Forderung die gebotene Beſtimmtheit in der Bezeichnung des 
geſicherten Teiles der Geſamtanleihe durch genaue Aufführung 
der jeweilig geſicherten Teilſchuldverſchreibungen vermiſſen. 
Wenn die Löſchung einer Eintragung nach 8 54 Abſ. 1 Satz 2 
GBO. von Amts wegen erfolgen ſoll, muß aus der Ein⸗ 
tragung ſelbſt und darf nicht erſt aus Beweiſen, die außer⸗ 
halb des Grundbuchs liegen, erkennbar ſein, daß ſie unzu⸗ 
läſſig und daher rechtlich bedeutungslos iſt. Der Eintragung 
im engeren Sinne, d. h. dem Eintragungsvermerke, ſteht 
aber, ſoweit nach den SS 874, 1115 Abſ. 1 BGB. eine Bezug⸗ 
nahme zuläſſig iſt und ſtattgefunden hat, der Inhalt der in 
Bezug genommenen Eintragungsbewilligung gleich; beide wer⸗ 
den durch die Bezugnahme, ſoweit dieſe reicht, zu einer Ein⸗ 
heit, die nur einheitlich geleſen und gewürdigt werden kann 
(RG. 88, 83 ff., 88). Im gegebenen Falle weicht nun der 
Eintragungsvermerk zunächſt ſowohl von der Vorſchrift des 
$ 1115 Abſ. 1 BGB., wie von den Fällen Dresden und Mün⸗ 
chen darin ab, daß er den Zinsſatz der Forderung nicht ent⸗ 
hält, obwohl inſoweit eine Bezugnahme auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung nicht zugelaſſen iſt. Es fragt ſich, ob dieſer Ver⸗ 
ſtoß, der allerdings eine inhaltliche Unzuläſſigkeit der Ein⸗ 
tragung, wenn auch nur eine negative, nämlich durch Un⸗ 
vollſtändigkeit, darſtellt, ihre volle rechtliche Unwirkſamkeit 
zur Folge hat, welchenfalls das OLG. aus dieſem Grunde die 
Beſchwerde hätte zurückweiſen können, ohne dabei von den 
beiden anderen Entſcheidungen abzuweichen und deshalb zur 
Vorlegung bei dem RG. genötigt zu ſein. Das iſt aber zu 
verneinen. Denn es iſt keine Nötigung erſichtlich, die Nichtig⸗ 
keit, die in betreff der Zinſen freilich dahin eintritt, daß für 
dieſe in Ermanglung der Eintragung die Haftung des Grund⸗ 
ſtücks nicht begründet wird, auch auf den übrigen Inhalt der 
Eintragung zu erſtrecken (RGRKomm. z. BGB.5 § 1115 An⸗ 
merkung 2). Hiervon abgeſehen gibt aber der Eintragungs⸗ 
vermerk für ſich allein betrachtet weder nach der poſitiven 
noch nach der negativen Seite zu Bedenken in betreff der 
inhaltlichen Zuläſſigkeit der Eintragung Anlaß. Sowohl der 
Gläubiger wie der Geldbetrag der Forderung ſind klar und 
beſtimmt bezeichnet, und im übrigen iſt in zuläſſiger Weiſe 
(8 1115 Abf. 1 Halbſatz 2 BGB.) auf die Eintragungsbewilli⸗ 
gung Bezug genammen. Eine Unzuläſſigkeit der vorliegenden 
Hypothekeneintragung dem Inhalte nach könnte ſich demzu⸗ 
folge nur aus dem Zuſammenhalt des eigentlichen Ein⸗ 
tragungsvermerkes mit der Eintragungsbewilligung ergeben. 
Davon iſt offenſichtlich auch die Eigentümerin der Grundſtücke 
ausgegangen, indem ſie die Unzuläſſigkeit der Eintragung 
daraus herleitete, daß der Teilbetrag der Gefamtanleihe, 
für den die beiden Roſtocker Grundſtücke ihrer Auffaſſung nach 
nur haften ſollten, nicht deutlich und beſtimmt genug be⸗ 
zeichnet ſei; denn daß es ſich bei der Eintragung um einen 
bloßen Teilbetrag einer größeren Geſamtforderung handelte, 
war nur aus der in Bezug genommenen Eintragungsbewilli⸗ 
gung zu erſehen. Ebenſo beruhen auf der Heranziehung des 
Inhaltes der Eintragungsbewilligung auch der angefochtene 
Beſchluß des LG. und die Ausführungen, womit das OLG. 
die Vorlegung der weiteren Beſchwerde bei dem RG. be⸗ 
gründet hat. In Übereinſtimmung mit der Grundſtückseigen⸗ 
tümerin erblickt das LG. die inhaltliche Unzuläſſigkeit der Ein⸗ 
tragung darin, daß ſie die zu ſichernde Teilforderung inner⸗ 


tragungsbewilligung eine Deutung zu, die die Bezeichnung der Br. 
Privatbank als Gläubigerin ſchlechthin rechtfertigt. 

Die Eintragung in unſerem Falle weiſt nur einen Unterſchied 
gegen die Eintragungen in den vom OLG. Dresden und vom Bay⸗ 
Obe. entſchiedenen Fällen auf, nämlich, daß der Zinsſatz von 110% 
nicht eingetragen iſt. Vielleicht ſollte. er auch durch Verweiſung auf 
die Eintragungsbewilligung erledigt werden; das aber iſt unzuläſſig 
(8 1115 BGB.). Inſoweit wäre die Verweiſung nichtig; das würde 
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[Ruriftiiche Wochenſchriſt⸗ L 
halb der höheren Geſamtforderung nicht genügend beutfih 
abgrenze, insbeſondere die Teilſchuldverſchreibungen, zu der er 
Sicherung die Roſtocker Hypothek dienen ſolle, nicht in den 
im 8 51 GBO. vorgeſehenen Weiſe näher bezeichne. 
OLG. Hält die Auslegung, die das LG. hiermit der Hypo 
thekeneintragung i. S. einer Sicherungshypothek gemäß d 
88 1187ff. BGB. gibt, an ſich für möglich und it geneigt 
ſich den vom LG. hieraus gezogenen Folgerungen 5 
ſchließen, erachtet jedoch auch die Auffaſſung für vertretble 
wonach die Eintragung in Verbindung mit der Eintragung 
bewilligung zweifelhaft laſſe, ob die Bremer Privatbank n 
Gläubigervertreterin oder ſelbſt Gläubigerin ſei. Aber 26 
von dieſer Auffaſſung aus hält es im Gegenſatze zum Obs e 
in München die Eintragung für ihrem Inhalte nach unzuläſſtg 
weil fie dann in bezug auf die Perſon des Berechtigten in 10 
unklar ſei. Was zunächſt die Perſon des eingetragenen daß 
bigers betrifft, jo geht das OLG. zutreffend davon aus, "pie 
die Angabe eines unrichtigen Berechtigten im Grundbuche * 
Eintragung an und für ſich, ſofern nur über die Perſön 
keit des Bezeichneten kein Zweifel beſteht, nicht i. S. des M 
Abf.1 S. 2 GBO. ihrem Inhalte nach unzuläſſig macht (ir 
Güthe⸗Triebel, GBO.t Anm. 28 zu $54 ©. 1088, — 
Nachw.). Es erachtet aber im vorliegenden Falle bei Her er 
ziehung der Eintragungsbewilligung darüber, in welch 
Eigenſchaft die Bremer Privatbank eingetragen fei Per- 
ſelbſt als Gläubigerin oder nur als Treuhänderin und 8 
treterin gemäß 81189 BGB. für die Teilſchuldverſchreihm 
gläubiger — Zweifel in ſolchem Maße für begründet, = 
dieſe Unklarheit die Eintragung inhaltlich unzuläſſig m 
Dem kann jedoch nicht beigetreten werden. Allerdings la m 
Unzuläſſigkeit dem Inhalte nach auch dann gegeben ſein, wen 
die Eintragung in einem weſentlichen Punkte derart unklar 1 
daß nicht erſehen werden kann, was eigentlich eingetaag 
(Güthe⸗Triebel a. a. O., Anm. 28 gegen Ende ©. 1 115 
Bedenklich muß es aber ſchon erſcheinen, bei einem Pun 
in betreff deſſen, wie bei der Angabe des Hypothekengl 
bigers, nicht auf die Eintragungsbewilligung Bezug 92 
men werden darf und folgeweiſe vermutlich auch nicht W 
genommen iſt, gegen die an ſich zweifelsfreie Eintragung 
klarheiten geltend zu machen, die ſich erſt bei Hinzunahme; 
Eintragungsbewilligung herausſtellen. Wollte man dies e 
doch auch mit Rückſicht auf die Zuſammengehörigkeit belt 
nachlaſſen, ſo dürſen doch Zweifel oder Undeutlichkeiten, 
fi) aus der Zufammenhaltung von Eintragungsvermerk ! 
Eintragungsbewilligung ergeben, als die Eintragung ir 2 
Inhalte nach unzuläſſig machend i. S. des 8 54 Abf. 1 der 
GBO. nur dann anerkannt werden, wenn ſie ſich als an en 
weit unbehebbar darſtellen. Die Löſchung von Amts 1 
nach § 54 Abſ. 1 S. 2 iſt eine fo einſchneidende Mana) 
daß ſie ſich wegen beſtehender bloßer Unklarheit nur 10 
fertigen läßt, wo dieſe auf anderem Wege nicht beſeitigt wan 
den kanm Iſt dagegen die Möglichkeit einer Auslegung ben 
zuerkennen, die den Zweifel oder anſcheinend vorliegen 
Widerſpruch löſt, fo beſteht inhaltliche Unzuläſſigeit, die le 
Löſchung von Amts wegen nötigt, nicht. In ſolchem e pie 
muß es vielmehr den Beteiligten überlaſſen bleiben, tit 
Richtigſtellung einer vermeintlich vorliegenden Unrichugee 
des Grundbuchs gemäß § 22 GBO. im Prozeßwege her! 
zuführen. Im vorliegenden Fall iſt in dem Eintrag 
vermerke ſelbſt als Gläubiger der Sicherungshypothek die den 
ſchwerdeführende Bremer Privatbank ſchlechthin, ohne Far 
ein Treuhand» oder Vertretungsverhältnis andeutenden aß 
ſatz, bezeichnet worden. Sit ſchon hieraus zu entnehmen, 
das Grundbuchamt die Beſchwerdeführerin allein als 
Gläubigerin jedenfalls zunächſt anſah und eintragen o 
fo findet dieſe Annahme auch in der Eintragungsbemill! 
weſentliche Unterſtützung durch die Faſſung des darin 15 be⸗ 
lierten und durch Einrückung aus dem fortlaufenden Tel 


zur Folge haben, daß das Zinsrecht nicht eingetragen wäre, 
jo, wie wenn das Grundbuchamt die Eintragung vergeſſen, ent‘ 
Mangels Eintragung iſt aber ein dingliches Zinsrecht ni t das 
ſtanden. Das RG. lehnt es ab, dieſe „Nichtigkeit“ (wohl beſſer ung 
Nichtentſtehen) des Zinsrechts auf den übrigen Teil der Eintrah, 

zu erſtrecken. Das dürfte in Anwendung des Grundgedankens un 
$ 139 BOB. richtig fein (vgl. dazu Roſenberg, Kommentar 100 
Sachenrecht 1 S. 17/8, dem Strecker, Recht 1924 S. 85/6 po 


gend, 
hätte, 


Jahrg. 1926 Seit 21] 
Inbers hervorgehobenen Eintragungsantrags, der ebenfalls 
zun ich auf die Eintragung einer Sicherungshypothek zu⸗ 
1 der Bremer Privatbank gerichtet iſt. Im Ein- 
abſich, der Bewilligungsurkunde iſt nun freilich von der be⸗ 
weiche dien Aufnahme einer Obligationenanleihe die Rede, für 
Bine € die Bremer Privatbank als Treuhänderin und Gläu⸗ 
Jervertrelerin gemäß $ 1189 BGB. auftreten ſolle. Aber 
kün faßt ſich auch ſo verſtehen, daß damit nur die zu⸗ 
un tige Geſtaltung der Dinge gekennzeichnet werden ſollte, 
noch zwar um ſo mehr, als der folgende Satz ergibt, daß 
gel nicht einmal die Bedingungen der Anleihe ſchriftlich feſt⸗ 
0 ge waren. Eine Auslegung der Eintragungsbewilligung 


Bank nt daher durchaus möglich, die dahin geht, daß die 
Glän ae Anleihe demnächſt begeben, zuvörderſt aber ſelbſt als 


gerin der Darlehnshypothek, unter dem Vorbehalt der 
n den Umſchreibung auf die zukünftigen Teilberechtigten, 
die 9 Grundbuch eingetragen werden ſollte. Das iſt auch 
in Mn ſun „von der das OLG. Dresden und das Obs G. 
liege uchen 0 haben leiten laſſen, jenes, indem es das Vor⸗ 
N EN einer Hypothekeneintragung i. S. der 88 1187 ff. BGB., 
(ru G80. leugnete, dieſes, indem es als die Auslegung des 
ſchwadbuchrichters ausdrücklich annimmt, daß zunächſt die Be⸗ 
den erdeführerin als Hypothekengläubigerin eingetragen wer⸗ 
mögltellte, und indem es vom Standpunkte ſolcher „rechllich 
1115 den Auslegung aus einen Verſtoß gegen die §8 1113, 
re BOB. für nicht gegeben erklärt. Hiernach ift von beiden 
Gdeſem Punkte die Anwendbarkeit des 9 54 Abſ. 1 S. 2 
gegehe mit Recht verneint. Nicht anders liegt aber der hier 

Ti Fall. Der Eintragungsvermerk lautete zweifelsfrei 
barkert Beſchwerdeführerin als Gläubigerin, und die Ausleg⸗ 
8 eit der Eintragungsbewilligung, ſofern ſie überhaupt 
Nun gezogen werden durfte, ließ dies zu. Es konnte in dieſem 
hand e möglicherweiſe eine Unrichtigkeit vorliegen, aber es 
tr elt ſich nicht um eine inhaltliche Unzuläſſigkeit der Ein⸗ 
Rallng, die für eine Anwendung des $ 54 Abf.1 S. 2 G88. 
gehabt gegeben hätte. Ob etwa der Grundbuchrichter Anlaß 

I hätte, vor der Eintragung die Zweifel, zu denen der 
klare aut der Eintragungsbewilligung Anlaß bot, aufzu⸗ 


ſpätere 
t 2 


En, iſt eine andere, hier nicht zu entſcheidende Frage. Sit 
licher von der Eintragung der Beſchwerdeführerin als wirk⸗ 


darf und zunächſt alleiniger Gläubigerin auszugehen, ſo be⸗ 
ti es unter dem Geſichtspunkte des $ 54 Abſ. 1 S. 2 G80. 
verſch Erörterung mehr darüber, ob, falls die Teilſchuld⸗ 
Ein reibungsgläubiger als eingetragen anzuſehen wären, deren 

tagung als ordnungsmäßig (88 1187 ff. BGB., § 51 
die . anzuerkennen fein würde. Es verbleibt dann lediglich 
keit Frage, ob ein weiterer Grund der inhaltlichen Unzuläſſig⸗ 
in. einer Eintragung zugunſten des Einzelgläu⸗ 
rabers etwa darin gefunden werden müſſe, daß die Ein⸗ 
gung, wie ſich aus der Zuſammenhaltung mit der Ein⸗ 


gut dungsbewilligung ergibt, nur für den Teilbetrag einer 
al Beren Geſamtforderung erfolgt ift, ohne daß dieſer anders 


0 urch die bloße ziffermäßige Betragsangabe gegenüber 
37 Rest oder anderen Teilen der Geſamtforderung abgegrenzt 
Be Auch dies ift aber zu verneinen. Einzelhypotheken zu⸗ 
für ten desſelben Gläubigers auf verſchiedenen Grundſtücken 
beſtellelchiedene Teilbeträge einer und derſelben Forderung zu 
dachten iſt, wie auch im Beſchluſſe des Obs G. hervorgehoben, 
* ich zuläſſig (K GJ. 51, 288; Güthe⸗Triebel, Vor⸗ 
ung kung 31 z. 2. Abſchn. der GBD., vor 8 13 Bd. S. 212) 
tra für den Fall der nachträglichen Verteilung des Be⸗ 
Ur einer Geſamthypothekenforderung auf die einzelnen 
geſchlſtücke durch die Vorſchriften des § 1132 Abſ. 2 BGB. 

plich ausdrücklich anerkannt (NEAKomms 8 1132, An- 
fällt agen 2, 4, 7; 8 1113 Anm. 5). Die Forderung zer⸗ 
unn, olchenfalls durch die Teilung in ſelbſtändige Teilforde⸗ 
de gen, die durch ſelbſtändige Einzelhypotheken geſichert wer⸗ 

Dafür, daß hierbei eine andere und nähere Kenn⸗ 


m 5 
an hätte aber gern eine nähere Begründung vom RG. vernommen. 
Richter, die Stellungnähme des NG. erledigte ſich die Frage, ob, die 
entſte keit des eingetragenen Teils der Hypothel inſolge des Nicht⸗ 
keit bens des Zinsrechts unterſtellt, darin eine inhaltliche Unzuläſſig⸗ 
dieſe an von § 5412 GBO. zu erblicken ſein würde. M. E. iſt 
Kur age zu verneinen, gerade von der an den Anfang geſtellten 
die af ung dieſes Begriffs durch das NG. aus. Das Rich. aber ſcheint 
age bejahen zu wollen, da es ſagt, daß dieſer Verſtoß „eine 
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zeichnung der einzelnen Teilforderungen als durch ziffer⸗ 
mäßige Angabe ihres Betrages erforderlich wäre, läßt ſich 
kein Anhalt finden. Auch daraus, daß im vorliegenden Falle 
der eingetragene Geldbetrag der Forderung ſich aus der Ein⸗ 
tragungsbewilligung als nur einen Teil der größeren, nicht 
bezifferten Geſamtanleihe darſtellend erweiſt, ließ ſich hier⸗ 
nach gegen die inhaltliche Zuläſſigkeit der Eintragung nichts 
folgern. Das LG. hat demnach unter Verletzung einer ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchrift, nämlich des 8 54 Abſ. 1 S. 2 GBO. ge⸗ 
handelt, indem es die Löſchung der für die Beſchwerde⸗ 
führerin eingetragenen Sicherungshypothek anordnete. Der 
weiteren Beſchwerde war deshalb ſtattzugeben. Durch die Lö⸗ 
ſchung iſt das Grundbuch unrichtig geworden. Da die Lö⸗ 
ſchung ſelbſt keine nach ihrem Inhalt unzuläſſige Eintragung 
bildet, ſo konnte zwar mit der Beſchwerde nicht ihre Wieder⸗ 
beſeitigung, wohl aber die Eintragung eines Widerſpruchs 
verlangt werden ($ 71 Abſ. 2 S. 2 GBD.). Ein vorläufiger 
Widerſpruch iſt bereits gemäß 8 76 GBO. eingetragen. Das 
Grundbuchamt war deshalb lediglich anzuweiſen, bei den ein⸗ 
getragenen Löſchungen den bereits vermerkten einſtweiligen 
Widerſpruch nunmehr als endgültigen zu kennzeichnen. 


(Beſchl. v. 31. März 1926; VB 2/26. — Roſtock.) 
[Sch.] 


2. § 233 3 PO. Die Sorgfaltspflicht des An⸗ 
walts bei überwachung des Büroperſonals darf 
nicht überſpannt werden.] f) 

Das BG. hat ausgeführt, ein Verſchulden des Büro⸗ 
perſonals des Prozeßbevollmächtigken einer Partei könne 
grundſätzlich einen unabwendbaren Zufall i. S. von 8 233 
3 O. darſtellen, weil das Perſonal nicht zur Vertretung des 
Anwalts oder der Partei berufen ſei. Vorausſetzung ſei aber, 
daß der Prozeßbevollmächtigte das nach Lage des Falls ver⸗ 
nünftigerweiſe zu beobachtende größtmöglichſte Maß von Vor⸗ 
ſicht und Sorgfalt aufgewendet habe. Dieſe Vorausſetzung 
treffe vorliegend nicht zu, weil der Anwalt ſich pflichtgemäß 
behufs Sicherung der Wahrung von Berufungsfriſten nicht 
mit der allgemein erteilten Anweiſung der Eintragung der 
Kontrollfriſten im Terminskalender habe begnügen dürfen, 
ſondern die Friſten ſelbſt in ſeine Handakten habe notieren, 
zum mindeſten aber eine entſprechende allgemeine Anweiſung 
an ſein Perſonal dahin habe geben müſſen, daß auch die Tat⸗ 
ſache der im Terminskalender erfolgten Eintragung in der 
betreffenden Handakte durch einen entſprechenden Vermerk 
aktenkundig gemacht werde. Bei ſolcher Regelung hätte der 
Anwalt des Bekl. bei der Aktenvorlage v. 28. März 1925 bei 
Aufwendung der erforderlichen Sorgfalt die Unterlaſſung der 
Eintragung der Kontrollfriſten in den Kalender aus dem 
Fehlen des Vermerks in der Handakte, daß dies geſchehen ſei, 
feſtſtellen müſſen und alsdann die Einlegung der Berufung 
veranlaſſen können. Unter dieſen Umſtänden ſei die Ver⸗ 
ſäumung der Berufungsfriſt nicht auf einen unabwendbaren 
Zufall zurückzuführen. Die Reviſion des Bekl. rügt Ver⸗ 
letzung des § 233 3PO. und macht geltend: die vom BG. 
an die Sorgfaltspflicht des Anwalts geſtellten Anſorderungen 
ſeien überſpannt; der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. habe 
ſich damit begnügen dürfen, der von ihm erprobten Büro⸗ 
vorſteherin die Eintragung von Notfriſten in den Termins⸗ 
kalender ein für alle Male zu übertragen, er habe ſich auch 
ohne die Anordnung noch weiterer Sicherungsmaßnahmen 
darauf verlaſſen dürfen, daß die Bürovorſteherin ihre Pflicht 
tue. Ihr einmaliges Verſehen ſtelle einen unabwendbaren 
Zufall i. S. des § 233 ZPO. dar. Die Rüge iſt. begründet. 
Unter einem unabwendbaren Zufall i. S. des § 233 ZPO. 
iſt ein Ereigms zu verſtehen, das unter den gegebenen nach 
der Beſonderheit des Einzelfalls zu berückſichtigenden Um⸗ 
ſtänden auch durch die äußerſte dieſen Umſtänden angemeſſene 
inhaltliche Unzuläſſigkeit der Eintragung, wenn auch nur eine nega⸗ 
tive, nämlich durch Unvollſtandigkeit, darſtellt“. Aber eine An⸗ 
wendung von $ 5412 GBO. dürfte doch wohl in keinem Falle ge⸗ 
rechtfertigt ſein. Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 


„ Zu 2. Der verſtandnisvollen und gut begründeten Entſch. iſt 
nichts hinzuzufügen als der Ausdruck uneingeſchränkter Zuſtimmung. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 
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und vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt weder abzu- 
wehren, noch in ſeinen ſchädlichen Folgen zu vermeiden iſt 
(RG. 48, 409 [411]). Es iſt mithin ein ſubjektiver Maßſtab 
anzulegen und danach zu prüfen, welches Maß von Sorgfalt 
gerade dem im einzelnen Fall Betroffenen nach Lage dieſes 
Falls gerechterweiſe zuzumuten war. Daraus ergibt ſich, 
daß ein Verſchulden der Partei ſelbſt oder ihres Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten als ihres Vertreters (8 232 Abf. 2 ZPO.) die 
Annahme eines unabwendbaren Zufalls ſtets ausſchließt. Daß 
der erſtinſtanzliche Prozeßbevollmächtigte auch noch nach Er⸗ 
laß des Urteils Vertreter ſeiner Partei iſt bei Wahrung der 
Berufungsfriſt und der Betrauung eines anderen Anwalts 
mit der Einlegung des Rechtsmittels, iſt anerkannten Rechtens 
(Seuff Arch. 76, 207). Andererſeits ſind die Büroangeſtellten 
weder ſeine noch der Partei Vertreter, ihr Verſchulden kann 
daher unter der Vorausſetzung, daß der Anwalt ſelbſt die ihm 
obliegende Sorgfaltspflicht beobachtet hat, geundſätzlich einen 
unabwendbaren Zufall i. S. des § 233 ZPO. darſtellen. Bei 
der Anwendung dieſer Grundſätze auf den hier vorliegenden 
Fall iſt davon auszugehen, daß alle Friſtſachen wegen der 
durch eine Säumnis für die Partei eintretenden Rechtsnach⸗ 
teile von dem Anwalt mit ganz beſonderer Sorgfalt zu be⸗ 
handeln ſind, daß aber andererſeits von einem Anwalt 
billigerweiſe nicht verlangt werden kann, daß er perſönlich 
die Kontrolle der Einhaltung der Friſten in die Hand nimmt, 
daß es vielmehr gerade im Intereſſe ſeiner allgemeinen 
Berufspflicht gegenüber dem rechtſuchenden Publikum und der 
danach gebotenen möglichſten Befreiung von rein mechaniſcher 
Tätigkeit, wie es die Kontrolle von Friſten iſt, genügen muß, 
wenn er derartige Arbeiten ſeinem Perſonal überläßt, vor⸗ 
ausgeſetzt daß er ſich von der Gewiſſenhaftigkeit und Zu⸗ 
verläſſigkeit desſelben überzeugt hat. Das trifft vorliegend 
zu: hier hat der Bekl. nach der Feſtſtellung des BG. glaub⸗ 
haft gemacht, daß ſein erſtinſtanzlicher Prozeßbevollmächtigter 
RA. Dr. W. ſeine allerdings erſt ſeit kaum drei Monaten bei 
ihm angeſtellte, aber durch eine langjährige einwandfreie 
Tätigkeit beim Berliner Magiſtrat erprobte und empfohlene 
Bürovorſteherin zunächſt längere Zeit hindurch bei der ihr 
allgemein übertragenen Führung des Friſtenkalenders ſelbſt 
mit kontrolliert, demnächſt noch weiter Stichproben gemacht 
und niemals einen Anlaß zur Beanſtandung gefunden habe; 
überdies ſei die Wahrung von Berufungsfriſten durch die 
allgemeine Anweiſung ſolchenfalls drei Kontrollfriſten in ge⸗ 
meſſenen Zeitabſtänden zu notieren, geſichert worden. Dieſes 
Verhalten erfüllte die Anforderungen, die vernünftigerweiſe 
an die Sorgfaltspflicht des Anwalts zu ſtellen ſind. Eine 
darüber noch hinausgehende Pflicht zu perſönlicher Kon⸗ 
trolle in jedem einzelnen Fall, wie das BG. meint, etwa in 
der Richtung, daß der Anwalt ſeinerſeits eigenhändig die Kon⸗ 
trollfriſten in die betreffende Handakte einträgt oder daß er 
jeweils ſelbſt kontrolliert, ob die Kontrollfriſten in den Ka⸗ 
lender tatſächlich eingetragen worden ſind oder ob eine etwaige 
allgemeine Anweiſung, die Ausführung dieſer Eintragung je⸗ 
weils in der Handakte durch einen entſprechenden Vermerk 
aktenkundig zu machen, auch tatſächlich befolgt iſt, kann dem 
Anwalt billigerweiſe nicht angeſonnen werden und würde eine 
Überſpannung der an ſeine Sorgfaltspflicht zu ſtellenden An⸗ 
forderungen bedeuten (RG. 96, 322 1) VB 33/25 v. 6. Jan. 
1926). Ergibt ſich ſonach, daß das für die Verſäumung der 
Berufungsfriſt urſächliche Verſehen der Bürovorſteherin unter 
den gegebenen Umſtänden einen den Bekl. entlaſtenden unab⸗ 
wandbaren Zufall i. S. des § 233 ZPO. darſtellt, fo iſt es 
unerheblich, daß der Anwalt im weiteren Verlaufe die Ein⸗ 
haltung der Friſt dadurch ferner noch zu ſichern ſuchte, daß er 
die Wiedervorlegung ſeiner Handakten für den 10. April ver⸗ 
fügte und daß auch dieſe Anordnung infolge eines Verſehens 
des Büroperſonals nicht ausgeführt wurde. Es bleibt be⸗ 
ſtehen, daß der Anwalt durch allgemeine Anweiſungen an ſein 
Perſonal ſeiner Pflicht, für die Einhaltung von Notfriſten 
nach Möglichkeit beſorgt zu ſein, entſprochen hat und daß 
unter dieſen Umſtänden ein dem Büroperſonal zur Laſt 
fallendes Verſehen von der Partei nicht zu vertreten iſt. 


(U. v. 4. Mai 1926; 528/25 II. — Berlin.) [Ku.] 
4 
) JW. 1920, 142, 


Rechtſprechung he 


Nguriſtiſche Wa 
3. 8322 3 PO. Die Tragweite der Rechte 
kraft eines Papier markurteils iſt nach der Sach 
lage der ihm vorausgehenden letzten mündlichen 
Verhandlung zu beurteilen. Die Geſchäftsaul, 
ſicht hindert nicht den Verzug des Schuldners 
Rechtsgrundlage der Kl. find die beiden rechtskräfti 0 
Urt. des Vorprozeſſes von 1921 und 1922 i. V. m. der 5 
hauptung, daß die Urteilsſchuldner feit Nov. 1915 im Er 
zug ſeien. Eine ſolche Klagebegründung wäre zwar im allg. 


weite der Rechtskraft des Papiermarkurt. iſt nach der Sag 
lage zur Zeit der ihm vorausgehenden letzten mündlichen Ve 


handlung zu beurteilen (RG. 110, 390), oder anders ausg.. 


„ſoll“ ohne Zuſtimmung der Aufſichtsperſon keine Anbei 


Verhängung der Geſchäftsaufſicht der Verzug aufgehört 9 


eine Anweiſung an den Schuldner über das von ihm De 
Aufſichtsperſon gegenüber zu beobachtende Verhalten. ER. nd 


von Rechtſprechung und Rechtslehre — nahezu einhellig 3, 
1 8 u 
Jaeger, ZW. 1917, 138; Cahn, Komm. S. 71, Bem. . 
zu § 3 mit weiteren Nachweiſen, RG. 89, 2001) und 9). 
ſonders S. 225 [227] mit Nachweiſen in Anm. 1 und 


Arreſte und Zwangsvollſtreckungen ſind unzuläſſig, jofang, 


A r 
während Schwebens des Verfahrens weiter (vgl. Klim m. 
a. a. O., Bem. II 1« zu 86). Zu Unrecht beruft ſich die ® 


a.] 


4. 8 322 3 PO. Die beſchränkte Rechtskraf, 
eines auf Papiermark lautenden Urteils bewen 
nicht die Verjährung des darüber hinausreiche 9 
den Anſpruchs ouf Erſatz der Geldentwertun 
wegen Verzuges. 7) 

Verjährung. Hemmung der Verjährung 
den zuerkannten Papiermarkbetrag hinausgehenden 
wertungsſchadens. Am 27. März 1920 gab Kl. bei der 


des über 
Geldent⸗ 
Eiſen⸗ 


Zu 3. Die Klage war augenſcheinlich nur mit dem Hine 
auf die in den Jahren 1921 und 1922 ergangenen Papierma 
urteile begründet. Daß dieſe Papiermarkurteile Rechtskraft den 
für den zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung gelte gc 
Papiermarkwert ſchaffen, iſt jetzt dauernde Rechtsſprechung. mein 
der Einfluß der Geſchäftsaufſicht auf den Verzug wird allge 
ſo wie hier beurteilt. 4 zit 

Die Entſch. RG. 100, 65 behandelt nur das Verhältnis 
Zahlungseinſtellung. Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


1) JW. 1917, 479. 
zer 
Zu 4. Neben den im Urteil erwähnten Entſch. vgl. Kah! e 


JW. 1926, 1317. je 
Gerade auf dem Gebiete der Geldentwertung hat das RG. M 


* 


5, Jahrg. 1926 Heft 21] 


aa eine Sendung zum Verſand an ſich ſelbſt nach einer 
‚ren Station auf. Die Sendung iſt am Beſtimmungsort 
5 angekommen. Im Vorprozeß iſt die Bahn, nachdem ſie 
6 5 Teil der geforderten Summe gezahlt hatte, durch Urteil 
u Dez. 1920 zur Zahlung weiterer 125000 % verurteilt 
tra den. Nach Zurückziehung der Reviſion zahlte fie den Be⸗ 
Geld am 8. Juni 1923. Jetzt fordert Kl. Schadenserſatz wegen 
entwertung und begründet den Anſpruch unter anderem 

zug damit, daß Bekl. mindeſtens feit 1. Mai 1920 im Ver⸗ 
unde ſei. Das BG. verurteilte zur Zahlung von 9208 M6 
windet Darlegung, daß Kl. infolge des Verzuges der Bahn 
gelt eſtens dieſen Schaden erlitten habe. Die Reviſion machte 
eee das BU. enthalte eine widerſpruchsvolle Begründung. 
. ſage der Vorderrichter, daß im Papiermarkprozeſſe 
} th ſätzlch nur über einen Teilbetrag entſchieden 
Den e, und weiſe damit die Einrede der Rechtskraft zurück. 
& 1 Verjährungseinwand jedoch halte er entgegen, daß der 
ei im Papiermarkprozeß den geſamten Schaden habe 
zur end machen wollen. Im übrigen ſei die Entſch. des RG. 
Dec erjährungsfrage im RG. 111, 147, auf die ſich das 
Äh nz gleichfalls bezogen habe, bedenklich. Einmal handle es 
Ve nicht um Aufwertung, ſondern um Schadenserſatz wegen 
tönnelges, der ſchon von jeher habe geltend gemacht werden 
auf dir Und ferner könne eine Hemmung der Verjährung, 
Se te in jenem Urteil hingewieſen ſei, nur aus „formellen“ 
Re 8 Platz greifen, wie beiſpielsweiſe bei Stillſtand der 
R „ öpffege. Wie ſich zu irgendeiner Zeit die Gerichte fachlich 
Ma kurteilung eines Anſpruches geſtellt hätten, könne nicht 
dar gebend fein, Die Auffaſſung des NO. führe zu unannehm⸗ 
fen Ergebniſſen. Wenn z. B. ein Gericht unter Hinweg⸗ 
A ug über die Rechtſprechung des RG. „in freier richterlicher 
chult findung ſtändig in einer Sache zu Fehlurteilen gelangte, 
— 5 daß ein Rechtsmittel möglich wäre“, würde gleichfalls 
ſtehen Kl. die Verjährungseinrede ſolange nicht entgegen⸗ 
hielte als das Gericht an ſeiner falſchen Rechtsanſicht feſt⸗ 
daß hr Die Reviſion hatte keinen Erfolg. Der Einwand, 
Re die Rechtſprechung des RG. in Aufwertungsſachen zur 
Ion ättaftfeage und zur Frage der Verjährung einen Wider⸗ 
110 enthalte, iſt nicht neu und vom RG. bereits in RZ. 
vorli 904) zurückgewieſen worden. Im übrigen kommt es 
aud end darauf nicht an, weil das BG. den Verjährungs⸗ 
; and außerdem mit der in RG. 111, 1472) gegebenen 
ung ründung verworfen hat. An dem dort ausgeſprochenen 
VI ſeitdem auch vom 4. 3 S. im Urt. v. 24. Okt. 1925, 
76/25, abgedr. i. d. Zur. 1926, Nr. 15, angenommenen 

v nbjag (zu vgl. ferner das Urteil des erkennenden Senats 
und Juli 1925, 1467/4, abgedr. i. Seuff Arch. 79, Nr. 200 
Die bei WarngRſpr. 1925, Nr. 190) muß feſtgehalten werden. 
ſind beiden von der Reviſion dagegen angeführten Gründe 
und nicht ſtichhaltig. Allerdings handelte es ſich damals — 
tei ebenſo liegt auch der jetzige Fall — nicht um die fog. 
ne Aufwertung nach 8 242 BGB. Aber mit dem Anſpruch 
tun Schadenserſatz wegen Geldentwertung war die Aufwer⸗ 
end frage und deren Löſung auf das engſte verknüpft. Vor⸗ 
e wurde das Anziehen aller Preiſe als Teuerung angeſehen, 
und verſpätete Papiermarkzahlung als vollwertige Zahlung 
ber daher der adäquate Zuſammenhang zwiſchen Zahlungs⸗ 
zug und Geldentwertungsſchaden nicht erkannt. Der Ge⸗ 


10, ausgesprochen, daß ſich nicht das Recht, der Inhalt des Ge⸗ 
Map ondern nur die Erkenntnis des Rechtes gewandelt habe. 
5 un aber iſt die Anführung des Reviſionsklägers, daß eine 
ande ſpäter als unrichtig erkannte Praxis der Gerichte oder des 
jatrichts Konſequenterweiſe nicht als Grund der Hemmung der Ver⸗ 
Hand i. S. 5.203 BGB. angeſehen werden könnte, nicht von der 
un zu weiſen. Auch der innere Widerſpruch zwiſchen der dauernden 
ame des R., daß das Papiermarkurteil Rechtskraft nur für 
An ber letzten mündlichen Verhandlung geltend gemachten Papier⸗ 
nich, betrag ſchafft und der Annahme, daß trotzdem der Mehrbetrag 
gebe verjährt ſei, wird durch die Erwägungen des NG. nicht auf⸗ 
für art. Es iſt fachlich durchaus erfreulich, daß die Rechtſprechung 
den „ſeltenen, vielleicht ohne Beiſpiel daſteherden Ausnahme⸗ 
10 595 der durch den Währungsverfall geſchaffen wurde, zu helfen 
fügt; Aber mit formalen juriſtiſchen Erwägungen iſt die Frage nicht 
funded zu löſen. Die Rechtſprechung ſchafft hier neues Recht, ſie 
keit ihre Rechtfertigung in den Grundſätzen von der Rechtsähnlich⸗ 
Wenn das MG. den von ihm aufgeſtellten Grundſatz nur auf 


) JW. 1925, 1623. 2) JW. 1926, 154. 
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danke, daß 2s mehr oder weniger entwertetes Geld ſei, was 
verſpätet gezahlt wurde, daß die verſpätete Papiermarkzahlung 
in Wirklichkeit keine volle Befriedigung der Forderung ſei 
und daß Zahlungsverzug einen Geldentwertungsſchaden zur 
Folge gehabt habe, konnte in der allgemeinen Rechtsüber⸗ 
zeugung erſt Platz greifen, nachdem die Schranke des Satzes 
„Mark gleich Mark“ gefallen und die Aufwertung allgemein 
von den Gerichten anerkannt worden war. Daß dem ſo iſt, 
erhellt ohne weiteres aus der Tatſache, daß Klagen auf Scha⸗ 
denserſatz wegen Geldentwertung auf Verzugsgrundlage erſt 
auftauchten, als der Auſwertungsgedanke ſich durchgeſetzt hatte. 
Der ferner von der Reviſion unterſtellte Fall, daß ein Gericht 
„in einer Sache“ „ſtändig“ zu Fehlurteilen gelangt, gegen die 
es kein Rechtsmittel gibt, liegt anders und iſt mit dem Auf⸗ 
wertungsfall nicht vergleichbar. In dem Konſtruktionsfall 
der Reviſion würde ſelbſtverſtändlich bei Vorhandenſein der 
ſonſtigen Erforderniſſe der Verjährungseinwand durchgreifen, 
wenn ein Kl. wegen befürchteter Ausſichtsloſigkeit ſeines 
Durchdringens einen vom geltenden Recht anerkannten An⸗ 
ſpruch zu verfolgen unterließe und damit erſt hervorträte, 
nachdem das betreffende Gericht durch andere Urteile zu er⸗ 
kennen gegeben habe, daß es ſeinen bisherigen Rechtsſtand⸗ 
punkt nicht aufrechterhalte. Der Rechtsgrundſatz des RG. 111, 
147 dagegen iſt ausgeſprochen worden für einen Fall und eine 
Zeit, wo die Allgemeinheit ein Aufwertungsrecht überhaupt 
noch nicht kannte. Hier handelte es ſich um einen ſeltenen, viel⸗ 
leicht ohne Beiſpiel daſtehenden Ausnahmefall, der in ſeiner 
Wirkung einer Hemmung der Verjährung rechtsähnlich war, 
und es beſteht kein Anlaß, den ihm angepaßten Grundſatz 
wegen vermeintlicher Folgerichtigkeit auch auf den Kon⸗ 
ſtruktionsfall der Reviſion auszudehnen oder den Grundſatz 
aufzugeben. 
(U. v. 31. März 1926; 8/26 I. — Düſſeldorf.) 


5. § 445 3 PO. Eine Eides guſchiebung über 
Verdienſtverhältniſſe während der Inflations⸗ 
zeit, die lediglich der Tatſachenerforſchung Die- 
nen ſoll, iſt unzuläſſig.] 7) 

Die Bekl. hatte gegenüber dem Rentenverlangen der Kl. 
geltend gemacht, daß die Kl. in der in Betracht kommenden 
Zeit vom Juni 1920 bis Auguſt 1924 tatſächlich Erwerbs⸗ 
tätigkeit ausgeübt und hierdurch Einnahmen erzielt habe; 
darüber müſſe die Kl. Auskunft erteilen. Der ſo erzielte Ver⸗ 
dienſt betrage mindeſtens 2000 Reichsmark, die an der 
Rentenforderung in Abzug zu bringen ſeien. Beweis dafür 
werde durch Eideszuſchiebung angetreten. Das BG. hat die 
Eideszuſchiebung als unzulaſſig zurückgewieſen, weil es an der 
Angabe beſtimmter Tatſachen fehle und die Eideszuſchiebung 
der Tatſachenerforſchung dienen ſolle. Ein Reviſionsangriff 
gegen dieſen Punkt kann nicht als begründet anerkannt werden. 
Zwar iſt keineswegs eine Eideszuſchiebung darüber grundſätz⸗ 
lich unzuläſſig, daß jemand in einer gewiſſen Zeit einen ge⸗ 
wiſſen Verdienſt gehabt habe (vgl. LZ. 1923 Sp. 26 Nr. 6). 
Aber der Streitfall weiſt die Beſonderheit auf, daß die vier 
Jahre, über die die Kl. Auskunft geben ſoll, zum Teil in der 
Zeit der ſchlimmſten Inflation liegen. Es wird alſo der Kl. 
nicht nur eine Angabe von Tatjachen, ſondern auch noch eine 
nachträgliche Schätzung ihres angeblichen Verdienſtes für vier 


den beſonderen Ausnahmefall anwendet, nicht auch auf den im vor⸗ 
liegenden Fall von der Reviſion konſtruierten Fall, fo mag auch 
dies begrüßt werden. Aber die Reviſion hat doch wohl nicht bloß 
vermeintlich, ſondern wirklich folgerichtig kouſtruiert. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Zu 5. Eine recht intereſſante Entſch. zum Tatſachen⸗ 
begriff in der zivilprozeſſualen Lehre vom Eid (8 445 ZPO.). Vgl. 
zum Begriff der „Tatſache“ im allgemeinen neuerdings eingehend 
Mannheim, Beiträge zur Lehre von der Reviſion wegen materiell⸗ 
rechtlicher Verſtöße im Strafverfahren S. 41—58. Dazu meine Be⸗ 
merkungen 3 StW. 47, 160 und Traeger⸗Feſtſchrift S. 224 bei 
Aum. 1 (G. Stilke, Berlin 1926). Es darf heute als ausgemacht 
gelten, daß es rein rezeptiv erfaßbare „Tatſachen“ überhaupt nicht 
gibt, daß vielmehr jede Tatſachenerkenntnis ihrerſeits einen aktiven 
Formungs⸗ und Geftaltungsakt vorausſetzt, daß m. a. W. auch jede 
einfache Tatſachenbehauptung in Wahrheit ein „Urteil“ darſtellt. Nicht 
ob Tatſachenbehauptung oder Urteil vorliegt, ſondern welcher 
Art das zugrunde liegende Urteil iſt, iſt die entſcheidende Frage. 
Während nun bei feſtſtehender Geldwährung die Angabe über einen 
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zurückliegende Jahre angeſonnen. Wenn hier das BG. die 
nach $ 445 3 O. erforderliche Angabe beſtimmter Tatſachen 
vermißt, ſo kann das nicht rechtlich mißbilligt werden. 

(U. v. 26. April 1926; 666/25. — Dresden.) [Ra.] 


6. 8519 Ab. 6 3 PO. Die Friſt für den Nach⸗ 
weis der Einzahlung der Prozeßgebühr wird 
durch ein ergänztes wiederholtes Armenrechts⸗ 
geſuch gehemmt.) 

Die Bewilligung des Armenrechts war abgelehnt worden, 
weil das vorgelegte Zeugnis nicht ergab, daß Kl. zur Zahlung 
der Gerichtskoſten außerſtande ſei. Vor Ablauf der gleichzeitig 
verlängerten Friſt zur Einzahlung wiederholte Kl. ſeinen 
Antrag auf Bewilligung des Armenrechts unter Überreichung 
neuer Beſcheinigungen über feine Mittelloſigkett. Das Geſuch 
wurde abgelehnt und nach Ablauf der Einzahlungsfriſt die 
Berufung als unzuläſſig verworfen und gleichzeitig das 
Armenrecht verweigert. Die ſofortige Beſchwerde hatte Er⸗ 
folg. Der im RG. 110, 402 1) ausgeſprochene Grundſatz, daß 
die Hemmung der für den Nachweis der Einzahlung der Pro⸗ 
zeßgebühr dem Berufungskläger beſtimmten Friſt nur einmal 
erfolgen könne, gilt nicht ausnahmslos, wie ſchon in dem 
Beſchl. des VI. 3 S., JW. 1925, 2467, hervorgehoben wird. 
Es ſoll nur nicht in das Belieben des Berufungsklägers ge⸗ 
ſtellt ſein, durch Wiederholung un begründeter Armen⸗ 
rechtsgeſuche den Ablauf der Friſt und damit die Erfüllung 
einer Formvorſchrift für die Zuläſſigkeit der Berufung ins 
Ungewiſſe hinauszuſchieben. Hier war auf das erſte Geſuch ein 
ſachlicher Beſcheid überhaupt nicht ergangen, ſondern es war 
lediglich das beigefügte Armutszeugnis als unzureichend be⸗ 
anſtandet und aus dieſem Grunde das Armenrecht nicht be⸗ 
willigt worden. Um dieſer Beanſtandung zu genügen, hat ſich 
der Kl. dann neue Beſcheinigungen über ſein Unvermögen zur 
Zahlung von Prozeßkoſten beſorgt und unter Vorlegung dieſer 
Beſcheinigungen ohne weitere ſachliche Begründung von neuem 
um Bewilligung des Armenrechts gebeten. Es handelt ſich 
alſo, wie der Beſchwerdeführer zutreffend hervorhebt, im 
Grunde gar nicht um ein neues Geſuch, ſondern nur um die 
Ergänzung des früheren gemäß der gerichtlichen Beanſtandung 
des Armutszeugniſſes. In einem ſolchen Falle hat der ange⸗ 
führte Beſchl. IW. 1925, 2467 mit Recht eine Ausnahme 
von jenem Grundſatze gemacht, allerdings in einem Falle, in 
dem das erſte Geſuch ſchon vor Einlegung der Berufung und 
Setzung der Friſt geſtellt war. Entſcheidend aber war auch 
damals der Umſtand, daß dem erſten Geſuch lediglich wegen 
fehlenden Nachweiſes der Unfähigkeit zur Zahlung der Prozeß⸗ 
koſten nicht ſtattgegeben war und dann das zweite Geſuch eine 
Ergänzung nach dieſer Richtung gebracht hatte. Wiederholte 
unbegründete Geſuche ſollen nicht dazu benutzt werden, 
die Friſt des § 519 Abſ. 6 ZPO. immer von neuem zu 
hemmen. Hier iſt es zu einer ſachlichen Prüfung hinſichtlich 
der Ausſichten der Rechtsverfolgung überhaupt noch nicht ge⸗ 
kommen. Auch der zweite Beſchl. v. 8. Dez. 1925 verweigert 
das Armenrecht nur deshalb, weil inzwiſchen nach der Auf⸗ 
faſſung des BG. die Friſt abgelaufen und aus dieſem Grunde 
die Berufung unzuläſſig war. 

RG. 2. ZS., Beſchl. v. 8. Jan. 1926; II B 1/26.) 


beſtimmten Verdienſt regelmäßig die Bedeutung eines kognitiven Ur⸗ 
teils, alſo den Charakter einer „Tatſachen“behauptung i. ©. des 8 445 
PO. haben wird, ändert ſich dies dort, wo die Währung ins Wan⸗ 
ken gerät. Möglich iſt, daß ſich je nach Lage der Umſtände auch 
dann noch irgendein feſter Maßſtab finden läßt, demgegenüber 
der Verdienſt rein erkenntnismäßig abgewogen werden kann. Bet 
völliger „Nelativiſierung“ der wirtſchaftlichen Werte entfällt aber 
dieſe Möglichkeit. Mit Recht nimmt das RG. ſolche im vorliegenden 
Falle an. Dann unterfällt die wirtſchaftliche „Wertung“ nicht mehr 


dem 8 445 ZPO. 
Prof. Dr. E. Mezger, Marburg. 


Zu 6. Das Weſentliche iſt der Hinweis darauf, daß unbe⸗ 
gründete Geſuche nicht dazu benutzt werden ſollen, die Friſt 
immer wieder von neuem zu hemmen. Danach aber werden auch 
Geſuche, die die Ausſichten des Rechtsmittels darzutun ſich be⸗ 
mühen, die Friſt hemmen, wenn ſie nicht für unbegründet be⸗ 
funden werden. Vgl. ferner JW. 1925, 2341 und 2357. 

Geh. Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 


1) JW. 1925, 1374. 


wendungstatbeſtände zu behaupten und zu beweiſen. Was iſt hier 


557. 8 536 ZPO; 8 133 B B. Bedeutung des 
Beſtätigungsſchreibens. Abänderung des Vor 
derurteils auf Grund eignen Vorbringens de 
Verurteilten ift feine reformatio in pelus.] 


Gegenſtand des Reviſionsverfahrens ift nur noch der 
Anſpruch auf Zahlung von 10% monatlichen Zinſen für ur 
Zeit vom 1. Juni bis 30. Nov. 1924 auf 25000 %. Die 5 
ſtützt dieſen Anſpruch auf das in dem Beſtätigungsſchreibee 
v. 6. Aug. 1924 wiedergegebene Abkommen, das am 5 
vorher zwiſchen den Parteien telephoniſch abgeſchloſſen ſei. D 
Bekl. gibt zwar den Empfang des Beſtätigungsſchreibens zu 
beſtreitet aber, daß es am 5. Auguſt zu einem feſten Abſchluß 
gekommen ſei und will alsbald nach Empfang des Schrei 
bens, am 8. oder 9. Aug. 1924, mündlich dem klägeriſchen 
Mitinhaber Chr. gegenüber widerſprochen haben. Das U 
ſieht auf Grund des klägeriſchen Beſtätigungsſchreibens 1 
Beweis des von der Kl. behaupteten Abkommens als geführ 
an, wenn nicht vom Bekl. dargetan werde, daß er rechtzeitig 
Widerſpruch gegen den Inhalt des Beſtätigungsſchreibens er 
hoben habe. Rechtlich ſteht das mit den in der Rechtſprechung 
anerkannten Grundſätzen über die Bedeutung kaufmänniſche 
Beſtätigungsſchreiben im Einklang. Wenn im Handelsverk 
unter Kaufleuten die eine Partei nach vorausgegangene. 
mündlichen oder telephoniſchen Verhandlungen der andere 
Partei gegenüber ſchriftlich beſtätigt, daß ſie einen Vertrag * 
abgeſchloſſen anſieht und den Inhalt dieſes Vertrags jeltleg" 
ſo iſt die andere Partei nach den im Handelsverkehr geltenden 
Gewohnheiten und nach Treu und Glauben verpflichtet, 99 
Gegner gegenüber alsbald zu erkennen zu geben, falls ſie 
im Beſtätigungsſchreiben zum Ausdruck gekommene Auffaſſung 
über das Zuſtandekommen des Vertrags nicht teilt. Anderen 
falls muß fie den Inhalt des Schreibens, insbeſ. den Abſchluß 
ſelbſt, gegen ſich gelten laſſen (RG. 54, 176; 58, 66/69; 2 
389) ). Ein Beſtätigungsſchreiben erheiſcht alſo im Falle 5 
Nichteinverſtändniſſes eine umgehende Antwort. Der A 3 
ſender eines Beſtätigungsſchreibens kann fich zum Beweiſe de 
in ihm wiedergegebenen Vertragsabſchluſſes auf die bloße 
Tatſache berufen, daß das Schreiben dem Vertragsgegner ge 
gegangen iſt und abwarten, daß der andere Teil darlegt, WF 
er ſich gegenüber dem Schreiben verhalten hat, um ſein = 
verſtändnis mit dem Inhalt auszuſchließen. Nicht der A es 
ſender des Beſtätigungsſchreibens muß das Stillſchweigen — 
Empfängers dartun, ſondern der Empfänger muß ſeinerſen 
beweiſen, daß er dem Inhalte des Beſtätigungsſchreibens rech, 
zeitig widerſprochen hat, um die nach der kaufmänniſchen au 
faſſung beſtehende Wirkung feines vermuteten Einverſtänd 
niſſes abzuwenden. Mit Unrecht macht daher die Reviſion de 
angefochtenen Urteile den Vorwurf, daß es die Beweislast ber 
kannt habe, wenn es den Bekl. für den rechtzeitigen Wide 
ſpruch als beweispflichtig erachtet hat. Dafür, daß die Kl. 
Abſendung des Beſtätigungsſchreibens eine Ubertumpelang 
des Bekl. beabſichtigt habe, bietet der Sachverhalt keinen 110 
halt. Nicht zu beanſtanden iſt es weiter, wenn das BG. 5 
entſcheidende Tatſache für die Eidesleiſtung allein den Wie. 
ſpruch des Bekl. gegenüber dem klägeriſchen Mitinhaber 17 75 
am 8. oder 9. Aug. 1924 anſieht. Wie ſchon hervorgehn uh 
wurde, kann regelmäßig nur ein umgehender Widerſpr 


Zu 7. Die Entſch. des RG., daß der Anſpruch auf Hallun 
von 100% monatlicher Zinſen für die Zeit vom 1. Juni bis 30. = 
1924 auf 25 000 % begründet ift, wenn auf das von der Kl. “ vt 
Bekl. zugeſandte Beſtätigungsſchreiben v. 6. Aug. 1924 nicht for, 11 
Widerſpruch erfolgt iſt, entſpricht der Praxis des RG. und unkerliel 
m. E. keinem Bedenken. den 

Dagegen vermag ich dem RG. nicht beizuſtimmen, wenn es 5. 
Bekl. in bezug auf den rechtzeitigen Widerſpruch für bewelspflich 
erachtet. Kl. hat die klagbegründenden Tatsachen, Bekl. die flog 

m 


begründender Tatbeſtand? Entweder die mündliche Vereinbarung U 
5. Aug.: Bekl. beſtreitet, daß dieſe das den Anſpruch begründende e 
Kommen enthalten habe. Kl. hat dafür Beweis nicht erbracht. — 
das Beſtätigungsſchreiben, aber niemals dieſes allein, ſondern der 

das Beſtätigungsſchreiben als Antrag und das Stillſchweigen als 
nahme zuſtande gekommene Vertrag. Das Beſtätigungsſchreiben nu, 
ſolches ift einfeitige Handlung und kann den Anſpruch nicht begründ 
Die darin gelegene Offerte iſt nicht beſtritten, wohl aber iſt die in “ sie 
Stillſchweigen liegende Annahme vom Bekl. verneint, und für ni 
klagbegründende Tatſache it Kl. beweispflichtig. Das NE. verke 


Laich edel. 
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e Jafıg. 1926 Heſt 21] 
Chen den Inhalt des Beſtätigungsſchreibens die Wirkung des 
erſtändniſſes ausſchließen; demgemäß kann zwar ein am 
Bf: r 9. Auguſt, alſo ein bis zwei Tage nach Empfang des 
llentigungsſchreibens erfolgter Widerſpruch als rechtzeitig 
Men (RG. 105, 389,90) 0, nicht aber eine erst mehrere Tage 
ben „ eſchehene Ablehnung. Deshalb hat mit Recht das BG. 
holt vom Bekl. behaupteten Vorgang eines ſpäteren wieder⸗ 
Fu en „Proteſtes“ gegenüber beiden Inhabern der klagenden 
Das 9 bei der Faſſung des Eides unberückſichtigt gelaſſen. 
nicht Vorbringen des Bekl. in der Berufungsinſtanz läßt ſich 
Tab, ohne weiteres in dem Sinne verſtehen, daß die einige 
* nach dem 9. Auguſt ſtattgehabten Verhandlungen ledig⸗ 
ihm als eine Fortſetzung der früheren anzuſehen ſeien und mit 
Bine Einheit bildeten. Im übrigen geht auch die Reviſion 
9. Nn aus, daß es darauf ankomme, ob ſchon am 8. oder 
beh uguſt Widerſpruch erhoben fei, und will die vom Bekl. 
bung teten weiteren Verhandlungen in einem ſpäteren Zeit⸗ 
Herre nur als Beweisanzeichen dafür verwerten, daß der 
mit „on in dem früheren Zeitpunkt fein Nichteinverſtändnis 
Da dem Beſtätigungsſchreiben zum Ausdruck gebracht habe. 
ſtellie aber war es zutreffend, wenn »das BG. den Eid ab⸗ 
° auf die Tatſache des früheren Widerſpruchs ſelbſt; 

Br dieſem Eide hatte ein Eid über das aus der ſpäteren 
nh rdlung entnommene Beweisanzeichen keine Bedeutung 
und war deshalb überflüſſig. Mit Unrecht erblickt die 
8 ion eine Anderung des landgerichtlichen Urteils zum 
ie eile des Bekl. als Berufungsklägers darin, daß der Eid, 
tif" das BG. normiert hat, allein von dem einen kläge⸗ 
Härten Geſellſchafter über den am 8. oder 9. Aug. 1924 er⸗ 
bericht Widerſpruch zu leiſten iſt, während nach dem land⸗ 
da lichen Urteile beide Geſellſchafter zu ſchwören hatten 
Na daß der Bekl. nicht in irgendwelcher Form gegen das 
em atigungsſchreiben Widerſpruch erhoben habe. Dieſe all⸗ 
des . gehaltene Faſſung des Eides entſprach dem Vorbringen 
an ekl. in erſter Inſtanz und dem Umſtande, daß die Recht⸗ 
5 dei des Widerſpruchs damals nicht erörtert worden war. 
die Bekl. richtete ſeine Berufung denn gerade dagegen, daß 
ſche ütſcheidung des Anſpruchs von einem Eide der klägeri⸗ 
im Inhaber abhängig gemacht worden war, und brachte be⸗ 
Ar Me, ins einzelne gehende Tatſachen über die Zeit und die 
des Widerſpruchs unter Benennung von Zeugen vor. 
Fe wurden auch vernommen, haben aber nach der Beweis⸗ 
ahme des BG. etwas Beſtimmtes nicht zu bekunden ver⸗ 


der b. Wenn bei dieſem Ausgang des Beweisverfahrens auf 
werdengeſchobenen Eid über den Widerſpruch zurückgegriffen 


flag mußte, ſo entſprach es zweifellos dem Willen des Be⸗ 
Herten, daß auch für die Eideszuſchiebung die Tatſachen ſo in 
racht kommen ſollten, wie ſie in ber Berufungsinſtanz be⸗ 


5 die Rechtslage, wenn es das Veſtätigungsſchreiben allein genügen 
nicht und dem Bekl. den Gegenbeweis auferlegt. Der Widerſpruch iſt 
entß, Einwendung gegen einen Tatbeſtand, der den Anſpruch an ſich 
heben fein läßt, ſondern die Behauptung des Widerſpruchs iſt Ver⸗ 
richte der ſtillſchweigenden Annahme, alſo Klagleugnen, und folge⸗ 
das 9 krifft die Kl. die Beweislaſt, daß ein ſofortiger Widerſpruch, und 
Due bre der Widerſpruch am 8. bzw. 9. Aug. ſein, nicht erfolgt iſt. 
Finne Entſch. iſt von der Frage, ob man der Klagleugnungs⸗ oder der 
Veweendungstheorie folgt, unabhängig. Wie hier auch Roſenberg, 
dicht malt (2) S. 187 u. 276. Man kann die Entſch. des RG. auch 
Dem, mit der Begründung aufrechterhalten, daß das Beſtätigungsſchreiben 
&8 für den Abſchluß am Tage vorher erbringe; auch das wäre nur 
N lich, wenn das Beſtätigungsſchreiben unwiderſprochen wäre und 
bereits feſtſtünde; denn das Beſtätigungsſchreiben als ſolches ver⸗ 
en geforderten Beweis natürlich nicht zu erbringen. 
pein, e Frage, ob das RG. gegen das Verbot der reformatio in 
hi — verſtoßen hat, dürfte zu verneinen ſein. Auch für das Eides⸗ 
ar iſt entfcheidend, daß bei völlig unveränderter Lage durch eine 
m derung des Urteils die Rechtslage und die Gewinnausſichten des 
Tufun sklägers nicht verſchlechtert werden dürfen. Hier iſt die Lage 
rag h unverändert. Es find Beweiſe erhoben. Der Berufungs⸗ 
ent mußte die Eideszuſchiebung wiederholen, und das RG. unter⸗ 
Eier obwohl eine ausdrückliche Feſtſtellung, in welcher Form die 
habs zuſchiebung nach der Beweisaufnahme wiederholt wurde, gefehlt 
haz daß der Berufungskläger den Eid über einen am 8. bzw. 9. Aug. 
08 enen Widerſpruch zugeſchoben habe. Iſt das zutreffend, ſo konnte 
Ei Eidesurteil nicht anders ausfallen. Eine reformatio in peius mit 
an erftändnig des Berufungsklägers, das in der veränderten Eides⸗ 
ſchiebung liegt, iſt durch unſere ZPO. nicht verboten. 

Prof. Dr. H. Walsmann, Roſtock. 

1) JW. 1923, 598, 


Rechtſprechung 
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hauptet und unter Beweis geſtellt waren; im Bu. fehlt aller⸗ 
dings eine ausdrückliche Feſtſtellung, in welcher Form die 
Eideszuſchiebung nach der Beweisaufnahme wiederholt wurde 
(88 453, 454 3PO.). Aber es enthält bei der angegebenen 
Sachlage keine Verletzung des 8 536 ZPO., wenn das BG. 
bei einer ſich gegen die Eidesleiſtung der Kl. wendenden Be⸗ 
rufung die Eideszuſchiebung als entſprechend den neuen Be⸗ 
hauptungen der Berufungsinſtanz wiederholt anſah und dem⸗ 
gemäß den Eid neu normierte. Kam aber die Behauptung des 
Bekl. für den Eid nur fo in Betracht, wie fie in der Ber 
rufungsinſtanz aufgeſtellt war, jo mußte das gemäß $ 474 
Abſ. 2 ZPO. auch ohne weiteres zur Folge haben, daß der Eid 
nur von demjenigen Geſellſchafter geleiſtet zu werden brauchte, 
demgegenüber der rechtzeitige Widerſpruch abgegeben ſein ſollte, 
da nur für ihn der Eid eine eigene Wahrnehmung betraf. 
Die vom BG. ausgeſprochene Anderung hinſichtlich der Eides⸗ 
leiſtung entſprach hiernach der eigenen veränderten Stellung⸗ 
nahme des Bekl. in der Berufungsinſtanz und iſt keine refor- 
matio in peius i. S. 8 536 3PO. 
(U. v. 10. Juli 1926; 542/25 II. — Hamburg.) [Ku.] 


8. 8 565 ZPO. Das BG. iſt nach Aufhebung 
ſeines Urteils durch das RG. in der tatſächlichen 
Beurteilung des Streitfalls auch gegenüber 
denjenigen früheren Feſtſtellungen frei, gegen 
die vom RG. für unbegründet gehaltene An⸗ 
griffe erhoben waren. Vorausſetzungen einer 
Plenarentſcheidung.] 7) 

In ſeiner früheren Entſcheidung v. 17. Dez. 1923 hatte 
das BG. auf Grund der Beweisaufnahme, namentlich der 
von ihm für glaubwürdig erachteten Ausſage der Angeſtellten 
des Kl. I., feſtgeſtellt, daß der Bekl. dem Kl. den hier frag⸗ 
lichen Schmuck feſt und nicht unter der aufſchiebenden Be⸗ 
dingung, daß Bekl. von früheren Kaufliebhabern desſelben 
nicht in Anſpruch genommen werde, verkauft habe. Beſon⸗ 
deres Gewicht hatte damals das BG. darauf gelegt, wie ſich 
der Bekl. nach Zeugnis der J. bei Rückempfang des Schmucks 
verhalten habe, ſowie darauf, daß er angeblich bei Rück⸗ 
empfang des Schmucks zur Sicherheit des Kl. 100 000 6 
deponiert haben ſollte, und daß dieſes Depot in einem mit 
der Aufſchrift „Depot Singer 100 000 /“ verſehenen Um⸗ 
ſchlage unverändert aufbewahrt worden ſei. Dadurch hatte er 
die Behauptung des Bekl. für widerlegt erachtet, daß es ſich 
um eine bedingungsloſe Rückgabe des Schmucks gehandelt 
habe, und daß die 100 000 % die Rückzahlung des Kaufpreiſes 
in Höhe von 90000 % und eine Vergütung in Höhe von 
10 000 % als entgangenen Gewinn dargeſtellt hätten, und 
hatte vielmehr feſtgeſtellt, daß damals das Geſchäft nur 


Zu 8. Der Altmeiſter des deutſchen Zivilprozeßrechts Planck 
führt in ſeinem Lehrbuch aus, daß die Wirkung der Aufhebung eines 
Urteils durch das Reviſionsgericht und der Zurückweiſung an das 
BG. die ſei, daß das durch das aufgehobene Urteil geſchloſſene be⸗ 
rufungsgerichtliche Verfahren in der Lage wieder eröffnet wird, in 
der es ſich zur Zeit der Schließung befand. Die neue Verhandlung 
vor dem BG. iſt nur eine Fortſetzung der früheren, welche durch die 
zum Zwecke der Ausmerzung eines Fehlers eingeſchobene Reviſions⸗ 
Inſtanz unterbrochen wurde. Gebunden iſt das BG. nur inſofern, 
daß es den vom Reviſionsgericht gerügten Fehler nicht von neuem 
begehen darf, d. h. alſo an die rechtliche Beurteilung, weshalb die 
vom BG. vorgenommene Anwendung des Geſetzes auf die feſtgeſtell⸗ 
ten Tatſachen unrichtig war und welches die richtige Rechtsnorm ſei, 
an die rechtliche Beurteilung aber nur inſoweit, als ſie der Aufhebung 
des Urteils zugrunde gelegt iſt. Das BG. verſtößt alſo nicht gegen 
die ihm auferlegte Gebundenheit, wenn es auf Grund von zuläſſiger⸗ 
weiſe ihm neu in der fortgeſetzten Verhandlung vorgelegten, eine an⸗ 
dere rechtliche Beurteilung bedingenden Tatſachen zu einem anderen 
Ergebnis wie das Reviſionsgericht gelangt, deſſen rechtliche Beurtei⸗ 
lung ja nur den rechtlichen Wert der damals feſtgeſtellten Tatſachen 
eniſcheidet. So hat auch in zahlreichen Entſcheidungen bis 1917 das 
RG. entſchieden. Erſt mit dem Urt. v. 13. März 1917 rückt der 
3. 3S. von der konftanten Rechtſprechung ab. Zunächſt etwas ſchüch⸗ 
tern („es läßt ſich nur nach dem Inhalt des Reviſionsurteils im 
einzelnen Fall beurteilen, inwieweit für eine wiederholte Erörterung 
der tatſächlichen Grundlagen noch Raum iſt“), dann aber ganz ent⸗ 
ſchieden. In dem Urt. v. 31. Mai 1918 (JW. 1918, 562) ſtellt es ſich 
auf den Standpunkt, daß die bindende Kraft eines Reviſionsurteils 
ſich nicht nur auf die Ausführungen über Rechtsnormen erſtreckt, ſon⸗ 
dern auch deren Anwendung auf das tatſächliche Vorbringen der Par⸗ 
teien umfaßt. Es verneint, ebenſo wie in der Entſch. v. 2. Nov. 1917, 
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unter der Bedingung rückgängig gemacht worden ſei, daß der 
Bekl. den Prozeß gegen die früheren Kaufliebhaber verlieren 
ſollte. Die Angriffe des Kl. gegen dieſe Feſtſtellungen hatte 
das RG. in ſeiner früheren Entſcheidung v. 14. Nov. 1924 
unter dem Hinweis darauf, daß ſie auf tatſächlichem Gebiete 
lägen und im weſentlichen die Beweiswürdigung beträfen, 
zurückgewieſen. Zur Aufhebung des früheren BG. ⸗Urteils iſt 
damals das RG. aus dem Grunde gelangt, weil das BG. 
dem Bekl. einen über die Rückgabe der 100 000 Papiermark, 
welche zur Zeit der Hingabe einen Wert von über 6500 Gold⸗ 
mark entſprochen hatten, inzwiſchen aber gänzlich entwertet 
waren, hinausgehenden Anſpruch verſagt hatte. Inzwiſchen 
haben ſich nach der jetzigen Entſcheidung des BG. die An⸗ 
gaben der Zeugin J. über das angebliche Depot S. in Höhe 
von 100 000 % als unwahr herausgeſtellt; damit hat das 
BG. auch im übrigen die Glaubwürdigkeit ihrer Ausſage als 
erſchüttert angeſehen und hält nicht mehr als erwieſen, daß 
der Bekl. dem Kl. den Schmuck feſt verkauft hat, ebenſowenig, 
daß der Schmuck ſeinerzeit nur unter einer Bedingung zu⸗ 
rückgegeben worden iſt. Geſtützt auf die Entſcheidungen des 
3.36. = RE. 90, 231); 91,134; JW. 1918, 562 18 und 
Urteil v. 18. Mai 1926 III 50/26 erhebt der Kl. die Revi⸗ 
ſionsrüge aus § 565 ZPO., indem er ausführt, daß der 
Herausgabeanſpruch des Kl. bereits endgültig und abſchließend 
vom NG. beantwortet worden ſei und deshalb nicht mehr 
zum Gegenſtand der Erörterung habe gemacht werden dürfen. 
Dieſer Reviſionsangriff geht fehl. Der erk. Sen. hält an der 
Rechtſprechung feſt, welche von Anfang an bis in die jüngſte 
Zeit von ſämtlichen Zivilſenaten befolgt worden iſt; vgl. dar⸗ 
über RG. 94, 11 ff., namentlich auch S. 14, wo ſich ein Hin⸗ 
weis auf die Urteile der einzelnen Senate findet. Wenn der 
3. ZS. dieſe Rechtsanſicht verlaſſen haben ſollte, fo zwingt 
das Feſthalten des erk. Sen. an der bisherigen Rechtſprechung 
nicht zur Anrufung der vereinigten Zivilſenate. Aus der Tat⸗ 
ſache der Nichtanrufung der vereinigten Zivilſenate durch den 
3. 3. ergibt ſich, daß es zwar nicht in deſſen Abſicht gelegen 
hat, grundſätzlich in einer zur Anwendung des 8136 GVG. 
nötigenden Weiſe von den hier gebilligten Entſcheidungen ab⸗ 
zuweichen. Sollte dies aber gleichwohl der Fall ſein, ſo be⸗ 
ſteht kein Zwang des 2. 3. zur Anrufung der vereinigten 
Zivilſenate, weil der 3. JS., von deſſen Entſcheidung ab⸗ 
gewichen werden ſoll, bei ſeinen Entſcheidungen ſelbſt von der 
Rechtsauffaſſung der übrigen Zivilſenate abgewichen iſt, ohne 
es für erforderlich zu halten, eine Entſcheidung der ver⸗ 
einigten Zivilſenate anzurufen. In dieſem Sinne haben auch 
die Strafſenate mehrfach den 8 137 (136) GVG. ausgelegt 
(vgl. RGSt. 45, 88 — 97; 55, 44—45, 183—184; 57, 134 bis 
136, 302 — 304). Im vorliegenden Fall war hiernach das 
BG. nur gebunden an die rechtliche Beurteilung, ob dem 
Bell. ein über den Betrag von 100000 Papiermark hinaus⸗ 
gehender Anſpruch zuſtehe. Denn nur diejenigen Rechtsauf⸗ 
faſſungen des Reviſionsgerichts binden das BG. bei ſeiner 
neuen Entſcheidung, auf denen die ausgeſprochene Aufhebung 
beruht. Hinſichtlich des Herausgabeanſpruchs des Kl. war das 
BG. jedoch durch die Ausführungen des RG. in keiner Weiſe 
gebunden, da nach den Ausführungen des letzteren die Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. nicht zu beanſtanden waren. Durch die 
Aufhebung des Urteils würde die Sache vor dem BG. in die 
Lage zurückverſetzt, wie ſie ſich vor der früheren Entſcheidung 
derſelben befand; ohne an ſeine bisherigen Feſtſtellungen ge⸗ 
bunden zu ſein, auch nicht an ſolche, gegen welche vom RG. 
für unbegründet erklärte Angriffe erhoben worden waren, da 
auf dieſen Feſtſtellungen die Aufhebung des Urteils nicht be⸗ 


daß das BG., auch bei Behauptung neuer Tatſachen, berechtigt ſei, 
Fragen, welche das RG. in Beurteilung des vorliegenden Sachver⸗ 
halts bereits abſchließend beantwortet hat, zum Gegenſtand der Er⸗ 
örterung zu machen. Dieſer sinengenden Auslegung des § 565 Abſ. 2 
PO. tft der 2. 3. in obiger Entſcheidung mit Recht nicht gefolgt. 
Sie findet keine genügende Stütze im Geſetz, ſteht aber auch im 
praktiſchen Ergebnis dem oberſten Grundſatz, der Findung des Rechts, 
entgegen, wie das obige Urteil ſchlagend beweiſt. Das aufgehobene 
Berufungsurteil beruhte auf der Ausſage eines Angeſtellten des Kl. 
Bei der neuen Verhandlung nach Zurückverweiſung ſtellte ſich dieſe 
Angabe als unwahr heraus. Soll nun trotzdem das BG. dieſe un⸗ 
wahre Angabe ſeinem neuen Urteil zugrunde legen und an die auf 


1) JW. 1917, 547. 
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ruht, hatte das BG. vielmehr auf die neuen von den Par“ 
teien geltend gemachten Angriffe und Verteidigungsmittel ein 
zugehen. 

(U. v. 25. Juni 1926; 309/25 II. — Berlin.) (Ku. 


9. 88 614, 616 3 PO.; 81567 BG B. Iſt dem in 
erſter Inſtanz auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens gerichteten Antrag ftattgegeben, jo kan! 
der Kl. nicht im Wege der Berufung zur Schei⸗ 
dungsklage übergehen.]f) 1 

Die Parteien haben 1910 die Ehe geſchloſſen. Kl. ha 
auf Herſtellung des ehelichen Lebens Klage erhoben und im 
erſten Rechtszug, in dem die Bekl. nicht vertreten war, A 
obſiegliches Urteil erwirkt. Er hat gegen dieſes Urteil Br 
rufung eingelegt, indem er von der Herſtellungsklage zur 
Scheidungsklage überging und nunmehr die Scheidung ae 
Ehe wegen eines ehebrecheriſchen Verhältniſſes der Bekl. nz 
einem Studenten B. beantragte. Er will von dieſem Ver 
hältnis bereits bei Erhebung der Herſtellungsklage Kenntnt 
gehabt haben. Um die Ehre und das Anſehen der Famille 
zu wahren, habe er ſich aber von der Bekl zu der Verein 
barung beſtimmen laſſen, daß die Trennung der Ehe im Wel 
der Herſtellungsklage mit nachfolgender Klage aus 8 15 
Abſ. 2 Ziff. 1 BGB. herbeigeführt werde. Die Bekl. ha 
die Vereinbarung gebrochen und nach Löſung ihres Verhält 
niſſes mit B. erklärt, daß ſie zu ihm (Kl.) zurückkehren und 
die Ehe mit ihm fortſetzen wolle. Davon habe er erſt na 
Erlaß des landgerichtlichen Urteils Kenntnis erhalten. Vom 
OLG. iſt die Berufung des Kl. als unzuläſſig verworfen 
worden, weil er durch das angefochtene Urteil formell ni 0 
beſchwert ſei. Die Reviſion hatte keinen Erfolg. Nach * 
feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. (RG. 100, 208 145 
weiſen; Warngſpr. 1921 Nr. 127) ſetzt auch in Eheſachen di 
Zuläſſigkeit der Berufung eine Beſchwerung des Berufungs⸗ 
klägers voraus; eine ſolche iſt nicht vorhanden, wenn in erſter 
Inſtanz völlig nach feinen Anträgen erkannt war. Hieran ist 
feſtzuhalten. Der zugunſten der Aufrechterhaltung 5 
Ehe zugelaſſene Ausnahmefall liegt nicht vor. Der Kl. hatt 
geltend gemacht, daß die Nichtzulaſſung des Rechtsmittels dem 
in 88 614 bis 616 ZPO. enthaltenen Grundſatz widerſtrelſ 
wonach eine Häufung der Eheprozeſſe vermieden werden ſoll. 
Dieſer Grundſatz kann aber nicht dazu führen, die Beruf 
von den ihr ſonſt geſetzten Schranken zu befreien. Das 916 
auch von der Erwägung, daß der Kl. auf Grund des 8 6 3 
ZPO. gegebenenfalls mit der Geltendmachung des bereit 
bei der Klagerhebung ihm bekannt geweſenen Scheidungs, 
grunds in einem ſpäteren Rechtsſtreit ausgeſchloſſen ſei. Ein? 
ſolche Annahme wäre übrigens nach Lage der Sache tatſech 
lich nicht begründet. § 616 ZPO. findet feinem Wortlaut 
nach auf die Herſtellungsklage keine Anwendung. Der Rechte 
ſtreit wurde aber in erſter Inſtanz lediglich über die Ver 
pflichtung der Bekl. zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchehz 
geführt. Der Beſtand der Ehe bildete die Grundlage DE 
Herſtellungsverlangens des Kl. Das LG. war überhaupt m 
in der Lage, über Scheidungsgründe zu befinden. Denn au 
von der Bekl. war nicht etwa Scheidung im Wege kr 
Widerklage, der gegenüber der Kl. ihren Ehebruch hätte in 
Feld führen können, begehrt worden. Sie hatte ebenſowenig 
verteidigungsweiſe Rechtsmißbrauch des Kl. behauptet u. 
zu dieſem Zwecke Scheidungsgründe vorgebracht. Unter diese. 
Umſtänden würde ſich die Bekl. auf 8 616 ZPO. gegenüber 
einer neu erhobenen Scheidungsklage des Mannes nicht 5 
rufen können (WarnRſpr. 1910 Nr. 223; 1915 Nr. 1757 


Grund derſelben vom Rc. gezogenen rechtlichen Schlußfolgerungen 
gebunden fein? 136 
Daß der 2. ZS. auch hier wieder von der Anwendung des $ bei 
GVG. zurückgeſchreckt iſt, iſt im Intereſſe der deutſchen Rechtsein i 
und der praktiſchen Auswirkung auf die bei Vorliegen eines Urte 
der Ver ZS. zu vermeidenden Prozeſſe zu bedauern. 
Geh. IR. Dr. Dispeker, München 


Zu 9. Die Entſch. beruht auf anerkannten Rechtsgrundſtig 
Wenn dem mit der Herftellungsklage durchgedrungenen, vollſtän 
obſiegenden Kl. die Möglichkeit öffenſtände, dementgegen und a 
über hinaus mit der Berufung die Scheidung der Ehe durchzuſetz we 
ſo würde das nicht nur der Prozeßregel „keine Berufung ohne & 
ſchwerdegrund“, ſondern auch der die Aufrechterhaltung der Ehen 2 


. 
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1 
1520 Nr. 128, wo übrigens zur Anwendung des 8 616 ZRO 
bundgegenſaz zu Warneyer 1909 Nr. 111 förmliche Schei- 
bon iderflage, nicht bloß verteidigungsweiſe Geltendmachung 
würds cheidungsgründen verlangt wird). Einer neuen Klage 
0 12 ſelbſtverſtändlich auch das BU. nicht entgegenftehen, 
Ki die auf Scheidung gerichtete Berufung nur als unzu⸗ 
ar verworfen, über die fachliche Berechtigung des Schei- 
igsverlangens aber nicht erkannt hat. 
(A. v. 12. Okt. 1925; 222/25 IV. — Karlsruhe.) [Re] 
51 
op 410. 8 771 8 PO.; 8237 KonfD. Für die Frage, 
ul Forderung des Geſamtſchuldners zur 
„D kursmaſſe gehört, iſt der Konkursverwalter 
N nie“. Inländiſches Vermögen gehört in 
we em ausländiſchen Konkurs zur Konkursmaſſe, 
un es mit Mitteln der Maſſe erworben iſt 7) 
geg Dem Bekl. ſteht aus Warenlieferung eine Forderung 
er die Firma T. & Sch. zu. Über deren Vermögen iſt in 
ei and das Konkursverfahren eröffnet, Konkursverwalter ift 
Bekl l. In dem Konkursverfahren iſt die Forderung des 
Kl. b auf 8706 holländiſche Gulden feſtgeſtellt worden. Der 
ang at in einem Vorprozeß eine Forderung gegen den Bekl. 
3000 ber Übergabe von zwei Akzepten auf Zahlung von 
haupt Gulden geltend gemacht. Weiter hat der Bekl. be⸗ 
1 et, daß die Rechtsanwälte Dr. S. und Dr. K. in D. für 
ein Firma T. & Sch. (oder deren Konkursverwalter) Gelder 
urgriogen oder beigetrieben hätten, von ihr (oder dem Kon⸗ 
für derwalter) Sicherheiten oder Vorſchläge erhalten, und 
oder d (oder den Konkursverwalter) Vetmögensſtücke in Beſitz 
5 Verwahrung hätten. Er hat wegen ſeiner Forderung in 
Str von 8700 Gulden gegen die Firma T. & Sch. einen 
leiaſbeſehl des LG. in München⸗Gladbach erwirkt und zu⸗ 
laſſe deren angebliche oben bezeichnete Forderungen pfänden 
ieſe; Der Kl. hat mit der vorliegenden Klage beantragt, 
19 Pfändung für unzuläſſig zu erklaren. Das LG. hat am 
Kl. bes 1924 die Klage abgewieſen. Auf die Berufung des 
die gat das OLG. durch Verſäumnisurteil v. 9. Juli 1925 
fla „fändung für unzuläſſig erklärt. Die Reviſion des Be⸗ 
nächte iſt zurückgewieſen. — 1. Die Reviſion wendet ſich zu⸗ 
hebun, gegen die Annahme des BG., daß der Kl. zur Er⸗ 
15 9 der Klage nach 8 771 3PO. befugt geweſen ſei. Sie 
hole das BG. habe unterlaſſen, zu prüfen, ob der Kl. nach 
lam andiſchem Recht ein die Veräußerung hinderndes Recht er⸗ 
gepfä habe. Ein ſolches Recht ſteht dem Kl. zu, wenn die 
biefe Weten Gegenſtände zur Konkursmaſſe gehören. Ob 
Ruß orausſegung zutrifft, entſcheidet ſich nach holländiſchem 
4 Das BG. hat, ohne ausdrücklich auf holländiſches 
Hip einzugehen, angenommen, daß der Kl. zur Erhebung der 
ländirſprüchsklage befugt ſei, weil er nach Eröffnung des hol⸗ 
Na iſchen Konkurſes die gepfändeten Forderungen für die 
biete erworben habe. Es iſt anzunehmen, daß das BG. bei 
ke en Erwägungen ſich in Übereinſtimmung mit den holländi⸗ 
ausbr eſtimmungen zu befinden glaubte, auch wenn es einen 
Kor en lichen Ausſpruch darüber unterlaffen hat. Daß der 
z uUrsverwalter nach holländiſchem Recht nicht zur Ab⸗ 
do don Ansprüchen befugt fei, die im Wege der Pfändung 
Forderungen der Konkursmaſſe erhoben werden, be⸗ 
1 —— 


Innigenben Abſicht des Geſetzes widerſtreiten. Prozeßrechtlich ein⸗ 
—— ſind die Beweggründe, die den Kl. zur Erhebung der 
dieſer lungsklage veranlaßt haben; maßgebend iſt allein die Tatſache 
8016 Klagerhebung. — Daß der Reviſionskläger die Tragweite des 
1 PO. verkannt hat, iſt handgreiflich. Die Bemerkungen des 
zu dieſem Punkte ſind einwandfrei. 
IR. Landsberg, Naumburg a. S. 


en Ju 10. Das Urteil entſpricht dem Sinn des Geſetzes (Jäger, 
Aum 9.237 Anm. 3; Peterſen⸗Kleinfeller, KO. 8 237 
75 13). 8237 KO. beruht auf dem Gedanken, daß ſowohl der Be⸗ 
ee ausländischen KO. als die im ausländiſchen Eröffnungs⸗ 
i ah enthaltene richterliche Willenserklärung, weil Ausflüſſe der 
4 * Staatsgewalt, ihre Schranke in den Grenzen dieſer Staats⸗ 
bei — in den Staatsgrenzen finden. Der holländiſche Eröffnungs⸗ 
gege uß kann daher den deutſchen Glaubigern keine Befriedigungs⸗ 
er zuſtände entziehen. Dieſe Bedeutung des § 237 läßt erkennen, daß 
2 10 auf ſolches inländiſches Vermögen beſchränkt, das nur kraft 
der ndiſchen Geſetzes und ausländiſchen Konkurseröffnungsbeſchluſſes 

ollſtreckung entzogen wäre. Es macht dabei keinen Unter⸗ 


hauptet die Reviſion nicht. Beſteht aber zwiſchen dem Kon⸗ 
kursverwalter und einem Gläubiger des Gemeinſchuldners 
Streit über die Frage, ob ein Vermögensſtück des Gemein⸗ 
ſchuldners zur Konkursmaſſe gehört oder nicht, ſo iſt der Kon⸗ 
kursverwalter als Dritter i. S. des 8 771 ZPO. anzuſehen. 
Denn wenn auch die Konkursmaſſe im Eigentum des Gemein⸗ 
ſchuldners ſteht, ſo iſt ihm doch die Verfügung darüber ent⸗ 
zogen, ſo daß zwei getrennt verwaltete Vermögensmaſſen be⸗ 
ſtehen, wenn der Gemeinſchuldner Vermögen beſitzt, das nicht 
zur Maſſe gezogen iſt. In einem ſolchen Falle iſt der Kon⸗ 
kursverwalter berechtigt, gegen Gläubiger des Gemeinſchuld⸗ 
ners vorzugehen, die Pfändung in ſein Vermögen mit der 
vom Verwalter beſtrittenen Behauptung ausgebracht haben, 
der gepfändete Gegenſtand gehöre nicht zur Konkursmaſſe. So 
liegt der Fall hier: Der Pfändungsbeſchluß geht von der vom 
Konkursverwalter bekämpften Annahme aus, daß die ge⸗ 
pfändeten Forderungen nicht der Verfügung des Konkurs⸗ 
verwalters unterſtänden, ſondern gemäß § 237 KonkdO. kon⸗ 
kursfreies Vermögen des Gemeinſchuldners bildeten. — 
2. Weiter behauptet die Reviſion, dem Anſpruch des Kl. ſtehe 
§ 237 Konk O. entgegen, die Pfändung des Bekl. ſei zuläſſig 
geweſen, weil ſie ſich auf im Inland befindliche Vermögens⸗ 
ſtücke bezogen habe. Das BG. nimmt an, 8 237 Kontd. ſei 
nicht anwendbar, weil er ſich nicht auf Vermögensgegenſtände 
beziehe, die der ausländiſche Konkursverwalter nach Eröffnung 
des Konkurſes für die ausländiſche Maſſe erworben habe. 
Im Ergebnis war dem BG. beizutreten. § 237 Konkbd. ſtellt 
klar, daß das im Ausland eröffnete Konkursverfahren nicht 
das im Inland befindliche Vermögen des Gemeinſchuldners 
ergreift (RG. 100, 242). Durch die Beſtimmung wird aber 
nicht ausgeſchloſſen, daß der ausländiſche Verwalter im In⸗ 
land befindliche Vermögensſtücke für die Konkursmaſſe der⸗ 
geſtalt erwerben kann, daß ſie dem Zugriff inländiſcher Gläu⸗ 
biger des Gemeinſchuldners entzogen ſind, und ein ſolcher Fall 
tritt namentlich dann ein, wenn der Verwalter aus Mitteln 
der Konkursmaſſe erwirbt 5 14, 426). So iſt der Kl. 
verfahren. Der Bekl. hat Wechſel, die der Kl. für Holz⸗ 
verkäufe erhalten und zu Sicherheitszwecken dem Bekl. über⸗ 
geben hatte, in Händen, zu deren Rückgabe er verpflichtet iſt, 
nachdem der Sicherungszweck weggefallen iſt. Dieſen Anſpruch 
auf Rückgabe hat der Bekl. gepfändet. Hier kann die An⸗ 
nahme, daß der Kl. den gepfaͤndeten Anſpruch für die Kon⸗ 
kursmaſſe aus deren Mitteln erworben hat, keinem Bedenken 
unterliegen. Die außerdem gepfändete Forderung iſt auf 
folgende Weiſe entſtanden. Zur Zeit der Konkurseröffnung 
lagerte in Deutſchland Holz, das der Gemeinſchuldner gekauft, 
aber noch nicht bezahlt und noch nicht zu Eigentum erworben 
hatte. Der Kl. traf nun mit den Verkäufern Vereinbarungen, 
nach denen das Holz nach Holland auf den Weg gebracht 
wurde. Während des Transportes wurde es von deutſchen 
Gläubigern des Gemeinſchuldners mit Arreſt belegt. Am 
12. Sept. 1922 iſt nun in Düſſeldorf bei den Rechtsanwälten 
Dr. S. und Dr. K. vom Kl. mit den Arreſtgläubigern ver⸗ 
einbart worden, daß das Holz von den beiden Anwälten ver⸗ 
kauft und der Erlös zur Befriedigung der deutſchen Gläubiger 
verwendet werden ſollte. Die Forderung des Bekl. wurde 
auf 300 000 4% feſtgeſetzt. Dieſe Abrede fand nicht die Billi⸗ 


ſchied, ob das inländiſche Vermögen dem Gemeinſchuldner ſchon zur 
Zeit der Konkurseröffnung gehörte oder erſt nachträglich von ihm 
erworben wurde, im zweiten Falle würde auch der ausländiſche Rechts⸗ 
ſatz, daß nach der Konkurseröffnung erworbenes Vermögen in die 
Maſſe fällt, die Anwendbarkeit des § 237 nicht beſchränken. 

Wenn dagegen durch Rechtsgeſchäft des ausländiſchen Konkurs⸗ 
verwalters und mit Mitteln der ausländiſchen Konkursmaſſe ein 
Vermögensgegenſtand erworben wird, der im Inlande liegt, ſo wird 
dadurch, daß der neue Erwerb in die ausländiſche Maſſe fällt, den 
inländiſchen Glaubigern nichts entzogen. Im Gegenteil, die inlän⸗ 
ländiſchen Glaubiger würden bei Gleichwertigkeit der beiden Leiſtungen 
einen durch nichts gerechtfertigten Gewinn zu Laſten der ausländiſchen 
Maſſe machen, wenn man 8 237 anwenden wollte. Iſt dieſe Unter⸗ 
ſcheidung auch nicht ausdrücklich im Geſetz ausgeſprochen, ſo iſt ſie 
doch dem Grund und Zweck nach darin enthalten. Die Entſch. ver⸗ 
ſtößt deshalb nicht gegen den Satz: Wo das Geſetz nicht unterſcheidet, hat 
auch der Richter nicht zu unterſcheiden. Ob damit das RG. 89, 18ʃcff. 
mitgeteilte Urteil des RG. ſich vereinigen läßt, iſt mangels genügender 
tatſächlicher Grundlagen nicht mit Sicherheit zu entſcheiden. S. 186 
d. a. O. wird zwar bemerkt, der Vergleich zwiſchen der deutſchen und 
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gung des Konkursrichters, und darauf traf der Kl. am 19. Sept. 
1922 neue Vereinbarungen mit den Arreſtgläubigern und dem 
Bekl., auf Grund deren das Holz von dem Kl. verkauft und 
der Erlös bei Rechtsanwalt S. hinterlegt wurde. Der Bekl. 
ſollte einen Betrag von 300 000 % erhalten. Das BG. hat 
dieſe Abmachungen dahin verſtanden, daß das Holz für die 
Konkursmaſſe verkauft werden ſollte, und daß die deutſchen 
Gläubiger nur einen ſchuldrechtlichen Auſpruch auf Befriedi⸗ 
gung aus dem Erlös erhalten ſollten; der Erlös ſelbſt ſollte 
dem Kl. für die Konkursmaſſe zuſtehen. Dieſe Auslegung 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Die Reviſion, die 
auszuführen ſucht, das Holz habe nach den Abmachungen als 
Befriedigung für die Gläubiger gelten ſollen, alſo nicht zur 
Konkursmaſſe gehört, ſteht, ſoweit daraus ein Schluß auf 
die Zugehörigkeit des Erlöſes gezogen werden könnte, mit der 
einwandfreien Auslegung des BG. nicht im Einklang. Aus 
den Feſtſtellungen des BG. ergibt ſich, daß der Erlös aus 
Mitteln der Maſſe vom Kl. erzielt worden iſt und deshalb zur 
Maſſe gehörte, aßſo dem Zugriff inländiſcher Gläubiger nicht 
unterlag. Verfehlt iſt die Annahme der Reviſion, der Kl. 
müſſe ſich auf den Standpunkt ſtellen, die gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner ausgebrachten Pfändungen berührten ihn nicht, und 
er müſſe, wenn ihm aus den Abmachungen ein Recht gegen 
den Bekl. erwachſen ſei, eine Leiſtungsklage gegen ihn erheben. 
Der Prätendent einer gepfändeten Forderung iſt befugt, der 
Pfändung dem Pfändenden gegenüber zu widerſprechen und 
nicht auf eine Klage gegen den Schuldner beſchränkt. 
(U. v. 11. Juni 1926; 598/25 VI. — Düſſeldorf.) 
[Ku. 


11. 81041 3 PO.; 82 VO. v. 1. Febr. 1919; Art. 4 
Gel. v. 9. Juni 1922; § 242 BGB. Für Streitig⸗ 
keiten wegen Erhöhung von Preiſen bei Liefe⸗ 
rung elektriſcher Kraft iſt, auch bei gemäß 8 242 
BG B. zu berückſichtigenden Veränderungen, das 
Schiedsgericht ohne jede Mitwirkung des Ge- 
richts ausſchließlich zuftändig.]}) 

Die Kl., die in der Stadt K. die Erzeugung und Abgabe 
von elektriſchem Strom betreibt, iſt im Juni 1919 mit der 
beklagten Stadtgemeinde in Streit wegen Erhebung eines 
Teuerungszuſchlags geraten. Sie wandte ſich mit Antrag vom 
12. Mai 1920 an das Schiedsgericht für Erhöhung von Preiſen 
bei der Lieferung von elektriſcher Arbeit, Gas und Leitungs⸗ 
waſſer in Köln und erwirkte bei dieſem am 23. Nov. 1920 
einen Schiedsſpruch, durch den der Kohlenzuſchlag für Klein⸗ 
verbraucher auf 0,8, für Licht und 0,4 0 für Kraft für jede 
angefangene Mark Kohlenpreiserhöhung feſtgeſetzt und weiter⸗ 
hin beſtimmt wurde: „Die gleichen Zu⸗ und Abſchläge kommen 
auf die im Vertrage v. März 1914 für den Betrieb des 
Werftes und der Werftbahn vereinbarten Preiſe in Anrech⸗ 
nung. Alle übrigen Sondertarife mit der Stadt K., welche 
auf Grund von beſonderen Verträgen eingeräumt 
ſind, werden ſinngemäß jeweils in denſelben Verhältniſſen er⸗ 


der ruſſiſchen Liquidationskommiſſion habe einen Streit durch „beider⸗ 
ſeitiges gleichmäßiges Entgegenkommen“ geſchlichtet. Ob aber dieſes 
Entgegenkommen von ruſſiſcher Seite darin beſtand, daß für die 
im Vergleich abzutretende Forderungshälfte Beſtandteile der ruſſiſchen 
Maſſe zugunſten der deutſchen Maſſe abgetreten wurden, iſt nicht 
ausdrücklich geſagt, doch iſt es kaum anders denkbar, da dem Kon⸗ 
Rursverwalter nur die Verfügung über Vermögen zufteht. Wenn 
man in dem Aufgeben der einen Forderungshälfte, um über die andere 
Hälfte verfügen zu können (a. a. O. S. 185 unten), einen ſolchen 
Austauſch ſieht, war die damals vom RG. vorgenommene Anwendung 
des 8237 nicht begründet. 
Geh. IR. Prof. Dr. Kleinfeller, Kiel. 


Zu 11. Die Entſch. ſtellt zur Auslegung der VO. v. 1. Febr. 
1919/9. Juni 1922 (BD.) folgende wichtigen Grundſätze heraus: 

1. Die Schiedsgerichte ſind zur Berichtigung von Fehlern der 
Schiedsſprüche befugt, die ſie auf offenbare Verſehen zurückführen. 

2. Zur Nachprüfung des Verfahrens der Schiedsgerichte, die auf 
Grund der VO. entſcheiden, ſind die ordentlichen Gerichte auch auf 
Grund des 8 1041 ZRD. nicht befugt, auch dann nicht, wenn die 
Eutſcheidung vor der Einführung der Berufung gegen Schiedsſprüche 
der VO.⸗Schiedsgerichte an das RWG. ergangen war. 

3. Die ordentlichen Gerichte ſind nicht in der Lage, den in einem 
nach der VO. erlaſſenen Schiedsſpruch fehlenden Endzeitpunkt ſeiner 
Gültigkeit gemäß § 242 BGB. von ſich aus einzuſetzen, da nach 


Rechtſprechung (Juriſtiſche Wochenschrift * 


höht oder herabgeſetzt wie die genannten Grundpreiſe ag 
40 bzw. 20 H.“ Da dieſe verhältnismähige Erhöhung ODE 
Herabſetzung in dem Schiedsantrage der Kl. für „alle übrigen 
Sondertarife, welche nicht auf Grund von beſondere, 
Verträgen eingeräumt ſind“, verlangt worden war, bat 

Bekl. das Schiedsgericht um Mitteilung, wie der Satz in = 
Entſcheidung richtig zu lauten habe. Das Schiedsgericht ib 
ſchloß darauf die „Berichtigung“ des Schiedsſpruchs genen 
dem Wortlaute des Antrags der Kl. Die Kl. erachtete indeſſen 
dieſen Beſchluß als unzuläſſig und den urſprünglichen! DL 

laut des Spruches als verbindlich; fie beantragte mit Dr 
Ende Januar 1922 erhobenen Klage Feſtſtellung, daß der abt 
ändernde Schiedsſpruch nicht zu Recht beſtehe und die e 
dieſelben Zuſchläge wie die Kleinverbraucher zu entrichten 
habe, ſowie die Verurteilung der Bekl. zur Zahlung einer 
beſtimmten Summe. Sie iſt in allen Inſtanzen abgewieſe 
Die Reviſion beanſtandet die Abweiſung der für die Zeit v = 
dem Schiedsſpruch auf Grund des Schreibens v. 18. Ju. 1 
1919 von der Kl. geforderten Preiserhöhungen, weil in 0 
geſamten Verhalten der Bekl. nach Empfang dieſes Schreiben 
nach Treu und Glauben Zuſtimmung liege und das BG. ſe 5 
gegenſeitige Annahme nicht näher begründe, auch die De 
ſchaftliche Unmöglichkeit der Beibehaltung der alten Prelſ 
nicht berückſichtige. Dieſer Angriff richtet ſich in der Haube 
ſache gegen die tatſächliche Würdigung des BG. Soweit e 
die dem § 286 ZPO. nicht entſprechende Begründung betrifft, 
iſt er zur Zeit nach Art. II Abſ. 2 des Entlaſtungsgeſetzef 
v. 21. Dez 1925 (RGBl. J,. 475) in Verbindung mit Art. 
§1 der VO. v. 15. Jan. 1924 (RG Bl. I, 29) im Reviſions 9a 
fahren unzuläſſig. Daß das BG. die Beſtimmung des Su 
HGB. und die danach in Betracht zu ziehenden Gewohnheit 

des kaufmänniſchen Verkehrs bei feiner Beurteilung M 

außer acht gelaſſen hat, iſt aus ſeiner Bemerkung zu e! in 
nehmen, daß es dahingeſtellt bleiben könne, ob die Bekl. x 
ihrem Verhältniſſe zur Kl. als Kaufmann zu gelten hab“ 
Inwiefern das BG. jene Gewohnheiten in rechtsirrig⸗ 
Weiſe gewürdigt baben ſollte, iſt gleichfalls nicht erſichtlich 
Gegen die Abweiſung des Feſtſtellungsantrags der Kl. wende 
die Reviſion ein, das BGG. übergehe, daß der ſchriftlich 
Schiedsantrag der Kl., an den ſich der Berichtigungsbeſchlun 
v. 15. Jan. 1921 anſchließt, nach der als richtig zu ume 
ſtellenden Behauptung der Kl. vor Erlaß des Beſchluſſe 
zurückgenommen worden, der Beſchluß daher wegen Verletzung 
grundlegender Verfahrensregeln nichtig ſei. Zu einer 2 
prüfung des Verfahrens der auf Grund der BO. v. 1. Feb, 
1919 (RG Bl. S. 135) eingeſetzten Schiedsgerichte für 5 
höhung von Preiſen bei der Lieferung von elektriſcher Aue 
Gas und Leitungswaſſer ſind die ordentlichen Gerichte hs 

deſſen nicht, nicht einmal nach Maßgabe des 8 1041 3 . 
berujen, wie ſich aus 8 2 Nr. 2 WO. ergibt, übrigens 305 
unter deren neuer, im Geſetze v. 9. Juni 1922 (RG Bl. I, 5 Mi 
beſtimmten und nach Art. 4 des Gel. für die Anfechtbar 10 
vorher erlaſſener Schiedsſprüche nicht anwendbaren Faſſung 


w 


$23 der BO. jede Partei Abänderung bei erheblicher Anderung des 
Tatbeſtandes verlangen kann. des 
4. Zu ſolchen Anderungen (Ziff. 3) können auch Anderungen 
Geldwerts und der Währungsverhältniſſe gehören. m 
5. Wenn die VO. auf die Kriegsverhältniſſe Bezug nimmt 4 
iſt damit nicht nur die unmittelbar durch den Krieg eingetretene ple 
höhung der Selbſtkoſten, ſondern auch die weitere Erhöhung dur m- 
Umwälzung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu verſtehen, die als! 
mittelbare Kriegsfolgen anzuſprechen ſind. 
Zu dieſen einzelnen Punkten iſt folgendes zu bemerken: Au- 
Ziff. 1 und 5 entſprechen der wohl allgemein herrſchenden — 
ſicht. Gegenüber gelegentlichen Angriffen kommt die Beſtätigung d ber 
das RG. erwünſcht. Es ift auch durchaus zu billigen, daß das Schi 
gericht — wie ſich aus dem RGUrt. ergibt — die nach Erlaß log 
Schiedsſpruchs, aber vor der Berichtigung erfolgte Anderung des Ke en 
antrags, durch die die Kl. aus dem Verſehen des Schiedsgerichts Nu 
ziehen wollte, unberückſichtigt gelaſſen hat. 5 leds⸗ 
Ziff. 2. Daß die ordentlichen Gerichte das Verfahren der Shen 
gerichte „nicht einmal nach Maßgabe des 8 1041 ZRD. nachzupr ga 
haben, iſt ſicher richtig, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil 
Schiedsgericht der VO. überhaupt kein Schiedsgericht iſt, das g 
10. Buch der ZPO. unterfällt. Die Frage, inwieweit eine Radprüftl 
des geſamten Inhalts des Schiedsprozeſſes von den ordentlichen 15 
richten in dem Falle vorgenommen werden kann, wo ſein Erge 
(das ja nach § 22 der VO. zum Beſtandteil des urſprünglichen 


Jahrg. 1926 Heft 21 
aus 


. zu einer Berichtigung von Fehlern ſeiner Schieds⸗ 
die, die es auf offenbare Verſehen zurückführt, zuſtändig 
ordend daß eine ſolche Berichtigung einer Anfechtung bei den 
fett „lichen Gerichten in gleicher Weiſe wie der Schiedsſpruch 
zweif entzogen iſt, kann dementſprechend gleichfalls nicht be⸗ 
= felt werden. Wenn die Reviſion endlich anregt, ob nicht 
este Schiedsſpruch fehlende Endzeitpunkt der Geltung ſeiner 
don etzungen durch das ordentliche Gericht zu beſtimmen und 
och a ab eine Neuordnung der Beziehungen der Parteien 
* allgemeinen Geſichtspunkten des 8 242 BGB. vor⸗ 
92 n ſei, ſo erledigt ſich dies durch die Beſtimmung in 
9 r. 3 der BO, v. 1. Febr. 1919 (in der Faſſung des Gef. 
ande Juni 1922), wonach jede Partei beim Schiedsgericht Ab⸗ 
1 des Schiedsſpruchs beantragen kann, wenn gegen⸗ 
Rei ha em in ihm — oder in der Berufungsentſcheidung des 
hebli zwirtſchaftsgerichts — berückſichtigten Tatbeſtand eine er⸗ 
17 iche Anderun eingetreten iſt. Daß zu den Anderungen, 
An Ihlernach zu einer neuen Entſcheidung des Schiedsgerichts 
der 5 geben können, auch Anderungen des Geldwertes und 
daß dfehrungsberhältniſſe gehören, ergibt ſich ſchon daraus, 
fan te Einſetzung der Schiedsgerichte ſeinerzeit durch die An⸗ 
Ir der Geldentwertung veranlaßt wurde. Damit iſt die 
halten der ordentlichen Gerichte behufs Regelung des Ver⸗ 
ober iſſes der Parteien mit Rückſicht auf die Geldentwertung 
; ſonſtige Anderungen der Wirtſchaftslage ausgeſchloſſen. 
aug Soenwärtige Haltung dieſer Beſtimmung kann nicht etwa 
v. „em Grunde in Zweifel geſtellt werden, weil die VO. 
ſahrer Febr. 1919 das in ihr geregelte beſondere Ver⸗ 
Gag. nur zur Ermöglichung derjenigen Abänderungen von 
ge Waſſer⸗ und Stromlieferungsverträgen eingeführt hat, 
. folge der Kriegsverhältniſſe“ notwendig würden. Schon 
fir Mitand, daß die 21/, Monate nach Abſchluß des Waffen⸗ 
des er erlaſſene VO. faſt 2/, Jahre nach Inkrafttreten 
it, pi durch ein Geſetz einer Anderung unterzogen worden 
Ber Be eine Verbeſſerung des Verfahrens durch Einführung 
hatte erufung an das Reichswirtſchaftsgericht zum Gegenſtande 


mige böweiſt daß ſie keineswegs nur für die unmittelbar 


ſondern 
Kriegsf 


des Krieges eingetretene Steigerung der Selbſtkoſten, 
nach dem Willen des Geſetzgebers auch für deren 
unvorhergeſehene Erhöhung infolge der als mittelbare 
« olge anzuſprechenden Umwälzung der wirtſchaftlichen 
Ro altniſſe Vorſorge treffen ſoll. Demgemäß muß das in der 
55 beſtimmte Verfahren auch heute noch unter Ausſchluß des 

dentlichen Rechtswegs für Anträge auf Anderung von Ab⸗ 


1 : 
nachungen oder Schiedsſprüchen Platz greifen, die durch der⸗ 


die e Anderungen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und durch 
Sr ihnen verurſachte unvorhergeſehene Erhöhung der 
lſtkoſten veranlaßt find. 
(u. g. 8. Juni 1926; 31/26 VI. — Köln.) [Ku.] 


ok 
geri 4. 88 1042, 1033 Nr. 1 8 PO. — 1. Die Schieds⸗ 
kreitetserdnung für das Schiedsgericht der Ge⸗ 
* ehändler der Hamburger Börfe iſt eine 
die „Hible Rechtsnorm. — 2. Nur Schiedsſprüche 
ech thicht noch im Schiedsgerichtsverfahren an⸗ 
Bora find, können für vollſtreckbar erklärt 
1 3. Ein Schiedsverfahren, in dem das 


trags wi 
vor a 


d 
nicht b 


ir» \ 
reife 3. Dieſe Feſtſtellung iſt nach der derzeitigen Geſetzeslage 
der d. os wichtig; die Begründung legt aber die Frage nahe, was nach 
9185 ei bald erfolgenden Aufhebung der VO. und dem damit folgen- 
it Seglall des vom RG. zitierten Ventils aus § 28 der VO. z. B. 
Teno chiedsſprüchen geſchehen ſoll, die einen Endzeilpunkt für ihren 
durch dan cht geſetzt haben. Die Entſcheidung dieſer Frage ſcheint mir 
man das vorliegende Urteil trotz gegenteiligen Anſcheins nicht erfolgt; 
Schi a fie aus der Erwägung heraus finden müſſen, daß die 
der urs bprüche nach dem ausgeſprochenen Willen der VO. Beſtandteile 
wilen prünglichen Verträge werden, wie wenn ſie durch freien Partei⸗ 
Iren, hereingekommen wären. D. h. alſo: ſolche zeitlich nicht be⸗ 
und Schiedsſprüche leben fo lange als der Vertrag, den ſie ändern 
und im nach Aufhören der VO. nach den allgemeinen Grundſätzen 

nur nach dieſen) zu behandeln. 
legun if. 4. Auch diefer Gedanke gehört zum Gemeingut der Aus⸗ 
3 der VO. Wenn dieſe wider Erwarten noch ein längeres Leben 


rd) in einem Prozeß über den ſo veränderten Vertragsinhalt 
1 — Gericht kommt, wird durch die vorliegende Entſch. 
rb. 


Rechtſprechung 
gert §2 Nr. 4 derſelben zu entnehmen iſt. Daß das Schieds⸗ 
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Oberſchiedsgericht einen unzuläſſigen Spruch 
gefällt hat, iſt als erledigt anzuſehen und mit 
allen Entſcheidungen erſter Inſtanz aufzu- 
heben.] 7) 

Durch Schiedsverträge hatten ſich die Parteien dem 
Schiedsgericht des Vereins der Getreidehändler der Ham⸗ 
burger Börſe unterworfen und die dafür aufgeſtellte Schieds⸗ 
gerichtsordnung (Hamburger Börſenhandbuch 1922, 259) für 
maßgebend erklärt. Durch zwei Schiedsſprüche erſter Inſtanz 
v. 27. Nov. 1924 iſt die jetzige Kl. verurteilt worden, an die 
jetzige Bekl. insgeſamt 7764 Reichsmark nebſt Zinſen und 
Koſten zu zahlen. Die Schiedsſprüche ſind vom LG. Hamburg 
für vollſtreckbar erklärt worden. Die Bekl. hat ihre Forde⸗ 
rungen daraufhin beigetrieben. Die Kl. hat das Oberſchieds⸗ 
gericht angerufen. Dieſes hat durch Beſchluß v. 12. März 
1925 die Entſcheidung der beiden Streitſachen abgelehnt und 
die Sprüche v. 27. Nov. 1924 aufgehoben. Mit der gegen⸗ 
wärtigen Klage fordert die Kl. die Zurückzahlung der bei⸗ 
getriebenen Beträge von insgeſamt 9404,15 % nebſt Zinſen. 
Die Bekl. beantragte Klagabweiſung und verlangte im Wege 
der Widerklage die Aufhebung des vom Oberſchiedsgericht er⸗ 
laſſenen Spruches. Das LG. hat den Anträgen der Bekl. 
entſprochen. Die Berufung der Kl. blieb in Höhe von 
137,10 Reichsmark nebſt Zinſen ohne Erfolg. Im übrigen 
drang die Berufung durch, und die Bekl. wurde verurteilt, an 
einen Zeſſionar der Kl. 9267,05 Reichsmark nebſt 1 ¼ 0% 
Monatszinſen ſeit Klagezuſtellung zu zahlen. Die Widerklage 
wurde abgewieſen. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. — 1. Das 
LG. hat den Beſchluß des Oberſchiedsgerichts als einen Schieds⸗ 
ſpruch angeſehen, hat feſtgeſtellt, daß er gegen weſentliche 
Grundfätze des von den Parteien vereinbarten Verfahrens ver⸗ 
ſtoße, und hat ihn danach, der Widerklage ſtattgebend, gemäß 
§ 1041 Nr. 1 ZPO. aufgehoben. Irgendwelche Folgen für 
die Schiedsſprüche erſter Inſtanz hat das LG. daraus nicht 
hergeleitet. Es ſieht in ihnen nicht nur „vorläufige Ent⸗ 
ſcheide“, ſpricht ihnen vielmehr ſelbſtändige Bedeutung zu und 
nimmt deshalb an, daß ſie in ihrer Exiſtenz unberührt ge⸗ 
blieben ſind. Deshalb hat das LG. die Klage abgewieſen. 
Das BG. hat in dem Beſchluß des Oberſchiedsgerichts keinen 
Schiedsſpruch i. S. der ZPO. erblickt. Es hat zwar angenom⸗ 
men, daß mit jenem Beſchluß der Vorſtand des Vereins der 
Getreidehändler als Oberſchiedsgericht eine Entſcheidung ge⸗ 
troffen hat, es findet darin aber nicht eine materielle Erledi⸗ 
gung des Streites der Parteien, vielmehr gerade die Ab⸗ 
lehnung einer ſolchen. Das BG. ſtellt danach feſt, daß die in 
dem Schiedsvertrag zu Oberſchiedsrichtern berufenen beſtimm⸗ 
ten Perſonen, nämlich die Mitglieder des Vereinsvorſtandes, 
die Übernahme des Schiedsrichteramtes verweigert haben; da⸗ 
mit ſei gemäß § 1033 Nr. 1 ZPO. der Schiedsvertrag außer 
Kraft getreten und damit hätten deshalb auch die Schieds⸗ 
ſprüche erſter Inſtanz — ganz abgeſehen von ihrer ausdrück⸗ 
lichen Aufhebung durch das Oberſchiedsgericht — ihre ver⸗ 
bindliche Kraft verloren, ſelbſtändige Bedeutung komme den 
Schiedsſprüchen erſter Inſtanz nicht zu; die Schiedsgerichts⸗ 
ordnung gewähre den Parteien ein Recht auf zwei Inſtanzen, 
der § 33 a. a. O. ſei nur dahin zu verſtehen, daß der Spruch 
der erſten Inſtanz wie ein vorläufig vollſtreckbares Urteil 
eines Gerichts behandelt werden ſolle. Die Frage, ob das 


haben ſollte, ſo könnte der Gedanke allerdings dann für ihre An⸗ 
wendung von Wichtigkeit werden, wenn ſich der Wert des Geldes (bei 
angetaſteter Währung) erheblich änderte, alſo z. B. auf den Vorkriegs⸗ 
wert zurückkehrte oder ſich dieſem gegenüber noch ſpürbarer als bis⸗ 
her entfernte. 


RA. Dr. Robert Kauffmann, Berlin. 
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Gericht die Schiedsſprüche erfter Inſtanz überhaupt hätte für 
vollſtreckbar erklären dürfen, läßt das BG. offen. Schon auf 
Grund ſeiner Erwägungen gelangt das BG. zur Abweiſung 
der Widerklage, weil ein Schiedsspruch des Oberſchiedsgerichts 
nicht vorliegt, und zur Verurteilung der Bekl. auf die Klage, 
weil der rechtliche Grund, aus welchem die Kl. gezahlt hat, 
d. h. die Schiedsſprüche erſter Inſtanz, fortgefallen ſind. Auf 
einen anderen rechtlichen Grund, etwa die materielle Rechts⸗ 
lage in dem Verhältnis der Parteien zueinander, hat ſich die 
Bekl. nicht berufen, trotzdem ſie vom BG. auf dieſe Möglich⸗ 
keit hingewieſen worden war. — 2. Die Angriffe der Revi⸗ 
ſion ſcheitern zu einem weſentlichen Teile daran, daß die 
Schiedsgerichtsordnung für das Schiedsgericht des Vereins 
der Getreidehändler der Hamburger Börſe keine reviſible 
Rechtsnorm iſt. Der Verein, welcher das Schiedsgericht 
beſtellt und die Schiedsgerichtsordnung erlaſſen hat, iſt ein 
privater Verein. Das Schiedsgericht kann deshalb nur in 
Tätigkeit treten, wenn zwei Parteien ſich ihm durch privat⸗ 
rechtlichen Vertrag unterwerfen, und die Schiedsgerichtsord⸗ 
nung wird nur dadurch anwendbar, daß die Parteien ihre An⸗ 
wendung verabreden. Beides geſchieht, wie die Anmerkung 
auf S. 259 des Hamburger Börſenhandbuchs von 1922 er⸗ 
gibt, durch die Schlußſcheine, nach welchen Getreidegeſchäfte 
an der Hamburger Börſe abgeſchloſſen werden. In dieſen 
Schlußſcheinen (a. a. O. S. 191 ff.) wird aber durchweg der 
Gerichtsſtand Hamburg vereinbart. So ſind die Vorſchriften 
der Schiedsgerichtsordnung zwar ſogenannte „typiſche Bedin⸗ 
gungen“ in dem Sinne, daß ſie als Vertragsnorm in viele 
einzelne privatrechtliche Verträge eingehen, über ihren Inhalt 
und ihre Bedeutung haben aber — von ganz vereinzelten, 
vielleicht denkbaren Ausnahmefällen abgeſehen — nur die 
Hamburgiſchen Gerichte zu urteilen. Unter dieſen Umſtänden 
beſteht nicht die Gefahr, daß die Schiedsgerichtsordnung durch 
die Gerichte verſchiedner Länder verſchieden ausgelegt wird, 
und die Einheitlichkeit der Rechtſprechung erfordert es deshalb 
nicht, daß das RG. die Vorſchriften der Schiedsgerichtsord⸗ 
nung ſelbſtändig auslegt. So muß es bei der vom BG. ge⸗ 
fundenen Auslegung der Schiedsgerichtsordnung ſein Bewen⸗ 
den behalten. Danach iſt das geſamte Schiedsgerichtsverfahren, 
wie es durch die Schiedsgerichtsordnung geregelt iſt, ein ein⸗ 
heitliches Verfahren; die dort vorgeſehene Berufungsinſtanz 
iſt eine echte Berufungsinſtanz, auf deren Spruch die Parteien 
ein Recht haben; die erſtinſtanzlichen Schiedsſprüche ſind nur 
vorläufig, bis zur Beendigung des Verfahrens vor dem 
Oberſchiedsgericht, erlaſſen; auch ihre Vollſtreckbarkeit iſt, wenn 
ſie vom Gericht überhaupt ausgeſprochen werden darf, eine 
nur vorläufige. Mit dieſen für die Reviſion nicht angreifbaren 
Ergebniſſen des BG. erledigen ſich ihre Verſuche, die Ein⸗ 
heitlichkeit des geſamten ſchiedsrichterlichen Verfahrens und das 
Recht der Parteien auf einen Spruch der Berufungsinſtanz zu 
beſtreiten, die Berufungsinſtanz der Schiedsgerichtsordnung 
in ein zweites ſelbſtändiges ſchiedsrichterliches Verfahren oder 
auch in ein vereinbartes Wiederaufnahmeverfahren umzudeuten 
und aus dieſen Annahmen Folgerungen abzuleiten, welche von 
denen des BG. abweichen. — 3. Die Antwort auf die vom 
BG. offen gelaſſene Frage, ob die Schiedsſprüche erſter In⸗ 
ſtanz überhaupt für vollſtreckbar erklärt werden durften, iſt 
nicht durch Auslegung der Schiedsgerichtsordnung, ſondern 
durch eine Beurteilung ihres Verhältniſſes zur 3PO. zu ges 
winnen. Das BG. hat mit Recht hervorgehoben, daß die 
ZPO. auch in ihrer jetzigen Geſtalt keine Rückſicht darauf 
nimmt, ob das von den Parteien vereinbarte ſchiedsrichterliche 
Verfahren zwei Inſtanzen vorſieht oder nicht. Wenn es das 
BG. aber für möglicherweiſe zuläſſig hält, daß auch noch nicht 
endgültige Schiedsſprüche ohne beſondere Regelung durch das 


durch private Abkommen“ nicht gerecht werde. Es ſcheint alſo, 
daß die aus der neueren wirtſchaftlichen Entwicklung hervorge⸗ 
gengene Forderung, im Rahmen des Schiedsgerichtsverfahrens den 
öffentlichen Intereſſen ſtärkere Berückſichtigung zuteil werden zu 
laſſen (JW. 1926, 13 ff.) — eine Auffaſſung, die in den Verhand⸗ 
lungen des letzten Juriſtentages über die Schiedsgerichtsreform faſt 
bei allen Rednern zum Ausdruck kam — die Billigung des höch⸗ 
ſten Gerichtshofes findet. Das kann möglicherweiſe der Auftakt zu 
einer bedeutſamen „Neuorientierung“ ſein. Auffallend iſt, daß das 
RG. jo weit gehen will, dem gerichtlichen Beſchluß, der dem Schieds⸗ 
ſpruch I. Inſtanz die Vollſtreckbarkeit verleiht, die rechtliche Mick- 
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gepflichtet werden. Die von der Reviſion angezogene ich 
ſcheidung des RG. aus d. J. 1892 (RG. 29, 3907.) hat Ni 
allerdings auf denſelben Standpunkt geſtellt wie das B 7 
ſie wird aber der allmählich herausgebildeten ſchärferen Auf 
faſſung von der Unabänderlichkeit des öffentlichen Rechts dur 
private Abkommen noch nicht gerecht und iſt inzwiſchen 0 0 
überholt. Schon in RG. 69, 521) wird vom RG. betont 
daß für vollſtreckbar nur ein Schiedsſpruch erklärt werde 
kann, der unter den Parteien gemäß § 1040 ZPO. die 2 
kungen eines rechtskräftigen gerichtlichen Urteils hat, und von 
demſelben Grundgedanken aus heißt es in RG. 74, 3072), daß 
die Vorſchriften über die Zuſtellung und Niederlegung bei 
Schiedsſpruchs im $ 1039 ZPO. auf einen Schiedsſpruch nicht 
anwendbar jind, der im ſchiedsgerichtlichen Verfahren feld 
noch der Aufhebung oder Abänderung unterliegt; ſind hier 939 
Inſtanzen vorgeſehen, jo bildet den Schiedsſpruch i. ©. 5 701 
ZPO. erſt die Entſcheidung des BerSchiedsG. Dies gilt eben 
und erſt recht für den Schiedsſpruch i. S. § 1042 3 5 
Wirkungen, welche ſich an die Vollſtreckbarkeit eines Schieds, 
ſpruches knüpfen können, ſind ſchwerwiegender, als die m 
der Zuſtellung und Niederlegung verbundenen. Die ZPO. 32 
für das ſchiedsrichterliche Verfahren nur wenige große Gen 
ſätze aufgeſtellt, wie z. B. die, daß den Parteien das rech 
liche Gehör gewährt, der Schiedsſpruch mit Gründen * 
ſehen fein muß. Von ſolchen ausdrücklichen Regelungen a 2 
geſehen überläßt die ZPO. die Geſtaltung des ganzen 1 
fahrens der Vereinbarung der Parteien und hilfsweiſe dem 
freien Ermeſſen der Schiedsrichter (8 1034 Abſ. 2 30. 
Das Geſetz rechnet dann erſt wieder mit dem Schiedsſpruch 
als dem Ergebnis des geſamten ſchiedsrichterlichen Verfahrens 
Für ihn und nur für ihn find die Vorſchriften in den 88 10 m 
bis 1042 ZPO. gegeben, fie dürfen auf eine noch inner fh 
des ſchiedsrichterlichen Verfahrens abänderbare und desha 
noch nicht endgültige Entſcheidung nicht angewendet werde. 
Jede abweichende Vereinbarung der Parteien verſtößt geg 
die zwingenden Normen des öffentlichen Rechts der ZPO. un 
ift deshalb unwirkſam. Die von dem BG. offengelaſſen 
Frage iſt deshalb zu verneinen. Die Schiedsſprüche, wel x 
in der erſten Inſtanz des ſchiedsrichterlichen Verfahrens = 
gangen find, durften von vornherein nicht für vollftredbe” 
erklärt werden, das inſoweit von den Hamburger Gerichte. 
beobachtete Verfahren iſt mit dem Geſetz nicht vereinbar. De 
die Vollſtreckbarkeit der erſtinſtanzlichen Entſcheidungen ar 
ſprechende Beſchluß des Gerichts konnte rechtliche Wirkſamkelt 
überhaupt nicht erlangen, er iſt in feiner Wirkſamkeit nicht er 
durch das Vorgehen des Oberſchiedsgerichts und ſeine auf 
hebung der erſtinſtanzlichen Schiedsſprüche beeinträchtigt 1 1 
den, wie die Reviſion meint. — 4. Durch die vorſtehendet 
Erwägungen erledigen ſich alle Angriffe der Reviſion, welch 
von der ſelbſtändigen Bedeutung der erſtinſtanzlichen Schien g 
ſprüche ausgehen. Hilfsweiſe hat die Reviſion ſich aber gu 
auf den Standpunkt geſtellt, daß das ſchiedsgerichtliche el 
fahren noch nicht abgeſchloſſen ſei, und daß das Oberſchieds 
gericht, allerdings wohl in anderer Beſetzung, noch zu ſpreche 0 
habe. Träfe das zu, ſo beſtände die Möglichkeit, daß des 
Schiedsſprüche der erſten Inſtanz noch die Wirkungen b 
rechtskräftigen gerichtlichen Urteils erlangten, die Klage wür a 
dann zur Zeit mindeſtens noch verfrüht ſein. Indeſſen a 
die von der Reviſion hilfsweiſe vertretene Anſicht kann nich 
gebilligt werden. Es iſt allerdings nicht richtig, wenn 10 
BG. ausführt, daß die Mitglieder des Oberſchiedsgerichts 0 
Annahme des Schiedsrichteramts verweigert hätten, und 8 
deshalb nach 8 1033 Nr. 1 ZPO. der Schiedsvertrag der PR 5 
teien außer Kraft getreten ſei. Die Oberſchiedsrichter habe 


ſamkeit überhaupt abzuſprechen. Ich möchte annehmen, daß hier 1 
ein Mißgriff in der Formulierung vorliegt. Nach feſtſtehenden allg 
meinen Grundſätzen beſteht der Veſchluß trotz feines Mangels 2 
Recht (vgl. z. B. Stein⸗Jonas I, 3 vor 8 578), er muß 2 
auf ſofortige Beſchwerde aufgehoben werden. Allerdings geht die Ir 1 
ſamkeit des erſtinſtanzlichen Schiedsſpruchs, fomeit 0 
eine ſolche annimmt, mit ſeiner Abänderung in höherer Anjtanz 119 
loren; eine zur Zeit der abändernden Entſch. ſchwebende Vollſtreckl w 
aus dem Vollſtreckbarkeitsbeſchluß müßte deshalb in ſinngemäßer!? 


) JW. 1908, 243. 2) JW. 1911, 57. 
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bebe 

en die Annahme des Amtes verweigert, noch find ſie von 
a mit ihnen geſchloſſenen Schiedsrichtervertrage zurück⸗ 
— Der als Oberſchiedsgericht berufene Vorſtand des 
gert 8 der Getreidehändler iſt vielmehr als Oberſchieds⸗ 
und t zuſammengetreten, hat mit den Parteien verhandelt 
ande hat daraufhin als Oberſchiedsgericht, wie das BG. an 
i Stelle ſeines Urteils ſelbſt hervorhebt, einen Beſchluß 
8 ee. Zu deſſen Erlaß war er bei dem vom OLG. an⸗ 
nicht deen Recht der Parteien auf die zweite Inſtanz zwar 
Der efugt, ihn zu faſſen hat er ſich aber für befugt gehalten. 
der Gute Glaube des Vorſtandes an ſein Recht zum Ablehnen 
en utſcheidung ift von keiner Seite in Zweifel gezogen wor⸗ 
Verf AU Sache liegt alsdann fo, daß das ſchiedsrichterliche 
daß en zu einem formellen Ende geführt worden iſt, ohne 
den adurch der Streit der Parteien materiell entſchieden wor⸗ 
ebene. Iſt ein ſchiedsrichterliches Verfahren aber einmal 
vort nislos verlaufen, dann iſt der Schiedsvertrag damit — 
arledealtlich natürlich abweichender Parteiabrede — endgültig 
ſpre igt. An dieſem Satz hat das RG. in ſtändiger Recht⸗ 
SR ung feſtgehalten (vgl. RG. 41, 398; 108, 379; RG. = 


7 4, 153). Eine Wiederholung oder Ergänzung des 
keiner a oterlichen Verfahrens kann in einem ſolchen Falle von 


15 eite verlangt werden. Mit der Erledigung des Schieds⸗ 
läufiages wird hinfällig, was in dem Verfahren an vor⸗ 
erſten A Entſcheidungen gefällt iſt. Die Schiedsſprüche der 
erich Inſtanz können alſo die Wirkungen eines rechtskräftigen 
ER lichen Urteils nicht mehr erlangen. So hat auch das 
deutlſhiedsgericht die Sache angeſehen und wohl nur zur Ver⸗ 
liche chung ſeines Standpunktes hat es noch die erſtinſtanz⸗ 
Bede Schiedsſprüche ausdrücklich aufgehoben. Maßgebende 
laſſenen ng kommt dieſem Teil des vom Oberſchiedsgericht er⸗ 
ſprüchen Beſchluſſes nicht zu. Auch ohne ihn ſind die Schieds⸗ 
Re K erſter Inſtanz hinfällig geworden. Eine von der 
15 05 abweichende Parteivereinbarung findet die Reviſion nur 
lee $ 19 SchiedschO. Es heißt dort: „Wenn das ordent⸗ 
3 Gericht den Schiedsſpruch aus anderen Gründen als 
Aura Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts aufhebt, oder den 
ie Ag auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurteils abweiſt, fo ift 
mäß Scettigkeit auf Antrag einer der Parteien von einem ge⸗ 
Dien 5 3—5 neu zu bildenden Schiedsgericht zu entſcheiden.“ 
diese Abrede iſt gewiß zuläſſig, ſie enthält den bedingten 
ſchluß Abrede iſt gewiß zuläſſig, ſie enthält den bedingten Ab⸗ 
aß eines neuen Schiedsvertrags für den Fall, daß der erſte 
den f svertrag aus beſtimmten Gründen nicht zum Ziele füh⸗ 
liege ollte. Keiner dieſer beſtimmten Gründe iſt aber im vor⸗ 
den Falle gegeben. Im übrigen will die Reviſion aus 
ſchieds 1 a. a. O. auch nur die Notwendigkeit eines neuen 
läßt richterlichen Verfahrens erſter Inſtanz ableiten. Damit 
Ber lich aber die fortdauernde Rechtsbeſtändigkeit der bis⸗ 
160 erſtinſtanzlichen Schiedsſprüche ohnehin nicht beweiſen. 
(U. v. 25. Juni 1926; 79/26 VI. — Hamburg.) (Ku. ] 


9 
nun 13. Art. 104 Abſ 1 und 3 Verf. Verord- 
fangen der Reichsregierung über Gerichtsver⸗ 


iplung'und Strafrechtspflege v. 4. Jan. 1924, 
ret, das Verfahren in bürgerlichen Rechts⸗ 
R, Hgfeiten v. 13. Febr. 1924. Unfreiwillige 

rſetzung eines Richters. 
Dur Der gel. war früher als LER. am LG. in N. tätig. 
dänd Schreiben v. 17. März 1924, das alsbald in ſeine 
mit de gelangt iſt, wurde ihm vom M.⸗Str. JuſtMin. mit- 
ri 8 infolge der Organiſationsveränderungen der Ge⸗ 
derfaß welche infolge der VO. v. 4. Jan. 1924 über Gerichts⸗ 
85 aſfung und Strafrechtspflege und v. 13. Febr. 1924 über 
wülrd erfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten eintreten 

e, ſei beabſichtigt, ihn mit Wirkung v. 1. Juni 1924 


tv 
ndung der 88 775 Ziff. 1, 776 3 PO. unter Aufhebung der bereits 


Simagenden Vollſtreckungsmaßregeln eingeſtellt werden. Die rechtliche 
nicht tion in ſolchem Falle iſt zweifellos ſehr kompliziert und 
eben ohne freie Anwendung des Geſetzes zu bemeiſtern, aber das iſt 
der zie Folge des einmal begangenen Fehlers. Von dem Prinzip 
licher malen Rechtsbeſtändigkeit inhaltlich mangelhafter gerichr⸗ 
ger Entſch. darf keinesfalls abgegangen werden. — 
ger; Keinen Ausſpruch enthält das Urt. darüber, ob ein Schieds⸗ 
Band! im allgemeinen befugt iſt, noch nach Beginn der Ver⸗ 
ungen die Entſch. abzulehnen. Im vorliegenden Falle griffen 


als Amtsrichter an des AG. F. zu verſetzen. Am 8. Mai 1924 
wurde ihm die Verfügung über die Verſetzung zugeſtellt. 
Gleichzeitig wurde der AGR. G. vom AG. F. an das LG. 
N. verſetzt. Der Kl., welcher die Maßnahmen der Juſtiz⸗ 
verwaltung für unrechtmäßig erachtet, nahm unter Vorbe⸗ 
halt ſeiner Rechte die Tätigkeit an dem AG. auf. Er bezieht 
dort das gleiche Gehalt wie am LG. Mit der vorliegenden 
Klage verfolgt er den Antrag auf Verurteilung des Bekl., des 
Freiſtaates M.⸗Str., ihm fein Gehalt wie bisher aus feiner 
Dienſtſtelle als Landgerichtsrat auch nach Ablehnung richter⸗ 
licher Tätigkeit am AG. laufend weiter zu zahlen. Das LG. 
hat die Klage abgewieſen, das OLG. hat ihr ſtattgegeben. Die 
Reviſion hatte keinen Erfolg. Der Kl. erſtrebt die Verur⸗ 
teilung des Bekl. zur Fortzahlung des von ihm als Land⸗ 
gerichtsrat bezogenen Dienſteinkommens, wenn er künftig 
wegen der von ihm angenommenen Unzuläſſigkeit ſeiner Ver⸗ 
ſetzung die richterliche Tätigkeit bei dem AG. F. einſtelle. Aus 
den Darlegungen des BG. in ihrem Zuſammenhang ergibt 
ſich, daß der Kl. nach dem maßgebenden irreviſiblen M.⸗Str. 
Landesrecht die Zahlung von Gehalt nicht mehr fordern 
kann, wenn ſich die Verſetzung als rechtmäßig und die Ein⸗ 
ſtellung der Dienſtgeſchäfte deshalb als grundlos erweiſt. Der 
BR. hat demgemäß die Frage der Zuläſſigkeit der Verſetzung 
für die Entſcheidung als ausſchlaggebend angeſehen und ſie 
deshalb einer Prüfung unterworfen, wobei er zu einem dem 
Kl. günſtigen Ergebnis gelangt iſt. Daß er damit ſeinen Ent⸗ 
ſcheidungsbereich zu weit ausgedehnt habe, kann ihm nicht 
vorgeworfen werden. Seine Zuſtändigkeit für die Prüfung der 
Vorfrage iſt zwar nicht ſchon mit der Tatſache zu rechtfertigen, 
daß das LG. die vom Bekl. erhobene prozeßhindernde Ein⸗ 
rede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs durch das rechtskräftige 
Zwiſchenurteil v. 11. Mai 1925 auf Grund von Art. 129 
Abi. 1 S. 4 RVerf. verworfen hat. Damit iſt der Streit über 
die Verfolgbarkeit des Klaganſpruchs vor den ordentlichen Ge⸗ 
richten nur im allgemeinen zum Austrag gelangt. Es 
ſteht noch nicht feſt, welche einzelnen Fragen in das Gebiet 
der richterlichen Entſcheidungsgewalt fallen. Allein es beſteht 
hier kein Anlaß, von dem Grundſatze abzuweichen, daß die 
Gerichte in den ihnen zuläſſigerweiſe unterbreiteten Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten zur Entſcheidung aller, und zwar auch der auf 
öffentlich⸗rechtlichem Gebiet liegenden Zweifel berufen ſind, 
deren Löſung die Vorausſetzung für die Entſcheidung in der 
Hauptſache bildet. Mag es ſich bei der Verſetzung auch um einen 
ſtaatlichen Hoheitsakt handeln, der mittels Klage vor den 
ordentlichen Gerichten nicht bekämpft werden kann, ſo greift 
doch das richterliche Urteil bei einer etwaigen Verneinung der 
Rechtsmäßigkeit der Verſetzung nicht über die Grenzen hinaus, 
welche den Urteilen der Gerichte durch die Beſchränkung ihrer 
Rechtskraft auf die Entſcheidung über den Klaganſpruch ($ 322 
Abſ. 1 ZPO.) gezogen find. Die prozeſſuale Zuläſſigkeit der 
Klage iſt nicht zu beanſtanden. Sie läßt ſich zwar nicht, wie 
der BR. meint, als Leiſtungsklage i. S. von 8 259 ZPO. an⸗ 
ſehen. Ihren Gegenſtand bilden nicht ſchlechthin erwachſende 
Anſprüche des Kl. auf künftige Leiſtungen oder auch nur auf⸗ 
ſchiebend bedingte und deshalb eine Befriſtung an ſich tragende 
Anſprüche (vgl. RG. 51, 243; 90, 181 !)). Vielmehr iſt die 
Klage auf die Feſtſtellung einer Verpflichtung des Bekl. ge⸗ 
richtet, die auf Grund bereits beſtehender Rechtsbeziehungen, 
nämlich des Beamtendienſtverhältniſſes, bei der im Klag⸗ 
antrag bezeichneten Geſtaltung der Sachlage Platz greifen ſoll. 
Das Ereignis, bei deſſen Eintritt der Bekl. zur Fortgewährung 
des Dienſteinkommens verbunden ſein ſoll, die Verweigerung 
weiterer Dienſtleiſtung bei dem AG., iſt nach dem Verhalten 
des Kl. vor und in dem Rechtsſtreit, mit ſo hoher Wahrſchein⸗ 
lichkeit zu erwarten, daß die begehrte Entſcheidung nicht nur 
von ideeller, ſondern von praktiſcher Bedeutung für ihn iſt 


hier beſondere Beſtimmungen der Schiedsgerichtsordnung ein: nach 
812 iſt das Schiedsgericht I. Inſtanz jederzeit berechtigt, die Entſch. 
ohne Angabe von Gründen abzulehnen, § 27 ſchließt aber den 8 12 
von denjenigen Vorſchriften aus, die für das Verfahren II. Juſtanz 
gelten ſollen (Seuckfeld⸗Mathies a. a. O. 260/262). Unter 
dieſen Umſtänden iſt der Auffaſſung der BG. und RG., daß das 
Oberſchiedsgericht in unzuläſſiger Weiſe vorgegangen ſei, vollkommen 
beizupflichten. Prof. Dr. A. Nußbaum, Berlin. 


1) JW. 1917, 722. 
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und das in $ 256 ZPO. erforderte Rechtsſchutzintereſſe be⸗ 
jaht werden muß. In fachlicher Hinſicht beſteht kein Streit 
der Parteien darüber, daß die Verſetzung des Kl. eine un⸗ 
freiwillige iſt und daß ſie nach Lage der Sache nur verfügt 
werden durfte, wenn eine Veränderung in der Einrichtung der 
Gerichte vorlag (Art. 104 Abſ. 1 S. 2 und Abſ. 3 ARerf.). 
Zum Nachweis dieſer Vorausſetzung beruft ſich der Bekl. in 
erſter Linie auf die VO. der Reichsregierung über Gerichts⸗ 
verfaſſung und Strafrechtspflege v. 4. Jan. 1924 (RGBl. I, 
15). Es bedarf keiner Entſcheidung, ob die durch die VO. her⸗ 
beigeführten Veränderungen die Einrichtung der Gerichte, ins⸗ 
beſondere der LG., in der Weiſe umgeſtaltet haben, wie es 
Art. 104 Abs. 3 RVerf. bei richtiger Auslegung erfordert. 
Die Rechtsverteidigung der Bekl. muß, ſoweit ſie ſich auf die 
VO. ſtützt, jedenfalls daran ſcheitern, daß die die Verſetzung 
anordnende Verfügung dem Kl. erſt am 8. Mai 1924, alſo 
nach dem Inkrafttreten der VO. (5 40), zugeſtellt iſt. Der 
Art. 104 Abſ. 3 RVerf. bringt allerdings nicht zu deutlichem 
Ausdruck, daß der Juſtizverwaltung die unfreiwillige Ver⸗ 
ſetzung richterlicher Beamter nur bis zu dem Zeitpunkte zu⸗ 
ſtehen ſoll, in welchem die geſetzlichen Anordnungen über die 
Umbildung der Gerichte wirkſam werden. Es iſt auch zuzu⸗ 
geben, daß bei tiefgreifenden Umgeſtaltungen der Gerichts⸗ 
verfaſſung die Juſtizverwaltung häufig nicht in der Lage ſein 
wird, die durch die Reorganiſation notwendig werdenden Ver⸗ 
ſetzungen bis zu dem bezeichneten Zeitpunkt vollſtändig zu 
überſehen und in die Wege zu leiten . Die bezeichnete Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung deckt ſich jedoch inhaltlich mit der Vor⸗ 
ſchrift im 88 Abſ. 3 GVG. und verſtärkt nur den dort der 
Unabhängigkeit der Richter verliehenen Schutz (8 76 RVerf.). 
Die Tragweite der Verfaſſungsnorm kann daher nicht weiter 
reichen als die der anderen Vorſchrift. Für dieſe ergibt ſich die 
vom Geſetzgeber beabſichtigte zeitliche Beſchränkung der Er⸗ 
mächtigung der Verwaltung zu unfreiwilligen Verſetzungen 
daraus, daß in das Eingangsgeſetz zum GVG. eine Aus⸗ 
nahmevorſchrift (8 21) aufgenommen wurde, welche die Er⸗ 
mächtigung bis auf 2 Jahre nach dem Inkrafttreten des GVG. 
ausdehnte. Daraus folgt zwingend, daß für den Regel⸗ 
fall die Befugnis der Verwaltung zur Verſetzung mit dem 
Zeitpunkt erlöſchen ſollte, in welchem die veränderte Ver⸗ 
faſſung wirkſam wurde. Nur durch eine ſolche Begrenzung 
konnte der Schutz, welchen der 88 Abſ. 3 gegen willkürliche 
Maßnahmen der Juſtizverwaltung ſchaffen wollte, gewähr⸗ 
leiſtet werden. Die Reviſion weiſt auf das Schreiben des 
M.⸗Str. Juſtizminiſteriums v. 17. März 1924 hin, in welchem 
die Verwaltung dem Kl. die Abſicht eröffnet, ihn mit Wirkung 
v. 1. Juni 1924 an das AG. F. zu verſetzen und ihn auf 
fordert, ſich wegen Beſchaffung einer Wohnung im Austauſch⸗ 
wege mit einem Richter in F., der nach N. verſetzt werden 
ſolle, ins Benehmen zu ſetzen. Sie meint, daß damit das 
Juſtizminiſterium dem Kl. ſeinen Entſchluß der Verſetzung 
bereits zu erkennen gegeben habe. Das Schreiben enthält je⸗ 
doch lediglich die Ankündigung der künftigen Verſetzungs⸗ 
maßnahme und ſtellt dieſe noch nicht ſelbſt dar. Würde ſich 
die Juſtizverwaltung durch eine ſolche Kundgebung die Mög⸗ 
lichkeit offen halten können, richterliche Beamte gegen ihren 
Willen auch nach einer bereits erfolgten Umbildung der Ge⸗ 
richte noch zu verſetzen, ſo würde der Zweck, welcher mit der 
zeitlichen Begrenzung des Rechts zur unfreiwilligen Ver⸗ 
ſetzung angeſtrebt wird, vereitelt werden. Die Richter würden 
auf längere Zeit, als es nach der Anſicht des Geſetzgebers 
bei einer Umgeſtaltung der Einrichtung der Gerichte regel⸗ 
mäßig erforderlich iſt, zur Verfügung der Verwaltung ſtehen. 
Gerade dies ſollte aber durch die zeitliche Beſchränkung der 
Verſetzungsbefugnis zum Schutze der Richter gegen mißbräuch⸗ 
liche Ausübung des Rechts verhindert werden. Gegenüber der 
vom Bekl. weiterhin angerufenen VO. der Reichsregierung 
über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vom 
13. Febr. 1924 (RGBl. I, 135), die am 1. Juni 1924 in 
Kraft trat (Art. VII), erſcheint die Verſetzung des Kl. zwar 
rechtzeitig. Dem BG. ift indeſſen darin beizupflichten, daß 
dem durch die VO. (Art. II) in die ZPO. eingefügten 
8 272b, und den zum Erſatz des 4. Titels des 2. Buches be⸗ 
ſtimmten 88 348 bis 350, welche als alleinige Unterlagen für 
die Rechtfertigung einer unfreiwilligen Verſetzung in Betracht 
kommen, die Bedeutung einer Anderung in der Einrichtung 


der LG. nicht zukommt. Bei der Prüfung dieſes Erforde. 
niſſes iſt davon auszugehen, daß die Verſetzung der Richter 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit wider Willen durch w 
waltungsakt gegenüber der grundſätzlich nur zugelaſſend⸗ 
gleichartigen Verſetzung durch Richterſpruch ihre Grunig 
lage in einer Ausnahmevorſchrift hat. Die in Art. 104 Abſ⸗ ; 
RVerf. geregelten Vorausſetzungen der Ausnahmemaßrehe 
bedürfen deshalb einer ſtrengen Handhabung. Insbeſonder 
kann eine Anderung in der Einrichtung der Gerichte nur a 1 
vorliegend anerkannt werden, wenn die Verfaſſung a 
bisherigen Rechtszuſtand gegenüber weſentliche Abweichunge f 
aufweiſt und die 1010 Umbildung fi demnach nicht aul 
bloße Verfahrensänderungen beſchränkt. Dieſer Anforde⸗ 
rung würde genügt ſein, wenn die bezeichnete VO. in dem fr 
her als Kollegialgericht ausgeftalteten LG. neben die Zivi 5 
kammer und die Kammer für Handelsſachen den ſelbſtändign 
von den Kammern unabhängigen Einzelrichter geſtellt und ih 
mit der Zuſtändigkeit für beſtimmt abgegrenzte Arten . 5 
Rechtsſtreitigkeiten ausgerüſtet hätte. Alsdann würde ein 
Miſchung des Kollegial⸗ und Einzelrichterprinzips vor 
liegen, die gegenüber dem bisherigen reinen Kollegialſyſtem 
eine unverkennbare Anderung in der Einrichtung der LG. 8 
ſich ſchlöſſe. Allein eine derartige weitgehende Umbildung de 
Gerichtsweſens haben die bezeichneten Vorſchriften der ° 1 
v. 13. Febr. 1924 nicht mit ſich gebracht. Die Neuerung! 
welche ſie geſchaffen haben, laſſen ſich in Kürze als eine Jen 
entwicklung der Einrichtung des beauftragten Richters kenn; 
zeichnen. Sie beſtehen darin, daß der Vorſitzende und 1 
Mitglieder der Kammern mit gewiſſen Machtvollkommenheinte 
ausgeſtattet worden ſind, die ein jedes berechtigen, ohne he 
Mitwirkung der übrigen Mitglieder die mündliche Verhan 
lung vor dem Kollegium (8 272 b) oder deſſen Entſcheidunt 
(8 348) vorzubereiten, auch gewiſſe Entſcheidungen, und 1 
ſogar ſolche zu treffen, die bei unterbleibender Anfechtung de 
Rechtsſtreit endgültig erledigen (588 349, 350 Abf. 2). 16 
mit iſt zwar der Aufgabenkreis, auf welchen der beauftrahl 
Richter beſchränkt war (88 188 Abſ. 2, 229, 296 Abf. 155 
348 ff., 361 Abſ. 1, 365, 619 Abſ. 2 ZPO. a. F.) erheblie 
erweitert worden. Die Tätigkeit des Kammermitgliede?, 
welches die neuen Befugniſſe auszuüben hat, dient aber. I 
früher die des beauftragten Richters, ebenfalls nur der nne 
ſtützung der Kammer, die durch das allein tätig werde 
Mitglied entlaſtet und zur ſchuelleren Erledigung ihrer an. 
ſchäfte in den Stand geſetzt werden ſoll. Das Mitglied han 
delt für das Kollegium und an deſſen Stelle. 


Kammern ſind ſonach auch unter der Herrſchaft der neuen 


Vorſchriften die alleinigen Träger der richterlichen Gewalt 115 
den LG. geblieben und ihre Mitglieder werden, ſoweit N 
innerhalb der vom Geſetz gezogenen Grenzen allein handeln, 
lediglich als ihre Organe und Gehilfen tätig. Wenn fe 
daher in bezug auf dieſe Tätigkeit in der Überſchrift und! 5 
Text der Frage kommenden Vorſchriften als Einzelrichten 
bezeichnet werden, ſo iſt dies lediglich in dem eben dargelegten 
Sinne zu verſtehen und nicht im Sinne des Syſtems de 
Einzelrichtertums als Gegenſatz zur Kollegialgerichtsverfaſſun 
aufzufaſſen. Zu einer anderen Anſicht nötigt auch die 


ſache nicht, daß durch die VO. v. 13. Febr. 1924 den Vor. 
ſchriften über die Beſetzung der Kammern in 8 77 Abſ. 1 2 ei 


§ 109 Abſ. 1 GBG., welche den jetzigen 88 75 Abſ. 
105 Abf. 1 entſprechen, die Beſchränkung hinzugefügt worde 
iſt: „Soweit nicht nach den Vorſchriften der Prozeßgeſetze ah 
Stelle der Kammer der Einzelrichter zu entſcheiden hat.“ 1 
durch die 88 349 ff. ZPO. die Einrichtung und nicht nur bo 
Verfahren geändert werden ſollte, ift ans der Neugeſtaltung 
jener Vorſchriften nicht zu entnehmen, da die Abſicht, Mi 
verſtändniſſe auszuſchließen und der Annahme eines Wide 
ſpruchs zwiſchen der ZPO. und dem GVG. vorzubeugng 
allein ſchon die Neufaſſung erklärt. Sollte aber der Andern 
der beiden Vorſchriften eine von der Anſicht des erk. Se 
abweichende Anſchauung über das Verhältnis des Einge 
richters zur Kammer zugrunde liegen, ſo würde dieſe die hr 
richte nicht binden, da die Auffaſſung des Geſetzgebers u 
den rechtlichen Geſichtspunkt, unter welchem eine von ihm 5 
troffene Regelung gewürdigt werden muß, für den Ri 
nicht maßgebend iſt. 

(U. v. 30. März 1926; 548/25 III. — Roſtock.) Sch. 


\ 
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v5 14. 813 GVG. Die Entſcheidung der Frage, 
lab Stadttheater ſich weigern darf, einem un⸗ 
. ſamen Beſucher Eintrittskarten zu verkau⸗ 
n, erfolgt im ordentlichen Rechtsweg.) 
richt Der Kl. hat in den letzten Jahren zahlreiche Zeitungsbe⸗ 
fahr über Aufführungen des ſtädtiſchen Theaters und des 
= chen Orcheſters zu F. und über die Verhältniſſe bei die⸗ 
erre ſtädtiſchen Einrichtungen verfaßt. Da die Berichte Anſtoß 
. erließ der Stadtrat eine Anordnung, durch die er 
ki Kl. das Betreten des Stadttheaters bis auf weiteres 
* erſagte. Der Kl. verlangt Verurteilung der beklagten Stadt⸗ 
einde, ihm das Betreten des Stadttheaters zum Beſuche von 
Een und Konzertaufführungen gegen Löſung einer Eintritts⸗ 
95 zu geſtatten. Die bekl. Stadtgemeinde machte Unzuläſſig⸗ 
ben, echtswegs geltend, der Einwand iſt in allen Inſtanzen 
= vorfen. Das BO. iſt ohne Rechtsirrtum der Anſicht, daß 
i allgemeine und vieldeutige Begriff der öffentlichen Anſtalt 
N) allein keine genügende Handhabe für die Entſcheidung 
nF ſtreitigen Frage biete. Ferner geht es zutreffend davon 
daß es in Ermangelung einer Geſetzesvorſchrift, die einen 
alpruch der vorliegenden Art ausdrücklich der ordentlichen 
richtsbarkeit entziehe, darauf ankomme, ob der Anſpruch 
— dem Klagantrag und der richtig verſtandenen Begrün⸗ 
zii 9 desſelben dem bürgerlichen oder dem öffentlichen Recht 
i gehöre. In dieſer Beziehung iſt ſodann erwogen, daß es 
1 hier um das Verhältnis des Theaterbeſuchers zum Theater⸗ 
ine nehmer handle, daß der moderne Theaterbetrieb an ſich 
icht privatrechtliche Angelegenheit ſei und daß in dieſer Hin⸗ 
ner nichts Beſonderes gelte, weil der Beſucher eines 
lich iſchen Theaters fich nicht in irgendein öffentlich⸗recht⸗ 
Ve Abhängigkeitsverhältnis begebe, ſondern nur, wie der 
müher eines Privattheaters, einen bürgerlich⸗rechtlichen 
nicht ertrag ſchließe. Ein Rechtsirrtum wäre hierin auch dann 
* zu finden, wenn man das Unternehmen der Bekl. wegen 
damit verfolgten gemeinnützigen Zweckes und der von der 
lich geleiſteten Zuſchüſſe nicht als einen rein privatwirtſchaft⸗ 
ichen ſondern als einen auf dem Grenzgebiete des bürger⸗ 
e und des öffentlichen Rechtes liegenden Betrieb anſehen 
858 In der Rechtſprechung des RG. iſt es anerkannt, daß 
Fer Verhältniſſen dieſer Art Streitigkeiten zwiſchen Benutzern 
Einrichtung und dem Betriebsunternehmer im ordentlichen 
Maftswege auszutragen ſind, ſofern nicht im einzelnen Falle 
kalt nahmen der Verwaltungsbehörde öffentlich⸗rechtlichen Cha⸗ 
2 als weſentlich in Betracht kommen (vgl. aus neuerer 
n RG. 109, 100) 1). Letzteres iſt aber hier nicht der Fall, da 
beit, der Klage und dem zu ihrer Begründung Vorgebrachten, 
5 — tatſächliche Richtigkeit hier zu unterſtellen iſt, nichts 
Der, er in Frage kommt, als ob es im Belieben der Bekl. ſteht, 
zum Abſchluß des Werkvertrags zu verweigern, der den Kl. 
hätte Besuche des Theaters berechtigt. Eine andere Beurteilung 
np allerdings dann einzutreten, wenn die Bekl. etwa als 
de jaberin der Polizeigewalt und damit in Ausübung eines 
her en Hoheitsrechts das ſtreitige Verbot erlaſſen hätte. 
er Fall liegt aber nicht vor und zu einem Verbote dieſer 
ee = 


* ann 14. Der Verſuch der Behl., dem mißliebigen Rezenſenten 
0 Ther beſutg dadurch erſchweren zu wollen, daß ſeinem Anſpruch 
den Theaterbeſuch der Rechtsweg verſchloſſen werde, dürfte freilich 
zurüch Drang der Neuheit haben. Mit Recht hat ihn aber das RG. 
ich geiviefen. Der entgeltliche Theaterbeſuch ſpielt ſich, ohne Rück⸗ 
spent die privat⸗ oder öffentlich⸗rechtliche Eigenſchaft des Schau⸗ 
wirtſ nternehmens und ohne Rückſicht auf den privat⸗ oder öffentlich⸗ 
diet aftlächen Charakter des Theaterbetriebs, als ein rein dem Ge⸗ 
gang es Privatrechts angehörender Vorgang ab. Aus dieſem Vor⸗ 
05 erwachſende Streitigkeiten, zu denen auch die Frage des etwaigen 
dür a erungsztwanges gehören würde, jind daher Streitigkeiten des 
gerlſchen Rechts, für die 8 13 GG. den ordentlichen Rechtsweg 
ellt. — Zum ſelben Ergebnis dürfte auch folgende Erwägung 
Daß Streitigkeiten über den Abſchluß von Theaterbeſuchs⸗ 
En auf bürgerlichem Recht begründete Anſprüche geltend 
etwa u, war der älteren Auffaſſung durchaus ſelbſtverſtändlich (vgl. 
alfa Derubu rg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts [4] 2, 110, 
R im Zeitpunkt der Erlaſſung des Gr. die herrſchende An⸗ 
Ran Nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG., vor kurzem wieder 
der 112, 222 — JW. 1926, 792 kommt es aber für die Entſcheidung 
Frage, ob eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit i. S. des 8 13 GG. 


) SW. 1925, 775 


* 


Art wäre die Bekl. auch nicht befugt geweſen, weil die Orts⸗ 
polizei in F. nicht dem Stadtrate, ſondern dem ſtaatlichen Be⸗ 
zirksamte zuſteht. 


(U. v. 26. Febr. 1926; 247/25 II. — Karlsruhe.) [Ku] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


1. Materielles Recht. 


** 1. [88 153, 154, 73 StG B. Meineid und Falſch⸗ 
eid können nicht einheitlich zuſammentreffen.] f) 


Rechtlich bedenkenfrei hat das Schwurgericht feſtgeſtellt, 
daß der Angekl. in dem von ihm mit dem Offenbarungseide 
bekräftigten Verzeichnis Vermögensſtücke teils wiſſentlich, teils 
fahrläſſig verſchwiegen hat. Dagegen iſt die Rüge begründet, 
daß der Angekl. auf Grund der tatſächlichen Feſtſtellungen 
des Schwurgerichts nicht wegen Meineids „im einheitlichen 
Zuſammentreffen mit fahrläſſigem Falſcheid“ zu verurteilen 
war. In der Rechtſprechung des RG. iſt zwar einheitliches 
Zuſammentreffen von vorſätzlichen und fahrläſſigen Straf⸗ 
taten i. S. des $ 73 StGB. als möglich anerkannt, RGSt. 
48, 250 (251 unten, 252). Damit iſt aber ſelbſtverſtändlich 
nicht geſagt, daß jede vorſätzliche Straftat mit jeder fahr⸗ 
Yäffigen Straftat rechtlich zuſammentreffen könne, dies hängt 
vielmehr ganz von der Natur der einzelnen Straftat ab. So 
hat denn auch das RG. in einer anderen Entſch. verneint, daß 
eine gegen dieſelbe Perſon durch eine einzige Handlung ver⸗ 
übte Körperverletzung zugleich als vorſätzliche Mißhandlung 
und als fahrläſſige Körperverletzung angeſehen werden könne 
(RGSt. 16, 129). Auch ſonſt gibt es Fälle, in denen eine 
ſolche Tateinheit unmöglich iſt. Eine Außerung, die nur eine 
einzige Gedankenerklärung enthält, kann nicht bewußt un⸗ 
wahr und zugleich im Glauben an ihre Richtigkeit getan ſein, 
beides ſchließt einander mit Notwendigkeit aus. Der Fall 
liegt hier vor. Die dem Angekl. zur Laſt fallende Eides⸗ 
verletzung beſtand in der falſchen eidlichen Verſicherung, „daß 
er nach beſtem Wiſſen ſein Vermögen ſo vollſtändig angegeben 
habe, wie er dazu imſtande ſei“. Dieſe Verſicherung konnte er 
nicht gleichzeitig ſowohl mit dem Bewußtſein, als auch ohne 
das Bewußtſein ihrer Unrichtigkeit abgeben. Entweder kannte 
er die Unrichtigkeit, oder er kannte ſie nicht. Stand daher feſt, 
daß er die Verſicherung wiſſentlich falſch abgegeben hat, ſo 
war neben der Verurteilung wegen Meineids kein Raum mehr 
für eine Verurteilung wegen fahrläſſigen Falſcheids, mochte er 
auch in dem überreichten Verzeichnis noch außerdem Ver⸗ 
mögensſtücke nur fahrläſſig verſchwiegen haben. 


(3. Sen. v. 21. Jan. 1926; 3 D 566/25.) .. 


vorliegt, nur auf die zur Zeit der Erlaſſung des GBG. maßgebende 
Rechtsauffaſſung an. Selbſt wenn nach heutiger Anſchauung der An⸗ 
ſpruch des Kl. mit Rückſicht auf die Perſönlichkeit oder die Betriebs⸗ 
weiſe der Bekl. ein öffentlich⸗rechtlicher wäre, müßte dieſer Wechſel der 
Auffaſſung unbeachtet bleiben. Auch hiernach könnte der vorliegenden 
Streitigkeit der ordentliche Rechtsweg nicht entzogen werden. 

Prof. Dr. Opet, Kiel. 


Zu 1. Die Logik dieſer Entſch. it m. E. nicht zwingend. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann der Täter nicht die Unrichtigkeit ſeiner Ausſage 
nach der gleichen Richtung hin gleichzeitig kennen und nicht 
kennen. Aber er kann bei Leiſtung des Eides wiſſen, daß er das 
Vermögensſtück X verſchwiegen hat, und daneben fahrläſſiger⸗ 
weiſe das Vermögensſtück y verſchweigen. Er kann alſo die Unrich⸗ 
tigkeit in der einen Beziehung kennen, in der anderen fahrläſſigerweiſe 
nicht kennen. Es liegen alsdann zwei verſchiedene Erfolge vor, und es 
iſt nicht einzuſehen, weshalb ſie zu einer rechtlichen Einheit zuſammen⸗ 
gefaßt werden müſſen. Gegen die vom RG. zitierte Entſch. RG St. 16, 
129 hat ſchon Höpfner, Einheit u. Mehrheit der Verbrechen Bd., 
166 Anm. 7 mit zutreffenden Gründen Stellung genommen, während 
Köhler, Grenzlinien zwiſchen Idealkonkurrenz u. Geſetzeskonkurrenz 
S. 38 fie billigt (vgl. auch Lobe, Einl. z. Leipz. Komm. XV 2). 

LER. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 
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Nechtipre hung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. [8 157 StGB. Eidesnotſtand. Bei Prüfung 
der Vorausſetzungen des 8157 Ziff. 1 StGB. 
dürfen die einzelnen Beſtandteile der Ausſage 
nicht geſondert betrachtet werden.] ) 


Der § 157 Ziff. 1 StGB. trägt dem Gewiſſenszwange 
des Zeugen Rechnung, der bei Wahrung ſeines Eides ſich der 
Gefahr ſtrafrechtlicher Verfolgung ausſetzen würde. Dieſe 
Notlage führt naturgemäß häufig dazu, daß der Zeuge, um 
ſein Leugnen in dem einen ihn belaſtenden Punkte wahrſchein⸗ 
licher zu machen, den Sachverhalt auch in anderen Punkten 
entſtellt, oft ſogar im Intereſſe der Folgerichtigkeit des fal⸗ 
ſchen Zeugniſſes entſtellen muß. Für die Angekl. konnte es 
nahe liegen, um den Vorwurf des Ehebruchs glaubhaft von 
ſich abzuweiſen, überhaupt jedes nähere Verhältnis zu R. in 
Abrede zu nehmen. Verfehlt würde es ſein, in ſolchem Falle 
jede einzelne unwahre Angabe als ſelbſtändigen Meineid zu 
bewerten. Wer wie die Beſchwerdeführerin — ſei es auch zu 
verſchiedenen Zeiten gemachte — unwahre Angaben mit einem 
Eide bekräftigt, leiſtet einen Meineid. Bei der Frage, ob 
auf dieſen die Vorausſetzungen des 8 157 Ziff. 1 StGB. zu⸗ 
treffen, iſt es — wie das RG. wiederholt ausgeſprochen hat 
— nicht zuläſſig, die unwahre Ausſage in ihre einzelnen Teile 
zu zerlegen und das Vorliegen jener Vorausſetzung bez. jedes 
einzelnen Teiles beſonders zu prüſen, ſondern die eidliche Aus⸗ 
ſage iſt in ihrem Zuſammenhange als Ganzes zu würdigen 
(vgl. RGSt. 59, 61; 27, 369). 

(3. Sen. v. 15. Febr. 1926; 3D 382/25.) A.] 


Zu 2. Ich möchte der Entſch. in vollem Umfang beipflichten 
Sie empfiehlt ſich ſchon durch ihre innere Billigkeit. Der Straf⸗ 
ermäßigungsgrund des 8 157 Ziff. 1 Steh B. verdient eine weitherzige 
Auslegung und ſollte dem Angehl. nicht durch formaliſtiſche Ein⸗ 
ſchränkungen entzogen und verkümmert werden. Dies entſpricht der 
in dieſem Punkte durchaus anerkennenswerten ſtändigen Rechtſprechung 
des RO. Vgl. dazu näher die Anm. zu dem Urteil 1 D 4426 vom 
26. Febr. 1926. 

Das Urteil iſt aber auch in anderer Richtung als erfreulich an⸗ 
zuſprechen. Es handelt ſich vorliegend um einen Fall, in dem die 
Angekl. „durch einen Nacheid mehrere bis dahin uneidlich gemachte 
Ausſagen bekräftigt hat“. Das RG. zeigt bekanntlich auf anderem 
Gebiete die Neigung (vgl. RG. 21, 276; 33, 46 [49], etwas 
eingeſchränkter RG. 34, 134), trotz Einheitlichkeit der Erklärung 
realkonkurrierende Delikte für möglich zu halten. Näheres zur Frage 
bei Frank, 8 73 III 3b. Dieſe Stellungnahme widerſpricht aber 
dem Grundſatz, daß ein einheitlicher Handlungsakt niemals zur 
Konſtruktion mehrerer Verbrechen verwertet werden darf. Auch dieſer 
Grundſatz muß zu der Folgerung führen, daß in Fällen wie dem vor⸗ 
liegenden die Anwendbarkeit des § 157 Ziff. 1 StGB. nur ein⸗ 
heitlich in Beziehung auf den einen Leiſtungsakt des 
Nacheides geprüft werden darf und daß jede Zerſpaltung in die 
vorangehenden Einzelausſageakte von vornherein ausſcheidet. Zu⸗ 
treffend wird dieſe Folgerung im vorliegenden Falle gezogen und 
damit im Gegenſatz zu der angeführten abwegigen Judikatur der rich⸗ 
tige Grundſaß anerkannt. 

Prof. Dr. E. Mezger, Marburg. 


Zu 3. Der Angekl. hat weſentliche Teile feiner Wahrneh⸗ 
mungen verſchwiegen, möglicherweiſe in der irrigen Meinung, er 
brauche nur auf ausdrückliches Befragen über dieſe Beobachtungen 
auszuſagen. Er irrte alſo über den Inhalt ſeiner in den 88 62, 69 
Stud. normierten eidlichen Ausſagepflicht. Nach der Ausführung 
des RG. hat dieſer Irrtum die Kraft, die vorſätzliche Schuld aus⸗ 
zuſchließen: entſprechend der ſonſtigen Rechtſprechung über die Be⸗ 
deutung des „außerſtrafrechtlichen“ Irrtums. 

Indeſſen zeigt gerade dieſer Fall wieder deutlich die Einheitlich⸗ 
keit des Rechtsirrtums. Denn ganz gewiß ſind die ſtrafprozeſſualen 
Vorſchriften über den Umfang der Zeugnispflicht durch ihre Ver⸗ 
wendung in 8 154 StGB. zugleich Strafrechtsnormen geworden. Der 
in der StPO. bezeichnete Inhalt der Zeugnispflicht iſt durch die Worte 
zfalſches Zeugnis“ — falſch, d. h. eben unrichtig i. S. der 88 62, 
69 SPD. — zum Tatbeſtandsmerkmal einer Strafnorm gemacht. 
Die äußerliche Zugehörigkeit einer Vorſchrift zu dem einen oder 
anderen Geſetz kann Art und Charakter des Irrtums unmöglich be⸗ 
ſtimmen. Wäre dieſes ſo, der bisherigen Rechtſprechung des RG. 
entſprechend, ſo wäre es bei der außerordentlichen Tragweite dieſer 
geſetzgeberiſchen Außerlichkeit, einer Tragweite, die vernichtende Stra⸗ 
fen, Sein oder Nichtſein der Staatsbürger, in ſich ſchließt, zwingend 
geboten geweſen, über die ausdrückliche Regelung im St&B., über 
die Zuteilung einer Vorſchrift an das eine oder andere Rechtsgebiet 
im Geſetzgebungsvorgang auf das gewiſſenhafteſte zu erwägen und 
zu beraten: und auch de lege ferenda iſt dieſes geboten, wenn dieſem 
außerlichen Moment irgendeine Bedeutung verbleiben ſoll. Aber 


3. [8163 Ste 8. Fahrläſſiger Falſcheib. 
Irrtum des Zeugen über die Erſtreckung ſeine 
Pflicht, auszuſagen.] 7) 2 

Dem Angekl. fällt nach der Sachdarſtellung des Schwer 
gerichts nur ein Verſchweigen zur Laſt, und darin würde 5 
wiſſentliche Eidesverlegung zu finden fein, wenn der A 
geklagte, wie das Schwurgericht annimmt, der Meinung walk, 
er brauche feine Beobachtungen über & nur auf ausdrückliche 
Befragen anzugeben. Rechtsirrig iſt aber die Erwägung, Er 
welcher das Schwurgericht darüber hinaus das Vorliegs. 
einer auch nur fahrläſſigen Eidesverletzung abgelehn 
hat. Eine ſolche iſt keineswegs lediglich dann gegeben, 1 1 
ſich der Zeuge zur Ausſage über einen beſtimmten Punkt 19 
verpflichtet hält, aber aus dem Grunde nicht die volle Bahr 
heit über ihn jagt, weil er es unterläßt, ſich der vorhandene 
Anhaltspunkte zur Wiederbelebung ſeiner Erinnerung 
bedienen. Eine Fahrläſſigkeit würde vielmehr auch vorliegen, 
wenn ſich der Zeuge aus Mangel an Überlegung über 5 
Umfang, in dem er auszuſagen verpflichtet iſt, täuſcht u 
trotz der ihm erkennbaren Zweifelhaftigkeit feiner hierüber 9 ’ 
wonnenen Anſicht aus Gleichgültigkeit unterläßt, ſich an ja 
kundiger Stelle über die Richtigkeit ſeiner Auffaſſung zu 1 
fragen (vgl. RGSt. 46, 140 [143]; 32, 119). Zu einer 5 
fung nach dieſer Richtung hatte das Schwurgericht um ſo meh 5 
Veranlaſſung, als es feſtſtellt, der Angekl. habe ſich vor ſeine 
Vernehmung dahin mit G. verſtändigt, er werde über di 
Umſtände, unter denen er G. angetroffen habe, nur auf DM 


ſollte es wirklich nötig und bedeutungsvoll ſein nach geltendem Br 
Rünftigem Recht, ob etwa die Strafnorm, welche die wiſſentliche dig 
letzung des Zeugeneids unter Strafe ſtellt, ausdrücklich und vollſtän i 
den Inhalt der Ausſagepflicht bezeichnet! etwa mit Worten wie: Mr 
vorſätzlich feinen Zeugeneid dadurch verletzt, daß er feine Bahn, 
mungen über den Gegenſtand der Vernehmung unrichtig oder 115 
vollſtändig wiedergibt! Soll der notrechtliche Ausſchluß der Ren 
widrigkeit eine ſo außerordentlich verſchiedene Tragweite haben, wen 
er, bei Irrtum, nur im ſubjektiven Tatbeſtande gegeben iſt: je na 5 
dem, ob die kaſuiſtiſch unzulängliche Regelung der geltenden Geſer, 
gebung die fragliche Vorſchrift in das StGB. ſelbſt oder in ſonig 
Geſetze verwieſen hat! Sollen die im BGB. geregelten Notſtan 15 
fälle, ſoll die durch 8 229 BGB. erlaubte Selbſthilfe einen glos 
anderen Charakter haben, weil fie „zufällig“ nicht im StB. ſe 
ihre Regelung gefunden haben! dung 

In der Natur der Vorgänge iſt nur eine einzige Scheikun 
erkennbar: zwiſchen dem tatjächlihen und dem rechtlichen Je 
zwiſchen dem Irrtum über rein tatſächliche Gegenſtände und 1 
gänge ſowie dem Irrtum über die rechtliche Qualifikation derſehbe 
Alle Rechtsſätze aber, die zur Aufrichtung der Strafnormen se 
wendung fanden, find damit Strafrechtsnormen geworden, ohne en 
ſicht darauf, ob eine ausdrückliche nähere Bezeichnung dieſer 1 
wendung im StGB. erfolgt iſt oder nich“ Auch die ſtillſchweigen “ 
verwendeten gehören durchaus dem StGB. an. Iſt alſo der im Brosch, 
geſetz beſtimmte Inhalt der Zeugnispflicht im 8154 StGB. W 
wertet, ſo handelt es ſich nach dieſer Verwendung um Beſtandter⸗ 
der Strafnorm, ſo gut wie bei allen ſtrafgeſetzlich ſelbſt näher be 
zeichneten Teilen. Ebenſowenig wie bei der Herſtellung irgendwelch 
realer Schranken die Herkunft der Teile irgendeine Bedeutung 1 
ebenſowenig wie etwa ein reales Bauwerk zuſammenbricht, we! 
außer den hieſigen Ziegeln beliebig vielleicht beſonders feſte und g 
gehauene auswärtige Steine Verwendung gefunden haben. 7 
tragende und haltende Kraft kann nicht in Abrede geſtellt were 
vor aller Augen deutlich erkennbar ſteht und ragt das reale ve 
Bei den ideellen Schranken der Strafgeſetze, die nicht fo handgreif 10 
aller Welt feſt und ſicher erkennbar ſind, hat man das ebenſo Ab 
verläſſig vorhandene wirkliche Daſein ſolcher Beſtandteile in 0 
rede ſtellen können. Die fremdartigen Elemente in den ideellen a 
phyſiſch und real ins Leben wirkenden ſtrafrechtlichen Normen han 
als Beſtandteile des Strafgeſetzes dieſelbe Wirklichkeit und Weſel 
heit wie jene vielleicht ſehr wuchtig und deutlich ihre Kraft un 
Exiſtenz bekundenden Steinblöcke in realen Mauern. 3 

Jeder Rechtsirrtum iſt Strafrechtsirrtum, weil die Strafnor n f 
ihrem ganzen Inhalte nach eben ſtrafrechtlichen Charakters in 
Für ſeine Behandlung im neuen Strafgeſetz iſt zu beachten, ER. 
jedes geſunde allgemeine Strafgeſetz mit feinen fo ſchwerwiegen 9 
Strafdrohungen nur Handlungen ergreifen ſoll, die wirklich 12 1 
weſentlich bösartige Attentate gegen die Rechtsordnung bedeun 
ohne Rückſicht auf eine ausdrückliche geſetzliche Behandlung 15 
Qualifikation. Dieſer Unrechtscharakter der unter Strafe geſtell = 
Handlungen muß ohne weiteres fühlbar und erkennbar ſein. 10 
ſolchen Verhältniſſen geſunder Ordnung müſſen aber Geſetzgeber 1 1 
Richter eine Kenntnis und Wirkung der Strafnormen vorausſetzen 
es muß der Satz gelten: ignorantia et error juris nocent. 
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babes Befragen Auskunft geben. Denn dieſe Tatſache 
a darauf hinzudeuten, daß er ſelbſt damit rechnete, die 
hör wortung des Beweisſatzes, über den er als Zeuge ge⸗ 
Kane ſollte, erfordere eine Schilderung der erwähnten 


E. Sen. v. 15. März 1926; 2 D 3/26.) A. 


* 
"4. [8163 StG B. Rechtzeitigkeit des Wider⸗ 


t 
ehaebe h schen eidlichen Ausſage. Zuſtändige 


. Die Reviſion rügt, ſoweit ausgeführt, daß das Schwur⸗ 
„das Vorliegen eines rechtzeitigen Widerrufs der fal⸗ 
abe „lage (8163 Abſ. 2 StGB.) mit Unrecht verneint 
auf Unrichtig iſt in der Tat dieſe Verneinung, ſoweit ſie ſich 
ſolche . mangelnde „Freiwilligkeit“ des Widerrufs ſtützt. Eine 
barauf erlangt das Geſetz nicht, und es kommt deshalb nicht 
weite au, daß die Angekl. ihre erſte Zeugenausſage bei ihrer 
10 en Vernehmung erſt auf richterlichen Vorhalt des Wider⸗ 
bier a. beider Ausſagen miteinander berichtigt hat. Es genügt 
die lr, daß ein Zeuge — gleichgültig, wodurch veranlaßt — 
erst in achtigkeit feiner früheren Ausſage zugibt, ſei es auch 
Anerkennung eines ihm gemachten Vorhalts, ja, ſelbſt 
bie Nachweiſes jener Unrichtigkeit (RcSt. 58, 184). — Der 
ng iſt auch vorliegend bei der in $ 163 Abf. 2 als zu⸗ 
welch 0 bezeichneten Behörde erfolgt, nämlich bei derjenigen, 
a z ihn inhaltlich zu würdigen und zum Ausgangspunkt 
(bar. ger Entſchließungen und Verfügungen zu machen hatte 
Aug, St. 58, 424). Das war das Ach. A., vor dem beide 
bi agen abgegeben worden waren. Daß es die erſte in einem 
anfanı Den Rechtsſtreit, die zweite in einem durch dieſen ver⸗ 
des & 17 Strafverfahren entgegengenommen hat, macht es i. S. 
beide 08 Abſ. 2 nicht zu zwei verſchiedenen Behörden; denn 
inbli erfahren hingen ja gegenſtändlich, und zwar gerade im 
uſom e auf die Richtigkeit der fraglichen Zeugenausſage, eng 
nicht men. — Gleichwohl kann aber der Widerruf der Angekl. 
ect ante kommen, weil bereits für einen anderen ein 
Daß ts nachteil aus der falſchen Ausſage entſtanden war. 
ſchon ein ſolcher in der Einleitung eines Strafverfahrens — 
18 eines Ermittelungsverfahrens — gegen einen durch die 
Rechten Betroffenen erblickt werden muß, iſt anerkannten 
8. Hier nun hebt das Urteil ausdrücklich hervor, daß: 


de 
dec und wirre ſtrafgeſetzliche Produktion der Kriegs⸗ und Nach⸗ 
unseres dre darf den Charakter der für weite, geſunde Lebensbahnen 
Strafr „VLolkes beſtimmten endgültigen Neuregelung des allgemeinen 
beacht HS nicht beſtimmen. Immerhin ift auf der anderen Seite zu 
nung en daß auch in einer gefunden und normalen Strafrechtsord“ 
denen mehr als Ausnahmeerſcheinung, Fälle auftreten können, in 
komm eine irrige Auslegung gekannker Strafgeſetze oder ihre voll⸗ 
anne Außerachtlaſſung infolge einer von anderen Dingen erregten 
0 ſheſac nahme der Aufmerkſamkeit einen Delinquenten in dem 
unerla ſein objektiv gegen das Strafgeſetz verſtoßen läßt, daß nichts 
vork ubtes, rechtswidriges ihm zur Laſt falle. Es können auch Fälle 
men, in denen eine Unkenntnis des Strafgeſetzes eine ähnliche 


derung ichtig ſtellt 8 13 des Entw. 25 dieſes in Abrede. Eine Mil- 
der & in beſonderen Ausnahmefällen auch vollſtändige Aufhebung 
lichen daf ſollte durch eine Vorſchrift der folgenden Art dem richter⸗ 
Ermeſſen übertragen werden: 

Hat der Täter ohne Vorſtellung oder in irriger Vor⸗ 
ſtellung des ſtrafgeſetzlichen Verbotes feine Tat für rechtmäßig 
gehalten, jo kann das Gericht die Strafe nach freiem Er⸗ 
meſſen mildern, in beſonders leichten Fallen auch ganz frei⸗ 
prechen. Prof. Dr. A. Coenders, Köln. 


Bid 4. Die Anwendung des 8 163 Abf. 2 St 0B. ift aus⸗ 
Ruhe el, wenn „aus der falſchen Ausſage“ bereits „ein Rechts⸗ 
Kechtg Ur einen anderen“ entſtanden iſt. Falſche Ausſage und 
teils Nachteil in dieſem Sinne liegen nach den Feſtſtellungen des Ur⸗ 
reng or letzterer iſt einwandfrei in der Einleitung eines Strafverfah⸗ 
9158 hegen die Frau S. erblickt worden (Leipz. Komm., 3. Aufl., 
zu ſa 6 b). Zwiſchen Ausſage und Rechtsnachteil muß Kauſal⸗ 
mmenhang vorliegen (RGSt. 45, 301). 

hangs aue einwandfreie Feſtſtellung eines ſolchen Kauſalzuſammen⸗ 
einen an ich in dem Urteil nicht finden. Der Senat bemüht ſich, 
erer ichen dadurch nachzuweiſen, daß er zwar die Mitwirkung 
die Erh Urſachen für die Strafanzeige gegen die Eheleute S. und für 
an ung des Hauptverfahrens gegen die Ehefrau S. zugeſteht, 
auch, mimmt, daß die falſche Ausſage der Angekl. dieſen Erfolg 

verurſacht hat und daß dieſer „mit“ auf dieſer Ausſage „be⸗ 


„auch auf Grund der eidlichen Ausſage der Angekl.“ Straf⸗ 
anzeige gegen die Eheleute S. wegen Milchverfälſchung er⸗ 
ſtattet worden iſt, der ſich ein Hauptverfahren gegen Frau S. 
angeſchloſſen hat; es ſagt ebenſo bei der Erörterung der 
Widerrufsfrage, die Strafanzeige habe „mit auf dieſer Aus⸗ 
ſage beruht“. Demgegenüber kann die Reviſion nicht geltend 
machen, daß die Strafanzeige wohl unzweifelhaft auch ohne die 
Ausſage der Angekl., nämlich auf Grund derjenigen eines 
anderen Zeugen und der Vorbeſtrafung der Eheleute S. wegen 
Michverfälſchung, erfolgt ſein würde. „Entſtanden“ iſt ein 
Rechtsnachteil aus einer falſchen Ausſage ſchon dann, wenn 
dieſe auch nur eine der Urſachen ſeiner Entſtehung geweſen 
iſt, denn auch dann kann ſie aus dem urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang nicht hinweggedacht werden, ohne daß dieſer entfällt. 
Mit verurſachung muß daher genügen. — Wenn alſo das 
Schwurgericht die Einleitung des Strafverfahrens gegen Frau 
S. auf die teilweis falſche Zeugenausſage der Angekl. in 
ihrer Geſamtwirkung zurückführt, wobei das größere 
Gewicht einer auf angeblich eigener Wahrnehmung beruhen⸗ 
den Bekundung gegenüber einer ſolchen von Hörenſagen er⸗ 
wogen, der unrichtige Teil der Ausſage deshalb als mit⸗ 
entſcheidend für die Einleitung des Strafverfahrens erachtet 
ſein mag, ſo kann eine rechtsirrtümliche Auffaſſung des Ge⸗ 
richts von dem Erfordernis eines Entſtandenſeins des Rechts⸗ 
nachteils „aus der falſchen Ausſage“, d. h. aus ihrer 
Falſchheit, i. S. des 8 163 Abſ. 2 StGB. hierin nicht erblickt 
werden. Insbeſondere kommt es darauf, ob auch eine durch- 
weg richtige Ausſage der Angekl. das gleiche Ergebnis ge⸗ 
habt haben würde und wie weit alſo vorliegend das Straf⸗ 
verfahren gegen Frau S. in ſeinem Ausgang durch die Un⸗ 
richtigkeit jener Ausſage beeinflußt worden iſt, nicht weiter an 
(vgl. RGSt. 29, 303 [30 4). 

(2. Sen. v. 22. März 1926; 2 D 16/26.) D.] 


* 5. [8 351 StGB. Ein an ſich echter Schein 
kann durch die Unrichtigkeit ſeines Inhalts zu 
einem „unrichtigen Belag“ werden.] 7) 

Nicht zu mißbilligen iſt, daß das LG. in dem vom An⸗ 
geklagten der Poſt überreichten, von einer Angeſtellten der 
Firma M. & St. quittierten Poſteinlieferungsſchein über Aus⸗ 
händigung eines an dieſe Firma gerichteten Briefes aus A. 


ruht“. Es genüge, daß die falſche Ausſage „eine“ Conditio sine qua 
non, daß fie „Mit“ verurſachung geweſen ift. 

Dieſe Annahme iſt in ihrer Allgemeinheit (in abstracto) zweifel⸗ 
los richtig. Wenn der Erfolg E. entfallen würde, falls die Urſache 
A. oder die Urſache B. gefehlt hätte, ſo iſt nach der hier zugrunde 
zu legenden Aquivalenztheorie A. vollwertige Urſache für E. Daß 
dieſer Satz aber im vorliegenden Falle (in concreto) richtig an- 
gewandt ſei, geht aus dem Urteil nicht zweifelsfrei hervor. Es 
ſcheint nämlich das Urteil offen zu laſſen — jedenfalls iſt das Gegen⸗ 
teil aus ihm nicht mit voller Klarheit erſichtlich —, daß zwar ſo, 
wie die Sache gegangen iſt, der „unrichtige Teil der Ausſage“ das 
„größere Gewicht“ für die Erſtattung der Anzeige und die Ein⸗ 
leitung des Hauptverfahrens gebildet hat, daß aber auch das klei⸗ 
nere Gewicht der übrigen Momente zur Herbeiführung des nämlichen 
Erfolgs genügt hätte. Dann aber fehlt die entſcheidende Be- 
deutung der Urſache A. (- der falſchen Ausjagef Der Gedanke, daß 
die mindergewichtige (aber tatſächlich eben doch vorhandene) Erfolgs⸗ 
verurſachung einen andern Geſamtcharakter getragen, z. B. geringere 
Ausſicht auf ſchließliche Verurteilung geboten hätte, würde eine un⸗ 
zuläſſige Überſpannung des Kauſalgedankens bedeuten. Vgl. wegen 
Ablehnung folder bloßen Erwartungen zutreffend NGSt. I, 16, 
29 (32). Nicht darauf, ob der „urſächliche Zuſammenhang“ (se. in 
ſeiner ganz konkreten Geſtalt), ſondern darauf, ob der „Erfolg“ (d. h. 
der konkrete Rechtsnachteil) beim Fehlen der Miturſache entfallen 
wäre, kommt es für die Frage der Conditio sine qua non in 8 163 
Abſ. 2 StGB. an. 

Auf die am Schluß erwähnte Entſch. RGSSt. 29, 303 (304) kann 
ſich die gegenteilige Auffaſſung nicht berufen. Hier iſt angenommen, 
daß beim Fehlen der falſchen Ausſage die er ſtinſtanzliche Verurtei⸗ 
lung, die als ſolche für ſich allein als genügender „Rechtsnachteil“ 
aufgefaßt wird, entfallen wäre. Der maßgebende „Erfolg“ wäre 

ier alſo ein anderer geweſen. 

Ich halte daher das vorliegende Urteil nicht für ſchlüſſig be⸗ 
gründet. Prof. Dr. E. Mezger, Marburg. 


Zu 5. Die Entſch. nimmt zu einer Streitfrage Stellung, die 
über die Auslegung der Worte „unrichtige Beläge“ in 8 351 SGB. 
entſtanden iſt, und kommt dabei zu einem Ergebnis, das nur von 
Roſenberg im Leipz. Komm., Note 9 zu § 351, verteidigt wird, 
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einen „unrichtigen Belag“ i. S. des $ 351 StGB. erblickt, 
obwohl es eine fälſchliche Anfertigung oder Verfälſchung dieſes 
Scheines nicht hat feſtſtellen können; denn der Schein war an 
ſich echt, d. h. ſo, wie er lautete, von der Empfängerin des 
Briefes als Empfangsbekenntnis unterſchrieben, und un⸗ 
richtig war an ihm nur ſein Inhalt, nämlich die (vom An⸗ 
geklagten herrührende) Bezeichnung des ausgehändigten Brie⸗ 
fes als „Einſchreibebrief“. Seine Aushändigung hätte, da er 
ein einfacher Brief war, überhaupt keiner Beſcheinigung be⸗ 
durft, der Angekl. hat ſich aber eine ſolche geben laſſen, um 
ſie ſpäterhin — wie geſchehen — ſeiner Behörde gegenüber 
zur Verdeckung der Aneignung und Unterdrückung eines ande⸗ 
ren, wirklichen Einſchreibebriefes (mit Geldeinlage) zu be⸗ 
nutzen. Unter dieſen Umſtänden war der Ablieferungsſchein 
ſchon um deswillen ein „unrichtiger Belag“ zu den über die 
Briefbeſtellungen des Angekl. geführten Kontrollregiſtern, 
weil er irreführenderweiſe zum Nachweis einer Beſtellung, zu 
der er gar nicht gehörte und die überhaupt nicht erfolgt 
war — nämlich der des unterſchlagenen Geldbriefs — der 
Kontrollſtelle vorgelegt wurde. Er war aber überdies ein 
„unrichtiger Belag“ wegen ſeines unrichtigen, den Tatſachen 
nicht entſprechenden Inhalts, obſchon dieſe Unrichtigkeit 
nicht auf einer Verfälſchung, ſondern auf einer Täuſchung der 
quittungleiſtenden Empfängerin beruhte. Denn eine Beſchrän⸗ 
kung des „Unrichtigkeits“⸗Begrifſes auf den Fall der Ver⸗ 
fälſchung von Belägen rechtfertigt ſich weder durch den Wort» 
laut noch durch den erkennbaren Sinn und Zweck des 8 351. 
Der Wortlaut unterſcheidet bei Rechnungen, Regiſtern und 
Büchern zwiſchen „unrichtiger Führung“ und „Verfälſchung“, 
während er bei den Belägen nur von „unrichtigen“ ſpricht, 
alſo einen weit umfaſſenderen Ausdruck als den der „Ver⸗ 
fälſchung“ wählt. Zweck der Beſtimmung über Beläge aber 
kann füglich nur ſein, dieſe unentbehrliche Unterlage jeder 
Bücher⸗ und Regiſterprüfung auf deren ſachliche — nicht nur 
äußerliche — Richtigkeit vor mißbräuchlicher Verwendung fal⸗ 
ſcher Beweismittel zu ſchützen, und dabei darf es keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob die Falſchheit in eigentlicher Fälſchung oder 
in Erſchleichung eines unrichtigen Inhalts echter Beweis⸗ 
Urkunden beſteht. Wenn die amtliche Buchführung ſelber durch 
8351 in klaren Worten gegen jede Beeinträchtigung ihrer 
Zuverläſſigkeit durch unehrliche Beamte — Falſchführung, 
Verfälſchung, Unterdrückung, unrichtige Abſchließungen und 
Auszüge — geſichert wird, ſo kann die Nachprüfung ihrer 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit an der Hand der dazu beſtimmten 
Beläge nicht wohl einen geringeren Schutz genießen. Abzu⸗ 
lehnen iſt deshalb die im Urteil des 3. StS. v. 14. Mai 1906 
(3 D 395/06, abgedruckt bei Goltd. 53, 285) ausgeſprochene, 
auch ſonſt vielfach vertretene Auffaſſung, wonach ein Belag 
als „unrichtig“ nur gilt, wenn er inhaltlich etwas anderes 
als das vom Ausſteller zum Ausdruck Gebrachte beſagt (alſo 
irgendwie gefälſcht iſt), nicht ſchon, wenn er eine ſachlich un⸗ 
richtige — erſchlichene oder betrügliche — Bekundung des 


während die übrigen Kommentare auf dem 1906 vom RG. gelegent⸗ 
legentlich ausgeſprochenen Standpunkt ſtehen: unrichtig ſeien nur 
fälſchlich angefertigte, oder verfälſchte Beläge (vgl. außer den von 
Roſenberg a. a. O. angeführten Kommentaren auch noch Frank, 
Note II 2 zu 8 351). Die Lehrbücher ſprechen ſich über dieſe Frage 
nicht aus. Ich halte die Begründung, die das RG. für ſeine Aus⸗ 
legung gibt, für zutreffend. Unrichtig iſt, wie auch Roſenberg 
feſtſtellt, ein Belag nicht nur, wenn er verfälſcht oder fälſchlich an⸗ 
gefertigt iſt (formell unrichtig), ſondern auch dann, wenn er echt iſt, 
aber wahrheitswidrig (materiell unrichtig). Überzeugend iſt auch der 
Hinweis auf die Tendenz des 8 351, jede Verſchleierung der Unter⸗ 
ſchlagung mit erhöhter Strafe zu treffen, einerlei, ob ſie mit formell 
oder mit materiell unrichtigen Beweisſtücken erfolgte. Legt man die 
vorhergehenden Geſetzesworte „unrichtig geführt, verfälſcht“ ſo aus, 
daß die Rechnungen, Regiſter oder Bücher auch mit inhaltlich un⸗ 
wahren Einträgen verſehen ſein können, ſo muß man die Geſetzes⸗ 
worte „unrichtige Abſchlüſſe oder Auszüge ... oder unrichtige Be⸗ 
läge“ ebenſo auslegen. Die Gegenmeinung iſt nicht folgerichtig, ja 
in ſich widerſprechend. Daß auch die Auszüge oder Beläge unwahr 
(alfo nicht nur gefälſcht) fein können, habe ich ſchon vor 24 Jahren 
in der „Urkunde im Strafrecht“ S. 441 Anm. 3 hervorgehoben. 
Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 


Zu 1. Daß die gegen einen Richter oder einen Sachverſtändigen 
angebrachten Ablehnungsgeſuche daraufhin anzuſehen find, ob vom 
Standpunkte des Ablehnenden aus eine Beſorgnis der Be⸗ 


Ausſtellers enthält. Die Entſch. beruht indes im dorligen 
Falle nicht auf dieſer Erwägung, ſo daß es einer Anu 
der vereinigten Strafſenate (S 136 GVG.) nicht bedarf. Ni 
entgegen ſteht auch das Urteil des erk. Sen. v. 28. Sent. 
1925 (2 0 459/25), in welchem lediglich gefälſchte Beläge ";, 
„unrichtig“ i. S. des 8 351 bezeichnet find, nicht aber M 
Möglichkeit anderweiter Unrichtigkeit erörtert wird. 

(2. Sen. v. 28. Jan. 1926; 2 D 786/25.) a. 


2. Verfahren. 


1. [8 74 StPO. Ungenügend begründete Bel" 
werfung eines einen Sachverſtändigen betreffen 
den Ablehnungsgeſuchs.] f) 0 

Allerdings handelt es ſich bei der Frage, ob ein u 
zum Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit des Sachverſtändige, 
vorlag, um eine Beurteilung weſentlich tatſächlicher Art, di 
dem richterlichen Ermeſſen der StR. unterlag und vom 7 
viſionsgericht nicht nachzuprüfen ift (RGSt. 25, 361; 1 
239 [240 ff.). Deſſen Pflicht zur Nachprüfung, ob der 
richter inſoweit rechtlich geirrt habe, wird dadurch je 
nicht berührt, und ein Irrtum dieſer Art würde vorliegen, 
wenn die St. bei der Entſcheidung über das Ablehnung 
geſuch überſehen hätte, daß es für die Verneinung eines an 
laſſes zu Mißtrauen gegen den Sachverſtändigen nicht auf dr 
objektive Beurteilung, ſondern auf die Auffaſſung des Angel, 
ankam, ſofern ſie ſich verſtändigerweiſe rechtfertigen ließ. a 
kennbar beruhte der Angriff des Beſchwerdeführers hauf, 
ſächlich auf der nach dem freiſprechenden Urteile des Schöffen 
gerichts getanen Außerung des Sachverſtändigen O. zu dei 
Mitſachverſtändigen Sch., die der Angekl. als eine Aufforde 
rung auffaßte, daß beide in der II. Inſtanz gemeinſam dan 
wirken ſollten, ſeine Verurteilung durchzudrücken. Ausgehe 3 
von der Auffaſſung, daß das Gericht bei der Aburteilung * 
Falls weſentlich auf die fachmänniſche Beratung der auf 
achter angewieſen ſein werde, wollte der Angekl. offenbe. 
ſeiner Beſorgnis Ausdruck geben, O. würde ſich bei dieses 
Beratung nicht auf die Abgabe eines objektiven ſachvel⸗ 
ſtändigen Urteils über die ihm zu unterbreitenden Fragen 02 
ſchränken, ſondern feinen Willen, der Gegenpartei zum Sie 
zu verhelfen, mitſprechen laſſen. Für die Entſcheidung U 
das Ablehnungsgeſuch kam es daher nicht fo ſehr darauf au 
ob das Gericht glaubte, jener Außerung D.3 eine harmlo 
Bedeutung beilegen zu können, als vielmehr darauf, ob d * 
Angekl. dieſe Auffaſſung billiger⸗ und verſtändigerweiſe ge, 
zumuten war. Daß die StR. das Ablehnungsgeſuch unt, 
dieſem allein maßgeblichen Geſichtspunkt gewürdigt hat, n 
aus ihrem es verwerfenden Beſchluſſe nicht zu entnehme 
(NRGuUrt. IV 326/12 v. 12. April 1912). 

2 


(3. Sen. v. 18. März 1926; 3 D 71/26.) 


fangenheit begründet erſcheint, iſt ein Auslegungsſatz, der, boni 
ſehe, allgemein anerkannt iſt. Auch das RE. geht ſtets von 11 — 
Auffaſſung aus. Gleichwohl geht die Handhabung dieſes Satzes bel z. 
verſchiedenen Strafſenaten offenbar auseinander. Vergleicht man 909 
die oben abgedruckte Entſch. des 3. Sen. mit der IM. 1926, der 
abgedruckten des 2. Sen., ſo drängt ſich der Eindruck auf, daß 2 
3. Sen., wenn er mit dem vom 2. Sen. entſchiedenen Falle befaßt ER 
weſen wäre, das Ablehnungsgeſuch ſicher hätte durchſchlagen join 
während es der 2. Sen. verworfen Hat. Der Grund für dieſe ne 
ſtimmigkeit liegt wohl darin, daß die zum Ausgangspunkt genon uf 
Formel etwas Zwitterhaftes an ſich hat: fie verweiſt eineste g jr 
einen „Standpunkt“ (den des Ablehnenden), alſo eine ſubjektive 
ſtellung, und ſie verlangt anderenteils doch auch ein objektives r 
gründetſein“. Man wird ſuchen müſſen, über dieſe Unklarheit hin 
zukommen. ung 
Vorausgeſchickt ſei hier aber folgendes: Praktifche Bedens 
hat das „Standpunkts“ ⸗Problem nur da, wo der den Ablehnunge! 
beurteilende Richter den Standpunkt des Ablehnenden nicht teilt. fo 
er ihn, hält er alſo eine Beſorgnis der Befangenheit für gege anen⸗ 
liegt alles glatt. Die Berückſichtigung des Standpunkts des Able de 
den tritt alſo nur dann als Problem hervor, wenn der beurteneg⸗ 
Richter die Befangenheitsbeſorgnis von ſeinem Standpunkte aus fd 
neint (oder anzweifelt). So ſpitzt auch der 3. Sen. in obiger eben 
die Löſung dahin zu, daß der Richter dem Ablehnungsgeſuch Mad, 
müſſe, wenn er noch ſo ſehr von der Nichtbefangenheit übergee en 
wofern er nur vom Standpunkte des Ablehnenden aus eine Beſor 


n 
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©, 2. [8 244 Stpod. Das Gericht kann nicht einem 
lbehverſtändigen die Fähigkeit äbſprechen, ſich 


kan, inen in der Vergangenheit liegenden Zu⸗ 
dazu baz äußern, wenn es ſich ſelbſt die Fähigkeit 


beimiß t. 


u 
möglich ſei, ſchnell zu laufen, insbeſondere ſo ſchnell zu 
ih ſen, wie der 


at die 
U - 

debt habe keinen Zweifel, daß der Angekl., ein Landsmann 
teif; a getagten G., als Mittäter bei dem Diebſtahl be⸗ 


lche Hause 
ale njähigfeit des Angekl., ſchnell zu laufen, betreffe, fo 


de 
Venang des Angekl. normal ſei und eine Lähmung des einen 


an Fabel et 1 
les em 14. Nov. 1925 — dem Tage der Tat — ein ſchnel⸗ 
dich aufen unmöglich geweſen ſei. Im übrigen ſei das Ge⸗ 

der Überzeugung, daß der Angekl., der die angebliche 


der 
Mich eſangenheit begründet finde. Wie aber ſoll der beurteilende 
zu ei © 85 fertig bringen, in ſolcher Weiſe trotz ſeines eigenen „Nein“ 
em „Ja“ zu gelangen? 

Bump; ber iſt, daß der Richter nicht einfach den fubjektiven Stand⸗ 
dam; des Ablehnenden ſchlechthin gelten laſſen kann. Die Juſtiz wäre 
ern ba bt nur jeder Urteilsloſigkeit des Ablehnenden ausgeſetzt, ſon⸗ 
heit“ da deſſen Behauptung, er hege die Beſorgnis der Befangen⸗ 
Able auh leicht widerlegt werden kann, auch der Schikane: der 
Hogan ebe Könnte gerade die objektivſten Richter, von deren Objek⸗ 
aug p. er eine richtige, aber ihm unliebſame Entſcheidung erwartet, 
Vespa Sattel heben, indem er Beſorgnis der Befangenheit vorſchützt. 
der fr betont das RG. zutreffend, daß jener ſubjektive Standpunkt 
ob er ontrolle daraufhin bedarf, ob er „vernünftigerwetſe“ begreiflich, 
ſein „begründet“ erſcheine. Aber welches ſoll der objektive Maßſtab 

aun dem die ſubjektive Beſorgnis der Befangenheit zu meſſen iſt, 
Bin ſoll ſich dieſer von demjenigen ſcheiden, an Hand deſſen der 

T don zu feinem eigenen Ja oder Nein gelangt? 
don te Frage beantwortet ſich wohl am einleuchtendſten, wenn man 
Mensch Begriffen „Vertrauen“ und „Mißtrauen“ ausgeht. Ob ein 


ab. einem anderen vertraut oder mißtraut, hängt von 3 Fahtoren 
in vu mächt einem charakterologiſchen: der eine pflegt bie Mitmenſchen 
fing, em, der andere in ſchwärzerem Lichte zu ſehen. Sodann einen 


ndenungsmäßigen: die Beurteilung der Vertrauenswürdigheit eines 
Affekt a verſchieden, je nachdem man unter dem Banne aufgeregter 
mit, e ſteht oder nicht. Endlich ſpricht drittens die ganze Lebenslage 
auch in der man ſich gerade befindet, einmal die äußere, ſodann aber 
Unte Arie Vorftellungskreis, in dem man ſich bewegt: es macht einen 
der Be aus, in welcher Prozeßrolle man ſich befindet, wie hoch 
Dothan dungsſtand, und wie weitgreifend die Kenntniſſe hinſichtlich der 


en an der Erfahrungsregeln find. Hier erhellt nun, woher die 


des ammt, die gemeint iſt, wenn der Richter den „Standpunkt 
Harap, ehnenden“ auf ſein „Begründetſein“ prüfen ſoll: es ſoll der 
den, terologiſche Normaltypus eines Menſchen zugrunde gelegt wer⸗ 


werf I nicht überdurchſchnittlich mißtrauiſch iſt, und es ſoll geprüft 
corn ob es ruhige Überlegung oder nur Aufgeregtheit iſt, der die 

icht Anis der Befangenheit entſpringt. Denn die Rechtsordnung kann 
rechti sa übertriebenes Mißtrauen und ſchwankende Gefühle als be⸗ 
der alte Intereſſen gelten laſſen. Dagegen bildet die Lebenslage, in 
ich der einzelne befindet, einen Faktor, deſſen Berückſichtigung 
le Rechtsordnung man ohne weiteres begreiflich finden wird, 

N „an erwägt, daß dadurch der vage Begriff der „Beſorgnis der 
Gutdggan heit“ der Gefahr entgeht, in der Hand des Richters ein reiner 
Gbeenebegriff zu werden. 0 

den bil en dieſes Sich⸗hinein⸗Denken in die Lebenslage des Ablehnen⸗ 
ur Gdet den Erklärungsgrund dafür, wie es kommen Kann, daß der 
ſorgni⸗ ſcheidung über das Ablehnungsgeſuch berufene Richter die Be⸗ 
und fie der Befangenheit von feinem Standpunkt aus zu verneinen 
zugleich von dem des Ablehnenden aus zu bejahen hat. Er 
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Unſähigkeit zu laufen früher nicht vorgebracht habe, ſich auf 
das Gutachten eines Sachverſtändigen nur deshalb berufen 
habe, um die Verhandlung zu verſchleppen, und daß ſein Be⸗ 
weisantrag auch gar nicht ernſt gemeint ſei. Die Vernehmung 
eines Sachverſtändigen ſei unter dieſen Umſtänden abzulehnen. 
Die Bedenken, welche die Reviſion gegen dieſe Begründung 
vorbringt, müſſen für durchgreifend erachtet werden. Die 
von der StͤK. ausgeſprochene Überzeugung, daß der Beweis⸗ 
antrag nur geſtellt ſei, um die Verhandlung zu verſchleppen, 
und daß er auch gar nicht ernſt gemeint ſei, läßt nicht er⸗ 
kennen, daß ſie auf einer rechtlich unanfechtbaren Grundlage 
beruht. Sie gibt vielmehr der Annahme Raum, daß ſie durch 
eine häufiger wahrgenommene Außerachtlaſſung derjenigen 
Geſichtspunkte beeinflußt iſt, die nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. bei der Stellungnahme zu Beweisanträgen 
der fraglichen Art ſorgfältig zu berückſichtigen find (vgl. 
RGSt. 12, 335; 13, 151; 20, 206). Gegen die Ablehnung 
des geſtellten Antrages wären rechtliche Bedenken nicht zu er⸗ 
heben, wenn das BG. ſich genügende Sachkunde zugetraut 
hätte, um die Frage zu entſcheiden, ob die Körperbeſchaffenheit 
des Angekl. am Terminstage einen zuverläſſigen Rückſchluß 
darauf zuließ, daß ſeine Bewegungsfreiheit auch am Tage 
der Tat nicht in dem von ihm behaupteten Grade gehemmt 
geweſen fei (vgl. RGSt. 51, 42; 52, 62). Einen Widerſpruch 
enthält es aber, wenn die StͤK. davon ausgeht, daß ſich ein 
Sachverſtändiger nur über den gegenwärtigen Zuſtand des 
Angekl. zu äußern vermöge, während das Gericht ſelbſt ſich 
für befähigt erachtet, aus dieſem Zuſtande gewichtige Rück⸗ 
ſchlüſſe auf eine mehrere Monate zurückliegende Körper⸗ 
beſchaffenheit des Angekl. zu ziehen. Bei dieſer Begründung 
mußte dem Reviſionsantrage auf Aufhebung des angegriffenen 
Urteils ftattgegeben werden. 
A.] 


(2. Sen. v. 17. Mai 1926; 2 D 346/26.) 


abſtrahiert dann eben, wie er es ſoll, davon, daß er ſich in der Richter⸗ 
rolle befindet, über weiterreichende Kenntniſſe, als der Ablehnende, 
verfügt uſw., und ſtellt ſich in Gedanken in die Lebenslage des Ab⸗ 
lehnenden hinein. 

Daß hiernach die oben abgedruckte Entſch. des 4. StS. das Rich⸗ 
tige trifft, ſteht außer Zweifel. Wer könnte ſich als Angeklagter, und 
wäre er gar nicht mißtrauiſch veranlagt und im Zuſtand ruhigſter 
Überlegung, der Veſorgnis der Befangenheit eines Sachverſtändigen er⸗ 
wehren, der einen Mitſachverſtändigen auffordert, mit ihm zuſammen 
die Verurteilung des Angehl. durchzudrücken? 

Prof. Dr. E. v. Beling, München. 


Zu 2. Trotz der vom RG. verfügten Aufhebung des Vorder⸗ 
urteils zeigt die Entſcheidung, wie wenig die Rechtſprechung des 
RG. zur Frage der Ablehnbarkeit eines beantragten Sachverſtän⸗ 
digenbeweiſes die Inſtanzgerichte dazu anzuhalten vermag, den Sach⸗ 
verhalt frei von allem Dilettantismus zu erforſchen. Wäre der ge⸗ 
ſtellte Beweisantrag mit der Begründung abgelehnt worden, daß 
die Körperbeſchaffung des Angeklagten am Terminstage einen zu⸗ 
verläſſigen Rückſchluß darauf zulaſſe, daß ſeine Bewegungsfreiheit 
auch am Tage der Tat nicht in dem von ihm behaupteten Grade 
gehemmt geweſen ſei, ſo hätte ſich eine ſolche Begründung, wie 
das Urteil ſelbſt hervorhebt, im Einklang mit der Rechtſprechung 
des RG. gehalten. Nur daß ſich das Inſtanzgericht in einer me⸗ 
diziniſchen Frage eine größere Einſicht zugetraut hatte, als es 
einem gerichtlich mediziniſchen Sachverſtändigen zubilligte, — das 
ging dem RG. zu weit. Die vorangehende Feſtſtellung, daß das 
Gericht ſich durch Augenſchein davon überzeugt habe, daß der Gang 
des Angeklagten normal ſei und eine Lähmung des einen Beines 
nicht erkennen laſſe, wird vom RG. entſprechend ſeinem oben bes 
rührten allgemeinen Standpunkt bezüglich der freien Ablehnbarkeit 
eines beantragten Sachverſtändigenbeweiſes unbeanſtandet hinge⸗ 
nommen. Daß das Gericht, was doch zum mindeſten erforderlich ge⸗ 
weſen wäre, zu dieſem Zweck Experimente gemacht habe, wird vom 
Vorderurteil nicht behauptet. Bereits in 23.1914 S. 983 hat ſich 
Lobe entſchieden geltend gemacht, daß das RG. zu zurückhaltend ſei, 
wenn die Inſtanzgerichte mit der Annahme eigener Sachkunde zu 
ſchnell bei der Hand ſeien, und in Lg. 1915 S. 482 f. habe ich 
es unternommen, aus dem Weſen des Sachverſtändigenbeweiſes 
den rechtsgrundſätzlichen Irrtum des RG. nachzuweiſen. Neuer⸗ 
dings iſt auch Goldſchmidt, Der Prozeß als Rechtslage S. 440 
Anm. 2308, der Praxis des NG. entgegengetreten. Daß trotzdem 
kein grundſätzlicher Wandel in dieſer Frage zu erreichen iſt, bleibt 
einer der unerfreulichſten Punkte der um die Fortbildung des 
Beweisrechts ſonſt ſo verdienten Rechtſprechung des RG. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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3. [8 250 StPO. Mittelbare Beweisführung 
durch „Zeugen vom Hörenſagen“ iſt zuläſſig.] 7) 
Mit der Behauptung, die Verwertung der Ausſage des 
Poſtaushelfers L. „verſtoße gegen den Prozeßgrundſatz der 
Unmittelbarkeit“, will der Verteidiger offenſichtlich Beſchwerde 
über eine Verletzung des § 250 StPO. führen. Die Be⸗ 
ſchwerde iſt indes unbegründet. Allerdings iſt L. ſelbſt weder 
vor dem Schöffengerichte, noch vor dem BG. als Zeuge ab⸗ 
gehört worden. Wie das angefochtene Urteil ergibt, beruht die 
Feſtſtellung der Stͤ., daß L. den Angekl. ſchon am 7. Auguſt 
morgens vor dem erſten Beſtellgang auf den in Frage kom⸗ 
menden Vermerk ausdrücklich aufmerkſam gemacht hat, auf 
den Ausſagen der vernommenen Zeugen Ch. und N., die dies 
von L. „gehört haben“. Damit hat die St. erſichtlich die 
Feſtſtellung des Schöffengerichts abgeändert, daß der 
Angekl. von dem Vermerk außer durch L. auch durch den Poſt⸗ 
ſchaffner Kl. Kenntnis gehabt habe. Es kann daher auf ſich 
beruhen, ob Kl. dies vor der StR. als Zeuge unter Eid in 
Abrede geſtellt hat. Soweit aber die StK. ihre Überzeugung 
davon, daß L. den Angekl. auf den Vermerk aufmerkſam ge⸗ 
macht hat, aus den Ausſagen der Zeugen Ch. und N. als ſog. 
„Zeugen vom Hörenſagen“ geſchöpft hat, liegt kein Ver⸗ 
fahrensverſtoß vor. Weder im § 250, noch ſonſt iſt in der 
StPO. der Satz aufgeſtellt, daß der Beweis einer wahr⸗ 
genommenen Tatſache nur durch Vernehmung des Wahr⸗ 
nehmenden, alſo unmittelbar geführt werden könne. Der Be⸗ 
weis kann vielmehr auch mittelbar durch den Beweis anderer 
Tatſachen, insbeſ. von Mitteilungen erbracht werden, die der 
Wahrnehmende über ſeine Beobachtungen zu anderen Per⸗ 
ſonen gemacht hat. Das pflichtmäßige Ermeſſen des Tat⸗ 
richters kann die mittelbare Beweisführung, wie dies im ge⸗ 
gebenen Falle geſchehen iſt, für ausreichend erachten (vgl. 
RGSt. 48, 246, 247). 
(1. Sen. v. 5. März 1926; 1D 53/26.) D.] 


4. [8274 StPO. gilt nur für die im Laufe des 
Prozeſſes, in dem das Protokoll aufgenommen 
iſt, zu treffende Feſtſtellung der Förmlich⸗ 
keiten.] 7) 


Die Vorſchriften des § 274 StPO. gelten lediglich für 
diejenige Strafſache, in welcher das Sitzungsprotokoll aufge⸗ 
nommen worden iſt, und nur für die im Laufe dieſes Pro⸗ 
zeſſes zu treffende Feſtſtellung der Förmlichkeiten, insbeſondere 
für den Richter höherer Inſtanz, der über die Geſetzmäßigkeit 
des erſtinſtanzlichen Verfahrens zu entſcheiden hat. Kommen 
dieſe Förmlichkeiten in einer anderen Strafſache zur Sprache, 
ſo iſt hier der Beweis völlig frei und der Gegenbeweis durch 


Zu 3. So bedenklich mir ſtets das in der Entſch. zitierte 
frühere Urteil des II. Sen. (RGSt. 48, 246) erſchienen iſt, in 
welchem der Erfatz des Zeugniſſes einer, zur Zeugnisverweigerung 
berechtigten und von dieſem Rechte Gebrauch machenden, Perſon durch 
Vernehmung des Polizeibeamten über deren frühere Ausſage als 
zuläſſig erachtet wird, ſo unbedenklich, muß ich der vorliegenden 
Entſch. zuſtimmen. Es gibt in der StPO. kein Verbot, in der Haupt⸗ 
verhandlung ſog. „Zeugen vom Hörenſagen“ zu vernehmen, und es 
Konnte vernünftigerweiſe ein ſolches Verbot auch nicht in das Geſetz 
aufgenommen werden, denn ſehr häufig ſtellt ſich erſt bei der Ver⸗ 
nehmung des Zeugen heraus, daß er von den von ihm bekundeten 
Tatſachen nicht aus eigener Wahrnehmung, ſondern aus Mitteilung 
Anderer weiß oder zu wiſſen glaubt. Kann aber die Zulaſſigkeit der 
Vernehmung ſolcher Zeugen nicht bezweifelt werden, ſo kann noch 
viel weniger angenommen werden, daß durch 8250 StPO. die freie 
Beweiswürdigung des Gerichts bezüglich der aus der Bekundung 
dieſes Zeugen gezogenen Schlußfolgerungen eingeſchränkt werden 
ſollte. Gewiß wird jeder Richter die unmittelbare Beweisführung durch 
Vernehmung der Tatzeugen ſelbſt als Beweisquelle bevorzugen. Das 
ſchließt aber nicht aus, daß er ſich auch auf dem Wege mittelbarer 
Beweiserhebung eine Überzeugung von Tatſachen ſchon aus Mittei⸗ 
kungen bildet, die derjenige, der ſie ſelbſt wahrgenommen, Anderen 
darüber gemacht hat. Ob dieſe, nach pflichtmäßigem Ermeſſen ge⸗ 
bildete, Überzeugung zutreffend iſt, kann der Rebiſionsrichter nicht 
nachprüfen. IR. Dr. Mam roth, Breslau. 


Zu 4. Obgleich der Wortlaut des 8 274 eine viel weiter⸗ 
gehende Auslegung zuläßt, kann es doch nach dem Sinn des Geſetzes 
keinem Zweifel unterliegen, daß die hier aufgeſtellte praesumtio 
juris et de jure ſich auf das Verfahren, in dem das Protokoll 
aufgenommen iſt, beſchränkt und nur für den Richter höherer Inſtanz, 


alle Beweismittel zuläſſig. Deshalb unterlag die Frage, 5 
der Beſchwerdeführer in der Strafſache gegen H. wegen Un et 
ſchlagung als Zeuge vereidigt worden ſei, der freien Beben 
würdigung durch das in der gegenwärtigen Strafſache geg 
den Beſchwerdeführer wegen Meineids u. a. erk. Schwurgerie 
(3. Sen. v. 10. Juli 1926; 3 D 451/26.) 1 . 


5. [88 300, 316, 335 StPO. Eine Umwandlung 
des gewollten Rechtsmittels auf Grund nach, 
träglicher Willensänderung iſt unzuläſſig. Ein 
bedingte Zurücknahme eines Rechtsmittels 
unwirkſam.] f) 35 

Allerdings ftand dem Oberſtaatsanwalt nach 8. I" 
SPD. frei, gegen das Urteil des Schöffengerichts nach ar 
Wahl entweder Berufung oder Reviſion einzulegen. Et 9. 
innerhalb der geſetzlichen Friſt nur das erſtere getan und 7 
nach der gemäß § 316 Abſ. 2 StPO. am 27. Febr. 1926 15 
folgten Zuſtellung des Urteils durch Schriftſatz v. 3. 1920 
1926 — eingegangen beim Schöffengericht am 5. März 195 
— erklärt, das Rechtsmittel ſolle als Reviſion gelten, m 
dieſer fechte er das Urteil, ſoweit die Angekl. wegen 
ſuchter Abtreibung und Beihilfe dazu freigeſprochen ſeien, 1 
der Sachbeſchwerde an. Ein bloßer Irrtum in der Bezel 
nung des Rechtsmittels (5 300 SPD.) kommt nach Lage . 
Sache nicht in Frage, vielmehr handelt es ſich um eine un 
wandelung des gewollten Rechtsmittels auf Grund machte 
licher Willensänderung. Die Zuläſſigkeit ſolchen Schritte 
zu verneinen. Die öffentlich⸗rechtliche Natur des Prozeſt 
und die in öffentlich⸗rechtlichem Intekeſſe zu fordernde om 
ftellung eines geordneten Verfahrens verlangt zmeifelsite 
Beſtand und unbedingte Rechtswirkſamkeit der auf Einlegen 
Verzicht oder Zurücknahme eines Rechtsmittels gerichtet 
Willenserklärung (vgl. RGSt. 57, 83). Wie nach erkann, 
Recht eine bedingte oder wahlweiſe Einlegung von Re * 
mitteln unzuläſſig iſt und der Verzicht darauf oder die 3. 
rücknahme unwiderrufliche Geltung beſitzt, ſo kann au 
Vorbehalt nachträglicher Anderung der rechtlichen Natur fr 
Rechtsmittels oder eine Befugnis der es einlegenden Proz 
partei zu ſolcher Anderung nicht anerkannt werden. Eine n 
artige Umwandlung des Weſens und der Zuſtändigkeit Br“ 
Rechtsbehelfs durch die bloße Parteiwillkür iſt dem Probe 
recht fremd. Eine bedingungsloſe Zurücknahme der Berufe 
kommt vorliegendenfalls nicht in Frage. Denn erkennbar anz 
der Wille des Beſchwerdeführers in der Erklärung v. 3. 9 
1926 auf die Aufrechterhaltung ſeines Rechtsmittels an 
alſo auf ein Fallenlaſſen der Berufung nur für den Fall! gi 
Erſetzung durch die Reviſion gerichtet. Auch die bloß bedin 


«hend 
der über die Rechtmäßigkeit des Verfahrens zu befinden Hat, binden 
it (ogl. Loewe⸗Roſeuberg zu 8 274 Nr. 2). Anderen 
würde durch dieſe Präſumtion, die notoriſch in überaus zahlen, 
Fällen mit den Tatſachen in Widerſpruch ſteht, die Zuverleſtg 
der geſamten Rechtspflege gefährdet. Man denke nur an den har, 
vorkommenden Fall, daß im Protokoll die Beeidigung einer auf⸗ 
ſachlichen unbeeidigt abgegebenen Ausſage beurkundet iſt und dare 
hin ein Meineidsverfahren gegen den Zeugen eingeleitet würde. fahr 
auch mit obiger Einſchräukung bildet die Präſumtion eine Gef 
für eine zuverläſſige Rechtspflege, mit der es unvereinbar ill ſten 
erweislich falſche Tatſachen als unwiderlegbar richtig zu ung il, 
des an ihrer Feſtſtellung völlig unbeteiligten Angekl. gelten 
auch meine Anm. zu 2 D 950/23 in JW. 1924, 1603 7). in 

IR. Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 


Zu 5. Es handelt ſich hier offenbar nicht um einen der a 
reichen Fälle, in denen der Beſchwerdeführer bei der Einlegung 18˙ 
Rechtsmittels irrigerweiſe geglaubt hat, es ſei kein anderes ? 2 
mittel zuläſſig. Daß die Sprungreviſion zuläſſig war, wird die lich 
von Anfang an gewußt haben. Anſcheinend hat ſie ſich nachträc 
von einer Anfechtung der tatſächlichen Seite keinen Erfolg mehr ige 
ſprochen und deshalb die Sprungreviſion vorgezogen. Für ders 9 
Fälle treffen die JW. 1926, 1250 Anm. zu Nr. 8 a. E. von mir Mir 
tend gemachten Geſichtspunkte nicht zu. Der obigen Entſch. iſt al⸗ 
beizuſtimmen. Die Sta. kann die nochmalige Aufrollung der die 
frage auch nicht dadurch vermeiden, daß fie die Berufung nur all. 
Rechtsfrage beſchränkt; denn eine ſolche Beſchränkung iſt a reh 
(Loewe-Roſenberg 2 zu § 327). Aus Gründen der ns 
Ökonomie wäre aber die Zulaſſung eines nachträglichen Ubergali 
von der Berufung zur Sprungreviſion wünſchenswert. in 

LR. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berl 
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ename der Berufung in der Erklärung v. 3. März 1926 

Sa ac) rechtsunwirkſam. Daraus folgt, daß durch jenen 

iche an dem Beſtande des urſprünglichen Rechtsmittels 
erüf, Zeändert und die Zuſtändigkeit des LG. als BG. un⸗ 
uhrt geblieben ift. 

(Beſchl. d. 3. Sen. v. 20. Mai 1926; 3 D 350/26.) A. 
3 188 316, 327, 331, 401, 403 StPO. Eine Buße 
trag uf den in zweiter Inſtanz geſtellten An- 
eins „eines Nebenklägers, der Berufung nicht 

gelegt hatte, nicht erhöht werden.]f) 
zeit Das Schöffengericht hatte dem Nebenkläger ſeinem recht⸗ 
proc geſtellten Antrage gemäß eine Buße von 250 % zuge⸗ 
über 17 Der Nebenkläger hatte dem Beſchwerdeführer gegen⸗ 
anger eine Berufung eingelegt und die gegenüber den Mit⸗ 

(in Aten eingelegte Berufung zurückgenommen. Das LG. 
und d der Entſch. über die Berufungen der Staatsanwaltſchaft 
lung es Beſchwerdeführers auf den in der Berufungsverhand⸗ 
erhöhbeſtellten Antrag des Nebenklägers die Buße auf 350 % 
deviſt Das war unzuläſſig. Zwar ſtand nicht — wie die 
dieſe! an meint — 8331 StPO. der Erhöhung entgegen; 

4 aut feine Beziehung auf Bußen (RGSt. 15, 439; 44, 
Aber 96). Den Anſpruch auf Zuerkennung einer Buße hat 
N ſtets nur der Berechtigte ſelbſt zu vertreten. Er muß ſich 
eh * einem auf öffentliche Klage anhängigen Verfahren als 
kann läger anſchließen (8 403 Abſ. 2 StRO.). Als folder 
er ſich der Rechtsmittel unabhängig von der Staatsan⸗ 
Buße ft bedienen (8 401). Will er eine Entſch. über die 
em zu einen Gunſten abgeändert haben, ſo muß er ſie mit 
ſwafsrneſſigen Rechtsmittel angreifen, denn die Staatsanwalt⸗ 
Buße iſt dazu, wie ſchon aus § 403 Abſ. 2 und der Natur der 
denn als private Entſchädigung folgt, nicht berufen. So hat 
nicht hier die Staatsanwaltſchaft nur wegen der Strafe, 
deg wegen der Buße Berufung eingelegt. Auf die Berufung 

ugekl. konnte die Entſch. des Schöffengerichts über die 
Frei zwar zugunſten des Angekl. abgeändert oder bei deſſen 
aber Prechung aufgehoben werden, dem Nebenkläger gegenüber 
ee fie Rechtskraft erlangt; fie durfte alſo nicht zu 
— Wunſten geändert werden (88 316, 327 StPO.). Un⸗ 


bei RS 6. Der vorftehenden Entſch. iſt zuzuſtimmen. Handelt es ſich 
Erfap, Zuerkennung einer Buße um eine Verurteilung zu Schadens⸗ 
Wonen Bußverfahren mithin um ein an die beſondere Form des 
Staat onsprozeſſes gebundenes Zivilverfahren, ſo hat auf dieſes die 
mithin nwaltſchaft keinerlei Einfluß. Ihre Rechtsmittel beziehen ſich 
auch nicht auf die Bußentſcheidung und können nur inſoweit 

gunſte don Bedeutung für letztere werden, falls ſie mit einem zu⸗ 
n des Angekl. gegen deſſen Verurteilung eingelegten Rechts⸗ 

er B olg gehabt haben ſollte. Hier würde, ſeldſt wenn weder 
die ußkläger noch der Angekl. ein Rechtsmittel eingelegt hätte, 
Reh. ußentſcheidung mit aufgehoben werden müſſen. Was die vom 
Verufunt erwähnte, nicht aber erörterte Frage anbelangt, ob auf 
Binaya 9 des Nebenklägers das BG. die Buße über den Betrag 
de erhöhen darf, den der Nebenkläger bis zur Verkündung 
berſtäneils erſter Inſtanz verlangt hat, fo dürfte fie, ſelbſt⸗ 
An ra lich aber nur, falls der Nebenkläger einen entſprechenden 
Reina, geſtellt hat, zu bejahen fein. Das RG. ſcheint eher einer Ver⸗ 
88. Setz zuzuneigen, wie dann auch der 3. StS. in einer Entſch. v. 
— 1881 (Rechtſpr. 3, 544) eine Erhöhung der beantragten 
belaſſen nur bis zur Verkündung des Urteils erſter Inſtanz zu⸗ 


wohl oi hat (fo auch Feiſenberger, StPO. 5 405 Anm. 1 und 
Auffeguch Loewe⸗Roſenberg, 8405 Anm. 1). Für eine derartige 
lan ung ſpricht zunaächſt der Wortlaut nicht. § 404 Abſ. 1 ver⸗ 


ligen lediglich, daß der Bußantrag vor Verkündung des erſtinſtanz⸗ 
berla Urteiles geſtellt werden muß. 8 405 Abſ. 1 beſtimmt, daß der 
nichts g e Betrag vom Bußkläger angegeben werden muß, ſagt aber 
mu arüber, bis zu welchem Zeitpunkt die Bezifferung erfolgen 
Nun 5 den Materialien des Geſetzes ergibt ſich ebenfalls nichts. 
da ‚fügt aber die Beſtimmung des $405 Abf. 1 letzten Endes nur, 
u Bußantrag, der Richter ſolle nach ſeinem Ermeſſen die Höhe 
75 e beſtimmen, nicht zuläſſig iſt. Daraus ergibt ſich, daß der 
denn rag noch vor dem Urteil erſter Inſtanz beziffert werden muß, 
b, ana. wird annehmen müſſen, daß ein unbezifferter Antrag, 
kunſti ſo ein Antrag auf Buße ſchlechthin nur die Ankündigung eines 
warste zu ſtellenden Bußantrages, nicht aber den Bußantrag ſelbſt 
Be iffer. Daraus folgt aber noch keineswegs, daß eine Anderung der 
man ung in höherer Inſtanz ausgeſchloſſen ſein ſoll. Denn wenn 
kation begreift, daß das Geſetz aus Gedanken der Stoffkonzen⸗ 
berſahr heraus nicht erſt die höhere Juſtanz mit dem Adhäſions⸗ 
der en belaſten will, ſo ſieht man keinen Grund ein, warum in 

"deren Inſtanz, in der die Frage der Buße doch noch durchaus 
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erörtert kann hiernach bleiben, ob auſ Berufung des Neben⸗ 
klägers das BG. die Buße über den Betrag hinaus erhöhen 
darf, den der Nebenkläger bis zur Verkündung des Urteils 
I. Inſtanz verlangt hat (SS 404 Abſ. 1, 405 StPO.). 

(2. Sen. v. 7. Juni 1926; 2 D 304/26.) D.] 


7. [8 338 Nr. 1 StPO. Zu den Begriffen „an- 
geſtellter Richter“ und „angeſtellter Amtsrich⸗ 
ter“ in 8 83 GVG. Auf Grund des 883 GVG. n. F. 
kann der Landgerichtspräſident einen mit der 
Verwaltung einer Amtsrichterſtelle beauftrag⸗ 
ten Gerichtsaſſeſſor nicht zum Beiſitzer eines 
Schwurgerichts ernennen.] 7) 

Die Rüge, daß das erkennende Gericht nicht vorſchrifts⸗ 
mäßig beſetzt war (8 338 Nr. 1 StPO.) iſt begründet. Nach 
der Sitzungsniederſchrift haben bei der Hauptverhandlung vor 
dem Schwurgericht in F. als Beiſitzer der Landrichter K. und 
der Gerichtsaſſeſor Sch. mitgewirkt. Nach der dienſtlichen 
Außerung des Landgerichtspräſidenten v. 7. Mai 1926 hat 
dieſer durch Verfügung v. 19. Dez. 1925 für die hier in Be⸗ 
tracht kommende Schwurgerichtstagung zu Beiſitzern den Land⸗ 
gerichtsrat Dr. Ku. und den „wegen Geſchäftsumfangs dem 
Amtsgericht in Frankfurt a. M. als Hilfsrichter zugeordneten 
Gerichtsaſſeſſor“ Sch., zu ihren Stellvertretern den Amts⸗ 
gerichtsrat B. und den „dem LG. in Frankfurt a. M. wegen 
Geſchäftsumfangs zugeordneten Landrichter“ K. ernannt. Ge⸗ 
richtsaſſeſſor Sch. wirkte hiernach unmittelbar auf Grund der 
Ernennung am 19. Dez. 1925 mit. Landrichter K. wurde vom 
Landgerichtspräſidenten einberufen, weil LSR. Dr. Ku. plötz⸗ 
lich erkrankt und AGR. B. durch anderweiten Sitzungsdienſt 
verhindert war. Die Ernennung des nicht ſtändig als Richter 
angeſtellten, ſondern nur mit der Verwaltung einer Amts⸗ 
richterſtelle beauftragten Gerichtsaſſeſſors Sch. zum Beiſitzer 
des Schwurgerichts entſpricht nicht dem Geſetz. Unter der 
Herrſchaft der früheren Faſſung des § 83 GV., nach welcher 
der Vorſitzende des Schwurgerichts vom OL GGPräſ. aus der 
Zahl der „Mitglieder des OLG. und der zu dem Bezirk des 
OLG. gehörigen LG.“ ernannt, der Stellvertreter des Vor⸗ 
ſitzenden und die übrigen richterlichen Mitglieder vom LG⸗ 


verhandlungsfähig ift (der Angehl. beſtreitet den Anſpruch dem Grund 
oder Betrag nach), dieſe nur nach der einen Richtung der Erhöhung 
ihres Betrages nicht mehr zum Gegenſtand der Verhandlung gemacht 
werden darf. Die Beſtimmungen der 88 404, 405 dürfen auch nicht 
etwa reſtriktiv in einem bußklagefeindlichen Sinn, ſondern mitfjen 
funktionell, d. h. dem Zweck der Einrichtung entſprechend aus⸗ 
gelegt werden. Dann aber muß dem Bußkläger jo lange die Mög⸗ 
lichkeit der Erhöhung ſeiner Forderung zugeſtanden werden, als 
er nicht auf eine ſolche verzichtet hat (Nichteinlegung eines Rechts⸗ 
mittels) und die tatſächlichen Verhältniſſe noch im Fluß ſind (Be⸗ 
rufungsinſtanz). Hierfür ſpricht auch entſcheidend folgende Er⸗ 
wägung: Der Bußantrag iſt Zivilklage. Die Beſtimmungen über 
dieſe ſind daher analog zu verwenden. Nun iſt auch der Antrag einer 
Zivilklage, die eine Geldforderung erſtrebt, vor dem Urteil erſter In⸗ 
ſtanz zu beziffern. Nichts ſteht aber im Wege, in der höheren Inſtanz 
im Wege der Klagerweiterung eine höhere Summe zu verlangen, ja 
8286 Ziff. 2 ZPO. beſtimmt ausdrücklich, daß eine Klagerweiterung 
keine Klagänderung iſt und läßt ſie mithin in der Berufungsinſtanz 
zu (Stein⸗Jonas, 8 268 Anm. VI). Überträgt man dieſe Beſtim⸗ 
mung auf unſeren Fall, ſo ergibt ſich das meines Erachtens un⸗ 
zweifelhafte Reſultat: Der Bußanſpruch muß in erſter Inſtanz gel⸗ 
tend gemacht werden, die Erhöhung der zunächſt geforderten Summe 
iſt als Bußerweiterung in der Berufungsinſtanz zuläſſig. 
Prof. Dr. Heinrich Gerland, Jena. 


Zu 7. Die Richtigkeit der Entſcheidung, die bekanntlich dazu 
geführt hat, daß bei der erneuten Verhandlung des ſenſationellen 
Falles der Krankenpflegerin Fleſſa das Schwurgericht unter Abände⸗ 
rung des urſprünglich auf Todesſtrafe lautenden Urteils zu einer 
weſentlich milderen Strafe gelangte, iſt, wie mir bekannt, in Kreiſen 
des RG. ſelbſt lebhaft beſtritten worden. Die Oberreichsanwaltſchaft 
hatte die Beſchwerde nicht für begründet erachtet, und in der Tat er⸗ 
geben ſich wejentliche Bedenken. Der Wortlaut des $ 83 GVG. n. F. 
gibt für die Löſung der Streitfrage keinen zuverläſſigen Anhalts⸗ 
punkt. Das Urteil weiſt ſelbſt darauf hin, daß das GVG. an anderer 
Stelle (8 118 a. F.) im Gegenſatz zum 8 83 von ſtändig angeſtellten 
Richtern ſpricht, und dieſer Paragraph iſt wörtlich in das GVG. 8122 
n. F. übernommen worden. Der Geſetzgeber muß ſich ſomit darüber 
klar geweſen ſein, daß eine begriffliche Verſchiedenheit zwiſchen, ange⸗ 
ſtellten“ Richtern und „ſtändig angeſtellten“ Richtern beſteht. Dieſer 
Unterſchied aber kann, dies ſcheint auch das RG. nicht zu bezweifeln, 
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Präſ. aus der Zahl der „Mitglieder des LG.“ beſtimmt wur⸗ 
den, unterlag es keinem Zweifel, daß Richter des AG. nur 
dann, wenn ſie dem LG. auf Grund des 8 69 GVG. a. F. bei⸗ 
geordnet waren, im voraus zu Beiſitzern beſtimmt werden 
konnten (vgl. RGRſpr. 1, 807). Im Fall der Verhinderung 
eines der im voraus beſtimmten Beiſitzer und ſeines regel⸗ 
mäßigen Vertreters konnte der LGPräſ. auf Grund des 8 66 
GG. a. F. i. Verb. mit den gemäß 8 69 Abſ. 3 GVG. a. F. 
erlaſſenen landesrechtlichen Beſtimmungen, in Preußen auf 
Grund des § 38 Preuß AusfGzGVG., auch einen dem LG. 
nicht als Hilfsrichter beigeordneten Amtsrichter zu den Sit⸗ 
zungen des Schwurgerichts heranziehen, jedoch nur einen feſt⸗ 
angeſtellten Amtsrichter, nicht auch einen mit der Verwaltung 
einer Amtsrichterſtelle beauftragten nicht ſtändigen richterlichen 
Beamten (RGSSt. 26, 94; 32, 283). Nach der neuen Faſſung 
des 8 83 GVG. ernennt der OLGPräſ. den Vorſitzenden des 
Schwurgerichts aus der Zahl der „Mitglieder des OLG. oder 
der in ſeinem Bezirk angeſtellten Richter“, der LGPräſ. 
den ſtellvertretenden Vorſitzenden, die übrigen richterlichen 
Mitglieder und ihre Stellvertreter aus der Zahl der Mit⸗ 
glieder des LG. und der in ſeinem Bezirk angeſtellten 
Amtsrichter“. Hiernach können nunmehr Richter des A. 
auch dann, wenn ſie dem LG. nicht als Hilfsrichter beigeordnet 
find, zu Beiſitzern und zu Vertretern der Beiſitzer beſtimmt 
werden, und zwar unmittelbar auf Grund des § 83 GG.; 
ein Zurückgreifen auf die 88 66, 69 GVG. a. F. (88 67, 70 
GVG. n. F.) iſt nicht mehr erforderlich. Es iſt aber zu prü⸗ 
fen, ob unter den „im Bezirk angeſtellten Amtsrichtern“ nur 
die feſtangeſtellten Amtsrichter oder auch die mit der Ver⸗ 
waltung einer Amtsrichterſtelle beauftragten nichtſtändigen 
Richter des AG. zu verſtehen ſind. Aus dem Umſtand allein, 
daß es im § 118 GVG. heißt: „zu Hilfsrichtern (bei den 
OLG.) dürfen nur ſtändig angeſtellte Richter berufen werden“, 
und daß im 8 83 GVG. das Wort „ſtändig“ vor dem Wort 
„angeftellt“ fehlt, kann nicht geſchloſſen werden, daß im 8 83 
GVG. das Wort „angeſtellt“ in dem weiteren Sinn des 8 359 
StGB. gebraucht iſt. Die richtige Auslegung kann nur aus 
dem Zusammenhang der Beſtimmung im § 83 Abſ. 2 mit 
jener im 8 83 Abſ. 1 und mit den Beſtimmungen in den 
35 62 ff. GVG. gewonnen werden. Daß im Abſ. 1 des 8 83 
GVG. unter den „angeſtellten Richtern“ auch unſtändige Rich⸗ 
ter gemeint ſein könnten, muß als völlig ausgeſchloſſen er⸗ 
achtet werden. Das Geſetz, das in den 88 62 ff. GVG. dafür 
geſorgt hat, daß der Vorſitz in den Strafkammerverhandlungen 
nur von ordentlichen Mitgliedern des LG., alſo nur von feſt⸗ 
angeſtellten Richtern geführt wird (vgl. RGSt. 18, 307; 54, 
252), wollte unzweifelhaft nicht die Möglichkeit eröffnen, daß 
das wichtige Amt eines Schwurgerichtsvorſitzenden einem noch 
nicht feſtangeſtellten und daher in gewiſſem Sinne den Ein⸗ 
flüſſen der Juſtizverwaltung unterworfenen Gerichtsaſſeſſor 
übertragen wird. Das Wort „angeſtellt“ kann aber im Abf. 2 
keine andere Bedeutung haben als in dem unmittelbar vor⸗ 
hergehenden Abſaß. Es können alſo nur ſtändig an⸗ 
nur darin gefunden werden, daß die ſtändig angeſtellten Richter 
Richter auf Lebenszeit ſind, während zu den anderen angeſtellten Rich⸗ 
tern insbeſ. die kommiſſariſch mit der Verwaltung einer Richterſtelle 
vorübergehend beauftragten Aſſeſſoren gehören. Wenn gleichwohl das 
RO. den 583 Abſ. 1 u. Abſ. 2 GVG. dahin auslegt, daß das Geſetz 
mit den hier erwähnten angeſtellten Richtern nur ſtändig angeſtellte 
Richter gemeint haben könne, ſo wird dadurch zunächſt dem Geſetzgeber 
eine ungenaue, ſeinem wahren Willen nicht entſprechende Faſſung des 
Geſezeswortlauts unterſtellt, die allerdings bei der überhaſteten Re⸗ 
daktion der Notverordnung durchaus im Bereich der Möglichkeit liegt. 
Es müßte aber, um eine ſolche, dem Wortlaut des Geſetzes nicht ent⸗ 
ſprechende Auslegung zu rechtfertigen, hinzutreten, daß die ratio legis 
dieſe vom Wortlaut abweichende Auslegung erfordert. Nach dieſer 
Richtung ſcheint mir die reichsgerichtliche Begründung nicht überzeu⸗ 
gend. Der Geſetzgeber, der im 8 83 Abſ. 1 die Ernennung des Schwur⸗ 
gerichtsvorſitzenden dem Präſidenten des Oberlandesge⸗ 
richts aus der Zahl der in ſeinem Bezirke angeſtellten Richter über⸗ 
trägt, durfte zu dieſem höchſtrichterlichen Beamten das Vertrauen 
haben, daß er nicht einem jungen, noch unerprobten Aſſeſſor dieſes 
bedeutungsvolle Richteramt übertragen würde, und es bedurfte daher 
einer Einſchrankung des OLG Präſidenten, wie fie § 122 für die 
Hilfsrichter am OLG. mit Recht allgemein aufſtellt, nicht. Ein⸗ 
zwingender Schluß, daß dem DLGPräfidenten durch 8 83 Abſ. 1 
GVG. die Beſtellung eines nicht ſtändig angeſtellten Richters zum Vor⸗ 
ſitzenden des Schwurgerichts ausdrücklich verboten werden ſollte, kann 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


geſtellte Amtsrichter zu Beiſitzern des Schwur, 
gerichts und zu Vertretern von ſolchen ernann 
werden. 

(1. Sen. v. 1. Juni 1926; 1D 301/26.) A. 


gayeriſches Oberstes Landesgericht. 
Skrafſachen. | 
Berichtet von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
I. Materielles Recht. A 
I. 88 17, 23 Berfonenftand®,; 88 193, 186 BGB. 2 
der letzte Tag der ein wöchentlichen Friſt zur Anzeige el! 


Geburt auf einen Sonntag oder allgemeinen Se 
fällt, ſo endigt die Friſt mit dem nächſtfolgen den Werk 


Eine zuverläſſige Auslegung iſt dem PSt®. ſelbſt nicht zu — 
nehmen. Namentlich aus der durch das Gef. v. 14. April 1 


(Nc Bl. 251) erfolgten Anderung des 3 23 PSt®. nicht zu folgern 
daß die Friſt des § 17 auch an einem Sonn⸗ oder Feiertage en et 
müffe. Nach der jetzigen Faſſung des § 23 muß die Anzeige a 
Totgeburt oder des Todes eines Kindes in der Geburt ſpäteſtens fen 
nächſtfolgenden Wochentage geſchehen, während ſie nach der frühe 
Faſſung am nächſtfolgenden Tage, alſo gegebenenfalls auch an ge 
Sonntage erfolgen mußte. Die Anderung der Vorſchrift bezweckke 10 
rade, den Standesbeamten von der Verpflichtung zur Abhaltung 5 9 
Amtsſtunden am Sonntag zu befreien (vgl. Sauer a. a. O., en 
zu 8 23). Daß eine gleichzeitige Erganzung des 8 17 PStÖ., ſach⸗ 
deſtens durch Bezugnahme auf § 193 BGB., unterblieb, iſt kein nuch 
haltiger Beweisgrund dafür, daß die Wochenfriſt des 5 17 PSteh, AUT 
an einem Sonn⸗ oder Feiertag ablaufen ſoll. Der Beweggrund 
die Anderung des 8 23 ftügt eher die gegenteilige Auffaſſung. 
das PStch, ſelbſt ausreichende Anhaltspunkte für die Auslegung 10 
8 17 nicht gibt, ift die Heranziehung anderer Auslegungsbehelfe eben 
erlaubt wie geboten: ins 
Die Beſtimmung des 8 193 BGB., wonach an die Stelle a ir 
Sonn» oder Feiertages, auf den das Ende einer Friſt fällt, der nd 
folgende Werktag tritt, iſt nach 8 186 BGB. eine Auslegungsvorſcheiſ⸗ 
die allgemein für die „in Geſetzen“ enthaltenen Friſtbeſtimmungen 9 
Der Senat vermag ſich der Meinung, daß ſich die Vorſchriften 
§8 186 ff. BGB. nicht auf Geſetze öffentlich⸗rechtlichen Juhalts b Aufl 
könnten, nicht anzuschließen. Mit Recht betont Planck (4 lu 
Bem. 1 Abſ. II zu $ 186), daß dieſe Vorſchriften nur der Nieder 
des im Leben und im Verkehr Üblichen ſeien und deshalb allgem 
für die Auslegung anderer Reichs⸗ und Landesgeſetze heranzuzie r 
ſeien (ebenjo RGRKomm. zum BGB., Bem. 2 zu 8 186; EHEN 1 
Henle, Bem. 1 zu 8 186; Enneccerus, Bürgerl, Recht, rat 
8 20112). Daß das PStG. ſchon vor dem BGB. in Kraft 110 
ſchließt die Anwendung der Auslegungsvorſchriften des BGB. u m 
aus (vgl. Hölder, BGB., Bem. 2b zu 8 186). Daß insbeſondere . 
die das Verfahren regelnden Geſetze dem 8 193 BGB. entſprechenn 
Vorſchriften ausdrücklich aufgenommen worden ſind (val. 8 43 Ae 
SIWD.; 8 222 Abf. II ZPO.; 8 17 Abſ II F..), im PStG. ben 
eine ſolche Vorſchrift fehlt, läßt ſich gegen die vom Senat vertré 
Anſchauung nicht verwerten. Eine Anderung oder Ergänzung 
PStG. in dieſem Sinne konnte insbeſondere bei der Einführung 8. 
BGB. unterbleiben, da eben 8 186 BGB. eine allgemeine Auslegung 


daher aus einem Vergleich des $ 83 Abs. 1 mit 88 122, 62 ff. 155 
nicht gezogen werden, da in den letzteren Fällen ohne ausdrückt 
geſetzliches Verbot die Übertragung dieſer Richterſtellen an nicht 1tä lein 
angeſtellte Richter bei vorhandenem Richtermangel häufig erfolgt 
würde. Im Falle des $ 83 Abſ. 1 beſtand aber eine ſolche © 1 
auch nicht im allerentfernteſten. Läßt ſich daher aus § 83 Abs. 1 ba 
folgern, daß der Geſetzgeber hier den OLG Präſidenten ausdrücklich act 
die ſtändig angeſtellten Richter habe beſchränken wollen, dann 
ohne weiteres das Argument, welches das RG. für die Auslegung ge⸗ 
3 83 Abb. 2 anführt, daß nämlich in dieſem Abſatz das Wort aue 
ſtellt keine andere Bedeutung als im Abſ. 1 haben könne. Die ar 
deutung ift eben in beiden Fällen die gleiche, daß nämlich eine tel. 
ſchränkung auf ftändig angeſtellte Richter nicht erfolgt ift, was ML 
im Abſ. 2 um deswillen wahrſcheinlich ift, weil die NotVO. im we d 
lichen dem Bedürfnis nach weitgehendſter Sparſamkeit entſprang e 
der Beiſitz im Schwurgericht nicht gerade als eine ſo bedeutungs 1651 
und ſchwierige Aufgabe ſich darſtellt, daß mit ihr nicht auch ein | 
ſtändig angeſtellter Richter betraut werden könnte. Immerhin hat nd 
RG. jeinen Standpunkt mit ſehr beachtlichen Gründen vertreten e 
es kann heute, wo Sparſamkeitsgründe in der Rechtspflege nicht edis 
die Bedeutung haben wie z. Z. des Erlaſſes der Not O., nur schen 
begrüßt werden, wenn auf Grund des RGurt. künftig die deut ch 
Schwurgerichte im Gegenſatz zu der früher geübten Praxis nut 
mit ſtändig angeſtellten Richtern beſetzt werden. in 
IR. Dr. Löwenſtein, Berli 


te 
nn gerade für ſolche Geſetze gibt, in denen eine bezügliche Vorſchrift 
jener enthalten iſt und deren ſonſtige Beſtimmungen der Anwendung 
7 0 Auslegungsregel nicht entgegenſtehen. 
feige 5 § 193 BGB. nur von Willenserklärungen und Leiſtungen 
breche ie innerhalb beſtimmter Friſt abzugeben ſind, fteht feiner ent⸗ 
Erſtaten en Anwendung nicht entgegen; denn es handelt ſich bei der 
enn ung der Geburtsanzeige um eine Leiſtung des Anzeigepflichtigen, 
auch auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts. 
für de 
110 — Fall, daß ſie an einem Sonn⸗ oder Feiertag abliefe, geltend 
geſchriet worden, daß die für die Anzeige von Geburtsfällen vor⸗ 
unerſtre 5 Friſt im öffentlichen Intereſſe kurz bemeſſen und deshalb 
ei ar) ſei. Allein die nur in verhältnismäßig ſeltenen Fällen 
Gewi ae unbedeutende Friſtverlängerung fällt nicht weſentlich ins 
gestehe, und tritt auch bei anderen gleichfalls im öffentlichen Intereſſe 
341 Scr) Pochenfriſten ein (vgl. z. B. für den Strafprozeß 88 314, 
0 


(Gapd5 90, 2. StrS, Urt. v. 5. Jul! 1926, RerReg. II Nr. 253/26) 


2. Verfahren. 


es 8 263 ZRO.; 88 8, 211 StPO. Durch die Anderung 
en Gerichtsbezirts wird, ſofern das Gericht ſelbſt be⸗ 
erich bleibt, die bisherige örtliche Zuſtändigkeit des 
Bezirk er für die anhängigen, mit dem abgetrennten 
bern räumlich verknüpften Zivil⸗ und Strafſachen nicht 
bei rt. Die neue Klage nach $ 211 StPO. kann aber nicht 
richte he früher zuſtändigen, durch die Anderung des Ge⸗ 
werder irks aber unzuſtändig gewordenen Gericht erhoben 
Sum, ds Gericht iſt mit ſeinem Bezirk nicht weſensgleich in dem 
Ceſcheſte jede Anderung des Bezirks den Übergang der anhängigen 
eines e zur notwendigen Folge hätte. Das Weſen des Gerichts als 
der 8 gans der Gerichtsbarkeit beſteht vielmehr in der Geſamtheit 
Rergrön zugewieſenen Befugniſſe und ift von einer Verminderung oder 
nach Gberung ſeines Sprengels unabhängig. Das Gericht bleibt auch 
und f * Abtrennung eines Teiles ſeines Bezirks das gleiche wie zuvor 
zur a Alt für die anhängigen Sachen die Zuſtändigkeit, wenn dieje 
für 5 der Erhebung der Klage begründet war. Dies gilt nicht nur 
ond Berliche Rechtsitreitigkeiten nach § 263 Abſ. 2 Nr. 3 ZRO., 
mung auch für Strafverfahren nach 88 StPO.; die letztere Beſtim⸗ 


St beruht auf dem gleichen Grundgedanken wie die erſtere (ngl. 
Jonas, 35O., § 263 Bem. IV; Kann, BRO,, 
Sana fe Vorbem. 2a vor 8 12; Skonietzki⸗Gelpke, BRD. 


Rg, dem. 12; Buſch Z. 17, 429; 18, 516; 32, 35; Archoffg. 20, 519; 
0 W. 1897, 23750 [dazu Archdffet. 20, 546]; RG. 103, 103, 294; 
Aſpr. 13, 178). 
am 7 005 Strafverfahren iſt aber durch den am 29. März erlaſſenen, 
ward pet 1926 der Staatsanwaltſchaft zugeſtellten und rechtskräftig 
1 nen Gerichtsbeſchluß, der den Angeſchuldigten außer Verfolgung 
erlof di at, beendet worden; damit ift die Rechtshängigkeit der Sache 
Ben, — — Nach 8211 StPO. hann auf Grund neuer Tatſachen oder 
neue miltel die Klage wieder aufgenommen werden. Dazu iſt aber 
nichundagerhebung durch Antrag auf Vorunterſuchung oder durch Ein» 
in ey einer Anklageſchrift erforderlich. Die neue Klage wird zwar 
: Regel bei dem gleichen Gericht erhoben, das die Eröffnung des 
ei „ derfahrens nach § 204 StPO. abgelehnt hat; ſie kann aber auch 
gemei in anderen Gericht erhoben werden, wenn dieſes nach den all 
Nh den Beſtimmungen zuſtändig ift. So die herrſchende, auch vom 
Ste ebilligte Rechtsauffaſſung, der ſich der Senat anſchließt (vgl. 
Say Slein, StPO., 3. Aufl., $210 Bem. 3; Kries, Lehrb. des 
fernen S. 522; Bennecke⸗Beling, Lehrb. des StpR., S. 423; 
im N. die bei Feiſenberger, StPO., in Bem. 2 zu § 211 und die 
St. gecht 1923 Nr. 954 angeführten Entſch. des RG.; OLG. München 
aber "ot; a. A. nur Loewe⸗Roſenberg, 16. Aufl., § 211 Bem. 4, 
ohne nähere Begründung). 
faßt Die Erhebung der neuen Klage bei dem zuerſt mit der Sache be⸗ 
neuenbeweſenen Gericht iſt ſogar unſtatthaft, wenn im Zeitpunkt der 
geben W. wennn die Zuſtändigkeit dieſes Gerichts nicht mehr ge⸗ 
getrez ft, wenn z. N. die bisherige Zuſtändigkeit wegen inzwiſchen ein⸗ 
kräglf er Anderung des Wohnorts des Angeſchuldigten, wegen nach⸗ 
bider Ermittlung eines anderen Tatorts oder wegen Aufhebung 
der ir erigen Zuſammenhangs weggefallen iſt; das gleiche gilt, wenn 
bez die Zuständigkeit maßgebende Ort nicht mehr zum Gerichts⸗ 
nen e gehört. Denn die neue Klage beſtimmt ſich nach den allgemei⸗ 
Sylt Klagerhebungen geltenden Regeln (88 151 ff., 160 ff., 170 
des ). Die Vorſchriften der 88 359 ff. über die Wiederaufnahme 
durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſenen Verfahrens finden keine 
0. 4. dung; das iſt allgemein anerkannt (vgl. Loewe⸗Roſenberg 
Arch 6 . St. 13, 295; 22, 187: 43, 150; Bayobdch. 7,315 Goltd⸗ 
die 34,374). Zu den Vorausſetzungen der Klagerhebung gehört aber 
aus zaſtändigkeit des Gerichts im Zeitpunkt der Klagerhebung. Dar⸗ 
t, daß bei der neuen Klage das angerufene Gericht zur Zeit 


ihr 
5 Erhebung zuständig fein muß. 
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s iſt endlich gegen die Verlängerung der Friſt des 9 17 RSG. 
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Durch die „erfolgreiche“ Wiederaufnahme der Klage wird zwar 
der frühere Abſchluß mit rückwirkender Kraft beſeitigt und das zweite 
Verfahren mit dem erſten derart verbunden, daß beide für die weitere 
Behandlung, z. B. hinſichtlich der Rechtshängigkeit, des Verbrauchs 
der Strafklage, der Rechtskraft, des Koſtenpunkts und der Zuläſſig⸗ 
keit einer früheren Nebenklage, künftig eine Einheit bilden. Inſofern 
wird das erſte durch das zweite Verfahren fortgeſetzt (RGSt. 43, 150). 
Das hindert aber nicht, die Zuſtändigkeit des Gerichts nach dem Zeil⸗ 
punkt der neuen Klagerhebung zu beurteilen. Nur wenn die Wieder⸗ 
aufnahme vom Gerichte zugelaſſen und der rechtskräftige Abſchluß durch 
ausdrückliche oder ſtillſchweigende Entſcheidung des Gerichts beſeitigt 
iſt, lebt das frühere Verfahren als Ergänzung des neuen wieder auf. 
Prüfen und entſcheiden kann aber auf ordnungsmäßig erhobene Klage, 
die von der früheren völlig unabhängig iſt, nur das jetzt zuſtändige Ge⸗ 
richt. Liegt der für den Gerichtsſtand maßgebende Ort zur Zeit der 
neuen Klagerhebung nicht im Bezirk des angerufenen Gerichts, ſo be⸗ 
ſteht kein geſetzlicher Grund, dieſes Gericht mit der Behandlung der 
neuen Klage zu betrauen. Erſt die Zulaſſung der neuen Klage hat die 
Verbindung des alten mit dem neuen Verfahren zur Folge; dazu iſt 
das Gericht nicht berufen, wenn der Ort ſeiner Gerichtsgewalt nicht 
unterſteht. Es hätte einer ausdrücklichen Geſetzesbeſtimmung bedurft, 
wenn das frühere Gericht wahlweiſe neben dem nach den 88 7 ff. StPO. 
zuſtändigen neuen Gericht oder gar ausſchließlich an deſſen Stelle zur 
Behandlung der neuen Klage hätte berufen werden ſollen (vgl. 
Stenglein a. a. O.). Der Angeſchuldigte könnte bis zum Schluſſe 
der Vorunterſuchung den Einwand der Unzuſtändigkeit geltend machen 
(8 16 StPO.) und das LG. A. wäre nicht mehr in der Lage, das 
Hauptverfahren vor dem AG. N. zu eröffnen. 

(BayObsG., Urt. v. 31. Mai 1926, Beſchwgteg. II Nr. 281/26.) 


* 


2. 8 209 Abſ. 2 StPO. greift nur Platz, wenn Zweifel 
beſtehen, ob das Gericht niederer Ordnung oder das der 
höheren Ordnung zuſtändig iſt. f) 

Die StR. des LG. F. hat durch den angefochtenen Beſchluß das 
Hauptverfahren gegen den Angeſchuldigten H. wegen Vergehens der 
Beleidigung vor dem AG. D. eröffnet, dagegen die Eröffnung des 
Hauptverfahrens gegen A., der wegen Vergehens der gefährlichen 
Körperletzung nach 88 223, 223 a StGB. angeklagt war, abge⸗ 
lehnt. Zuſammenhang für die beiden Strafhandlungen (83 StPO.) 
war gegeben. Gegen den zweiten Teil des landgerichtlichen Beſchluſſes 
richtete ſich die zuläſſige ſofortige Beſchwerde des Staatsanwalts. 
Es iſt zunächſt zu prüfen, ob das LG. F. in der Sache zuſtändig war. 
Das AG. D. hat den Angekl. A. eines Verbrechens nach 8 224 
StGB. für hinreichend verdächtig erachtet und war zu dieſer anderen 
rechtlichen Beurteilung befugt (8 206 StPO.). Von dieſem Stand⸗ 
punkt aus war das von der Staatsanwaltſchaft angegangene Ge⸗ 
richt, mit dem nach Juſtizmin Verf. v. 11. Febr. 1924 kein Schöffen⸗ 
gericht verbunden iſt, nicht mehr zuſtändig. Im Hinblick auf den Zu⸗ 
ſammenhang kam nun für den ganzen Fall die höhere Zuſtändigkeit 
des Schöffengerichts und damit des AG. F. in Betracht (89 2, 6 
SPD). Das AG. D. durfte die Entſch. über die Anklage ab⸗ 
lehnen. Gegen einen ſolchen Beſchluß konnte ſich der Staatsanwalt 
zum LG. beſchweren. Der einfachſte Weg aber wäre geweſen, der 
Staatsanwaltſchaft die Zurücknahme der erſten Anklage anheim⸗ 
zugeben. Der Staatsanwalt hätte dann beim AG. F. die Anklage er⸗ 
heben können mit dem Antrage, das Hauptverfahren vor dem dor⸗ 


Zu 2. I. Bei dem AG. D. beſteht kein Schöffengericht. Das 
für den Bezirk des AG. D. zuſtändige Schöffengericht iſt bei dem 
AG. F. gebildet. Die StA. bei dem den AG. D. und F. übergeord⸗ 
neten LG. F. klagt bei dem AG. D. gemeinſam an: den H. wegen 
Beleidigung, den A. wegen gefährlicher Körperverletzung (88 223, 223 a2 
SGB.) Das Ach. D. hält den A. eines Verbrechens gegen 8 224 
SGB. für hinreichend verdächtig und legt die Akten gemäß 8 209 
Abſ. 2 SPD. dem LG. F. zur Entſcheidung vor. Die Stͤ. des 
LG. F. eröffnet gegen H. vor dem AG. D. wegen Beleidigung, lehnt 
aber die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen A. mangels hinreichen⸗ 
den Tatverdachtes ab. Gegen den die Eröffnung des Hauptverfahrens 
gegen A. ablehnenden Beſchluß legt die StA. ſofortige Beſchwerde ein, 
weil hinreichender Tatverdacht gegeben ſei. 

Soweit iſt der Tatbeſtand ſicher zu erkennen. Nicht erkennbar 
iſt der „Zuſammenhang“ ($3 StGB.) zwiſchen den dem H. und dem 
A. zur Laſt gelegten Straftaten. Weder H. noch A. ſind „mehrerer“ 
Straftaten beſchuldigt. Weder iſt H. Mittäter, Teilnehmer oder Be⸗ 
günſtiger der Straftat des A. noch umgekehrt. Vielleicht iſt Zweck⸗ 
mäßigkeitszuſammenhang gegeben (8 257 EtBD.). 

II. Im Sinne des § 209 Abſ. 2 StPO. wird die Zuſtändigkeit 
des AG. nicht dadurch überſchritten, daß für die Verhandlung und 
Entſcheidung das Schöffengericht zuſtändig iſt, vgl. 8 28 GVG. : 

für die Verhandlung und Entſcheidung der zur Zuſtändig⸗ 
Reit der A G. gehörenden Strafſachen werden bei den AG. Schöffen⸗ 
gerichte gebilded. — Das Schöffengericht ift dem AG. nicht übergeordnet. 

Für das AG. D. kam hiernach ein Verfahren gemäß 8 209 
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tigen Schöffengerichte zu eröffnen. Dieſes Gericht durfte, auch wenn 
die Staatsanwaltſchaft den § 224 StGB. nicht für anwendbar er⸗ 
achtete, keinesfalls ſeine Zuſtändigkeit verneinen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzung nach § 25 Ziff. 20 GVG. in Wegfall kam. Ein vom CG. 
zu ſchlichtender Zuſtändigkeitsſtreit wäre nur in Frage gekommen, 
wenn der Staatsanwalt auf dem nach 825 Ziff. 26 GVG. geſtellten 
Antrage beharrte. 

Das AG. D. hat jedoch ohne Beſchlußfaſſung die Akten unter 
Hinweis auf ſeine Beurteilung des Falles dem LG. F. vorgelegt, 
indem es eine entſprechende Anwendung des 8 209 Abſ. 2 StPO. 
für geboten hielt. 

Durch dieſe Vorlage wurde jedoch die Sache nicht beim LG. 
rechtshängig, wie die Sta. angenommen hat. 

Der Abſ. 1 des § 209 StPO. trifft nur zu, wenn das LG. 
als ein mit der Sache bereits befaßtes Gericht zu gelten hat (Loewe⸗ 
Roſenberg, StPO. 16. Aufl. Anm. 2 zu 8§ 209). Die Vorſchrift 
des Abſ. 2 des 8209 StPO. aber greift nur Platz, wenn Zweifel 
beſtehen, ob das Gericht niederer Ordnung oder das der höheren Ord⸗ 
nung zuſtändig iſt. Daun ſoll auf einfachſte Weiſe die Entſch. durch 
das LG. herbeigeführt werden. 

In den Motiven zu § 170 des Entw. der alten SPD, — neu 
8209 — heißt es: „Der § 170 regelt das Verfahren, wenn hiernach 
das LG. oder der Amtsrichter ſich für unzuſtändig erachtet.“ Hier 
dagegen handelt es ſich nach den neuen Zuſtändigkeitsregeln immer 
nur um die Zuſtändigkeit des AG. Nach 8209 Abſ. 2 StPO. muß 
die eingereichte Sache die Zuständigkeit des AG. überſteigen. In 
8 207 Abſ. 2 StPO. a. F. hieß es, wenn die Zuſtändigkeit des 
„Schöffengerichts“ überſchritten wird. An Stelle des „Schöffen⸗ 
gerichts“ iſt bei der Neufaſſung des § 209 zur Anpaſſung an die 
neuen Zuftändigkeitsnormen das Wort „Amtsgericht“ getreten. Dar⸗ 
unter iſt auch das Schöffengericht zu verſtehen. 

An eine Lage, wie ſie jetzt ſich ergeben kann, war bei der ſeiner⸗ 
zeitigen Erlaſſung des § 209 Abſ. 2 StPO. nicht zu denken. Eine 
entſprechende Anwendung auf das Verhältnis zwiſchen einem AG. 
ohne und einem ſolchen mit Schöffengericht iſt nach dem Wortlaut und 
Sinne des Geſetzes nicht möglich. Es beſteht hierfür auch keinerlei 
Bedürfnis, da ſich, wie erwähnt, die Zuſtändigkeit zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen AG. ohne Schwierigkeiten regeln läßt. 

Der allgemeine Grundſatz der StpO. iſt, daß zur Beſchluß⸗ 
faſſung nach 88 203, 204 StPO. das gleiche Gericht berufen fein 
ſoll, das als erkennendes Gericht tätig zu fein hat (Benneche⸗ 
Beling, Strafprozeßrecht S. 493). Die Vorſchrift des 8 209 
SPD. enthält eine Ausnahme von der Regel und iſt eng auszulegen. 
Liegen die Vorausſetzungen nach § 209 Abſ. 2 StPO. nicht vor, 
fo darf die ſachliche Entſch. auf die Anklage dem zuſtändigen Ge⸗ 
richte nicht entzogen werden ($ 203 StPO.). 

Sohin war das LG. zur Entſch. in der Sache nicht zuſtändig, 
weshalb auf die ſofortige Beſchwerde des Staatsanwalts, die ſich 
allerdings nur auf tatſachliche Gründe i. S. des § 203 StPO. ſtützt, 
der Beſchluß aufzuheben war. — Angefochten iſt nur der zweite Teil 
der Entſch., der ſich auf die Nichteröffnung des Hauptverfahrens 
bezieht. Bei beſtehendem Zuſammenhang kann jedoch die Zuſtändig⸗ 
keitsfrage nur einheitlich geregelt werden. Der Zuſammenhang ſoll 
nach Anſicht der Staatsanwaltſchaft keinesfalls gelöſt werden. Trotz 
der Vorſchrift des §S 210 Abſ. 2 StPO. erachtet es der Senat bei der 
hier gegebenen, in der StpoO. nicht vorgeſehenen beſonderen Lage 
für zweckmäßig und zuläſſig, auch den erſten Teil des landgericht⸗ 
lichen Beſchluſſes zu beſeitigen. Es darf nicht aus formalen Gründen 
die Möglichkeit abgeſchnitten werden, die Sache, wenn nach den noch 
nachträglich angeſtellten Erhebungen das AG. F. die Eröffnung des 
Hauptverfahrens auch gegen A. beſchließen ſollte, die Hauptverhand⸗ 
lung gegen beide Angeſchuldigte einheitlich durchzuführen, was wegen 
des Zuſammenhangs dringend geboten wäre. 


(Bayobsc., Beſchl. v. 9. Dez. 1925, Beſchwoieg. I Nr. 575/25.) 
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Abs. 2 StPO. nicht in Frage. Die unzuläſſige Abgabe der Akten an 
das LG. begründet für die Sta. des LG. keine Zuftändigkeit, über 
Eröffnung des Hauptverfahrens zu beſchließen. Demgemäß war, da 
die StR. ihre Zuständigkeit von Amts wegen zu prüfen hatte (8 6 
StO.), der die Eröffnung ablehnende Beſchluß aufzuheben, weil die 
StR. des LG. weder aus § 209 Abſ. 2 SPD. noch aus einem 
ſonſtigen Grunde für eine ſolche Beſchlußfaſſung zuſtändig war. 

III. Beantragt die StA. die Eröffnung des Hauptverfahrens vor 
dem Amtsrichter (Einzelrichter), hält der Amtsrichter aber aus tat⸗ 
ſachlichen oder rechtlichen Gründen für die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung das Schöffengericht für zuſtändig, ſo hat er, falls — worauf 
das BahoOb G. hinweiſt — eine Verſtändigung mit der StA. nicht 
möglich iſt, den geſtellten Antrag, d. h. die Eröffnung von dem Einzel⸗ 
richter, abzulehnen (8 204 StPO.). Dagegen ſteht der StA. die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde zu (§ 209 Abſ. 2 StPO.), und nunmehr kann die 
StR. des LG. entweder vor dem Einzelrichter oder vor dem Schöffen⸗ 
gericht eröffnen (8 200 Abf. 1 StPO.). RA. Dr. Jonas, Altona. 


* 
3. 5 244 StPO. Ein unbedingt geftellter Veel, 
antrag darf nicht erſt mit dem Urteil erledigt werber 
Der Angeklagte hat Anſpruch darauf, daß er ſchon vor 
Urteilsfällung im Laufe der Hauptverhandlung eie 
vollftändigen, die Sache erſchöpfenden Beſcheid erh 
damit er im Falle der Ablehnung ſeines Antrags inne 
Lage iſt, andere Anträge zu ſtellen oder ſonſtige Au 
führungen zu machen. 
(Bayobecg., Urt. v. 25. Juni 1926, Revgieg. I Nr. 342/26.) 


* 


4. 88 273, 274, 412 StPO. Offenbare Schreib’ un, 
Redaktionsfehler im Urteilsſatze können jederzeit 48 
richtigt werben; allein das ift auf Mängel des Ausdru ht 
für das erkennbar Gewollte zu beſchränken. Nicht 92 
es an, eine ſachliche Anderung zu treffen, auch went 
ſich um ein Verſehen bei der Niederſchrift handelt. — ine 
Behauptung des Angekl., daß er im Einſpruchs terme, 
ohne Verſchulden am Erſcheinen oder von der Nichte. 
ſchuldigung verhindert iſt, kann Grund für die Wiede 
einſetzung fein, aber nicht für die Berufung. f) A 

Durch Strafbefehl des Ach. d. 21. Aug. 1924 wurde gegen d 
Angekl. wegen Betrugs auf eine Gefängnisſtrafe von 3 Monaten 
Kannt. Er legte ordnungsgemäß Einſpruch ein. Die jobantt u 
9. Dez. 1924 ſtattgehabte Hauptverhandlung endete auf feinen Vz 
mit Ausſetzung behufs Vernehmung eines Zeugen. Neuer Verha ren 
lungstermin wurde auf 28. April 1925 anberaumt. Durch weiten 
Strafbefehl desſelben AG. v. 6. Nov. 1924 wurde gegen den Ange 
wegen zwei neuerlicher Vergehen des Betrugs eine Geſamtgefängen 
ſtrafe von 2 Monaten feſtgeſetzt. Gegen die Verſäumung der E 
ſpruchsfriſt wurde ihm Wiedereinſetzung in den vorigen Stand . 
währt und Termin zur Hauptverhandlung auf 28. April 1925 in 
ſtimmt. Ausweislich des Sitzungsprotokolls blieb der Angel. 1 
dieſem Termin aus, ohne daß bei dem Gericht eine Entſchuldigne 
eingegangen war. Der Vorſitzende ſtellte feſt, daß gegen den pie 
befehl v. 6. Nov. 1924 Einſpruch eingelegt und dem Angekl- llt 
Ladung zur Hauptverhandlung am 17. April 1925 richtig zuge 
worden ſei. Sodann erging Beſchluß, der die Verbindung der 8994 
ſachen, auf die ſich die Strafbefehle v. 21. Aug. und 6. Nov. an- 
bezogen, zwecks gleichzeitiger Verhandlung und Entſcheidung da 
ordnete. Hierauf wurde nach Anhörung des Amtsanwalts ein in en 
Protokoll aufgenommenes Urteil verkündet, das den „Einſpru geh 
den Strafbefehl v. 6. Nov. 1924” ohne Beweisaufnahme verwarf, em) 
der Angekl. trotz ordnungsmäßiger Ladung weder erſchienen ! 
vertreten oder entſchuldigt ſei (8 412 Abſ. 1 SPD.) 1 

Noch am 28. April 1925 bat der Angekl. um Wiederein eh 
in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Hauptverhandl 75 
weil er von zu Haufe rechtzeitig mit dem Motorrade abgefahren 1 
unterwegs aber einen Raddefekt gehabt habe und deshalb zu ſpät 
Gerichtsſtelle gekommen ſei; gleichzeitig legte er Berufung ein. vom 

Der Wiedereinſetzungsantrag wurde vom AG. mit Beſchl. 419 
27. Mai 1925 als unzuläſſig abgewieſen unter Bezugnahme auf ai 
Abſ. 2 StPO., wonach ein Angekl., dem gegen den Ablauf der“ 
ſpruchsfriſt Wiedereinſetzung gewährt wurde, ſie gegen das Urteil 
§ 412 Abſ. 1 nicht mehr beanſpruchen kann. Hiergegen erhob 
Angekl. keine Beſchwerde. am 

Durch Beſchl. v. 8. Juni 1925, dem Angekl. zugeſtellt paß 
9. Juni, berichtigte das AG. fein Urt. v. 28. April 1925 dahin ug. 
es auf Verwerfung des „Einſpruchs gegen den Strafbefehl v. 21.9 
1924 und v. 6. Nov. 1924“ zu lauten hat, mit der Begründung nat 
Urteil ſei ſchon am 28. April 1925 dahin erlaſſen und verkile, 
worden, daß die Einſprüche gegen die beiden Strafbefehle nero 64 
würden, und es ſei nur verſehentlich der Strafbefehl v. 21. Aug. "* 
in den Urteilsſatz nicht aufgenommen worden. roll 

Die Strafkammer verwarf durch das angefochtene Urt. il 
17. Aug. 1925 die Berufung gegen das Urt. des Ach. v. 28, Aten 
1925 in der durch Beil. v. 8. Juni 1925 berichtigten Form. 


„ U 
Zu 4. I. Hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Proton! 
verweiſe ich auf die Anmerkung v. Belings, ZW. 1925, dem 
und meine Anmerkung IW. 1925, 2818 19. Ich ftimme alſo or 
VayObLG. darin nicht bei, daß die Protokollberichtigung 1 
Eingang des Reviſtonsſchriftſatzes zuläſſig ſei. Indeſſen dio ang 
im vorliegenden Falle auf dieſe Frage nicht an, weil die Berichteh ot 
hier ſchon früher vorgenommen worden war. Unbeachtlich 3 Pro, 
Berichtigung jedenfalls deshalb, weil fie ohne Hinzuziehung des f 
tokollführers vorgenommen war und ferner, weil ſie ſich niche 412 
die Urteilsgründe erſtreckte. (Die Gründe werden im Falle des 3, 
SPD. in der Regel nach dem amtlichen Vordruck formularl 
dahin abgefaßt: „Der Angelkl. hat gegen den in der Urteils er. 
bezeichneten Strafbefehl zwar rechtzeitig Einſpruch erhoben, ift nicht 
ausgeblieben uſw.“ Wenn alſo der Strafbefehl v. 21. Aug. 1924 nicht 
in der Formel erwähnt war, ſo bezogen ſich auch die Gründe 
auf ihn.) Der letztere Mangel hätte allein ſchon zur Aufhebung det 
Urteils nach 8338 Nr. 7 StPO. genügt, weil gerade der mi 
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If, dne iſt hauptſächlich ausgeführt, daß der angebliche Rad⸗ 
Bert geeignet ſei, das Ausbleiben des Angekl. in der Haupt⸗ 

lung zu entſchuldigen. 

nicht 8 Reviſion des Angel. rügt, der Berichtigungsbeſchluß hätte 
1.21 Auſſen werden dürfen; es ſei bezüglich der im Strafbefehl 
"any . 1924 abgehandelten Straftaten ein Urteil überhaupt nicht 
und W rf und deshalb hätte das BG. wenigſtens inſoweit aufheben 
Bc. den drverweiſen müſſen. Sie wendet ſich ferner dagegen, daß das 
für di, u, Raddefelet des Angekl. nicht als genügende Entſchuldigung 
achtete erſäumung des Verhandlungstermins v. 28. April 1925 er⸗ 


igt de upflichten iſt dem Beſchwerdeführer, daß das Verfahren be⸗ 
laut 205 28 Strafbefehls v. 21. Aug. 1924 fehlerhaft iſt. Der Wort⸗ 
wieſen des verkündeten Urteils kann nur durch das Protokoll be⸗ 
Handy, werden (89 273, 274 Sep.). Hiernach iſt aber in der Ver⸗ 
Safbess v. 28. April 1925 nur über den Einſpruch gegen den 
ein Fler or. 6. Nov. 1924 entſchieden worden. Läge hier lediglich 
er der 


im Beurkundung vor, ſo hätte dieſer allerdings, aber nur 
wenigſ = der Nachtragsbeurkundung, berichtigt werden können, 
Grund eus inſolange, als nicht mit einem Rechtsmittel eine Rüge auf 


berg Sonlraglichen Beurkundung erhoben war (Löwe-Roſen⸗ 
PRO. Anm. 3b und e zu 8274 und die dort zitierte Entſch.). 
des Wo dem Beſchl. v. 8. Juni 1925 kann aber eine Berichtigung 
die Mianokolls nicht erblickt werden, ſchon deshalb nicht, weil dazu 
lich Kön virkung des Protokollführers erforderlich geweſen wäre. Frei⸗ 
atze jeden; auch offenbare Schreib- und Redalitionsfehler im Urteils⸗ 
druchkg erzeit berichtigt werden. Allein das iſt auf Mängel des Aus⸗ 
n, 1 en das erkennbar Gewollte zu beſchränllen. Nicht geht es 
Verjepen ſachliche Anderung zu treffen, auch wenn es ſich um ein 
16.9, N bei der Niederſchrift handelt (Löwe⸗Roſenberg, SMD,., 
in den 8 Note 4% zum 3. Buch). Da im vorliegenden Falle auch 
ewähn. Sünden des Urteils der Strafbefehl v. 21. Aug. 1924 nicht 
der = AA, konnte er unter keinen Umſtänden nachträglich im Wege 
es be zichtigung in das Urteil mit einbezogen werden. Hiernach fehlt 
taten glich der im Strafbefehl v. 21. Aug. 1924 enthaltenen Straf⸗ 
ehe einem in geſetzmäßiger Weiſe erlaſſenen Urteil des AG. 
und dez hätte das Baß. unter Aufhebung des Beſchl. v. 8. Juni 1925 
21. Aug Urt. v. 28. April 1925, ſoweit es auf den Strafbefehl vom 
n Ent 1924 bezogen werden will, die Sache behufs Verhandlung 
Smaſtanſcheidung über die im bezeichneten Strafbefehl abgewandelten 
Beru 5 an das AG. zurückverweiſen müſſen. Deshalb war das 
it, ng teil, ſoweit es durch den dargeſtellten Verſtoß betroffen 
einschleßſe ſoweit der Strafbefehl v. 21. Aug. 1924 in Frage kommt, 
zuheben ich der dazu gehörigen Entſcheidung im Koſtenpunkt, auf⸗ 
ng und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſchei⸗ 
Sehen die Strafkammer zurückzuverweiſen (88 353, 354 Abſ. 2 
ſtongde. Hierbei wird ſie auch über die treffenden Koſten des Revi⸗ 
erfahrens zu befinden haben. 
1924 in erwähnen ift noch, daß bezüglich des Straſbefehls v. 21. Aug. 
deshalß e Verhandlung v. 28. April 1925 nicht die erſte war und daß 
ſchließt nach der herrſchenden Meinung, der ſich auch der Senat an⸗ 
ſind are ſofortige Verwerfung des Einſpruchs nicht mehr ſtatt⸗ 
9412 See (Löwe⸗Roſenberg, StPD., Anm. La und b zu 
>) jedoch ift die Reviſion hierauf nicht geſtützt. 
ti begründet find dagegen bie übrigen Rügen der Reviſion. Die 
24 ſe Verwerfung des Einſpruchs gegen den Strafbefehl v. 6. Nov. 
pt durch die Tatſache gerechtfertigt, daß der Angekl. in der 
ätte zerhandlung v. 28. April 1925 ausgeblieben war. Das BG. 
die Prüfung, ob der behauptete Raddefekt das Ausbleiben 
entſchuldige, überhaupt nicht eintreten ſollen. Denn von 
reigniſſe war dem AG. nichts bekannt, fo daß bei Erlaſſung 
nden teils die Vorausſetzungen des § 412 StPO. unter allen Um⸗ 
erfüllt waren. Damit war der Berufung, die nur auf eine 
Ney 
e Kom angegriffene Teil des Urteils der Gründe gänzlich entbehrte 
jöwesRoſenberg 3 zu 8 412 meinen, keinen Sinn haben, 
entſpren Unzutreffend iſt m. E. die — freilich der herrſchenden Lehre 
der Be de — Anſicht des BayObeLG., der Angekl. könne mit 
lung an auptung, er ſei ohne fein Verſchulden in der Hauptverhand⸗ 
ergo geblieben, in der Berufungsinſtanz nicht gehört werden. Ich 
wie g auf meine Anmerkung JW. 1926, 1249 7. Weshalb ſoll es, 
Awe⸗Roſenberg Anm. zu $412 meinen, keinen Sinn haben, 
Anſtanz Bekl. für ſein Ausbleiben lediglich mit dem Verluſt einer 
Leſchre zu beſtrafen? Die von der herrſchenden Lehre vorgenommene 
zum welteung der Berufung hat jedenfalls noch weniger Sinn — 
5 . benigſten ſolange die Vorſchrift des § 412 Abſ. 2 beſteht. Wenn 
fifa, Angekl. erkrankt, aber noch imſtande ift, dem Gericht Mit⸗ 
ber 55 avon zu machen, fo hat er zwei Juſtanzen zur Prüfung 
Mine, age, ob feine Entſchuldigung genüge. Erkrankt er jedoch fo 
word „daß er nicht einmal für eine Entſchuldigung ſorgen kann, fo 
lich nien im Falle des 8412 Abf. 2 jeder Rechtsbehelf verfagt. Frei⸗ 
Im 55 der Fehler vor allem am 8412 Abſ. 2; es ſteht aber nichts 
tufung le, dieſen Fehler durch Ausdehnung der Befugniſſe der Be⸗ 
gsinſtanz auszugleichen. 
LG R. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 
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Verletzung des § 412 StPO. hätte geſtützt werden können, für wei⸗ 
teres der Boden entzogen (ſiehe auch JurR. Rſpr. 1925, 675 und 
1010). Die Behauptung des Angekl. ging auch nur dahin, daß er 
ohne ſein Verſchulden am Erſcheinen vor dem AG. bzw. an der Ent⸗ 
ſchuldigung verhindert geweſen ſei, ohne daß dem Gericht eine Ent⸗ 
ſchuldigung von ihm zugegangen oder ein Umſtand, der ihn entſchul⸗ 
digte, bekannt war. Dies konnte aber nur als Grund für die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gemäß 88 412, 235, 44, 45 StPO. 
geltend gemacht werden, nicht zur Begründung der Berufung. Dieſen 
Standpunkt hat der Senat in ſtändiger Rechtſprechung, zuletzt im 
Beſchl. v. 7. Jan. 1926, RevReg. I Nr. 721/25, eingenommen, und an 
ihm iſt feſtzuhalten. 

Die Prüfung der Einwendungen wegen des Strafantrags entfällt, 
weil das BG. bei einem Urteil nach § 412 StPO. zunächſt nur die 
Vorausſetzungen dieſer Beſtimmungen nachzuprüfen hat. 

(Baydb s., Urt. v. 2. Febr. 1926, RevReg. I Nr. 515/25.) 


* 


5. 8464 Abi. 2 StPO.; § 4 GKG.; SS 16, 17 Gebo. 
f. Zeugen und Sachverſtändige. Hat in einer Beamten⸗ 
beleidigungsjache der Beleidigte ein Privatgutachten ein⸗ 
geholt, das er der Staatsanwaltſchaft vorlegte und das 
die St A. in der Anklage als Beweismittel benutzte, jo 
kann der Beleidigte Antrag auf Erſtattung der Auslagen 
für das Privatgutachten nur an die StA. ſtellen. 

W. wurde durch einen an die Zollinſpektion O. gerichteten unter⸗ 
ſchriftloſen Brief in Beziehung auf ſeinen Beruf beleidigt. Er hielt 
die R. für die Briefſchreiberin, ließ ſich von dem gerichtlichen Schreib⸗ 
ſachverſtändigen G. in M. ein Gutachten geben, das ſeinen Verdacht 
beſtätigte, und erſtattete unter Vorlegung des Gutachtens Straf⸗ 
anzeige gegen die R. zur Staatsanwaltſchaft. Zugleich beantragte er, 
ihm die an den Sachverſtändigen G. bezahlte Vergütung von 186 RM. 
aus der Staatskaſſe zu erſetzen. Nachdem auch noch das Hauptzoll⸗ 
amt L. wegen Beleidigung des W. Strafantrag geſtellt hatte, holte 
der Staatsanwalt ein weiteres Gutachten des Schreibſachverſtändigen 
R. in M. ein und erwirkte Strafbefehl des AG. gegen die R. Auf 
deren Einſpruch kam die Sache zur Verhandlung. Das AG. ließ die 
von dem Amtsanwalt benannten Sachverſtändigen G. und R. durch 
das AG. M. kommiſſariſch vernehmen; die beiden Sachverſtändigen 
bezeichneten unter Bezugnahme auf ihr ſchriftliches Gutachten die R. 
als die Täterin. Dieſe wurde verurteilt, jedoch auf Berufung von der 
Stk. unter Überbürdung der Koſten auf die Staatskaffe freigeſprochen. 

Nunmehr ſtellte W. an das AG. den Antrag, ihm die an G. 
bezahlte Vergütung von 186 RM. aus der Staatshaſſe zu erſetzen. 
Das AG. legte den Antrag der StK. zur Entſcheidung vor, da dieſe 
die Koſten der Staatskaſſe überbürdet habe. Die StR. lehnte unter 
Verneinung ihrer Zuftändigkeit zur Enkſcheidung den Antrag mit der 
Begründung ab, daß G. die ihm für die Erſtattung des ſchriftlichen 
Gutachtens zukommende Gebühr bei ſeiner kommiſſariſchen Verneh⸗ 
mung hätte verlangen ſollen, daß über dieſen Anſpruch das AG. M. 
hätte entſcheiden müſſen und daß nunmehr nach Ablauf von drei Mo⸗ 
naten der Anſpruch des Sachverſtändigen erloſchen ſei, daß aber auch 
eine andere Möglichkeit der Erſtattung aus der Staatskaſſe und der 
Entſcheidung der StF. über dieſen Anſpruch nicht mehr beſtehe. 

Ein Fall, in dem die Höhe der Koſten und Auslagen, die ein 
Beteiligter einen anderen Beteiligten zu erſtatten hat, feſtzuſetzen 
wäre, alſo ein Fall des § 464 Abſ. 2 StPO., liegt nicht vor. Die 
Anwendung des $ 464 Abſ. 2 hat zur Vorausſetzung, daß ein Streit 
zwiſchen dem durch die Koſtenentſcheidung nach $ 464 Abſ. 1 StPO. 
ſeſtgeſtellten Zahlungspflichtigen und einem anderen Beteiligten über 
die Höhe der unter den Ausſpruch über die Koſtentragungspflicht fal⸗ 
lenden Koſten und Auslagen beſteht. Es handelt ſich hier aber um den 
Erſatz von Auslagen, die dem Beleidigten W. entſtanden ſind. W. 
war an dem Verfahren nicht beteiligt, und ſein Erſtattungsanſpruch 
ſtützt ſich nicht auf den Ausſpruch des Urteils der StͤK., daß die 
Staatskaſſe die Koſten zu tragen habe; über ſein Verlangen, daß ihm 
die Staatskaſſe die aufgewendeten Koſten erſetze, iſt noch nicht ent⸗ 
ſchieden. 12 

Auch ein Fall des 8 4 GK. iſt nicht gegeben. Danach ent⸗ 
ſcheidet das Gericht der Inſtanz über Erinnerungen des Zahlungs⸗ 
pflichtigen oder der Staatskaſſe gegen den Anſatz von Gebühren oder 
Auslagen. Die Auslagen des W. find noch nicht angeſetzt, die Staats⸗ 
Raſſe hat weder als ſolche noch in ihrer Eigenſchaft als Zahlungs⸗ 
pflichtige gegen einen Anſatz von Auslagen Erinnerungen erhoben, 
über die ein Gericht entſcheiden könnte. 

Verfehlt iſt aber auch die Auffaſſung der Stg., daß ein Ge⸗ 
bührenanſpruch des Sachverſtändigen G. zur Entſcheidung ſtehe, der 
nach der Vorſchrift der 88 16, 17 GebD. für Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändige — die Neufaſſung v. 21. Dez. 1925 iſt hier nicht maß⸗ 
gebend — zu behandeln ſei. 

Es kann unerörtert bleiben, ob der Schreibſachverſtändige G. 
bei ſeiner Vernehmung durch das AG. M. ſeine Vergütung für die 
nicht im Auftrage des Gerichts, ſondern des W. vorgenommene Aus⸗ 
arbeitung des ſchriftlichen Gutachtens nach $3 Gebo. für Zeugen und 
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[Zuriftifche Wochenſchriſt 


Sachverſtändige hätte berechnen und verlangen können; denn er hat 
einen ſolchen Anſpruch bei Gericht weder damals noch jetzt erhoben, 
da er für ſeine Leiſtung durch den Beſteller des ſchriftlichen Gut⸗ 
achtens, W., bereits entſchädigt und vollauf befriedigt iſt. 

Es iſt auch kein anderer rechtlicher Geſichtspunkt zu erſehen, 
aus dem eine Zuſtandigkeit der Strafgerichte zur Entſcheidung über 
den Anſpruch des W. abgeleitet werden könnte. Für die Behandlung 
ſeiner Koſten wird vielmehr folgendes zu gelten haben: Hätte der 
Staatsanwalt im Vorbereitungsverfahren den Schreibſachverſtändigen 
einvernommen oder von ihm ein ſchriftliches Gutachten erholt, ſo hätte 
er als der veranlaſſende Teil die Gewährung der Vergütung an ben 
Sachverſtändigen, auch wenn ſie nach den Sätzen der GebD. für Zeugen 
und Sachverſtändige zu erfolgen gehabt hätte, bewirken und die 
Koſten zu den Akten vormerken müſſen (vgl. 8 14 der VO. über 
Gebühren für ärztliche Dienſtleiſtung bei Behörden v. 17. Nov. 1902 
und dazu BayoObech. Samml. 7, 417; Bek. v. 20. Juni 1915 zum 
Vollzuge des RGK G. uſw. [GVBl. 191 ff.), Nr. 72 ff., 88; neue 
Dienſtvorſchriften für die Staatsanwaltſchaft v. 13. Jan. 1926, 8 70 
Abſ. VI). Der vorliegende Fall iſt nicht weſentlich anders gelagert. 
Allerdings hat der Staatsanwalt das ſchriftliche Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen nicht ſelbſt erholt, alſo die Leiſtung des Sachverſtändigen 
nicht beſtellt, aber er hat das von dem Beleidigten beſtellte und ihm 
mit der Strafanzeige vorgelegte Gutachten zur Faſſung ſeiner Ent⸗ 
ſchließung, gegen die mutmaßliche Täterin ein Strafverfahren einzu⸗ 
leiten und durchzuführen, ſowie weiterhin im vorbereitenden Verfahren 
benützt. Er hat bei der Erwirkung de Strafbefehls die Anzeige, der 
das Gutachten als weſentlicher Beſtandteil beigegeben war, als Be⸗ 
weismittel bezeichnet und nach Anſetzung des Verhandlungstermins 
den Verfaſſer des Gutachtens G. als Sachverſtandigen benannt. Da⸗ 
mit hat er die auftragloſe Geſchäftsführung des W., der durch die 
Erholung des ſchriftlichen Gutachtens nicht ein eigenes Geſchäft be⸗ 
ſorgen, ſondern die ſtrafrechtliche Verfolgung der vermeintlichen Täte⸗ 
rin ermöglichen und herbeiführen wollte, gebilligt und das von ihm 
beſchaffte Beweismaterial, mit dieſem aber auch die darauf entſtande⸗ 
nen Koſten, ſoweit ſie angemeſſen ſind, auf die Staatskaſſe über⸗ 
nommen. Es wäre darum auch Sache des Staatsanwalts geweſen, 
über den an ihn geſtellten Antrag des W. auf Erſtattung der auf⸗ 
gewendeten Koſten eine Entſcheidung zu treffen, die angemeſſene Ver⸗ 
gütung feſtzuſetzen und als Koſten des vorbereitenden Verfahrens zu 
den Akten vorzumerken. Eine allenfallſige Beſchwerde des W. gegen 
die Entſcheidung wäre an die übergeordneten Juſtizverwaltungsſtellen 
gegangen. So wird nun nachträglich das Geſuch des W. zu behandeln 
ſein. Die Strafgerichte ſind demnach zur Entſcheidung über den An⸗ 
ſpruch des W. nicht zuftändig. 

(Bay Obocg., 1. StSen., Beſchl. v. 2. Juli 1926, Beſchwgteg. I. 
Nr. 220/26.) 


eſchwerdeentfcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 


1. Kammergericht. 
Berichtet von den Kammergerichtsräten Griebel u. Dr. Radler, Berlin. 


1. 51 AufwG. Wenn ſich die Parteien bei Kauf⸗ 
abſchluß darüber einig geweſen ſind, daß die Hypothek in 
Friedenswährung zurückgezahlt werden ſolle, iſt die Auf⸗ 
wertungsſtelle zu einer Entſcheidung nicht befugt. 

(ch., Beſchl. v. 8. Juli 1926, 9 Aw 440/26.) [G.] 


* 


2. 8 12 Aufn. Ein vor dem Inkrafttreten des 
AufwG. geſtellter Aufwertungsantrag iſt rechtswirkſam. 
Steht der Anſpruch mehreren Gläubigern gemeinſchaftlich zu, ſo 
wahrt der Antrag eines Berechtigten zugleich die Friſt für die an⸗ 
deren. Daß der Aufwertungsantrag i. J. 1924 geſtellt worden iſt, 
nimmt ihm nicht die Wirkſamkeit auf Grund des 8 12 Aufm®.; 
Art. 128 Durchf VO. betrifft nur Anmeldungen und Anträge auf 
Grund der 3. Steuer NotBOO., läßt aber die Frage unberührt, welche 
Wirkung ſonſtigen Anmeldungen und Anträgen auf Aufwertung bei⸗ 
zulegen iſt. Es entſpricht dem Sinne des Aufwg., derartigen An⸗ 
meldungen und Anträgen rechtserhaltende Wirkung beizulegen und 
ferner den Antrag „auf Aufwertung“ als einen Antrag aufzufaſſen, 
die Forderung ſo hoch wie nur zulaſſig aufzuwerten. In dieſem Sinne 
ift die Anmeldung auch zur Wahrung der Rechte aus § 12 AufwG. 
ausreichend, wenn ſich aus der Anmeldung bereits der Anſpruch auf 
höhere Aufwertung ergibt. 
(KG., Beſchl. v. 31. Juli 1926, 9 Aw 540/26.) G.] 


Rechtſprechung 


3. f 16 Aufw®. Zur Zurückweiſung des Einspruchs 
iſt die Aufwertungsſtelle nicht befugt; im Anmelde 
fahren darf weder die Prüfung der Rechtzeitigkeit, An- 
der ſachlichen Begründung dieſes Rechtsbefehls des 
tragsgegners erfolgen. 

(Gh., Beſchl. v. 7. Aug. 1926, 9 Aw 565/26.) 00 


* 
4. 88 10, 73, 74 AufwG.; $ 27 RF GG.; 8 561 8 Fr 
Neues tatſächliches Vorbringen kann in 3. Inſtanz u 
mehr berückſichtigt werden. * 
Meint der Antragſteller, der Grundſtückswert ſei zu gering 2 
genommen, ſo muß er dies ſpäteſtens in der Beſchwerdeinſtanz eſt 
tend machen. Im Verfahren der weiteren Beſchwerde kann go. 
neue Behauptung nach § 73 Aufw®., 827 Ri., 8561 8 
nicht mehr berückſichtigt werden. ge 
Beſtreitet der Antragſteller erſt in der jofortigen weiteren 
ſchwerde, der perſönliche Schuldner zu fein, fo iſt dies ein neues! 5 
ſächliches Vorbringen, kann daher in der Rechtsbeſchwerdeinſtanz m 
berückſichtigt werden. 
(KG., Beſchl. v. 14. Aug. 1926, 9 Aw 698/26.) 10. 


* 


5. 871 Aufwcg $ 119 Bes. Die Vereinbaruß 
über die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle kaun M! 
wegen Irrtums angefochten werden. M 

Zur Anfechtung würde der Antragsgegner nur berechtigt 15 
wenn anzunehmen wäre, daß er, wenn er die Bedeutung der Bln 
digkeitsvereinbarung gekannt hatte, ſie bei verſtändiger Würdi gr 
des Falles nicht getroffen haben würde (8 119 BGB.). Dieſe le 
ausſetzung iſt nicht gegeben. Das Verfahren vor der Aufwertungs für 
des AG. iſt fo geſtaltet, daß es regelmäßig eine gleiche Gewühr 
die eingehende Aufklärung eines jeden Falles und eine gerechte 16m. 
ſcheidung bietet, wie das Verfahren vor den ordentlichen Gericht 

(KG., Beſchl. v. 14. Aug. 1926, 9 Aw 675/26.) 05. 


* 


6. 873 Aufw®.; 816 RF GG.; 88 170 ff. FED. 
Zuſtellung an Eheleute muß in der Weiſe erfolgen, er 
an jeden Empfänger eine Ausfertigung der Entſcheivucht 
bei der Zuſtellung ausgehändigt wird. Es entſpricht Ehe- 
den Zuſtellungsvorſchriften, wenn nur ein an beide ber. 
leute gerichteter Brief bei der Zuſtellung übergeben 75 


(KB., Beſchl. v. 1. Jult 1926, 9 Aw 355/26.) 8.4 
* 


L 
7. 573 AufwG.; § 16 NFG. Der Aufwertungsbe 
ſchluß iſt bekannt zu machen. 0 
Der Aufwertungsbeſchluß kann einem Anweſenden auch zu fel 
tokoll bekanntgemacht werden. Der bloße Vermerk im Proto ge 
„Beſchloſſen und verkündet“ genügt indes nicht, um eine ordne 
mäßige Bekanntmachung annehmen zu Können; es beſteht die 2 
lichkeit, daß der Beſchluß bei der Verkündung noch nicht vollſtären 
niedergeſchrieben war, oder daß der Beſchluß erſt verkündet MO 
iſt, als ſich die Partei bereits entfernt hatte. 
(KG., Beſchl. v. 8. Juli 1926. 9 Aw 486/26.) 10. 


* 


E „ 
8. 8, 78 Ab, 1 Aufwch Über die Ausjepung des 0 
fahrens bei offenſichtlich grundloſem Beſtreiten 
Anſpruchs. das 
Das KG. billigt die Eutſcheidungen der Vorinſtanzen, die uf 
Verfahren ausgeſetzt haben. Die Antragsgegnerin hat vor ber w 


Die 
daß 


klärt, daß fie jeglichen Aufwertungsanſpruch auch dem Grunde nac eg⸗ 
ſtreite. Durch dieſe Erklärung iſt klargeſtellt, daß die Ante un 


29. April 1926 0 AW IT 18/6 J i i 
1579 ausgeſprochen, daß von der Ausſetzung Abſtand zu nehme ef, 


Zwecke der Verſchleppung des Verfahren en 
ſtritten wird. Das LG. hat den Sachverhalt unter dieſem wech 


m, 


j 


DB. Jahrg. 1926 Heft 21 


fü . 
pfüngen dahin zu verſtehen find, daß die Reſtkaufgeldforderung 
ſeller pt nur zum Schein begründet worden iſt oder daß der Antrag⸗ 
der 4 wegen der Reſtkaufgeldforderung durch den Verkauf der Aktien 
Arantragsgegnerin ſchon volle Befriedigung erhalten hat und ob die 
haben agegnerin mit dieſen Darlegungen beim Prozeßgericht Erfolg 
ein wird, braucht hier nicht unterſucht zu werden. Es genügt, daß 
liege A ſichaf tes und ſubſtanziiertes Beſtreiten vor⸗ 
dag ö acht zu billigen iſt die Auffaſſung des LG, daß 
Fi wöße Beſtreiten ohne jede Begründung genüge. 

ſchrän der Schuldner ſich auf ein einfaches Beſtreiten des Anſpruchs be⸗ 
häte e und dem Verlangen der Aufwertungsſtelle, ſein Beſtreiten 

der m, darzulegen, nicht nachkommt, jo wird die Aufwertungsſtelle in 

Wiebe annehmen dürfen, daß der Schuldner grundlos und mit der 
Wh, „ber Verſchleppung beſtreitet, und deshalb von der Ausſetzung 
c zu nehmen haben. 

„9. 38., Beſchl. v. 16. Sept. 1926, 9 AW 721/26.) [N. 


* 


Erm d, 8 76 Abſ. 1 Nufw®. Die Koſten find nach billigem 
neſſen zu verteilen. 
“ui wach 8 76 AufwG. ſind die Koſten des Aufwertungs verfahrens 
U, ie Beteiligten nach billigem Ermeſſen zu verteilen. Daß das 
Verle egen verſtoßen habe, ſeine Koſtenentſcheidung alſo auf einer 
fe rg des Geſetzes beruhe, iſt nicht erkennbar. Wenn die Antrag- 
bis — meint, das LG. hätte davon ausgehen müſſen, welche Partei 
nich r Erledigung der Hauptſache im Recht geweſen ſei, ſo iſt dies 
ohue weiteres richtig. Dieſer Geſichtspunkt kann bei Ausübung 


Gr, B. Im Anſchluß an die Ausführungen von Nadler, 
Stutt ch⸗ und Aufwertungsfragen 2. Aufl. 53, ſtellt ſich das OLG. 
it zart auf den Standpunkt, daß trotz Verſäumung der Einſpruchs⸗ 
32 Grundbuchrichter die Wiedereintragung der Aufwertung 
äche ulehnen habe, wenn er der Auffaſſung ſei, daß der Grund⸗ 
geſchnerwerber durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
Nr 155 ſei. (Ebenſo KG. 1 X 352, 354, 405/26 = JurRdſch. 1926 
47, zweifelhaft OLG. Drosden, Rſpr. in Aufwachen 1926 
(b Ich vermag mich dieſer Anſchauung nicht anzuſchließen 
meine Darlegungen ZI. 1926, 945). 
aft allen Fällen der Aufwertung kraft Rückwirkung und 
gelbe Vorbehalts ſoll die in 8 16 Auf. vorgeſchriebene An⸗ 
5 irkſan dazu dienen, den früher erfolgten Tilgungsvorgängen ihre 
tbep ſumkeit zu nehmen und der in Papiermark getilgten Hypo⸗ 
ſcaffen eder die Rechtsſtellung einer ungetilgten Hypothek zu ver⸗ 
a. Der gegen dieſe Anmeldung eingelegte Einſpruch des ding⸗ 
diese oder persönlichen Schuldners verfolgt dagegen das Ziel, 
keulaye ieberferfteflung des früheren Zuſtandes zu verhindern. Un⸗ 
ho kei der dingliche oder perſönliche Schuldner feinen Einſpruch, 
um t der durch die Anmeldung des Gläubigers erſtrebte Erfolg 
wird mindeſten in dem Umfange ein, daß die Hypothek fo behandelt 
Erlaß als ob fie niemals durch eine Papiermark-Zahlung zum 
gen gebracht worden ſei. 
ſpru 95 0 man von dieſer Auffaſſung vom Weſen des Ein⸗ 
in Be aus, fo iſt auch die Frage des gutgläubigen Erwerbs 
chu m Augenblicke der Erörterung entzogen, wo der dingliche 
Fra ner die Einlegung des Einſpruchs verjäumt. Gerade die 
es fe ob etwa durch gutgläubigen Erwerb die Wiederherſtellung 
den nüberen Rechts gehindert wird, gehört in allererſter Linie zu 
der Rüerausſetzungen, von denen die Bejahung oder Verneinung 
ner Fückwirkungsmöglichkeit abhängt. Wenn der dingliche Schuld⸗ 


e 
da fi gegen die Anmeldung nicht wehrt, fo gibt er damit zu, 
noch gegenüber die Hypothek ſo behandelt wird, als wenn fie 
wert ungetilgt und ungelöſcht im Grundbuche ſtände. Der Auf⸗ 


es hangsprogef hat ſich nunmehr jo abzuwickeln, als wenn 
tun 2 um eine normale Aufwertung gemäß § 4ff. des Aufwer⸗ 

8 Leſebes handele. 
las 110 tm = wahren Rechtslage entſpricht, ergibt ſich auch 

t Abs. 
ung stattfindet. 
a) ſobald durch rechtskräftige Entſcheidung feſtgeſtellt 
iſt, daß ein wirkſamer Vorbehalt der Rechte vorliegt, 
oder daß eine Rückwirkung ſtattfinde, 
z ſobald die Einſpruchsfriſt abgelaufen iſt, ohne daß 
ein Einſpruch eingegangen iſt. 
erſe Die Verſäumung der Einſpruchsfriſt ſoll alſo die Feſtſtellung 
ſtattten, daß ein Vorbehalt erfolgt iſt, bzw. daß eine Ruͤckwirkung 
alſo nude. Verſäumt der Eigentümer die Einſpruchsfriſt, ſo iſt 
Yigg, eftgeftelft, daß bezüglich des dinglichen Anſpruchs eine Rück⸗ 
eine N ſtattfindet. Wenn aber bezüglich des dinglichen Anſpruchs 
ſie Rückwirkung ſtattfindet, ſo kann man nicht annehmen, daß 
m nachträglich durch die Einrede des Rechtserwerbs kraft 
Tode Glaubens durchkreuzt werden könnte; denn das würde ja ge⸗ 
8 prugheißen, daß eine Rückwirkung bezüglich des dinglichen An⸗ 
nicht ſtattfindet! 

zu bie erſcheint auch für den Grundbuchrichter ganz unmöglich, 
1er Frage abſchließend Stellung zu nehmen. Hier offenbart 


AufwG. Hier iſt geſagt, daß eine Wiederein⸗ 


RNechtſprechung 
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des billigen Ermeſſens berückſichtigt werden, maßgebend iſt aber vor 
allem, welche Partei zu der Einleitung und Fortführung des Ver⸗ 
fahrens überwiegend Anlaß gegeben hat. 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 14. Aug. 1926, A W III 693/26.) (N.] 


2. Oberlandesgericht Stuttgart. 


1. 58 16, 20 AufwG.; § 29 GBO. Hat der Eigen⸗ 
tümer nach Löſchung der Hypothek das Grundſtück cr- 
worben, fo hat das Grundbuchamt, auch wenn die Ein» 
ſpruchsfriſt verſäumt iſt, den Antrag des Gläubigers auf 
Wiedereintragung abzulehnen. f) 

(OLG. Stuttgart, 1. 3S., Beſchl. v. 21. Mai 1926, FG. 15.) 

Abgedruckt JW. 1926, 1836. 


Oherlandesgerichte. 
I. Rechtsentſcheide in Miet⸗ und Pachtſachen. 
Berichtet von Kammergerichtsräten dahmann u. Dr. Günther, Berlin. 
1. 88 2, 10, 21 RMiet G.; 8 4 pr. VO. v. 17. April 1924. 
1. Bei Feſtſetzung der Friedensmiete hat das Miet⸗ 
einigungsamt zu entſcheiden, welcher Art die Mieträume 


ſind, um danach die Vergleichsräume zu beſtimmen. 2. Ein 
Gericht iſt ein gewerbl. Betrieb i. S. des $ 10 Abſ. 1 RM G. }) 


I. Entſprechend der amtlichen Begründung zu 8 2 AMietb. hat 
Preußen auf Grund der im 8 21 ebenda erteilten Ermächtigung durch 
§ 4 der Verordnung über die Mietzinsbildung in Preußen vom 


ſich ein eigentümlicher Zwieſpalt in der Rechtſprechung, ſoweit ſie 
die Frage der Eintragung des Widerſpruchs einerſeits, die Frage 
der endgültigen Eintragung der Aufwertung anderſeits zum Gegen⸗ 
ſtand hat. Bei der Eintragung des Widerſpruchs geht die Recht⸗ 
ſprechung dahin, daß der Grundbuchrichter ohne jede Prüfung 
den Widerſpruch en habe. Das war m. E. recht bedenklich, 
und man hätte zum mindeſten fordern ſollen, daß der anmeldende 
Gläubiger glaubhaft macht, aus welchem Grunde auch dem Neu⸗ 
erwerber gegenüber der Aufwertungsanſpruch gegeben ſei. Die 
Rechtſprechung hat aber erklärt, daß dem Grundbuchrichter hier 
die Prüfung des Sachverhaltes nicht zugemutet werden könne. In 
dem vorgeſchrittenen Zeitpunkt des Verfahrens 
aber, wo ſich der Eigentümer jedes Einſpruchs begeben hat, foll 
11 8 der Grundbuchrichter ein ſelbſtändiges Prüfungsrecht aus⸗ 
üben. 

In dieſem Zuſammenhange ſei weiter hervorgehoben, daß 
nach den Beſtimmungen des Aufwerkungsgeſetzes aus der rein for⸗ 
malen Tatſache der Auflaſſung ja noch gar nichts folgt. 

Geſetzt den Fall, es handele ſich um eine Auflaſſung auf Grund 
eines Schwarzkaufes, die infolge fehlender Genehmigung der unbe⸗ 
ſchränkten Wirkſamkeit entbehrt. Dann hat ein gutgläubiger Erwerb 
überhaupt nicht ſtattgefunden, da ein ſolcher nur mit einer wirk⸗ 
ſamen Auflaſſung verknüpft fein kann. Oder aber die Rück⸗ 
zahlung iſt mit Mitteln des Erwerbers erfolgt. Dann iſt es bis 
zur Gegenwart noch immer eine umſtrittene Frage, ob überhaupt der 
Rechtsſchutz kraft öffentlichen Glaubens Plaß greift (bejahend KO. 
1 X 123/26). — Der Grundbuchrichter weiß von der wahren Sach⸗ 
lage jedenfalls nichts. Schließlich kann der Grundbuchrichter in 
der Regel auch nicht wiſſen, wann die Löſchungsbewilligung im Rechts⸗ 
ſinne „erteilt“, d. h. dem Begünſtigten ausgehändigt iſt. Das Datum 
der Quittung iſt ganz belanglos. Wie kann der nur unvoll⸗ 
kommen unterrichtete Grundbuchrichter in all dieſen 
Fällen ſeine Mitwirkung verſagen, nachdem der 
Eigentümer ſelbſt das ihm zu Gebote ſtehende Rechts⸗ 
mittel nicht benutzt hat, um ſeine Einwendungen 
vorzubringen! Es iſt gar keine Rede davon, daß hier offen⸗ 
kundige Hinderniſſe von vornherein der ae entgegen⸗ 
ſtehen, ſondern es handelt ſich um rein private, der Partei⸗ 
dispoſition unterliegende Einwendungen, die durch Nichterhebung 
des Einſpruchs ausgeſchloſſen find. Sehr beachtliche Gründe können 
die Beteiligten veranlaſſen, z. B. die Frage des Schwarzkaufs nicht 
aktenkundig zu machen. Welches öffentliche Intereſſe iſt vorhanden, 
das ſie hierzu zwingen ſoll! i 

Der Erfolg der entgegengeſetzten Auffaſſung iſt, daß die 
Parteien zum Prozeſſieren gezwungen werden, obgleich an und für 
ſich hierzu nach der Rechtslage keinerlei Anlaß beſteht. Auch in⸗ 
ſoweit handelt es ſich um eine überaus unerwünſchte Brſchwerung 
des Aufwertungsverfahrens. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Zu 1. Die Entſch. iſt zutreffend. Mit Recht hat das NG ausge- 
führt, daß die Entſch. darüber, welcher Art die Mietsräume ſind: ob 
Wohnräume oder Geſchäftsräume, ausſchließlich das MEN. zu entſchei⸗ 
den hat. Der ortsübliche Mietszins kann infolge nicht lediglich durch 
Aufſtellung von Durchſchnittspreiſen für das Quadratmeter benutzter 
Flächen ermittelt werden, ſondern unter allen Umſtänden durch Ver⸗ 
gleich mit den am 1. Juli 1914 in der Gemeinde für Räume gleicher 
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17. Aprif/11. Juni 1924 (preuß. GS. 474, 553) angeordnet, daß 
der ortsübliche Mietzins durch Vergleich mit dem am 1. Juli 1914 
in der Gemeinde für Räume gleicher Art und Lage regelmäßig verein⸗ 
barten Mietzins zu ermitteln iſt, nicht aber lediglich durch Aufſtel⸗ 
lung von Durchſchnittspreiſen für das Quadratmeter benutzter Fläche. 
Es find alſo Vergleichsräume gleicher Art heranzuziehen. Das MEN. 
muß ſich daher, um dieſem Erforderniſſe zu genügen, darüber ſchlüſſig 
machen, welcher Art die Mieträume ſind, insbeſondere ob die Räume 
Wohn⸗, Geſchäftsräume oder zu Geſchäftszwecken benutzte Wohnräume 
ſind. Es kann auch dieſe Feſtſtellung nicht etwa dem ordentlichen 
Gerichte überlaſſen, da ſie, wie gezeigt, zu dem Aufgabenkreiſe 
des MEN. gehört. Auch dem Rechtsentſcheide vom 13. März 1924 
— 17 Y 14% 1 — Entſch. des KG. in Miet⸗ ufw.⸗Sachen 2, 54; 
JW. 1924, 841, der ausſprach, daß das MEA. nicht abſchließend 
zu entſcheiden habe, ob ein Gebäude ein ſogenanntes reines Geſchäfts⸗ 
und Induſtriehaus i. S. der Nr. III der preuß. Ausf VO. v. 4. Aug. 
1923 iſt, iſt etwas anderes nicht zu entnehmen. Denn die Entſch. 
über die Zugehörigkeit eines Hauſes zu den Geſchäfts⸗ und Induſtrie⸗ 
häuſern enthielt gleichzeitig die Entſch., ob das RMietG. überhaupt 
Anwendung finde. Dieſe kann aber abſchließend nur das ordentliche 
Gericht treffen. Wie die Friedensmiete im Einzelfalle zu ermitteln iſt, 
hat aber nicht das ordentliche Gericht, ſondern gerade das MEN. zu 
entſcheiden. Es hat ſomit das MEN. bei Feſtſetzung der Friedens miete 
zu entſcheiden, welcher Art die Mieträume ſind, um danach die Ver⸗ 
gleichsräume zu beſtimmen. 

II. In den Rechtsentſcheiden v. 23. Juni 1924 — 17 Y 53/24 —, 
JW. 1924, 2008, iſt ausgeſprochen: Die deutſche Reichspoſt iſt ein 
gewerblicher Betrieb i. S. des § 10 Abſ. 1 RMietch. Dasſelbe iſt im 
Rechtsentſch. v. 6. Okt. 1924 — 17 Y 81/24 — Entſch. des KG. in 
Miet⸗ uſw. Sachen 3, 132; Rechtſpr. der OSG. 44, 14 für eine Wohl⸗ 
fahrtsſpeiſeanſtalt ausgeſprochen worden. Maßgebend für dieſe Aus⸗ 
legung iſt, wie in dieſen Rechtsentſcheiden ausgeführt iſt, daß es nach 
§ 10 Abſ. 1 RMietGG. nur darauf ankommt, daß die Räume von dem 
darin untergebrachten Betriebe ebenſo ſtark wie von einem Gewerbe⸗ 
betriebe benutzt werden, ohne daß ein Erwerb bezweckt zu werden 
brauche. Dies paßt nicht nur auf den Geſchäftsbetrieb der Poſt, ſon⸗ 
dern auch anderer Behörden (vgl. auch RG. 111, 8ff., insbeſondere 
11). Insbeſondere trifft dies infolge des Verkehrs des Publikums und 
der Tätigkeit der Beamten auch auf ein Amtsgerichtsgeſchäftsgebäude 
zu. Daß die Abnutzung eines Gebäudes durch die Geſchäfte des AG. 
möglicherweiſe geringer als durch die Geſchäfte des Poſt iſt, iſt bei Be⸗ 
meſſung der Höhe des nach § 10 Abf. 1 feſtzuſetzenden Zuſchlages 
zu berückſichtigen, ſchließt aber die Anwendung des 8 10 Abſ. 1 nicht 
aus. Es iſt vielmehr auch ein Gericht ein geiverblicher Betrieb i. ©. 
des § 10 Abſ. 1 RMietcg. 

(Kg., 17. 8S., Rechtsentſch. v. 22. April 1926, 17 Y 38/26.) (D. 
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Art und Lage regelmäßig vereinbarten Mietzinſen. Dies ift von der 
Vorfrage abhängig, ob die Räume Wohn⸗ und Geſchäftsraume oder 
zu Geſchäftszwecken benutzte Wohnräume find. Dieſe Feſtſtellung hat 
das KG. mit Recht als zu den Aufgaben gerade des MEA. gehörend 
erklärt. Dieſe Entf). ſteht auch mit den in dem Rechtsentſcheid ſelbſt 
angeführten früheren Entſch. des KGG. durchaus nicht im Widerſpruch. 

Was die zweite Entſch., nach welcher ein Gericht i. S. des 8 10 
AMietG. ein gewerblicher Betrieb iſt, angeht, jo wäre es vielleicht 
deutlicher geweſen, zu formulieren, daß ein als Mieter auftretendes 
Gericht i. S. des 8 10 Abſ. 1 MEAN. ein gewerblicher Betrieb iſt, 
denn darum allein handelt es ſich. Bei dem der Entſch. zugrunde 
liegenden Fall hat ein AG. von einem Privatmann zwei Häuſer zum 
Betriebe der Geſchäfte des AG. ermietet. Die Miete hierfür war feſt⸗ 
zuſtellen. Dabei kommt ſelbſtverſtändlich in Betracht die Frage, ob 
das Gericht als gewerblicher Betrieb anzusehen iſt. Bezüglich der Poſt 
iſt dies bereits früher feſtgeſtellt worden. Im Schrifttum iſt früher 
häufig angenommen worden, daß zum Begriff des Gewerbes eine 
ſelbſtändige auf Gewinnerzielung gerichtete Arbeitstätigkeit gehöre 
und daß die öffentlichen Betriebe des Staates nur dann als gewerb⸗ 
liche anzuſprechen ſeien, wenn die Zwecke des Gemeinwohls hinter den 
Zweck der Gewinnerzielung zurückfällt (vgl. z. B. Walther⸗ 
Dieffke, Komm. zum RMietcG. S. 111). Dies trifft zweifellos 
bei der Poſt zu. Das KG. nimmt in Übereinſtimmung mit den zahl⸗ 
reichen in dem Rechtsentſcheid angeführten Entſch. aber mit Recht 
an, daß es beſonders darauf ankommt, ob die Räume von den in 
demſelben untergebrachten ſtaatlichen Betriebe ebenſo ſtark wie von 
einem Gewerbebetrieb benutzt werden, ſelbſt wenn ein Erwerb nicht be⸗ 
zweckt iſt. Dies iſt jedenfalls nicht nur bei der Poſt, ſondern auch bei 
ſolchen Räumen der Fall, welche für den Betrieb eines AG. ermietet 
werden. Daß dieſe Räume bei der Benutzung durch das AS. erheblich 
weniger abgenutzt werden, als bei den für die Reichspoſt gemieteten 
Räumen, iſt für die begriffliche Beſtimmung, daß ein Gericht als 
Mieter ein Gewerbebetrieb in Gemäßheit des 8 10 NMiet®. ſei, un 
erheblich, es kann dies aber bei der Feſtſezung der Miete ſelbſt 
berückſichtigt werden, indem dieſe bei geringerer Abnutzung niedriger 
bemeſſen wird, als bei ſtärkerer Abnutzung. Die Entſch. des KG. 
erſcheint alſo durchaus zutreffend. 

IR. Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 
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2. 8 Miet Sch, Ein Ausiprud des Gerichts lh 
den Ausſchluß der Beſchlagnahme hindert nur eine fol, 
Inanſpruchnahme durch die Gemeindebehörde, die 
folge des Urteils möglich werden würde. en 
Im g 4 Abſ. 7 MSchch. ift an diejenigen Fälle gedacht, in del 
eine Beſchlagnahme noch nicht oder nicht mehr vorlag. Das ift d 
der Fall, wenn, ohne daß eine Beſchlagnahme vorangegangen il 
das Mietverhältnis eines Mieters aufgehoben worden iſt. 9 
aber auch dann, wenn eine Beſchlagnahme ſtattgefunden und zum ene 
ſchluß eines Zwangsmietvertrages geführt hat. Der abgeſchlof 
Zwangsmietvertrag unterliegt der Aufhebung ebenſo wie ein A 
williger Mietvertrag. Erſchöpft ſich die Beſchlagnahme im AO 
des Zwangsmietvertrages, ſo iſt mit der Aufhebung des Sana 
mietvertrages auch die Beſchlagnahme erledigt; denn die Inanſpru 0 
nahme der Räume durch die Gemeindebehörde hat mit dem Ab e 
des Zwangsmietvertrages ihr Ziel erreicht, ſo daß der ehe 
Akt mit der Erreichung feines Zieles verbraucht worden ift und Mir; 
etwa nach Aufhebung des Zwangsmietvertrages noch weitere auf 
kungen äußern kann. 8 4 Abſ. 7 bezieht ſich daher regelmäßig or 
Fälle, in denen eine Beſchlagnahme noch nicht oder nicht mehr U 
liegt; ſein Zweck geht dahin, eine künftige Beſchlagnahme, die nd 
etwa auf den durch das aufhebende Urteil geſchaffenen Tatbeſta 
gründen könnte, zu verhindern. Dem Gericht ſollte die Befugnis 9. 
geben werden, in gewiſſen Fällen, in denen ein Mietverhältnis 
gehoben wird und dadurch Räume frei werden, zu verhindern, da den 
Behörde die durch die Aufhebung des Mietverhältniſſes frei werdenden 
Räume in Anſpruch nehme. Nicht betroffen durch 84 Abſ. 7 Va 
dagegen diejenigen Fälle, in denen, ganz unabhängig von dem 
das Urteil geſchaffenen Tatbeſtande, eine Beſchlagnahme bereits oc 
her beſtanden hat und mangels Aufhebung oder Verbrauchs 
weiterfortbeſteht. 


(ch., 17. 88., Rechtsentſch. v. 14. Mai 1926, 17 Y 41/6.) PH 


* 

3. 8,29 MietShupb.; $ 549 868. Das ne 
kann die Erlaubnis des Vermieters, den Gebrauch VER 
Wohnraums einem Dritten zu überlaſſen, nur für 15 
leeren Raum, nicht für mitvermietete Möbel und ähnlin, 
Gegenſtände erſetzen. Sit ftreitig, ob ein Raum leer feet 
mietet oder ob der Mieter berechtigt ift, den Raum IT, 
zu machen, ſo hat das Mieteinigungsamt bei ſeiner En 
ſcheidung vom Sachvortrag des Mieters auszugehen f 

I. Das MA. kann die Erlaubnis des Vermieters uur IH 
leeren Wohnraum erfegen, nicht dagegen für bewegliche Sachen, d. 
mit den Räumen zugleich vom Vermieter überlaſſen worden Ir 
Das ergibt ſich ohne weiteres aus dem Wortlaute des 8 29 


icht 
Zu 3. I. Die Feſtſtellung des KG., daß das MEU. na 
berechtigt ſei, auch für mitvermietete Einrichtungsgegenſtände fl 
Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung zu erſetzen, wirk 
kaum einem Widerſpruch begegnen. Unrichtig iſt in der Begrü G 
dieſes Ausſpruchs jedoch die Behauptung, daß § 549 Abf. 1 Bon 
lediglich gemietete Räume, nicht bewegliche Sachen betreffe. ig 
diejer Einſchränkung fteht im Geſetz nichts. Es genügt aber wn 
der Hinweis auf den Wortlaut des § 29 MietSch ch., der nur den 
„Wohnräumen“ ſpricht. Wenn überhaupt die Frage ſtreitig w 
konnte, ob die Berechtigung des MEN. zur Erſetzung der Erlang 
ſich auch auf vermietete Einrichtungsgegenſtände erſtreckt, ſo 17 t 
wohl unbewußt der Gedanke eine Rolle, daß der über Wohnt 
und Einrichtung abgeſchloſſene Vertrag nur einheitlich erwen 
werden könne. Die Erlaubnis des Vermieters bzw. des M des 
Einzelfall enthält aber eine ſolche Erweiterung bzw. Abänderung 
Vertrags zwiſchen Vermieter und Mieter nicht. Nur bei 9 6%. 
reller Geftattung der Untermiete, zu der das MEN. nicht belt 
iſt (vgl. KG. bei Hertel, 3, 357 Nr. 74), würde eine Ver 
rung der Vertragsgrundlage eintreten. für 
II. Ebenſo richtig iſt die Auffaſſung des KG., daß auch icht 
möbliert vermietete Räume die Erteilung einer Erſatzerlaubnis por? 
ſchlechthin ausgeſchloſſen ſei. Man darf fogar noch über die in 
ſichtige Formulierung des KG. hinausgehen. Das MEN. Hagge, 
jedem Fall ohne Rückſicht darauf, ob nach dem Inhalt des "her 
vertrags der Mieter zu einer Entfernung oder Umſtellung if, 
Möbel und zur Überlaſſung der Räume in leerem Zuſtand befugt 5 
über die Geſtattung der Untermiete ſachlich entſcheiden. die 
nur in ſeinem Spruch deutlich zum Ausdruck bringen, Eu 
erteilte Erlaubnis ſich nicht auf die mitüberlaſſenen Einrichten 
gegenſtände bezieht. Es iſt dies ſogar eine weſentlich klarere e 
als die von dem KG. vorgeſchlagene Einſchränkung der Beſe um 
formel, daß die Erſetzung mur für den Fall erfolge, daß der ji gi 
leer vermietet oder der Mieter berechtigt ſei, den Raum les u 
machen“. Es kann dem Mieter überlaſſen bleiben, wie er ſich Er 
einem ſolchen Spruch abfindet, ob dieſer ihm überhaupt zur vet“ 
reichung ſeines Zwecks dienlich ſein kann. Iſt der Mieter tet” 
fraglich zur Entfernung oder Umſtellung der Möbel in den ehen 
vermieteten Zimmern nicht berechtigt — das wird aber bei 8 
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Bi 125 der nur den Wohnraum erwähnt und zugleich auf 8 549 
und ni BGB. verweiſt, eine Vorſchrift, die ebenfalls uur Räume 
der dicht bewegliche Sachen betrifft. Es findet ſich auch weder in 
wech utſtehungsgeſchichte des 8 29 noch im Hinblick auf ſeinen 
ortſa er geringſte Anhalt dafür, daß ſeine Bedeutung über den 
auf di. Dinaus auszudehnen und die Befugnis des MEN. auch 
° Überlaſſung vermieteter Möbel uſw. zu erſtrecken wäre. 
oder bilden folgt aus dem Umſtande, daß eine Wohnung ganz 
ſtänden weiſe möbliert vermietet worden iſt, nicht unter allen Um⸗ 
entſprec⸗ daß das MEN. einem Antrage des Mieters aus 829 nicht 
‚en dürfte. Vielmehr kommt es darauf an, ob der Mieter 
m Vertrage befugt iſt, den Raum, bezüglich deſſen er den 
er Erlaubnis des Vermieters begehrt, leer von den Möbeln 
miet emieters zu überlaſſen. Daß eine möblierte Wohnung ver⸗ 
, braucht nicht ſtets auszuschließen, daß der Mieter die 
dar; zus der Wohnung oder doch aus einzelnen Reumen entfernen 
Aalen d ſolchen Fällen kann alſo die überlaſſung des leeren 
eher in an den Dritten wohl in Frage kommen. Sie kann um ſo 
Vermiet Betracht kommen, wenn einzelne Raume der Wohnung vom 
Fällen er ohne Möbel abgegeben worden ſind; deun in ſolchen 
KT wird es nicht ſelten vorkommen, daß der Mieter die Möbel 
n möbliert vermieteten Zimmern nach ſeiner Wahl in die 
5 umſtellen kann, ohne gegen den Vertrag zu verſtoßen. 
die „Die Entſch. auf die geſtellte Rechtsfrage wird auch nicht durch 
nung Wwägung beeinflußt, daß bei einer möbliert vermieteten Woh⸗ 
ſtattete Gefahr mehr oder weniger naheliegt, die vom MEA. ge⸗ 
des Untervermietung werde zu einer Mitbenutzung der Möbel 
das ‚tmieters führen, die dieſer zu dulden nicht verpflichtet und 
Anwende . du geſtatten nicht befugt iſt. Dieſe Erwägung ſchließt die 
ſchlecht dung des 929 auf die Untervermietung der leeren Räume nicht 
ligen hin aus. Vielmehr hann fie im Einzelfalle nur einen wich⸗ 
laub rund abgeben, aus dem das MEN. die nachgeſuchte Er⸗ 
11 nach 8 29 Satz e verſagen ſoll. 
J. Beſteht zwiſchen den Parteien Streit darüber, ob die Woh⸗ 
berecht ies „Mieter ganz oder teilweiſe leer vermietet oder ob er 
Anzen igt iſt, die mitvermieteten Möbel aus der Wohnung oder 
bindigen Zimmern zu entfernen, jo kann eine für die Parteien ver⸗ 
one De Entſch. nur vom ordentlichen Gericht gefällt werden. Das 
dieſem che Gericht wäre durch eine Stellungnahme des MEN. zu 
dag aucbürgerlich⸗rechtlichen Streit nicht gebunden. Selbſt wenn 
einer De nach feiner Beurteilung der Rechtslage, vielleicht nach 
der m eweisaufnahme, die Erlaubnis des Vermieters aus 8 29 mit 
Miete gründung erſetzt hätte, daß die Wohnung vom Vermieter dem 
mitpern leer vermietet oder daß der Mieter zur Herausnahme der 
ſei, mieteten Möbel des Vermieters nach dem Vertrage befugt 
rufen könnte doch der Vermieter ſtets das ordentliche Gericht an⸗ 
der gr ſei es durch Erhebung einer Feſtſtellungsklage, fei es mit 
liche ca bebungs klage aus 8 2 MietSchch. Dann aber hat das ordent⸗ 
die m. richt völlig unbehindert durch die Entſch. des MEA. über 
die rtrags rechte zu befinden und kann im Gegenſatze zum MEA. 
ohn uwendbarkeit des 8 29 auf den Fall verneinen, weil die 
der ung mit Möbeln vermietet und der Mieter zur Beſeitigung 
zur i Öbel nicht berechtigt iſt. Ob die Erlaubnis des Vermieters 
1 leer tervermietung, weun ſie durch das MEN. erfolgt iſt, dem 
Dritter wirklich das Recht zur Überlaffung des Wohnraums an den 
End n verliehen hat, vermag alſo in ſolchen Streitfällen letzten 
doch nur das ordentliche Gericht zu entſcheiden. Dieſe Er- 


ei 
kurse. ausdrücklichen Verbotsbeſtimmung kaum angenommen werden 
ite „0 kann der Vermieter gegen dieſes Verhalten des 
die zu Widerſpruch erheben und wegen vertragswidriger Benutzung 
Die Frasrechenden Konſequenzen für das Mietverhältnis ziehen. 
dad rage, ob der Mieter zur Untervermietung berechtigt war, wird 
der m uicht im geringſten berührt und bleibt endgültig dem Streit 
trotz zarteien entzogen. Es kann dann gar nicht vorkommen, daß 
Unteren Erlaubnis des MEN. die Berechtigung des Mieters zur 
entf ‚etmietung nochmals vor Gericht nachgeprüft und evtl. anders 
chieden wird. 
beachtellerdings hat das MEN. bei feiner Entſch. nicht nur zu 
en, ob in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund 
0b fi erſagung der Erlaubnis vorliegt (jo 8 549 BGB.), ſondern 
Di er Vermieter „aus einem wichtigen Grund“ verweigert hat. 
au. fahr einer unberechtigten Mitüberlaſſung gemieteter Möbel 
nis en Untermieter kann dann ſehr wohl dazu führen, die Erlaub⸗ 
efſend Untervermietung überhaupt zu verſagen, wie das KG. zu⸗ 
end bemerkt. 
gegenſia; Daß der Spruch des Me., der die Erlaubnis erſezt, 
lichen andslos fein fol, wenn ſich im Rechtsſtreit vor dem ordent⸗ 
nicht gericht ergibt, daß der Mieter zur Abgabe leeren Raums 
zuſehenelugt war, iſt aus den oben dargelegten Gründen nicht ein⸗ 
derm Ebenſowenig wie das MEN. gehindert iſt, die Unter⸗ 
dermietung zu geſtatten, wenn dem Mieter im Vertrag die Unter⸗ 
kann zung ausdrücklich untersagt iſt (Ach. in JW. 1924, 2009 Nr. 9), 
Spru eine andere vertragliche Verbotsbeſtimmung dieſer Art dem 
5 des MEA. entgegenſtehen. Treffen die Behauptungen des 
leters als richtig zu, jo ergibt ſich lediglich die tatſächliche 
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kenninis ſteht nicht etwa in Widerſpruch mit der Regel, daß die 
Entſch., die das MEN. in den Grenzen feiner Zuſtändigkeit ge⸗ 
troffen hat, für die Gerichte bindend ſind. Wie zu J. dargelegt 
iſt, kann die Erlaubnis des Vermieters nur zur Überlaſſung des 
leeren Wohnraums erſetzt werden. Stellt ſich beim ordentlichen Ge⸗ 
richt endgültig heraus, daß der Mieter zur Abgabe leeren Wohn⸗ 
raums nach dem Hauptmietvertrage nicht befugt, alſo außerſtande 
iſt, ſo ergibt ſich zugleich, daß die Vorausſetzungen für die Erſetzung 
nach 8 29 nicht gegeben waren, die Entſch. des MEN. alſo nicht 
durch ſeine Zuſtändigkeit gedeckt wird. Führt der Mieter dagegen 
dem Gericht den Nachweis, daß er vom Vermieter die Räume leer 
gemietet oder doch ohne Vertragsverletzung die Möbel aus ihnen 
entfernt hat, jo iſt auch die Untervermietung des Raumes an den 
Dritten keine unbefugte, weil das Gericht dann an die im Rahmen 
des 8 29 geſchehene Erſetzung der Erlaubnis des Vermieters ge⸗ 
bunden iſt. 

Es ſtoßen hier alſo die Zuſtändigkeiten des ordentlichen Gerichts 
und des MEN. in ähnlicher Weiſe aufeinander, wie in dem Falle, 
auf den ſich der Rechtsentſch. v. 8. Dez. 1924, 17 Y 140/24 — Entſch. 
des KG., Sonderband 3, 155; JW. 1925, 800; PrVerwBl. 46, 284; 
Bl. f. Rechtspfl. i. Bez. des KG., 1925, 55; Heil. Rechtſpr. 1925, 
112; Mieterbeiſitzer 1925, 27; OL GRſpr. 44, 15; Hertel, Mieter⸗ 
ſchutz 3, 350 — bezieht. Aus den damals erörterten Gründen iſt 
auch für den vorliegenden Fall erſichtlich, daß ſich das MEA. einer 
Entſch. des bürgerlich⸗rechtlichen Streites zu enthalten hat, weil 
ſeine Entſch. darüber die Parteien in keiner Weiſe fördern könnte. 
Im Gegenteil, es beſtände die Gefahr, daß der Mieter, falls das 
MEA. zum Ergebnis gelangen würde, dem Mieter ſtehe leerer 
Wohnraum zur Verfügung oder er ſei zur Räumung berechtigt, zu 
einer Untervermietung veranlaßt, die das ordentliche Gericht hernach 
dennoch für eine unbefugte Überlaſſung der Wohnung an Dritte hält. 
Die Parteien ſtehen alſo zum mindeſten nicht ungünſtiger, wenn 
die Entſch. des MEA. über ihren Streit unterbleibt. Die Unter⸗ 
laſſung der Entſch. entſpricht allein der geſetzlichen Beſchränkung 
des MEN. auf einen ganz beſtimmten Aufgabenkreis. Natürlich darf 
das MEN. nicht etwa die Entſch. aus 8 29 überhaupt ablehnen, 
weil unter den Parteien nicht feſtſteht, ob leerer Wohnraum über⸗ 
laſſen werden kann. Vielmehr hat es im Streitfalle ſeiner Entſch. 
den Sachvortrag des Mieters zugrunde zu legen, wobei jedoch nicht 
die Rechtsauffaſſung des Mieters maßgebend ſein kann, ſondern die 
Rechtsanſicht, die nach den vom Mieter vorgetragenen Tatſachen 
als richtig erſcheint. 

Allerdings befriedigt das Ergebnis, das hier aus der Ab⸗ 
grenzung der Zuſtändigkeit des MEA. gegen diejenige des ordent⸗ 
lichen Gerichts hergeleitet werden muß, auf den erſten Blick nicht 
voll, weil der Mieter, obwohl die Erlaubnis des Vermieters zur 
Untermiete erſetzt wird, noch nicht weiß, woran er iſt. Dieſe Un⸗ 
ſtimmigkeit iſt aber nur eine ſcheinbare. § 29 MietSchch. ſoll nur 
eine Ergänzung zu § 549 BGB. ſein und dem Mieter neben dem 
dort vorgeſehenen Recht zur Kündigung des Mietverhaltniſſes einen 
weiteren Rechtsbehelf geben, der die Kündigung und den Umzug 
möglichſt vermeidet. Schon daraus folgt, daß von 8 29 eine end⸗ 
gültige Löſung nur für ſolche Fälle erwartet werden kann, in denen 
das Kündigungsrecht des Mieters nach bürgerlichem Recht gegeben 
iſt. Ob das aber der Fall iſt, wenn Streit darüber beſteht, in 
welchem Umfange die Wohnung des Mieters möbliert vermietet 
worden iſt, würde auch wenn § 29 MietSchch. fehlte, immer erſt 


Unausführbarkeit der Abſichten des Mieters trotz Erlaubnis zur 
Untervermietung, weil der Mieter die Räume, die er untervermieten 
will, nicht in leerem Zuſtand dem Untermieter zur Verfügung 
zu ſtellen vermag. Im übrigen erſcheint aber der grundſätzliche, in 
ſtehender Rechtſprechung feſtgehaltene Standpunkt des KG. richtig, 
daß das MEN. ſich einer Entſch. über ſtreitige Rechtsfragen im all» 
gemeinen ſelbſt dann zu enthalten hat, wenn hiervon die Zuſtändig⸗ 
keit des MEA. berührt wird. Der ablehnenden Kritik Hertels 
hierzu (3, 352 Anm.) und der entgegengeſetzten Auffaſſung des OLG. 
Roſtock (EA. 1924, 346 Nr. 177) vermag ich nicht zuzuſtimmen. 
Die neuerlich angeführten Gründe des KG., die dieſe Abgrenzung 
der Zuſtändigkeiten auch vom praktiſchen Standpunkt aus als eine 
die Parteien nicht übermäßig beſchwerende Löſung vertreten, ſind 
durchaus überzeugend. Nur die Einſchränkung iſt zu machen: Wenn 
ſich bereits aus dem Vortrag des Antragſtellers ergibt, daß die 
Entſch. des MEN. ohne rechtliche Bedeutung für die Parteien iſt, 
jo kann dem MEA. nicht zugemutet werden, eine nach feiner 


rechtlichen Beurteilung des unſtreitigen Tatbeſtands überflüſſige Ent⸗ 


ſcheidung zu fällen. Das entſpricht offenbar auch der Anſicht des 
RG. Inſoweit it alſo eine Entſch. des MEN. über Rechtsfragen 
unvermeidlich und geboten. Das MEN. hat ſich daher weniger einer 
Beurteilung von Rechtsfragen als einer Aufklärung des der recht⸗ 
lichen Beurteilung zugrunde zu legenden Tatbeſtands zu enthalten. 
Stellt allerdings ſpäter das ordentliche Gericht ſich auf einen anderen 
rechtlichen Standpunkt, der die Eutſch. des MEN. entgegen feiner 
früher erfolgten Ablehnung des Antrags doch erforderlich erſcheinen 
läßt, dann wird ſich das MEN. der Rechtsauffaſſung des Gerichts 
unterzuordnen haben. Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. S. 
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int Rechtsſtreit durch das ordentliche Gericht entſchieden werden 
können. Es entſpricht alſo nur dieſer Rechtslage, wenn unter 
ſolchen Umſtänden auch die Entſch. des MEA. aus § 29 das An⸗ 
rufen des ordentlichen Gerichts nicht überflüſſig macht. 

Um die Parteien vor einer unrichtigen Auffaſſung über die 
Bedeutung einer vom MEA. vorgenommenen Erſetzung der Erlaub⸗ 
nis des Vermieters zu bewahren, iſt es durchaus zweckmäßig, wenn 
das MEN. in der Formel oder den Gründen feines Beſchluſſe⸗ 
darauf hinweiſt, daß die Erſetzung nur für den Fall erfolge, daß 
der Raum leer vermietet oder der Mieter berechtigt ſei, das Zimmer 
leer zu machen. Eine bedingte Entſch., zu der das MEA. nicht 
befugt iſt, liegt darin nicht, denn die Wirkung der Entſch. wird 
nicht von einem künftigen Ereignis abhängig gemacht, es liegt 
alſo gar keine Bedingung vor, ſondern es werden nur diejenigen 
geſetzlichen Vorausfetzungen für die Wirkung der Entſch. in Er⸗ 
innerung gebracht, die auch ohne den Hinweis ebenſo zu beachten 
ſein würden. 

(KG., 17. ZS., Rechtsentſch. v. 20. Jan. 1926, 17 Y 50 
D. 
* 


4. 5 38 MietSchG.; 8 4 Ausf O. d. Pr. Wohlf Min. 
b. 25. Sept. 1923. Die Beiſitzer des Mieteinigungsamtes 
dürfen als ſolche nur während des Geſchäftsjahres tätig 
ſein, für das ſie gewählt ſind. 

Nach 8 38 Abſ. 1 und 5 des MieiSch®. beſteht das MEN. aus 
einem Vorſitzenden und mehreren Beiſitzern; für jedes Mitglied 
iſt mindeſtens ein Stellvertreter zu beſtellen; das Nähere über die 
Beſetzung des MEN. regelt die oberſte Landesbehörde. 

Dieſe Regelung iſt in der AusfVoO. des Preuß. Wohlfahrts⸗ 
miniſters v. 25. Sepk. 1923 (GS. 449) enthalten, deren § 4 Abſ. 1 
auf die Wahl der Beiſitzer der MEX. unter anderen den $5 der 
erſten Ausf BO. des Preuß. Juſt. vom 15. Aug. 1923 (GS. 405) 
für entſprechend anwendbar erklärt. Danach iſt die erforderliche 
Zahl von Beiſitzern und Stellvertretern für das nächſte Geſchafts⸗ 
jahr, das in Preußen mit dem Kalenderjahr zuſammenfällt, zu 
wählen. Dieſe Wahl bildet eine der Grundlagen der Beiſitzereigen⸗ 
ſchaft der Gewählten; die Gewählten können nicht mehr Rechte 
ausüben als diejenigen, die die Wahl ihnen verleiht. Da ſie nur 
für ein Jahr gewählt find, erſtreckt ſich ihre Beiſitzereigenſchafk 
nur auf dieſes Jahr; daß ſie darüber hinaus dieſe Eigenſchaft bis 
zur Beſtellung neuer Beiſitzer behalten ſollten, hätte beſonders be⸗ 
ſtimmt werden müſſen. Das entſpricht auch der Auslegung, die die 
entſprechende Beſtimmung des Gewcerch. — 8 13 Abſ. 3 — durch 
das Muſterſtatut des Handelsminiſters (Min BBl. der Handel⸗ und 
Gewerbeverwaltung v. 11. Jan. 1902, S. 10 ff) ſeinerzeit erfahren 
hat. Dort iſt im 88 ausdrücklich eine Regelung durch beſondere 
örtliche Anordnung vorgeſehen, nach der Beiſitzer auch nach Ablauf 
der Zeit, für die ſie gewählt ſind, erſt dann ausſcheiden, wenn 
ihre Nachfolger in das Amt eingetreten ſind; daraus ergibt ſich, 
daß, wenn eine ſolche Regelung fehlt, ihre Eigenſchaft mit dem 
Ablauf der Amtszeit endet. 

GG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 4. März 1926, 17 Y 11/26. 
7 


5 D. 
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5. 85 40 Abſ. 2, 41 MietSchcg., 8 16 Verfahrens- 
anordn. Einſtweilige Anordnungen unterliegen nicht der 
Rechtsbeſchwerde. f) 

Nach 8 41 Abſ. 1 MSHS. iſt die Rechtsbeſchwerde zugelaſſen 
„gegen die Entſcheidung des MEN”. Hierzu gehört aber nicht eine 
einſtweilige Anordnung i. S. des 8 40 Abſ. 5 MSHG. Sie kann 
vor der Entſchetdung erlaſſen werden, ift nur eine einſtweilige Rege⸗ 


Zu 5. Die Begründung iſt nicht überzeugend. Daraus, daß 
„die einſtweilige Anordnung nur eine einſtweilige Regelung bis zur 
Entſcheidung, nicht aber die Entſcheidung ſelbſt enthält“, iſt nichts 
gegen die Zuläſſigkeit der Rechtsbeſchwerde zu entnehmen. Auch die 
einſtweilige Anordnung ift eine Sachentſcheidung, wenn auch nur eine 
vorläufige. Im Zivilprozeß ſind gegen einſtweilige Verfügungen, ſei 
es, daß ſie von vornherein in der Form des Urteils erlaſſen werden, 
ſei es, daß auf Widerſpruch über ihre Rechtmäßigkeit entſchieden 
worden iſt, dieſelben Rechtsmittel zufäffig wie gegen andere Urteile. 
Auch bezüglich der Vollſtreckbarkeit unterſcheiden ſich Anordnungen 
aus 8 40 Abſ. 5 MSHÖ. nicht von den endgültigen Entſcheidungen 
des MEN. in der Hauptſache, denn auch dieſe find nach § 18 der 
Verfahrensanordnung nur in Anſehung des Koſtenpunktes und der 
Koſtenerſtattungspflicht vollſtreckbar. Wenn in 816 der Verfahrens⸗ 
anordnung im erſten Satze neben den Beſchlüſſen noch ausdrücklich 
die Anordnungen aus § 40 Abſ. 5 MSchG. aufgeführt werden, fo 
folgt daraus nicht, daß die Anordnungen ſich nicht als Beſchlüſſe 
oder Entſcheidungen darſtellen, ſondern es ſoll damit wohl nur ihre 
Gleichſtellung mit anderen Beſchlüſſen ausdrücklich hervorgehoben 
werden. Denn die Vorſchrift des Abſ. 2, wonach Beſchlüſſe den Be⸗ 


Rechtſprechung Juriſtiſche Wochenſchri— 


4 


. 


lung bis zur Entſcheidung und iſt ſomit nicht ſelbſt die Eutſcheidung 
i. S. des § 41 Abf. 1 (ebenſo Vidal⸗Hadamezik, Mieterſchun 
Bem. 2 zu § 41). 8 16 der Verfahrensanordnung unterſcheidet da 
auch zwiſchen Beſchlüſſen und einſtweiligen Anordnungen. nnd 
Für letztere iſt eine Begründungspflicht nicht beſtimmt, - 
gleichfalls dagegen ſpricht, daß fie einer Anfechtung durch einen Ne 
behelf unterlägen. icht 
Ein anderer Rechtsbehelf als die Rechtsbeſchwerde kommt M fe 
in Frage. Dieſe iſt deshalb als nicht zuläffig zu erachten (ebene 
LG.. München 1, Beſchl. v. 10. Nov. 1924, Ztſchr. f. Rechtspfl. Br 
Bayern 1924, 328 und Gut⸗Stümper⸗Zormaier, Entſch. 3 gi 
Wohnungsnotrecht Nr. 268; ebenſo Müller, MSHG., Anm. 3“ 
8.40). Eine andere Auffaffung iſt auch nicht den Ausführungen 279 
Senats im Beſchl. v. 16. Juli 1924 — 17 Y 61/24, Hertel, den 
Nr. 47 — zu entnehmen, da dort nur ausgeſprochen iſt, daß für ein 
Erlaß einer einstweiligen Anordnung durch die Beſchwerdeſtelle 
Rechtsentſcheid erteilt werden kann. de, 
Für eine Unterſcheidung bei der Zulaſſung der Rechtsbeſchwer 
je nachdem die Zuläſſigkeit der einſtweiligen Anordnung oder iv 
Inhalt in Streit ift, find Gründe nicht erſichtlich. Es ift zwar 1 
bar, daß das MEA. durch eine einſtweilige Anordnung den Rahn 
feiner Zuſtändigkeit überſchreitet, wofür übrigens vorliegend Kein 
halt gegeben iſt. f fr 
Die Wirkſamkeit einer derartigen Anordnung, die ja nicht vr 
ſtreckbar ift und deren Verwirklichung unter Umſtänden im orde dr 
lichen Rechtswege erzwungen werden muß, unterliegt aber der 
prüfung des ordentlichen Gerichtes, ſo daß auch inſoweit die 
der Beteiligten ausreichend ⸗geſchützt find. 
(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 14. Mai 1926, 17 Y 52/26.) 


* 


6. 8 41 MietSchch. 899 850. Die Beſchwerdeſtell 
kann die Koſtenentſcheidung des Mieteinigungsamts = 
dann abändern, wenn bie Rechtsbeſchwerde in der Hauß 
ſache unbegründet iſt. 


Die Entſcheidung über die Koſten kann nur zugleich mit der 1 
ſcheidung über die Hauptſache angefochten werden. Die Beſtimmun 
entſpricht zwar nicht wörtlich, wohl aber inhaltlich genau der Be: 
ſtimmung des 8 99 Abſ. 1 ZPO. Der Senat trägt daher kein 10 
denken, der Auslegung zu folgen, die 8 99 Abſ. 1 HMO. in der Re 
ſprechung erfuhren hat. cht 

Dieſe Auslegung entſpricht dem Wortlaut des Geſetzes und 11 
dahin, daß die Zuläſſigseit der Anfechtung der Koſtenentſcheidung! 17 
davon abhängig iſt, daß auch die Entſcheidung in der Hauptſache Tr 
gefochten wird, daß ihre Zuläſſigkeit aber nicht dadurch beeinf t 
wird, daß das Rechtsmittel in der Hauptſache unbegründet iſt och 
eine abweichende Auslegung gibt weder die Faſſung der PO. 1 
die des MietSch®. einen Anhalt. Sie ift ſchon deshalb nicht ha 
weil die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels vorweg geprüft aug 
den und die Zuläſſigkeit feſtſtehen muß, ehe zu der weiteren 
Stellung genommen werden kann, ob das Rechtsmittel in der f 
Erfolg hat oder nicht. Eine andere Frage ift, ob die Entſcheidung 
die Koſten auch dann angefochten werden kann, wenn die in de 
Hauptſache ergangene Entſcheidung gleichzeitig angefochten wich 
Umſtände aber ergeben, daß der Beſchwerdeführer in Wirklichkeit gi 
lich das Ziel einer Abänderung der Koſtenentſcheidung verfolge zu 
die Sachentſcheidung nur deshalb angefochten hat, um jenes gie 
erreichen. Dieſe Frage ift von der Beſchwerdeſtelle nicht geſtellt N 
Senat trägt kein Bedenken, fie i. S. der Entſch. des RG. v. 21. rh · 
1921 (RG. 102, 290 1)) zu beantworten (vgl. hierzu auch Seuff 
68 Nr. 243; Stein⸗Jonas, ZPO., Anm. zu § 99 II, 14). 

GG., 17. Z., Rechtsentſch. v. 18. Juni 1926, 17 U 65/20 
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teiligten zuzuſtellen find, bezieht ſich zweifellos auch auf eiupmeil 
Anordnungen, auch wenn dieſe in Abſ. 2 nicht beſonders aufgef ser 
werden. M. E. müſſen auch einſtweilige Anordnungen ſchriftli rund 
gründet werden, denn der Betroffene muß doch erſehen, auf Sg e 
welchen Sachverhalts und welcher Beſtimmungen die Anordnung if. 
troffen wird bzw. aus welchem Grunde der Antrag abgelehnt worde 

Der Rechtsentſcheid ſteht m. E. auch in einem gewiſſen Wider 921 
mit dem Rechtsentſcheid v. 16. Juli 1924 — 17 Y 6½4 — (J. en 
2024 Hertel, Mieterſchutz Bd. III Nr. 47), obwohl das AO: et 
ſalchen Widerſpruch verneint. Der Rechtsentſcheid 17 Y 61/24 igen 
die Einholung eines Rechtsentſcheids vor Erlaß einer einſwweſ 
Anordnung aus 8 40 Abſ. 5 MSchch. für zuläffig, weil eine 15 
Anordnung den mit den Rechtsmitteln anhängig gemachten Street 
ganz oder teilweiſe erledigt und der Rechtsentſcheid nur einge 
werden könne, wenn die in Betracht kommende Frage für die rlie⸗ 
ſcheidung der Beſchwerdeſtelle von Bedeutung iſt. Nach dem vor ar 
genden Rechtsentſcheid ſoll nun aber eine einſtweilige Anordnung der 
keine Entſcheidung, ſondern nur eine vorläufige Regelung vor 


1) JW. 1922, 96. 


Ds 


5. Jahrg. 1926 Heft 21] 


Y 
155 $ 42 MietSh®.; § 66 GVG. Die Mitglieder der 
lied werdeſtelle dürfen auch nicht ſtellvertretende Mit⸗ 
er eines Mieteinigungsamts fein. 
ſtelle Nach 842 Abſ. 2 Satz 3 dürfen die Mitglieder der Beſchwerde⸗ 
Reine nacht Mitglieder eines MEN. fein. Nach dem Wortlaut kann es 
dem N Anterſchied machen, ob das Mitglied der Beſchwerdeſtelle bei 
Über Ar als ordentlicher oder ſtellvertretender Vorſitzender oder Bei⸗ 
zuleg eſchäftigt wird. Daß die Vorſchrift im weiteſten Sinne aus⸗ 
und 5 iſt und jede Verbindung der Tätigkeit bei der Beſchwerdeſtelle 
geſtellt n. MEA. in einer Perſon verhindern ſoll, wird zudem klar⸗ 
ſtimmt durch den Umſtand, daß das Verbot ſich nicht auf ein be⸗ 
s, ſondern ſchlechthin auf jedes MEN. bezieht. 


Der Inhalt des 866 GVG. kann zur Erläuterung nicht heran⸗ 


Sent werden, denn nach dieſem Geſetz bildet jede Kammer und jeder 
Ennhe⸗ des ordentlichen Gerichts vermöge der Geſchäftsverteilung eine 
0 eit. Derartiges iſt für das MEN. nicht vorgeſehen. 
G., 17. 88, Rechtsentſch. v. 9. Juli 1926, 17 Y 55/26.) (D. 
* 
25 Ach 8 4 BD. des Preuß. Wohlfahrtsminiſters vom 
näßiebt 1925. Das Mieteinigungsamt iſt nicht vorſchrifts⸗ 
ihn d, beſetzt, wenn bei der Wahl der Beiſitzer die Vor⸗ 
a elite einer Vereinigung berückſichtigt ift, die nicht 
inte hließlich oder überwiegend Vermieter⸗ oder Mieter- 
reſſen verfolgt. 


des er Auswahl der Beiſitzer des MEA. muß nach $ 4 der VO. 

teuß. WohlfMin. zum MietSchG. v. 25. Sept. 1923 durch den 
liter. usſchuß aus den eingereichten Vorſchlagsliſten der Hausbe⸗ 
ir Mb Mietervereine erfolgen. Dieſe Vorſchrift iſt eine zwingende. 
ihr zuwidergehandelt, insbeſondere die Vorſchlagsliſte einer 
ſtößt en Vereinigung bei der Wahl mit zugrunde gelegt, ſo ver⸗ 
bal e Wahl gegen eine zwingende Vorſchrift, iſt ungültig und 

MEAN. iſt nicht vorſchriftsmäßig beſetzt. 

G., 17. 388., Rechtsentſch. v. 14. Mai 1926, 17 Y 34/26.) [L.] 


* 


der b. PrO. v. 29. Mai 1925. Hat das Wohnungsamt bei 
Bewinweiſung einer Wohnung dem 87 der PrVO. über die 
zuwipeſchaftung des Wohnraums für Beamte v. 29. Mai 1925 
Zuw ergehandelt, fo hat die zuſtändige Behörde gegen die 
eiſung keine Beſchwerde nach $ 16 des Wohn Mang G. 5) 
I schon im Rechtsentſch. v. 8. Dez. 1924, 17 Y 87/24 (Jahrb. 
Mieth ErgBd. 3, 64; JW. 1925, 1882; PrVerwrl. 46, 432; 
8, eiſitzer 1925, 33; OL GRſpr. 44, 20; Hertel, Mieterſchutz 
dargel „hat der Senat für die Preuß. Anordnung v. 16. Juni 1923 
wohn egt, daß die zuständige Behörde nicht ſelbſt über die Beamten⸗ 
dern daß verfügen Kann, die durch Verſetzung frei geworden iſt, ſon⸗ 
den a nur das WA. nach Maßgabe der Anordnung gehalten ift, 
entſprach ingen der Behörde bei der Verfügung über die Wohnung zu 
1925 chen. Dieſer Rechtszuſtand iſt durch 57 Abſ. 1 VO. v. 29. Mai 
(GS. 65) aufrechterhalten worden. 
für „Auch nach dem jetzigen Recht iſt die Behörde, die eine Wohnung 
bega en Beamten in Anſpruch nimmt, beſchränkt auf einen Anſpruch 
Aus Gemeindebehörde, die gewünſchte Zuteilung vorzunehmen. 
bar Bette dieſem Grunde iſt die Behörde auch nicht zu den unmittel⸗ 
Wel troffenen i. S. des 8 16 WohnMangG. zu rechnen, wenn das 
er einen Wohnungſuchenden in die Wohnung einweiſt. Das Wohn⸗ 
lichen und die auf ihm beruhenden Vorſchriften führen in erheb⸗ 
fugniſ Umfange zu Eingriffen in Privatrechte und privatrechtliche Be⸗ 
Wiſſe. nämlich in das Eigentum, den Beſitz und die Vertragsfrei⸗ 


Can — 
dar eidung darſtellen. Das Fehlerhafte des Rechtsentſcheids liegt 
aß er die Anordnungen aus 8 40 Abſ. 5 MSchG. in einen 


egrigert 
u een Gegenſatz zur Endentſcheidung ſtellt, während ſich be⸗ 
RN ch beide Beſchlüſſe nicht voneinander unterſcheiden, ſondern nur 
gültia,“ daß der eine eine vorläufige Regelung, der andere die end⸗ 
des de Regelung ausſpricht. M. E. iſt daher gegen eine Entſcheidung 
Apr 5 me’ durch welche eine einſtweilige Anordnung gemäß 8 40 
abgele G. getroffen oder ein diesbezüglicher Antrag einer Partei 
daß gt wird, die Rechtsbeſchwerde gegeben. Bemerkenswert iſt, 
gem as RO, auch im Verfahren auf Mietfeſtſetzung eine Anordnung 

5 8 40 Abſ. 5 MSHG. für zuläſſig erachtet. 

OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 

Zu 9 
re 5 Ji 
ſon der Standpunkt vertreten, daß nicht dem übergangenen Bewerber, 


itip 
un 

iel on Stern, Miet Schch., 5. Aufl. 1921 S. 130; ferner 
auch ersauer 1924, Bd. A ©. 182). Dieſen Standpunkt nimmt 
ſcheint KG. mit Recht in erſter Linie ein. Weniger zwingend er⸗ 
Dan zweite Argumentation des KG. Denn, daß das 
als entſcheidende Inſtanz in irgendwelchen Fällen einen Ein⸗ 
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heit. Gegenüber ſolchen Eingriffen joll § 16 den Betroffenen einen 
gewiſſen Schutz geben, indem die Nachprüfung der Einzelmaßnahme 
gewährleiſtet wird. Das Beſchwerderecht ſteht hiernach nur demjenigen 
zu, deſſen Eigentum, Beſitz oder Vertragsfreiheit durch die Verfügung 
der Gemeindebehörde beeinträchtigt wird. Die zuſtändige Behörde i. S. 
der VO. v. 29. Mai 1925 wird aber durch eine weiſungswidrige 
Zuweiſung der Wohnung in keiner dieſer Rechte oder Befugniſſe ver⸗ 
letzt, denn ſie ſteht weder als Eigentümer noch als Beſitzer zu der 
Wohnung des verſetzten Beamten in Beziehung, noch kommt ein Ver⸗ 
tragsſchluß über dieſe Wohnung für ſie in Frage. Demnach iſt ſie 
auch nicht Betroffener nach 8 16 Wohn Mang. 

Eine andere Erwägung führt zum gleichen Ergebnis. Bei der 
Bewirtſchaftung des verfügbaren Raumes liegt die Wahrnehmung der 
öffentlichen Intereſſen der Gemeindebehörde ob. Insbeſondere hat fie 
bei der Zuteilung von Wohnungen unter den Wohnungſuchenden die 
Auswahl zu treffen. Die Beſchwerde nach 8 16 des Wohn Mang. 
gibt der über die Beſchwerde entſcheidende Stelle keine Befugnis, die 
getroffene Auswahl abzuändern und etwa an die Stelle des 
vom WA. bezeichneten Wohnungsſuchenden einen andern zu ſetzen. 
Das MEA. hat die angefochtene Verfügung nur bezüglich ihrer Wir⸗ 
kung auf die Rechte der unmittelbar Betroffenen nachzuprüfen. 
Würde man aber der zuſtändigen Behörde ein Beſchwerderecht aus § 16 
geben, jo könnte und müßte das MEA. nachprüfen, ob das WA. bei 
Auswahl des berückſichtigten Wohnungsbedürftigen richtig vorgegangen 
iſt, und es würde je nach dem Ausfall der Prüfung einen entſcheiden⸗ 
den Einfluß auf die Auswahl des Wohnungſuchenden ausüben konnen 
und müſſen. Das Ergebnis wäre ein fo eigenartiges, daß es klar 
gegen die Zuläſſigkeit der Beſchwerde ſpricht. 

Endlich beſteht auch kein Bedürfnis für die Beſchwerde der 
Behörde. Verletzt die Gemeindebehörde ihre Verpflichtung aus 8 7 
der BD., fo iſt die Dienſtaufſichtsbeſchwerde das Mittel, um fie zur 
Beachtung der beſtehenden Vorſchriften anzuhalten. Die Anrufung 
der vorgeſetzten Stelle wird auch ſtets ausreichen, ſolange nicht durch 
eine vorſchriftswidrige Verfügung des WA. unabänderliche Verhält⸗ 
niſſe entſtanden ſind. Erſt wenn die Zuweiſung der Wohnung nach 
den Geſichtspunkten, die der Senat im Rechtsentſch. v. 17. Nov. 1924, 
17 Y 95/24 (Jahrb. des KG., ErgBd. 3, 5; JW. 1925, 1412; Heſſ. 
Rechtſpr. 1925, 75; Grundeigentum 1925, 177, 856; OL GRſpr. 44, 
19; Hertel, Mieterſchutz 3, 344), näher dargelegt hat, nicht mehr 
geändert werden kann, weil fie bereits Rechte Dritter hat entſtehen 
laſſen, würde dieſes Mittel verſagen. Dann aber würde auch die 
Beſchwerde nach 8 116 WohnMangb. nichts nützen, weil das MEN. 
in die Rechte dritter Perſonen, die aus der Zuweiſung entſtanden ſind, 
ebenfalls nicht eingreifen könnte. 


(GG., 17. 3S., Rechtsentſch. v. 31. Okt. 1925, 17 Y 129/25.) [D.] 
x 


10. Die in 8 3 Abſ. 1 des Berliner WohnNotrechts 
v. 30. Dez. 1924 vorgeſehene Friſt von zwei Wochen wird 
nur dadurch gewahrt, daß das WA. dem Verfügungs⸗ 
berechtigten eine dem 8 11 Satz 1 Wohn Mang. ent⸗ 
ſprechende In anſpruchnahmeverfügung zuſtellt. f) 

8 3 Nr. 1 des Berliner WohnNotRechts beſtimmte in der Faſſung 
v. 18. Aug. 1924, daß der Verfügungsberechtigte über unbenutzte 
oder frei werdende Wohnungen erſt verfügen darf, nachdem das WA. 
erklärt hat, daß es einen Mietraumſuchenden nicht bezeichnen will, 
oder ſeitdem zwei Wochen ſeit der Anzeige verſtrichen ſind, ohne daß 
das WA. dem Verfügungsberechtigten einen Mietraumſuchenden bezeich⸗ 
net... hat. Dieſe Beſtimmung iſt hinſichtlich des Schlußſatzes in der 
Faſſung v. 30. Dez. 1924/7. Jan. 1925 dahin geändert, daß der 
Berechtigte frei verfügen kann, wenn zwei Wochen verſtrichen ſind, ohne 


fluß auf die Auswahl der zu berückſichtigenden Wohnungſuchenden 
ausüben könnte, kann m. E. nicht unbedingt gegen die Zuläſſigkeit 
der Beſchwerde — (wenn dieſe aus ſonſtigen Gründen bejaht werden 
dürfte) — ins Feld geführt werden, würde doch auch die dem WA. 
vorgeſetzte Behörde auf etwa zuläſſige und erfolgreiche Beſchwerde 
einen ſolchen Einfluß ausüben. Die Dienſtaufſichtsbeſchwerde iſt 
freilich nur ausſichtsvoll, wenn das WA. eine Geſetzes verletzung be⸗ 
gangen hat, denn anderenfalls kann die Aufſichtsinſtanz nicht in die 
Handhabung des WA. eingreifen, da dieſe einen Akt der Selbſtver⸗ 
waltung darſtellt. Eine Geſetzesverletzung liegt aber vor, wenn gegen 
die einer Behörde durch die VO. vom 29. Mai 1925 verliehenen 
Rechte vom WA. verſtoßen wird. 
Dem W iſt ſonach beizupflichten. 
RA. Dr. Carl Stern, Däffelborf. 


Zu 10. Daß die Inanſpruchnahme von Raum in bezug 
auf ihren Charakter als wohnungsamtliche Eingriffs⸗Verfügung 
nicht dadurch geändert worden iſt, daß fie in Berlin ſeit dem 1.1. 
1925 (5 21 Abſ. 1, 1 Berl. W Rg. v. 30. 12. 1924) nicht mehr in 
Konkreter Form, d. h. durch Bezeichnung eines Wohnungſuchenden zu 
erfolgen braucht, ſondern abſtrakt, nämlich durch bloße Entziehung 
der privatrechtlichen Verfügungs⸗Befugnis für Zwecke der Allgemein⸗ 
heit, wodurch das Berliner Ortsrecht dem RE. b. 8. 5. 1924 angepaßt 


— 


daß das WA. dem Verfügungsberechtigten gegenüber ſich erklärt Hat. 
Während alſo bisher eine konkrete Beſchlagnahme erforderlich war, 
genügt jetzt eine Erklärung des WA. des Inhalts, daß der Fall der 
Inanſpruchnahme vorliege, daß alſo ein Eingriff in das Verfü⸗ 
gungsrecht des Verfügungsberechtigten erfolge. Der Magiſtrat Berlin 
hat auch als Grund der Anderung die Rechtſpr. des KG., daß eine 
konkrete Beſchlagnahme nicht erforderlich ſei, vielmehr eine abſtrakte 
genüge, angegeben und zugleich — Grundeigentum 1925, 242 — zum 
Ausdruck gebracht, daß die Erklärung nach 83 eine abſtrakte Be⸗ 
ſchlagnahme fein ſolle. Es iſt daher in Übereinſtimmung mit Her⸗ 
tel, Berliner WohnNotR. 15 und Nußbaum⸗Prinz, Berliner 
WohnNotR. 25, § 3 dahin auszulegen, daß die Erklärung des WA. 
durch Ausſpruch einer Inanſpruchnahme, ſei es auch nur einer 
ſolchen ohne Bezeichnung von Wohnungſuchen, alſo einer abſtrakten, 
erfolgen muß. Dieſer Ausſpruch der Inanſpruchnahme iſt aber eine 
Verfügung i. S. der 88 11, 16 Wohn MangcG. Er bedarf daher auch 
des Inhalts, den § 11 Satz 1 Wohn Mang. vorſchreibt (vgl. Rechts⸗ 
entſch. v. 19. Jan. 1925 — 17 Y 125/24 — Entſch. des KG. in 
Miet⸗ uſw. Sachen 3, 2; JW. 1925, 1514; EA. 1925, 363; Recht⸗ 
ſprechung OLG. 44, 299; Verpachter 1925, 83; JurR. 1925, 259; 
Grundeigentum 1925, 607; Hertel, Mieterſchutz 446 Nr. 97; 
Gut⸗Stümper⸗Zormaier, Entſch. WohnMangG. Nr. 155). 
Der Ausſpruch des WA. bedarf aber auch der Form des § 11 (vgl. 
REntſch. v. 11. Juni 1925 — 17 Y 96/25 — JW. 1925, 2622; 
EA. 1925, 403; Rechtſpr. OLG. 44, 300; Zur. 1925 Nr. 1645; 
Grundeigentum 1925, 2111; Heſſ. Rechtſpr. 1926, 16; Deulſch. 
Wohnungsarchiv 1, 185; Hertel, Mieterſchutz, 4 A 12; Gut⸗ 
Stümper⸗Zormaier, a. a. O. Nr. 71). Dazu gehört vor 
allem, daß die Verfügung des WA. dem Betroffenen zugeſtellt, alſo 
ausgehändigt wird. Ein Vorzeigen der Verfügung genügt nicht. 
(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 31. Marz 1926, 17 Y 17/26.) (D.] 


* 


11. 38 13, 32, 9 preuß. PSch O. v. 30. Sept. 1925. 1. Die 
Entid. des PE A. iſt wegen der Anweſenheit des Schrift⸗ 
führers bei der Beratung nur aufzuheben, wenn ſie auf 
dieſem Mangel beruhen kann. — 2. Eine Verletzung des 
Geſetzes i. S. des $ 32 Abſ. 2 liegt nicht darin, daß bei 
der Entſch. des PE A. als Beiſitzer jemand mitgewirkt hat, 
der ſein eigenes Gut ſelbſt bewirtſchaftet, außerdem Land 
dazu gepachtet und eigenes Land verpachtet hat. 


I. Für die Beratung und Abſtimmung des BEA. finden gemäß 
813 Abſ. 1 die 88 192—198 GVG. entſprechende Anwendung. Nach 
§ 193 GVG. dürfen bei der Beratung und Abſtimmung außer den zur 
Entſcheidung berufenen Richtern nur die bei demſelben Gericht zu 
ihrer juriſtiſchen Ausbildung beſchäftigten Perſonen zugegen ſein, ſo⸗ 
weit der Vorſitzende deren Anweſenheit geſtattet. Hiernach verſtößt es 
gegen das Geſetz, wenn der nicht zu dieſen beſonders bezeichneten Per⸗ 
ſonen gehörige Schriftführer der Beratung und Abſtimmung beiwohnt. 
Der Mangel rechtfertigt die Anfechtung der Entſcheidung des PEN. 
gemäß § 32 Abſ. 1 PShD., wenn die Entſcheidung auf ihm beruht. 
Dagegen hat die geſetzwidrige Anweſenheit des Schriftführers oder 
einer anderen Perſon bei der Beratung und Abſtimmung nicht die 
Folge, daß das PEN. nicht vorſchriftsmäßig beſetzt war. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Durchführung der Beratung und Abſtimmung haben 
mit der anderweitig geregelten Zuſammenſetzung des Gerichts oder 
hier des PEM. nichts gemein. Deshalb erfüllt ein Verſtoß gegen 
8193 GVG. nicht den Tatbeſtand des § 551 Ziff. 1 ZPO. und bildet 
deshalb auch nach 8 32 Abſ. 2 PSchO. keine Geſetzesverletzung, die 
ſtets zur Aufhebung der Entſcheidung führen muß, weil das Geſetz 
den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verſtoß und der Ent⸗ 
ſcheidung unter allen Umſtänden annimmt (ebenfo für das in gleicher 
Weiſe geregelte Verfahren vor dem MEA. Bandmann, Verfahren 
vor den MEsl., S. 100, und Hertel, Mieterſchutz. 3. Aufl., S. 209; 
ſowie OLG. Darmſtadt Hefjftipr. 1925, 110 und LG. Freiburg Bad⸗ 
Rſpr. 1926, 25; weitergehend OLG. Roſtock Meckl. 42, 256). 

II. Das PEN. ift auch nicht unvorſchriftsmäßig beſetzt, wenn 
der Pächterbeiſitzer in der Hauptſache ſelbſtwirtſchaftender Eigentümer 
iſt, nur eine geringe Fläche Pachtland bewirtſchaftet und zugleich eine 
noch geringere Fläche ſeines Landes verpachtet hat. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, in welchem Umfange die Ernennung eines Beiſitzers 
durch den Präſidenten des Landeskulturamts die Nachprüfung aus⸗ 


iſt, konnte kaum einem Zweifel unterliegen. Ebenſowenig zweifelhaft 
dürfte es ſein, daß unter „Zuſtellung“ einer Verfügung i. S. von 
8 11 Satz 1 WMG. kein bloßes Vorzeigen derſelben genügt, denn mit der 
Zuſtellung wird die Beſchwerdefriſt gemaß $ 16 WM., Ziff. V 
Preuß. AusfVO. v. 3. 7. 1920 in Lauf geſetzt, und das MEAN. muß in 
der Lage ſein, feſtzuſtellen, daß die Beſchwerdefriſt gewahrt iſt, alſo 
auch wann fie begonnen hat (vgl. die entſpr. Vorſchrift wegen der 
Ladung in 8 40 Abf. 1 Satz 3 MSHG.). In welcher Form die Zuſtellung 
den Nachweis des Behändigungsvorgangs ermöglicht, iſt ohne Be⸗ 
deutung; die Formvorſchriften der ZPO. Über Zuſtellung von Amts 
wegen, die auch für das Abgabenrecht gelten, finden mangels Inbezug⸗ 
nahme keine Anwendung. RA. Brum by, Berlin. 


ſchließt, ob der Ernannte den Anforderungen des 89 PSchd. en 
ſpricht, denn auch eine ſolche Nachprüfung ergibt keinen Verſtoß Be 
die vorgeſchriebene Zuſammenſetzung des PEN. — Perſonen, W n 
Land fowohl gepachtet wie auch verpachtet haben, ſollen zu Veit, 
nicht beſtellt werden (8 9 Abſ. 2 Satz 2). Die Ernennung eines 1 
ſitzers, der zugleich Pächter und Verpächter ift, iſt aber keinesfalls 
wirkſam, denn es handelt ſich nur um eine Sollvorſchrift. der 
bleist nur noch die Frage, ob zum Beiſitzer aus dem Kreiſe I 
Pächter jemand ernannt werden kann, der zwar Pachtland hat, in 
Hauptſache aber ſein eigenes Land bewirtſchaftet. ger 
Das Geſetz enthält ein Verbot diefer Ernennung nicht. WS = 2 
pächter und Pächter i. S. der Beiſitzerauswahl gelten nach 8 9 1 
Satz 1 nur Perſonen, die in Anſehung ihres Pachtlandes ſelbſt le 
Vorſchriften der PSchdO. unterliegen. Es wird alſo gefordert, daß fe 
Land gepachtet oder verpachtet haben, nicht dagegen erwähnt, ob 
auch in mehr oder weniger großem Umfange ſelbſtwirtſchaftende Ei 
tümer fein dürfen. Schon dieſes Schweigen kann nur dahin gedeut 
werden, daß das Vorhandenſein eigenen Beſitzes der Ernennung det 
mals hinderlich entgegenfteht; denn das Geſetz hat die Möglichkeit en. 
Bewirtſchaftung eigenen Bodens durch Beiſitzer nicht etwa übers 
Es laßt vielmehr in Abſ. 4 für den Bedarfsfall zu, daß an Sn 
von Verpächtern ſelbſtwirtſchaftende Eigentümer zu Beiſitzern beſt 35 
werden können, wenn ſie weder Verpächter noch Pächter oder Nutzung, 
berechtigte ſind. Man kann aus dieſer Beſtimmung ſogar mit au 
reichender Sicherheit erkennen, daß ſelbſtwirtſchaftende Eigentüme 
die auch Pächter oder Verpächter find, von der Verwendung als © 2 
ſitzer nicht ausgeſchloſſen ſein ſollen. Wären ſie nämlich durch ab). 
ſchlechthin ausgeſchloſſen, dann Hätte es genügt, in Abſ. 4 als! 
nahme die Ernennung ſelbſtwirtſchaftender Eigentümer zu erwäh it 
Dies ift nicht geſchehen, ſondern nach dem Wortlaut des Abſatzes t 
die Ausnahme nur darin zu finden, daß ſolche Eigentümer erhal 
werden können, obwohl fie daneben nicht Pächter oder Verpächter IM 
Hat das Geſetz jeden Pächter oder Verpächter ohne Ruc 
auf fein Eigentum an landwirtſchaftlich genutztem Boden als Bell 11 
zugelaſſen, fo darf auch nicht im Einzelfall unter dem Geſichtspu 120 
der ordnungsmäßigen Beſetzung des BEN. geprüft werden, in welch 
Maße die Größe des eigenen Landes diejenige des gepachteten © ei 
verpachteten Landes dieſes Beiſitzers überſteigt. Dazu fehlt eine gel 
liche Grundlage. 
(KG., 17. 35., Rechtsentſch. v. 18. Juni 1926, 17 v 46/26.) 0. 


II. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 
Berlin. 1. Geſchäftsaufficht. 


1. 8 12 GefHAuff®D.; 58 307, 342, 343 3 PO. Ein auß 
auf Einſpruch gegen ein Verſäumnisurteil erklärtes 
erkenntnis iſt kein „ſofortiges “. 5) 


Die Beklagte iſt der Anſicht, daß ſie einmal durch das 21 
Tag nach der Zuſtellung der Klage abgeſandte Schreiben der Au 
ſichtsperſon die Forderung ſofort anerkannt habe und die Kläger 
die Koſten des Rechtsſtreits treffen müßten, weil für die Kläger 
kein ſchutzwürdiges Intereſſe an einem Schuldtitel beſtanden ha 
Zum mindeſten ſei aber das in der erſten mündlichen Ber 
lung nach dem Verſäumnisurteil abgegebene Anerkenntnis # 
ein ſofortiges im Sinne der Verordnung. * 

„Der Unfiht von Wittig (©. 36) u. Cahn, Geſchiſte 
aufſicht u. Zwangsvergleich, (zu § 12) daß jede unbedingt und ve 
behaltlos nach Klageerhebung ausgeſprochene Anerkennung 
Anſpruchs genüge, um den Beklagten vor der Koſtenlaſt 
ſchützen, vermag der Senat nicht beizutreten. Die Entſcheidung 
Frage hängt davon ab, ob das in § 12 behandelte Anerkene un 
als ein prozeſſuales anzuſehen iſt. Sie kann nur aus dem — 
der ganzen VO., aus der Entſtehungsgeſchichte und aus u 
Zwecke d. § 12 beantwortet werden. Die Geſchäftsaufſicht g 
wie ſich aus don 88 1 und 2 GeſchAufſVO. ergibt, die Unterſtltzun 
und Überwachung des konkursreifen Schuldners durch eine von pe 
für die Eröffnung des Konkursverfahrens zuftändigen Gerichte vor 
ſtellte Aufſichtsperſon. Als Wohltat für den Schuldner, den ſie fü 
den vernichtenden Folgen des Konkurſes bewahren ſoll, Kang 
nur auf feinen Antrag angeordnet werden (§ 1 GeſchelufſBO.). 


Auer 
Zu 1. Der Satz, daß ein nach Einſpruch erklärtes Ane 
kenntnis kein ſofortiges ſei, kann in dieſer Allgemeinheit . 
als richtig anerkannt werden. Das KG. geht zutreffend davon. 
daß das Anerkenntnis des § 12 GeſchAufſVO. ein Anerkennint er 
Prozeß ſein muß. Der Verſuch Wittigs, der ſich auf Jä tn 
(GA. 66, JW. 1917, 918) und Cahn (GA. 121) ftüst, das z 
erkenntnis (A.) des § 12 in einen Gegenſatz zu dem A. des 9 
3 O. zu bringen, geht fehl. Wenn Wittig in dem A. des F 
PO. ein reines Prozeßanerkenntnis erblickt, dann muß er dach 
des § 12 ebenſo beurkeilen. Denn der § 12 bringt, wie die am 93. 
Begründung ausdrücklich hervorhebt, eine Erweiterung des der 
Dieſe beſteht allein in einer Lockerung der Vorſchrift, daß 
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ehe Konkursverfahren der gemeinſamen Zwangsbefriedigung der 
erteil gläubiger durch Verwertung und grundſätzlich gleichmäßige 
if) 18 10 des von der Konkursbeſchlagnahme ergriffenen Ver⸗ 
ber Sr des Gemeinſchuldners dient, bezweckt das Geſchäftsaufſichts⸗ 
irtſchn en; das Vermögen des Schuldners zu erhalten und ihn 
Jultlich wieder in die Höhe zu bringen. 
f. Während der Dauer der Geſchäftsaufſicht iſt daher nach § 6 
Mag. GeaHAUFYD. in der Faſſ. der RRegV. v. 14. Juni 1924 
un e 1, 1, 641) die Entſcheidung über Anträge auf Eröffnung des 
Die guwgerfahrens über das Vermögen des Schuldners auszuſetzen: 
Arteſſezangsvollſtreckung iſt, ebenſo wie die Ausbringung eines 
wehrt 7 den von dem Verfahren betroffenen Gläubigern ver⸗ 
N ne 6 Abſ. 2 GAV.). Die Rechtsſtellung des Schuldners 
mögen t angetaſtet; er verliert nicht die Befugnis, fein Ver⸗ 
Eiubuß zu verwalten und darüber zu verfügen; er erleidet keine 
tion. dan feiner Partei⸗ und Prozeßfähigkeit und Sachlegitima⸗ 
t mehr: Geſchäftsaufſichtsverfahren dient aber, wie in der Litera⸗ 
Echuldnörfach hervorgehoben wird, nicht allein der Rettung des 
Sean ſondern auch dem Wohle der Gläubiger (vgl. Jäger, 
ilfe . S. 18; Lg. 1917, 582; Heß, die Kriegsgeſetze zur Ab⸗ 
ſchäftsaueſchaftlicher Schädigung, 4. Aufl. 169; Klien, die Ge⸗ 
u. Faufſicht zur Abwendung des Konkurſes, 1917 f 2 Anm. 1 
162 1 die entgegenſtehenden Meinungen von Breit (JW. 1915, 
rechtliche aſſermann⸗Erlanger (die Kriegsgeſetze privat⸗ 
erſte 8 Inhalts, Vorbm. 2 vor 8 1) beziehen ſich nur auf die 
flicht de Auf die Befriedigung der Gläubiger hinzuarbeiten, iſt 
Die des Schuldners und vornehmſte Aufgabe der Aufſichtsperſon. 
U nach biger erlangen durch die Geſchäftsaufſicht entweder nach 
liche 90 volle Befriedigung oder beim Abſchluß eines außergericht⸗ 
eine gz kommens oder des konkursabwendenden Zwangsvergleichs 
höhere Quote als im Konkursverfahren. Mitteldar kommt 
ſeinem hne; daß das perſönliche Intereſſe des Schuldners an 
trächtſ lüternehmen erhalten bleibt und ſo der vielleicht recht be⸗ 
Geſchgl e Wert ſeiner Arbeitskraft gerettet wird (ſo auch Jäger 
Schulden 28). Zur Sicherung der Gläubiger kann das Gericht dem 
Geſcheſ er auch beſondere Verpflichtungen auferlegen ($ 3 Abf. 3 
Bill 100.) Schließlich droht dem Schuldner bei erheblicher 
kurs Lerletzung Aufhebung der Geſchäſtsaufſicht und damit Kon⸗ 
Gleichwof Zwangsvollſtreckung ($ 66 Abſ. 2 Nr. 1 GeſchaufſVO.). 
und zvohl verbietet das Geſetz, wie ſich aus 8 12 GeſchAufſVO. 
Bing, er amtlichen Begründung zu dem Entwurf ergibt, dem Gläu- 
Schult eineswegs Klage gegen den unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden 
erſt = zu erheben. Das Geſetz gebietet der Rechtsverfolgung 
Gefangene Abſchnitte der Pan an Einhalt (8 6 Abſ. 2 
Klage ufſgB'O.). Unter der Herrſchaft der erſten VO. waren nun 
au erer hegen den unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldner 
vorſo ordentlich zahlreich. Die Gläubiger ſtrebten danach, ſich 
gewähelrd. einen vollſtreckbaren Schuldtitel zu verſchaffen. Er 
Aufbebn, ihnen, wie auch jetzt noch, die Möglichkeit, ſofort nach 
ihnen ing der Geſchäftsaufſicht zu vollſtrecken und verſchaffte 
ter, in dem nachfolgenden Konkursverfahren die günſtigere 
Eine A bei der Feſtſtellung des Gläubigerrechts (8 146 Abſ. 6 KO.). 
untl. in der Praxis weit verbreitete Anſicht nahm nun an, wie die 
ter Ger gründung zu § 12 GeſchAufſVoO. ausführt, daß der un» 
erzennchaftzaufſicht ſtehende Schuldner auch bei ſofortigem An⸗ 
er, 1. MS des Anſpruchs die Prozeßkoſten zu tragen habe, wenn 
nicht „es auch auf Anweiſung der Aufſichtsperſon, bei Fälligkeit 
Gläubsaezahlt hatte. Geſtützt auf dieſe Auffaſſung haben vielfach 
mufſich mit Erfolg verſucht, ſich ſchon während der Geſchäfts⸗ 
erkan auf Koſten des Schuldners vollſtreckbare Titel wegen an⸗ 
äfts er Forderungen zu verſchaffen. Damit wurde aber das Ge⸗ 
macht Aifſichtsverfahren unterhöhlt und ſein Zweck zunichte ge⸗ 
Feopepp hrlos ſah ſich der Schuldner einer immer wachſenden 
Hüfte oſtenlaſt gegenüber und war mit der Aufhebung der Ge- 
— Vaufſicht einer Flut von Zwangsvollſtreckungen ausgeſetzt. 


Ve, 
Die Mur Erhebung der Klage Veranlaſſung gegeben haben muß. 


Die Acdtzahlung einer fälligen Schuld iſt eine Klageveranlaſſung. 
von ordnung der Geſchäftsaufſicht befreit den Schuldner nicht 
er ni en Verpflichtung, feine fälligen Schulden zu bezahlen. Zahlt 
her dar 10 gibt er zur Klage Veranlaſſung. Der Auffſichtsſchuld⸗ 
die Vel aber nicht mehr nach eigenem Ermeſſen zahlen, er iſt an 
fie bilungen der Aufſichtsperſon gebunden und muß die Grund⸗ 
u der or NO. befolgen. Sein Zahlungsverzug findet alſo auch 
Veoba , Anordnung der Geſchäftsaufſicht feine Rechtfertigung. Die 
tritt tung der Vorſchriften der GeſchAufſ BO. ſoll inſoweit den Eine 
Tagen olgen der Klageveranlaſſung hindern. Jede andere 
ſcäſtsaranlaſſung, die in keinem Zuſammenhang mit der Ge⸗ 
Anſprauſſicht ſteht, wie z. B. die Tafſache, daß der Schuldner den 
in di ch beſtritten hat, muß zur Verurteilung des Schuldners 
nn oeßkoſten führen, auch wenn er in der mündlichen Ver⸗ 
vrozeſſ den Anſpruch anerkennt. Iſt aber das A. des § 12 ein 
ſelegt ee dann kann das Wort „ſofort“ nicht anders aus⸗ 
hungs erden als das „ſofort“ des § 93 ZPO. Aus der Ent- 
'geſchichte des 8 12 Kann etwas anderes nicht gefolgert 
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Statt den Konkurs abzuwenden, drängte ihn die Geſchäftsauf⸗ 
ſicht zum Konkurs. Um dies zu verhüten und in der Erkenntnis, 
daß das Geſchäftsaufſichtsverfahren auch dem Wohle des Gläu⸗ 
bigers diene, wurde die Vorſchrift des § 12 eingeführt, und die 
Koſten des Rechtsſtreits bei ſofortigem Anerkenntnis dem Gläu⸗ 
biger auferlegt. 

Es kann nach der Entſtehungsgeſchichte des $ 12 ſomit nicht 
zweifelhaft ſein, daß nur ein prozeſſuales Anerkenntnis dem 
Schuldner die Wohltat der Koſtenbefreiung gibt. Ein gerechtfer⸗ 
tigter Anlaß zur Klage und zu ihrer weiteren Verfolgung während 
der Geſchäftsaufſicht liegt in der Regel nicht vor, da das Urteil 
während der Dauer der Geſchäftsaufſicht nicht vollſtreckt werden 
kann. Damit iſt aber noch nicht geſagt, daß der Gläubiger während 
der Geſchäftsaufſicht kein ſchußbedürftiges Intereſſe hätte, ſich 
einen vollſtrechbaren Titel zu verſchaffen. Einmal ergibt ſich ein 
ſolches aus den bei der erſten VO. angegebenen Gründen, die 
beftehen geblieben find. Hinzukommt, daß das Geſchäftsaufſichts⸗ 
verfahren nicht der Verfolgung des Anſpruchs des Gläubigers dient, 
ihm keinen Urteilserſatz verſchafft, und ihm keine Gewähr zur 
Befriedigung zu gelangen, bietet, zumal da die Dauer der Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht vom Willen des Schuldners abhängt. Erfolgt die 
Anſpruchserkennung nicht abſtrakt in einer beſonderen Urkunde 
oder gemäß § 794 Ziff. 5 3PO., fo iſt der Schuldner durch 
nichts gehindert, nach Beendigung der Geſchäftsaufſicht den An⸗ 
ſpruch zu beſtreiten oder nur deshalb den Anſpruch zunächſt an⸗ 
zuerkennen, um der Klage zu entgehen. Klagt der Gläubiger 
nun trotz Kenntnis der Geſchäftsaufſicht oder ſtellt er die Klage 
nach ihrer Einreichung trotzdem noch zu, tut er dies auf ſeine 
eigene Gefahr. Er muß deſſen gewärtig ſein, daß der Schuldner 
den Anſpruch ſofort anerkennt, und ihm, den Gläubiger, „die 
Prozeßkoſten zur Laſt fallen“ (8 12 GeſchAufſBO.). 

Im landgerichtlichen Verfahren kann nun zwar im Rahmen 
des anhängigen Rechtsſtreits nur ein RA. den geltend gemachten 
Anſpruch wirkſam anerkennen (88 78, 307 3509. Der Schuldner 
iſt alſo gezwungen, erſt noch einen Anwalt mit ſeiner Vertretung zu 
beauftragen und ihm Vorſchuß zu leiſten. Man könnte deshalb auf 
den Gedanken verfallen, der Zweck des § 12 GeſchAufſVO. 
würde hierdurch vereitelt und ein außergerichtliches Anerkenntnis 
des Schuldners müßte genügen. Indeſſen, will der Schuldner die 
egen ihn geltend gemachte Forderung ſofort anerkennen, ſo be⸗ 
teht nach ſeiner Anſicht eben die Klageforderung zu Recht und 
den Gläubiger treffen bei ſofortigem Anerkenntnis die Koſten. Es 
handelt ſich ſomit nur um eine kurze Zeitſpanne, während deren 
der Schuldner den Vorſchuß zu leiſten hat, da er wegen ſeiner 
außergerichtlichen Koſten ſogleich gegen die Forderung des Gläu⸗ 
bigers aufrechnen und ſich auf dieſem Wege von einem Teil ſeiner 
Schuld befreien kann. 

Hat der Gläubiger hiernach ein rechtsſchutzwürdiges Intereſſe 
daran, einen vollſtreckbaren Titel zu erhalten, ſo kann der Schuld⸗ 
ner nicht annehmen, daß der Gläubiger gegen ihn in der münd⸗ 
lichen Verhandlung nicht auftreten werde. 

Dem Schuldner kommt die außerordentliche Vergünſtigung, 
die Prozeßkoſten auf den ſiegreichen Gegner abzuwälzen, nur dann 
zu, wenn er dem Gläubiger in ſeinem vom Geſetze zugelaſſenen 
Beſtreben, ſo ſchnell wie möglich zu einem vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titel zu gelangen, nicht nur nichts in den Weg legt, ſondern auch 
durch ſeine eigene Tätigkeit hilft. Wenngleich dem ſäumigen 
Schuldner die durch die Verſäumnis veranlaßten Koſten nach Maß⸗ 
gabe des § 344 30. ſtets auferlegt werden müſſen, jo iſt doch 
die Anerkennung der Forderung in dem ſpäteren Verhandlungs⸗ 
termine nicht mehr als eine ſofortige anzuſehen. Durch die Ein⸗ 
legung des Einſpruchs verſtößt nämlich der Schuldner gegen ſeine 
Pflicht, dem Beſtreben des Gläubigers, ſo ſchnell wie möglich zu 
einem vollſtreckbaren Titel zu gelangen, nichts in den Weg zu 
legen. Die Beſtimmung des 8342 ZPO. daß durch den zus 


werden. Die Entſch. des KG. deckt ſich im Ergebnis mit der 
Entſch. des OSG. Kiel vom 13. Juli 1925 (JW. 1926, 289), in dem 
es ſich um die Bedeutung des „ſofort“ im § 93 handelt. Kiel 
hält ein nach Einſpruch erklärtes A. nicht für ein fofortiges, 
weil es nicht in der erſten mündlichen Verhandlung abgegeben 
iſt; ob der Bekl. ohne Verſchulden früher anerkennen konnte, 
ſei unerheblich. Dieſe Auffaſſung ſteht im Widerſtreit mit der 
Anſicht von Stein⸗Jonas, wonach auch ein nach Einſpruch 
erklärtes A. ein ſofortiges iſt; auf die Schuldfrage wird nicht 
eingegangen. Während Kiel zu eng auslegt, legen Stein⸗ 
Jonas zu weit aus. Ein ſofortiges A. kann m. E. nur ein 
ſolches ſein, das in der erſten mündlichen Verhandlung abge⸗ 
geben wird, in der es der Bekl. abgeben konnte. Wenn der Behl. 
den erſten Termin ſchuldhaft verſäumt hat, ſo kann er nicht 
mehr ſofort anerkennen. Iſt das Verſäumnisurteil aber ohne 
ſein Verſchulden erlaſſen, dann iſt das nach Einlegung des Ein⸗ 
ſpruchs erklärte A. noch ein ſofortiges. Ob die Verſäumnis ſchuld⸗ 
haft war, iſt nötigenfalls durch Erhebung der angebotenen Be⸗ 
weiſe zu ermitteln. AGR. Levy, Charlottenburg. 
309 
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läſſigen Einſpruch der Prozeß in die Lage zurückverſetzt wird, in 
der er ſich vor Eintritt der Verſäumnis befand, ändert hieran 
nichts. Es wird nicht alles ausgelöſcht, was bisher geſchehen iſt. 
Dies zeigt ſich beſonders auch darin, daß das Vexſäumnisurteil 
nicht ſchlechthin unwirkſam wird, ſondern die erneute Verurteilung 
des Beklagten nach $ 343 ZRO. gerade durch Aufrechterhaltung 
des Verſäumnisurteils geſchieht. Zu demſelben Ergebnis gelangen 
auch Zweigert, Anm. 3 zu § 12 u. Levy, die Geſchäftsauf⸗ 
ſicht und der Zwangsvergleich, 86. Der abweichenden Anſicht von 
Stein⸗Jonas, 13. Aufl., III, 2 zu § 93 IPOD. Anm. 19 vermag 
der Senat ſich hier nicht anzuſchließen (vgl. die dort angegebenen 
87 Sydow Buſch, 18. Aufl., Anm. 2 zu § 93 3] 0., 


(KG., 7. ZS., Urt. v. 24. Juni 1926, 7 U 5051/6.) 
Mitgeteilt von RA. Paul Kirſchberg, Berlin. 


* 
Dresden. 

2. 88 4, 13, 21 GeſchAufſVoO. Vollſtreckungshand⸗ 
lungen, die in der Zeit zwiſchen Antragsſtellung und 
Anordnung der Geſchäftsaufſicht in das Vermögen des 
Geſchäftsaufſichtsſchuldners vorgenommen werden, find 
relativ wirkſam. f) 

Die GeſchAufſs O. v. 14. Dez. 1916 f. d. Faſſung der VO. v. 
8. Febr. und 14. Juni 1924, insbeſ. ihr 8 21 Abſ. 4 ergibt nach Zweck, 
Inhalt und Wortlaut, daß, wenn und ſolange Geſchäftsaufſicht be⸗ 
ſteht, das Schuldnervermögen dem Zugriffe und Befriedigung aller 
vom Verfahren betroffenen Gläubiger in dem in 8 21 Abſ. 4 be⸗ 
zeichneten zeitlichen Umfange im Wege der Zwangsvollſtreckung ent⸗ 
zogen fein ſoll (88 4, 13, 21 GeſchAufſVoO.). Deswegen find fie für 
das Verfahren der Geſchäftsaufſicht ohne rechtliche Wirkſamkeit, d. h.: 
Werden die gepfändeten Gegenſtände zur Befriedigung der Gläubiger 
herangezogen, ſo kann der Pfändungsgläubiger dem nicht wider⸗ 
ſprechen, die Zwangsvollſtreckung iſt unwirkſam. Werden die er⸗ 
langten Pfänder im Geſchäftsaufſichtsverfahren nicht zur Befriedi⸗ 
gung der Gläubiger verwertet, wird die Überſchuldung oder Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des Schuldners behoben, weil genügendes freies Ver⸗ 
mögen zur Befriedigung der Gläubiger vorhanden iſt — und ſolche 
Fälle ſind ſehr wohl denkbar —, dann entfällt die bez. Unwirkſam⸗ 
keit der Zwangsvollſtreckung, der Pfändungsgläubiger darf ſie 
fortſetzen. Deswegen durfte das Vollſtreckungsgericht dem Antrage 

Zu 2. Die Entſcheidung iſt m. E. verfehlt. Die Durchführung 
des von dem OLG. aufgeſtellten Grundſatzes würde eine eigenartige 
Rechtslage herbeiführen: Der Schuldner dürfte gepfändete Waren ver⸗ 
kaufen und verarbeiten, gepfändete Forderungen abtreten, die Siegel 
von den Pfandſtücken entfernen; die Pfändungspfandgläubiger ge⸗ 
hörten zu den betroffenen Gläubigern und nähmen am Vergleichs⸗ 
verfahren teil. Werden die Pfandſtücke nicht verarbeitet oder ver⸗ 
äußert, ſo nähmen die Pfändungspfandgläubiger gleichfalls am Ver⸗ 
fahren teil und ſtimmten mit, nach Beendigung der Geſchäftsauf⸗ 
ſicht könnten ſie ſich aber aus den Pfandſtücken befriedigen, als wenn 
der Zwangsvergleich nicht gegen ſie wirkte. Das iſt ein unmöglicher 
Zuſtand. Ein Beſchluß, der eine Pfändung für „unwirkſam“ erklärt, 
haftet am Wortlaut des Geſetzes, gibt aber ſeinen Sinn nicht wieder: 
Das Wort „unwirkſam“ muß unter Einordnung in unſer Voll⸗ 
ſtreckungsrecht ausgelegt werden. Die richtige Auslegung hat das 
LG. Leipzig (JW. 1925, 842) gegeben, die auch die Zuſtimmung von 
Jaeger gefunden hat. Danach muß die Zwangsvollſtreckung für 
„unzuläſſig“ erklärt werden. Die Worte im § 2 Abſ. 4 Geſch⸗ 
AufſVoO. „für das Verfahren der Geſchäftsaufſicht“ bedeuten nichts 
anderes als: ſofern das Verfahren der Geſchäftsaufſicht angeordnet 
wird. Dafür ſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte des Abſ. 4. We⸗ 
nige Tage vor Erlaß der BO. v. 14. Juni 1924 wurden die Ber⸗ 
liner Konkursrichter im preuß. JuſtMin. gehört. Dabei wurde auf 
die Klagen hingewieſen, die über ungenügende Vorbereitung und 
Überſtürzung der Anordnungsbeſchlüſſe laut geworden waren. Die 
Richter rechtfertigten ihr Verfahren damit, daß eine ſchleunige Ent⸗ 
ſchließung notwendig wäre, weil der Antrag des Schuldners auf An⸗ 
ordnung der GeſchAufſ. für die Gläubiger das Signal ſei, mit Ar⸗ 
reſten und Zwangsvollſtreckungen gegen den Schuldner vorzugehen. 
Wenn die Gläubiger vor Anordnung der GeſchAufſ. vollſtreckten, 
dann hätte die Geſch Aufſ. keinen Zweck mehr. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden könnte eine gründliche Prüfung, ob die Vorausſetzungen für 
eine Geſch Aufſ. vorliegen, erſt nach der Anordnung eintreten. Stellte 
ſich dann heraus, daß die Vorausſetzungen nicht vorlagen, ſo würde 
die Geſchelufſ. wieder aufgehoben. Eine Behebung dieſer Schwierig⸗ 
Reiten hielt das preuß Juſt Min. mit Recht auf dem Wege erreichbar, 
daß die nach Eingang des Antrages auf Anordnung der GeſchAufſ. 
erwirkten Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in ihrer Wirkung den 
nach dem Anordnungsbeſchluß erwirkten (8 6 Abſ. 2) gleich⸗ 
geſtellt werden. Der Reichsrat hat einen dahingehenden Vorſchlag 
des preuß. JuſtMin. gebilligt, aber die unglückliche Faſſung des 


Abſ. 4 $ 21 gewählt. 
AGR. Le oy, Charlottenburg. 
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des Schuldners nicht ſtattgeben, den Pfändungs⸗ und übermeilen 
beſchluß v. 29. April 1926 aufzuheben, es hätte nur feine Unwir 
keit für die Geſchäftsaufſicht ausſprechen können. 200 
(OLG. Dresden, FergS. A., Beſchl. v. 22. Juli 1928, 10 Reg. AA 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ludwig Goldwaſſer, Leipzih, 
* 
Jena. aun 
23. 3 6 GeſchAufſvo. Der Gerichts vollzieher cher 
die Vornahme einer Zwangsvollſtreckung während 
Dauer der Geſchäftsaufſicht verweigern. f) dung 
Das LGG. hält den Gerichtsvollzieher für berechtigt, die PM Kon 
abzulehnen. Zwar nicht deshalb, weil keine pfändbaren intern net 5 
freien Gegenſtände vorhanden ſeien, wohl aber weil die Sch Glau- 
unter Geſchäftsaufſicht ſtehe und nicht dargetan ſei, daß die Wider 
bigerin zu denen gehöre, die nach 8 13 Nr. 2 GAV. nicht V 
Geſchäftsauſſicht betroffen würden. 
Die ſofortige weitere Beſchwerde iſt unbegründet. 
Ob der Gerichtsvollzieher pfändet und nachher ſich der Schu rt 
nach § 766 ZPO. beſchwert oder ſich der Gerichtsvollzieher m 
und ſich der Gläubiger beſchwert, läuft auf dasſelbe hinaus. Ac. 
AG. entſcheidet als Vollſtreckungsgericht. Der Beſchluß des fr 
iſt nicht deshalb aufzuheben, weil es auf die Beſchwerde der Ge⸗ 
bigerin tätig geworden iſt. Die Gläubigerin iſt auch nicht vom 
ſchäftsauſſichtsverfahren ausgeſchloſſen. 
(OLG. Jena, Beſchl. v. 31. Mai 1926, 3 W 426/26.) 
Mitgeteilt von RA. Ernſt Feilchenfeld, Nürnberd 


Berlin. 2. Verfahren. Bi 
1. 88 279, 529 3PO. Eine Ausſchließung iſt 906 f 
nicht zuläffig, wenn die Partei ein Angriffsmiktel des 
nicht vorbringt, weil ſie ohne grobe Fahrläſſigkeit 
bisherige Vorbringen für ausreichend hält. 5) ad 
Für die Zeit v. 21. Juni bis zum 8. Aug. 1919 hat das dies 
die Kl. nach § 279 PO. ausgeſchloſſen. Der Senat konnte uu 
nicht billigen. Denn der Grund, aus welchem die Kl. zunächſt er 
die Zeit v. 30. Mai bis 20. Juni 1919 ihrer Schadenserſatrech K. 
zugrunde legt, ſteht nicht feſt. Wenn es geſchah, weil die er⸗ 
nachdem ſie bereits am 20. Juni 1919 die Duplikat⸗Quittung 
Zu 3. Das OLG. hat eine Antwort auf die Srage, , 
Gerichtsvollzieher berechtigt ſei, wegen der Geſchäftsaufſicht die eich. 
ſtreckung zu verweigern, mit der Bemerkung umgangen, es jet pas 
gültig, ob der Gläubiger oder der Schuldner Einwendungen gegen, 
Verfahren des Gerichtsvollziehers erhebe. Mit Recht hat es die ſch⸗ 
wort abgelehnt, weil die Beantwortung jener Frage für die En if, 
der Hauptfrage nach der Zuläſſigkeit der Vollſtreckung unerhebli age 
ſelbſt wenn der Beſchwerdeführer ausdrücklich eine Entſch. jener 
verlangt hat. Anm · 
Die Frage ſelbſt kann mit Cahn, Geſchäftsaufſicht 8 5 faber; 
und Weinberg, Geſchäftsaufſicht 86 Anm. 5 nur verneint Mn 
a. M. Huth und Walter, Geſchäftsauſſicht 5. Aufl. S. 28 e 
Gerichtsvollzieher hat die Vollſtreckbarkeit auf Grund der Bol dem 
kungsklauſel (PO. 88 724, 725) zu prüfen und muß außer 
vor Vermögensgegenſtänden Halt machen, die unbedingt in der 
vollſtreckung nicht haften (ZPO. 8 811). No 
Schon im Konkursfalle darf der Gerichtsvollzieher 2 
ſtreckung nicht wegen § 14 KonkdD. ablehnen, weil ihm nicht die. 
urteilung zuſteht, ob der betreibende Gläubiger ein Konkurägl® 
iſt oder nicht. Sinn und Zweck der Vollſtreckungsklauſel iſt, I 
Gerichtsvollzieher jede materiellrechtliche Beurteilung abzunehme 
weit nicht ausdrücklich Ausnahmen gemacht find (88 726, 27 zit 
Die Berückſichtigung des § 14 NonkD. von Amts wegen bee den 7 
den Gerichtsvollzieher nur ſoweit reichen, daß dieſer den betrel 
Gläubiger auf das Verbot aufmerkſam machen muß. ® ie d 
Geſchäftsaufſicht unterliegende Vermögen iſt noch weniger wie gen 
Maſſe ſchlechthin der Vollſtreckung entzogen, denn es hafte be 
Gläubigern, deren Forderungen nicht von der Geſchäftsaufſich dem 
troffen find (813 GeſchuufſVO.). Der einzelnen Forderung un uſehel, 
einzelnen vollſtreckbaren Titel iſt es nicht ohne weiteres au zwoll? 
ob das fragliche Vermögen haftet oder nicht haftet. Der Gericht 
zieher muß ſich daher an die Vollſtreckungsklauſel halten un nörih⸗ 
die Entſch. dem Richter überlaſſen, geradeſo wie wenn die Zuge! 
keit einer Sache zum Vermögen des Schuldners beſtritten we 9 
Gerichtsvollzieher weiß nicht, ob die Vorausſetzungen des § 18 4. er 
vorliegen und hat auch darüber nicht zu entſcheiden; folglich . zu 
weder berechtigt noch verpflichtet ſein, die Vollſtreckungs handlung n- 
verweigern, weil er glaubt, die Forderung des betreibenden Bann 
bigers werde von dem Geſchäftsaufſichtsverfahren betroffen. Er | 
auch hier nur den Gläubiger warnen (JW. 1926, 2116). iel. 
Geh. IR. Prof. Dr. G. Kleinfeller, Ki 
Eniſch / 


ie 
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Zu 1. Eine von vernünftigem Wohlwollen getragene 


e 102 Heſi 21] — 


Allen Hatte, die Ausſichten einer Rechtsverfolgung für die Zeit nach 
fur ee Juni 1919 als zweifelhaft beurteilte und daher Koſten 
wie 1 % dann kann von einer Verſchleppungsabſicht ebenſowenig 
Vork zen einer auf grober Nachläſſigkeit beruhenden Unterlaſſung der 
Jöggnüzung dieſes Angriffsmittels die Rede fein § 279 (mit 
9 PO. darf im Ergebniſſe nicht dazu führen, die Parteien 
Ati cht vor der Ausſchließung zur Erhebung von Angriffen zu 
der u, die zu unterlaſſen ein Gebot vorſichtiger Überlegung und 
Mit i berückſichtigenswerten Erwägung ift, ſich nicht unnütz 
daß 3 zeßkoſten zu belaſten. Es iſt aber ſehr wohl das möglich, 
Reife d . irrigerweiſe der feiten Meinung war, es genüge bo- 
1919 ie Gebrauchshinderung in der Zeit v. 30. Mai bis 20. Juni 
n um ihren Anſpruch auf den zunächſt eingeklagten Betrag 
ſie mit durchzuſetzen; daß ſie ſich durch das Urteil des LG., welches 
nun me . Mark abwies, eines anderen belehrt ſah und daß ſie 
8. Au hr erſt auf die Erſtreckung der Schadensdauer bis zum 
dusse, 10 0 kam. Nach alledem hat der Senat die jubjektive Vor⸗ 
ag) des 8 529 II ZPO. nicht als gegeben anſehen können. 
„12. 86,, Urt. v. 5. Dez. 1925, 12 U 4168/25.) 


Mitgeteilt von KR. Soelling, Berlin. 
* 
. 319 3PO. Die Ablehnung einer Urteilsberich 


in } 
wie berichter erfolgt und wenn ſie mit andern Erwägungen 


base en, es hierbei ſein Bewenden haben muß. Die augefochtene 
Sur hi hat ſich mit dieſer Frage aber gar nicht befaßt und rührt 


mächlz ſie die Klage nebſt der Terminsladung dem Generalbevoll⸗ 
a der Bekl. zugeſtellt hätten und deſſen Vollmacht mit dem 

er Een vorgelegten Brief des Gr. v. 27. April 1924 begründet. 
Gr. inzelrichter hat das Verſäumnisurteil erlaſſen, darin aber nicht 
keichnet ern den Rel. P. als den Bevollmächtigten der Bekl. be⸗ 
a Die Zivilkammer hat demnächſt die Nennung des P. uns 
olan beſeitigt, dagegen das Geſuch der Kl., Gr. als den Be⸗ 
chtigten im Verſäumnisurteil aufzuführen, abgelehnt, weil der 

die — 
Cara), als Muſter empfiehlt. Das KG. erwägt alle nur denkbaren 
Recht uldigungsgründe zugunſten der Partei, um ihr das ſachliche 
529 micht zu verkümmern. Nur ſo laſſen die Gefahren der 88 279, 
unde O, ſich einigermaßen beſchwören. Gegenüber den lebens⸗ 
einer & Zivilprozeßrichtern find ſolche, die ſich in der Ausübung 
Auch ei trafgewalt beſſer gefallen, glücklicherweiſe in der Minderzahl. 
erſten nend neigen die Berufungsgerichte weniger als die Richter des 
mitteln zechtszuges zur Abſchneidung von Angriffs⸗ und Verteidigungs⸗ 
in dem Etwa darum, weil ſie die Laſt der ſachlichen Verantwortung — 
vorgerückten Stadium des Rechtsſtreits — ſtärker empfinden? 

IR. Landsberg, Naumburg a. d. ©. 


Nur Du 2. Die vorſtehende Eutſcheidung enthält zwei Rechtsſätze. 
der eine iſt zu billigen: 
fo Bleig, enn der Eiazelrichter ftatt des Kollegiums entſcheidet, 
werd t er für alle Entſcheidungen zuſtändig, die nachträglich nötig 
entſchi 5 Das Kollegium hätte ſie treffen müſſen, wenn es ſelbſt 
des eden hätte; nunmehr fallen ſie aber in die Zuftändigkeit 
die gpeinzelrichters. Hierhin gehört z. B. die Entſcheidung über 
ſcheidunsſebung des Verfahrens, wenn nach Erlaß der Hauptent⸗ 
ſtirbt ug eine Partei, die keinen Prozeßbevollmächtigten hatte, 
über Arve (PD. 8 246); ferner die nachträgliche Entſcheidung 
N 397, üprüche, die bei der Endentſcheidung übergangen waren (8PO. 
6 910 natürlich auch die Berichtigung offenbarer Unrichtigkeiten 
Einzel , Daß derartige poſthume Entſcheidungen dann nur dem 
dena ter obliegen, iſt zwar in den 8$ 348350 nicht aus⸗ 
N 350 9 1 295 und ergibt ſich insbeſondere nicht unmittelbar aus 
dag bi - 2; denn dort iſt nur vorgeſehen, daß Entſcheidungen 
wenn nzelrichters in derſelben Weiſe angefochten werden, als 
Einer as Kollegium entſchieden hätte. Aber jene Zuſtändigkeit des 
Ing richters folgt notwendig aus der Stellung, die ihm in der 
nun; behufs Entlaftung des Kollegiums eingeräumt iſt. — Weiſt 


das 9 einer Entſcheidung des Einzelrichters nicht er, ſondern 
nach baullegium einen Berichtigungsantrag zurück, ſo wäre zwar 


una Wortlaut von $ 319 Abſ. 3 ein Rechtsmittel gegen dieſen 
egen weiſungsbeſchluß verfagt. Aber die ZPO. will zweifellos nur 
richts den Beſchluß eines ordnungsmäßig beſetzten Ge⸗ 
ilt dur echtsmittel ausſchließen; bei ordnungswidriger Beſetzung 
Inder turgemäß die Regel der Beſchwerdefähigkeit gemäß § 567. 

falls müßte es z. B. unabänderlich fein, wenn ein Ve⸗ 

ugsantrag zu einem Urteile des LG. aus Verſehen bei 


Rechtſprechung 


24.63 


erwähnte Brief, den die Kammer wieder eingefordert hat, nach ihrer 
Auſicht das Vollmachtsverhältnis nicht ergibt. Das Rechtsmittel 
gegen eine ſolche Entſch, iſt ſtatthaft und muß zu ihrer Aufhebung 
führen, weil die Kammer nicht zuſtändig war — der Fall der Ab⸗ 
gabe der Sache an die Kammer wegen Abſchluſſes des vorbereitenden 
Verfahrens liegt nicht vor — und weil nicht die tatſächliche Beweis⸗ 
kraft des Briefs für die Vollmacht nachzuprüfen war, was bei 
ſpäteren fachlichen Entſch. möglich iſt, ſondern allein, ob der Einzel⸗ 
richter beim Erlaß des Verſäumnisurteils den Gr. als den Bevoll⸗ 
mächtigten der Bekl. hat nennen wollen und nur aus Verſehen nicht 
genannt hat. Dieſe Beurteilung ſteht auch nicht dem Beſchwerde⸗ 
gericht zu, ſondern unanfechtbar dem Einzelrichter. Ihm gebührt 
zugleich die im angefochtenen Beſchluß enthaltene Berichtigung der⸗ 
ſelben Bezeichnung im Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß, wenn ſie nicht dem 
Gerichtsſchreiber überlaſſen wird, weil dieſer Beſchluß nur eine Er⸗ 
gänzung des Urteils bildet. 
(KG., 14. ZS., Beſchl. v. 20. April 1926, 14 W 2167/26.) 
Mitgeteilt von KGR. D. Cohn, Berlin. 


* 


3. § 1042 Abſ. 3 8PO. 1. Hat das Gericht die Friſt 
unter Hinweis auf $ 1042 Abſ. 3 zur Klageerhebung ge⸗ 
ſetzt, ſo wird ſie nicht ſchon durch die Klagezuſtellung, 
ſondern erſt durch ihren Nachweis gewahrt. 2. Die Friſt⸗ 
ſetzung hat nicht zu erfolgen, wenn der Antragsgegner 
zwar Mangel des rechtlichen Gehörs rügt, aber nur Tat- 
ſachen vorträgt, aus denen ſich vielleicht die Unrichtigkeit 
des Spruchs, nicht aber dieſer Verſtoß ergeben kann. 3. Iſt 
die Friſtſetzung zu Unrecht erfolgt, ſo kann das Gericht 
und ebenſo das Beſchwerdegericht ſie bei der Entſcheidung 
über die Vollſtreckbarkeit unberückſichtigt laſſen. f) 

Durch Schiedsſpruch iſt der Antragsgegner verurteilt worden, 
an die Antragfteller das Holz einer von ihm gefällten Baumgruppe 
herauszugeben und 4000 Goldmark zu zahlen. Gegen den Antrag, 
dieſen Schiedsſpruch für vollſtreckbar zu erklären, hat er u. a. ein⸗ 
gewendet, der Spruch beruhe auf einem Verſtoß gegen § 1041 Ziff. 4 
ZRD., da ihm das rechtliche Gehör nicht gewährt worden ſei. Das 
Schiedsgericht habe bezüglich einzelner Behauptungen unterlaſſen, das 
Fragerecht auszuüben und Beweiſe zu erheben. Es habe auch den 
Wert der Baumgruppe ohne ausreichende Unterlagen auf 4000 Reichs⸗ 
mark geſchätzt und Schadenserſatz in dieſer Höhe zugeſprochen, ohne 
feine Angaben über den Minderwert der Bäume zu berückſichtigen. 


einem AG. geſtellt und von dieſem mit ſachlicher Begründung 
zurückgewieſen wird! 

2. Hat aber der zuſtändige Richter den Berichtigungsantrag 
zurückgewieſen, fo iſt der Grund der Zurückweiſung gleich 
gültig. Erfolgt ſie zu Unrecht, ſo muß es doch dabei bleiben. 
Zwar hätte bei Flüchtigkeitsverſehen die Berichtigung bewilligt 
und nur bei Denkfehlern abgelehnt werden ſollen; aber im Effekt 
macht es keinen Unterſchied, ob das Gericht dieſe gebotene Frage⸗ 
ſtellung verkannte oder ſie zwar richtig erkannte, die Frage aber 
unrichtig löſte. Es fehlt jeder Grund, um mit dem KG. bei un⸗ 
richtiger Stellung der Frage ein Rechtsmittel zuzulaſſen und 
nur bei unrichtiger Beantwortung der geſtellten Frage es 
zu verſagen. Damit würde in das Geſetz, das unterſchiedslos ſpricht, 
eine Unterſcheidung hineingetragen, die ihm fernliegt. Das wäre 
genau ſo geſetzwidrig, als wollte man gegen nicht berufungsfähige 
Urteile die Berufung gleichwohl geſtatten, wenn das Gericht nicht 
erkannt hat, auf welche Frage es eigentlich ankam. — Zwar 
wird die Anſicht vertreten, daß Beſchſwerde ſtatthaft ſei, wenn 
der Berichtigungsantrag ohne jede ſachliche Prüfung ab⸗ 
gewieſen wurde (Stein zu 8 319: OLG. 27, 86/87). Ob dies rich⸗ 
tig iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls würde man über 
dieſen Gedanken weit hinausgehen, wollte man die Beſchwerde auch 
zulaſſen, wenn das Gericht zwar ſachlich geprüft, aber die 
zu löſende Frage nicht korrekt formuliert hat. 

IR. Striemer, Königsberg (Pr.). 


Zu 3. Die Entſch. halte ich für richtig. Sie wird getragen 
durch den erſten Satz der Begründung: Das Gericht muß ausſetzen, 
wenn in der geſetzten Friſt nachgewieſen wird, daß die Klage auf 
Aufhebung des Speuchs erhoben iſt. Das iſt nicht geſchehen, alſo 
konnte der Schiedsſpruch für vollſtreckbar erklärt werden. Die Friſt 
war unter Hinweis auf $ 1042 Abſ. 3 ZPO. geſetzt. Daß die Friſt 
ausdrücklich für den Nachweis der Klage geſetzt werden muß, ſteht nicht 
im Geſetz; jedenfalls genügt ſtets der Hinweis auf § 1042 Abſ. 3. 

Dagegen unterliegt der weitere Inhalt der Begründung Bedenken. 
Das KG. erklärt in Eventualbegründung den Beſchluß des LG. für 
richtig, weil die Friſtſetzung dem Geſetz nicht entſprochen habe und 
deshalb unvirkfam geweſen ſei. Bekl. hat ſich für die Aufhebungs⸗ 
Rlage auf 81041 Ziff. 4 berufen, aber dieſer Grund genüge dann 
nicht, wenn die Partei dafür Tatſachen vorbringt, die dafür ungeeignet 
ſind. Dieſe Begründung ſteht im Einklang mit Förſter⸗Kann, 
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Das LG. hat dem Antragsgegner gemäß $ 1042 Abſ. 3 eine Friſt zur 
Erhebung der Klage auf Aufhebung des Schiedsſpruches geſetzt. Als 
innerhalb der Friſt die Klageerhebung nicht zu den Akten nach⸗ 
gewieſen war, hat es durch den angefochtenen Beſchl. den Schieds⸗ 
ſpruch für vollſtreckbar erklärt. Zur Begründung der Beſchwerde 
hat der Antragsgegner den Nachweis erbracht, daß die Klage den 
Antragſtellern am letzten Tage der Friſt und am nächſten Tage zuge⸗ 
ſtellt worden iſt. Er hat auch darauf hingewieſen, daß ihm die Friſt 
nur zur Klageerhebung, nicht zu deren Nachweis geſetzt worden ſei. 
— Die Beſchwerde iſt unbegründet. Das LG. hatte die Friſt zur 
Klageerhebung unter Hinweis auf § 1042 Abſ. 3 geſetzt. Im Geſetze 
aber iſt die Ausſetzung nur dann vorgeſehen, wenn innerhalb der 
Friſt nachgewieſen wird, daß die Klage erhoben iſt. Somit konnte 
die Friſt, auch wenn auf die Notwendigkeit des Nachweiſes vom Ge⸗ 
richt nicht beſonders hingewieſen war, nur durch den Nachweis, nicht 
ſchon durch die Klageerhebung gewahrt werden. Eine andere Frage 
iſt, ob die Ausſetzung nicht auch dann geboten iſt, wenn die Nach⸗ 
weiſung zwar nach Friſtablauf, aber vor der Entſch. auf den Antrag 
erfolgt, ſowie ob ſie nicht auch dem Beſchwerdegericht noch wirkſam 
erbracht werden kann. Doch bedarf es darüber keiner Entſch., weil 
die Friſtſetzung überhaupt hätte unterbleiben ſollen. Sie iſt nur 
vorzunehmen, wenn der Antragsgegner Einwendungen erhebt, die 
eine Aufhebung des Schiedsſpruchs rechtfertigen könnten, falls ſie 
den Tatſachen entſprechen. Die Berufung der Partei auf das Geſetz, 
hier alſo der Hinweis auf § 1041 Ziff. 4, Verſagung des rechtlichen 
Gehörs, genügt jedenfalls dann nicht, wenn die Partei Tatſachen vor⸗ 
bringt, auf die ſie ihre Anfechtung des Schiedsſpruchs ſtützen zu 
können glaubt, die Tatſachen dafür aber ungeeignet ſind. So liegt 
es hier. Was der Antragsgegner vorgetragen hat, mag allenfalls er⸗ 
geben, daß der Schiedsſpruch unrichtig iſt, begründet aber nicht den 
Mangel des rechtlichen Gehörs. Vielmehr ergibt gerade der Vortrag 
des Antragsgegners, daß er im ſchiedsrichterlichen Verfahren zu Wort 
gekommen iſt. Wenn er glaubt, dieſe Gelegenheit nicht ausreichend 
benutzt zu haben, weil er Tatſachen für unerheblich hielt, auf die das 
Schiedsgericht hernach Wert legte, fo beruht feine Unterlaſſung nicht 
auf unzureichender Anhörung. Daß das Schiedsgericht keine Fragen 
geſtellt und ſtreitige Behauptung ohne Beweisaufnahme für richtig, 
Angaben des Antraggegners für unerheblich oder widerlegt gehalten 
hat, berührt die Gewährung des rechtlichen Gehörs ebenſowenig. Mag 
das Schiedsgericht dabei zu einer unrichtigen Entſch. gekommen fein, 
was im gegenwärtigen Verfahren nicht nachzuprüfen iſt, ſo folgt 
daraus kein beachtlicher Einwand gegen den Schiedsſpruch. Daß es 
ſich bei dem Spruche über geſetzliche Vorſchriften hinweggeſetzt habe, 
auf deren Innehaltung die Parteien rechtswirkſam nicht hätten ver⸗ 
zichten können, behauptet der Antragsgegner ſelbſt nicht, kommt auch 
nach dem vorgebrachten Sachverhalt nicht in Frage. — Da das LG. 
bei der Entſch. über die etwaige Ausſetzung noch hätte nachprüfen 
können, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Friſtſetzung, die 
zugleich auch zu den Vorausſetzungen für die Ausſezung des Ver⸗ 
fahrens gehören, überhaupt vorhanden waren, jo ſteht dieſe Prüfung 


Komm., 81042, 7a, dd; a. M., wie es ſcheint, Baumbach 250 
81042 Ziff. 1; ich halte fie nicht für richtig. 

Die ZPO. läßt die Gerichte in bezug auf Schiedsſprüche zwiefach 
in Tätigkeit treten: durch den Beſchluß, der den Spruch für voll⸗ 
ſtreckbar erklärt, und durch die Verhandlung über die Klage auf Auf⸗ 
hebung. Die Tätigkeit bezüglich der Vollſtreckbarkeitserklärung iſt 
als rein formale gedacht, während die Geltendmachung rechtlicher Be⸗ 
mängelung des Schiedsſpruchs der Aufhebungsklage zugewieſen wird. 
Dieſe Scheidung iſt freilich nicht ſtreng durchgeführt. Das Gericht 
muß, bevor es den Beſchluß erläßt, die Frage prüfen, ob ein Schieds⸗ 
ſpruch vorliegt. Dieſe Prüfung, die bis zu einem gewiſſen Grade 
auch ſchon auf den Inhalt eingehen muß, läßt ſich nicht vermeiden. 
Aber darüber hinaus ſoll das Gericht den Beſchluß auch dann nicht er⸗ 
laſſen, wenn der Spruch ſich über eine unverzichtbare Vorſchrift des 
Geſetzes hinweggeſetzt hat. Hier wird das Gericht unmittelbar zu einer 
inhaltlichen Prüfung des Schiedsſpruchs genötigt: ein Bruch des 
Prinzips. Die Vorſchrift des § 1042 Abſ. 2 muß als Ausnahme be⸗ 
trachtet und darf nicht über den engſten Rahmen hinaus ausgedehnt 
werden. Für die inhaltliche Prüfung iſt grundſätzlich die Aufhebungs⸗ 
Klage da! Wenn nun ſchon für den Beſchluß ſelbſt grundſätzlich eine 
inhaltliche Prüfung des Schiedsſpruchs nicht vorgenommen werden 
ſoll, ſo kann dieſe Prüfung erſt recht nicht für die Friſtſetzung gemäß 
$ 1042 Abſ. 3 in Frage kommen. Hat die verurteilte Partei ihren 
Willen, Anfechtungsklage zu erheben, deutlich zu erkennen gegeben 
und die Ausſetzung verlangt, dann muß das Gericht die Friſt zum 
Nachweis der Erhebung dieſer Klage ſetzen. „Ob dieſe Aufhebungs⸗ 
klage irgendwelchen Erfolg verſpricht, iſt dabei nicht zu prüfen.“ So 
mit Recht ORG. Stettin in feiner Entſch. v. 2. Febr. 1925 (JW. 1925, 
837). Will man hier wieder konzedieren, daß das Gericht in gewiſſen 
Fällen, z. B. wenn es die Aufhebungsklage für offenbar ausſichtslos 
hält, die Friſtſetzung ablehnt, jo zwingt man es ganz allgemein, in 
die inhaltliche Prüfung einzutreten. Schließlich, wo ſoll die Grenze 
gezogen werden? Bei Gründen, die dieſes Gericht für offenbar un⸗ 
zulänglich erklärt, wird jenes Gericht entgegengeſetzter Meinung ſein. 
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in gleicher Weiſe dem Beſchwerdegericht zu. Sie ergibt, baß 2 
Friſtſetzung dem Geſetze nicht entſprach. Deshalb iſt die angesehen 
Entſch. richtig, ſelboſt wenn davon auszugehen wäre, daß der dr 
tragsgegner die Klageerhebung rechtzeitig vorgenommen und 
gewieſen hat. 

(KG., 17. 38, Beſchl. v. 16. April 1926, 17 W 2375/26.) [G. 
* 


K* 
4. 85103, 567 ZPO. Gegen die Ablehnung een 
Bürgſchaft iſt Beſchwerde zuläſſig. Das freie Ermel 
kann durch das Beſchwerdegericht nachgeprüft werden. 
Das Urteil des AG. iſt gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig Du 
ſtreckbar. Der Antrag der Kl., als Sicherheit eine Bürgſchaft jet 
Anwalts zuzulaſſen, hat das AG. zurückgewieſen. Die Beſchwerde in 
das LG. als unzuläſſig verworfen, weil die Beſtimmung der Art, 
der die Sicherheit zu leiſten ift, nach 8 108 ZPO. dem freien 
meſſen des Prozeßgerichts unterliegt und daher eine Nachprüfun of 
Beſchwerde nicht ſtattfindet. In dieſer Ablehnung der Sachprülnn 
liegt ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund. Die weitere Beſchw 
iſt zuläſſig und auch begründet. Durch den Beſchl. des AG. iſt ein hne 
Verfahren betreffendes Geſuch der Kl. zurückgewieſen worden, 1 
daß die Entſcheidung eine vorgängige mündliche Verhandlung ere 
derte. Die Beſchwerde gegen den Beſchl. iſt alſo nach 8 567 er 
SPD. zuläſſig. Sie wird auch nicht dadurch unzuläſſig, daß die 
ordnung des AG. nach freiem Ermeſſen zu treffen war. Alferbind 
kaun mit einem Rechtsmittel, das nur auf Verletzung des Gef 
geſtützt werden darf, die Anwendung des freien Ermeſſens nicht Br 
Nachprüfung geſtellt werden, da durch fie niemals ein Geſetz vet 
werden kann. Ein ſolches Rechtsmittel iſt die Beſchwerde jedoch "net 
Sie führt vielmehr, wenn fie zuläſſig ift, in jedem Falle zu eln, 
Nachprüfung des geſamten Sachverhalts nach der rechtlichen und r 
ſächlichen Seite. Deshalb tritt nunmehr an die Stelle des freien, 005 
meſſens des Vorderrichters das freie Ermeſſen des Beſchwerdeger! aht 
Der vom LG. zur Verwerfung der Beſchwerde verwendete Grund te 
alſo die Entſcheidung nicht. 
(KG., 17. 8©., Beſchl. v. 7. Juli 1926, 17 W 4617/26.) 100 


* 
Braunſchweig. ‚al 
5. 8 114 3p. Die Inſtanz iſt durch Erlaß einn 
bedingten Endurteils noch nicht beendigt. Das e 
recht kann demnach noch für dieſe Inſtanz bewil 
werden. f) M 
Nach g 114 ZPO. iſt vor der Bewilligung des Urmenzehtd 
prüfen, ob die beabſichtigte Rechtsverfolgung oder Rechesverageh 
nicht mutwillig oder ausſichtslos erſcheint. Wie RG. 2, 378 ausge ra 
hat, iſt der Zweck der Anordnung dieſer Vorprüfung, von der Gehe 
partei die Nachteile abzuwenden, welche ihr aus mutwilliger oder men 
ausſichtsloſer Geltendmachung von Rechtsbehelfen ſeitens der ar 


t 
Der Grund für die abgelehnte Meinung des KG. dürfte in der zu 
gr 


vor Verſchleppung liegen. Aber die diesbezügliche Gefahr hat 
Baſis in der Beftimmung des Geſetzes, die den Ausſetzungszwang been 
ſchreibt. Sie iſt nun einmal da, de lege ferenda ſind die Beden 
ſchon andererſeits geäußert, vgl. u. a. Mittelſtein, Hal 
1925, 241; Nußbaum, ZW. 1925, 749. pie 
Die Frage, „ob die Ausſetzung auch dann geboten iſt, went ag 
Nachweiſung zwar nach dem Friſtablauf, aber vor der Eutſcheid C. 
auf den Antrag erfolgt“, läßt das KG. unbeantwortet. Sie muß m. 
verneint werden. Erfolgt der Nachweis in der Friſt, ſo gibt das Bell. 
die Norm. Iſt die Klage ſchon vorher erhoben und verlangt fi 
Ausſetzung, jo erübrigt ſich die Friſtſetzung, aber hier muß ausg 148 
werden. Erfolgt kein Antrag, jo kann das Gericht ausſetzen ( at 
3PO.; vgl. Goldſchmidt, ZPO. 8 1042 Abſ. 2). Ebenſo dann 
es, wenn die Friſt abgelaufen iſt und dann Klage erhoben oder den, 
erſt der Nachweis geliefert wird. Hier kann das Gericht aus 042 
aber es beſteht kein Muß. Die ſchon bedenkliche Vorſchrift des 9 lieht 
Abſ. 3 noch über den Rahmen des Abſ. 3 analog auszudehnen, 
kein Grund vor. d 
Prof. Dr. H. Walsmann, Roſtock. 
* 
Zu 5. Dem Beſchluß des OLG. Braunſchweig iſt uf, 
men. Denn dadurch, daß das bedingte Endurteil rechtskräftig teil 
ift die Inſtanz natürlich nicht erledigt. Ein rechtskräftiges an 
liegt zwar vor. Aber ſein Inhalt geht ja gerade dahin, daß einer 
erſt noch einer Beweisaufnahme in derſelben Inſtanz bedarf, ines 
Beweisaufnahme, die ſich als Leiſtung, Verweigerung oder Erlaß 105 
Eides abzuſpielen hat. Vgl. 88 463, 461 ZRD.; 8 13 II RA anz 
Dieſes Beweisverfahren wickelt ſich auch keineswegs immer ur 
glatt ab; oft entſtehen dabei Streitigkeiten, wenn der über 
pflichtige den Eid nur mit Abweichungen leiſten will und nun dark 
diskutiert wird, ob eine ſo modifizierte Eidesleiſtung nicht ſchon ur 
Verweigerung des maßgebenden Eides zu bewerten iſt. Der Sch 
pflichtige kann alſo, ebenſo wie fein Gegner, in dieſem Stadium 


SS. Jahrg. 1926 Heft 21 


Fette erwachſen könnten. Dieſer Zweck würde vereitelt werden, wenn 
Arme artei noch nach Beendigung dieſer Inſtanz imſtande wäre, das 
869 . echt zu erlangen. Aus dieſen Gründen hat RG.: JW. 1892, 
willig 1895, 323 4; 1898, 569% in ſtändiger Rechtſprechung die Be⸗ 
Im zung des Armenrechts nach Beendigung der Inſtanz verſagt. 

* rliegenden Fall iſt die Inſtanz aber noch nicht beendet, viel⸗ 
nicht dem Bekl. durch bedingtes Endurteil ein Eid auferlegt, daß er 
ſchle u der Mutter der Kl. in der geſetzlichen Empfängniszeit ge⸗ 
Antec verkehrt habe. Im Fall der Leiſtung des Eides ſoll die 
Itsklage abgewieſen, im entgegengeſetzten Fall der Klage ſtatt⸗ 


mn werden. Dieſes Urteil bedarf alſo noch der Läuterung nach 
die Ager Beweisaufnahme und Verhandlung. Nur wenn der Bet. 


e ng des ihm auferlegten Eides verweigern müßte, würde 
Ik weitere Rechtsverteidigung ausſichtslos ſein. Für dieſe Annahme 
aber nach der bisherigen Verteidigung des Bekl. nicht der ge⸗ 


rina 
endete Anhalt vor. Da ſomit die Beruſungsinſtanz noch nicht be⸗ 
Und bie Rechtsverteidigung des Bekl. nicht ausſichtslos und fein 


Ihm duden zur Beſtreitung der Prozeßkoſten beſcheinigt iſt, ſo iſt 
I für die Berufungsinſtanz erbetene Armenrecht zu erteilen 
A. . Stein⸗Jonas, ZPO. 8 119 Nr. 2; Kann, 5 119 
chen g OL. Hamm 40, 362). Wenn in OLG. Hamm ausgeſpro⸗ 
ei iſt, daß die Inſtanz noch nicht als erledigt anzuſehen ſei, wenn 
8 nicht rechtskräftiges, bedingtes Endurteil vorliege, ſo iſt 
techtskrz ür den hier gegebenen Fall des Vorliegens eines bereits 
In kräftigen, bedingten Endurteiles nicht das Gegenteil zu folgern 
fahre iden Fällen muß das Urteil noch geläutert und dazu das Ver⸗ 
noch N in der Inſtanz noch fortgeſetzt werden. Daß im Falle eines 
weist nicht rechtskräftigen, bedingten Endurteils dieſes möglicher⸗ 


Beben a gefochten und dadurch der Rechtsſtreit in eine höhere Inſtanz 


das „n werden kann, iſt für die Frage, ob die Inſtanz, in welcher 
ohne B den Endurteil erlaſſen iſt, durch dieſen Erlaß beendet iſt, 


edeutung. 
DRG, Braunſchweig, Beſchl. v. 6. Juli 1926, 2 W 108/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. F. Kopfſtein, Seeſen a. H. 


0 
Vreslan. 


6. 53 Pacht Sch O.; 88 8, 13, 29, 36, 42, 45 Preuß. 
Naas 30. Sept. 1925. Se eines Ablehnungs⸗ 
ches in Pachteinigungsſachen iſt unanfechtbar. f) 
it ac) $3 der PachtSchO. v. 23. Juli 1925 (RGBl. I S. 152) 
Yun Einrichtung der PachtEin A. und die Regelung des Verfahrens 
unde der Oberſten Landesbehörden, und können die PachtEm. 
Werden Rechtsmittelſtellen den ordentlichen Gerichten eingegliedert 
5 25 In der Preuß. Pacht Sch O. iſt dies geſchehen. Nach § 8 
den I b. 30. Sept. 1925 (6. 141) werden die PachtEing. bei 
Neeiſe be aus einem Amtsrichter und je einem Beiſitzer aus dem 
42 15 der Verpächter und der Pächter gebildet, während nach 88 29, 
Ich. Ler die Rechtsbeſchwerde und die Berufung eine Kammer des 
Tigers und zwar in Berufungsſachen unter Zuziehung je eines Bei⸗ 
Nach aus dem Kreiſe der Pächter und der Verpächter entſcheidet. 
und 955 36, 45 finden in dem Verfahren vor der Beſchwerdeſtelle 
Eingl em BG. die Vorſchriften über das Verfahren vor dem Pacht⸗ 
übern Anwendung. Nach § 13 gelten die Vorſchriften der ZPO. 
gemäpee Ablehnung und Ausſchließung von Gerichtsperſonen ſinn⸗ 
Wenn und entſcheidet über die Ablehnung des Vorſitzenden das LG. 
u nun auch in § 46 ZPO. beſtimmt wird, daß gegen einen Be⸗ 
ſofort welcher ein Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärt, die 
Anm 100 Beſchwerde zuläffig iſt, jo folgt aus einer ſinngemäßen 
ti diefer Vorſchrift noch nicht, daß die Beſchwerde bei 
dem eifung eines Ablehnungsgeſuches auch in dem Verfahren vor 
ſellerbachtein l zuläſſig iſt. Die Pacht Eind. und die Rechtsmittel⸗ 
glich ind zwar in Preußen den ordentlichen Gerichten einge⸗ 
den ert, dadurch aber nicht ſelbſt zu ordentlichen Gerichten gewor⸗ 
abeierans, daß den AG. und den Zivilkammern des LG. die 
= 5 155 5 . = 
der Pachteinigungsſachen übertragen worden iſt, folgt 
eweis au 
auwaltg 
une 
tſtehen 
der Eides! 


fnahme und der darauffolgenden Verhandlung eines Rechts⸗ 
dringend bedürfen; überdies können infolge des bedingten 
8 natürlich auch weitere Gerichtskoſten, insbeſ. Auslagen 
Auslagen namentlich dann, wenn der Richter zum Zwecke 
eiſtung einen Lokaltermin abzuhalten hat. 

IR. Striemer, Königsberg Pr. 


dorſtden 6. Die gleiche Frage iſt auch bezüglich der Ablehnung des 
und den beim MietEU. aufgetreten und iſt von den Gerichten 
das gem Schrifttum verſchieden beantwortet worden. Während 
Noms in JW. 1924, 2036 in Übereinſtimmung mit Vidal 
vor 8 zum 1 S. 158 und Bandmann (Verfahren 

em Miete A.) S. 52 ausführt, daß gegen eine Entſcheidung 
degrür ſchwerdeſtelle, durch welche das Ablehnungsgeſuch als un⸗ 
Doch det zurückgewieſen wird, die ſofortige Beſchwerde an das 
in Bin gegeben ſei, läßt das OLG. Hamm, JW. 1925, 1136, 
ſowie keinſtimmung mit Hertel, Mieterſchuz Bd. I S. 207, 

in ſtändiger Rſpr. das OLG. Breslau (10. Febr. 1926 — 5 W 


Rechtſprechung 
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nicht, daß auch gegen die Entſcheidung dieſer Stellen die gleichen 
Rechtsmittel gegeben ſind, wie gegen ſonſtige Entſcheidungen dieſer 
Behörden. Die PachtSchoO. kennt lediglich Rechtsmittel gegen ſach⸗ 
liche Endentſcheidungen, und zwar die Rechtsbeſchwerde und die Be⸗ 
rufung. Es iſt daher nicht anzunehmen, daß daneben noch die 
Rechtsmittel der ZPD. gegen ſonſtige Entſcheidungen in Pachteini⸗ 
gungsangelegenheiten gegeben ſind, und daß infolge Einlegung eines 
derartigen Rechtsmittels auch noch andere Gerichte, insbeſondere die 
OL G., mit Pachteinigungsſachen befaßt werden können. Bei der 
Ablehnung eines Mitgliedes des PachtEin A. handelt es ſich nicht um 
ein Rechtsmittel im eigentlichen Sinne und wenn in $ 13 für die 
Entſcheidung eines Ablehnungsgeſuches, daß den Vorſitzenden des 
Pacht Ein A. betrifft, das LG. für zuſtändig erklärt wird, fo ergibt 
ſich daraus noch nicht, daß gegen die Entſcheidung des LG. die 
Beſchwerde an das OLG. eröffnet werden ſollte, denn die ganze 
Regelung die das Verfahren vor dem PachteEin A. erfahren hat, 
ſteht der Eröffnung eines ſolchen Rechtsmittels entgegen, und die 
Vorſchriften der ZPO. find eben nur ſinngemäß anzuwenden, d. h. 
ſoweit ſich nicht aus der abweichenden Geſtaltung des Verfahrens 
vor dem PachtEin A. etwas anderes ergibt. 
(OLG. Breslau, Beſchl. v. 5. Mai 1926, 5 W 161/26.) 


* 
Celle. 

7. I. § 349 ZPO. Nachdem die Verhandlung zur Haupt- 
ſache angeordnet iſt, kann der Einzelrichter nicht mehr 
über den Rechtsſtreit entſcheiden. II. Die ſtillſchweigende 
Annahme eines von der Beſtellung abweichenden Beftä- 
tigungsſchreibens kann u. U. eine Unterwerfung unter deſ⸗ 
ſen Bedingungen bedeuten. f) 

Gemäß 8 349 Ziff. 2 ZPO. war der Einzelrichter zur Entſchei⸗ 
dung über den Rechtsſtreit nicht berufen, nachdem die Verhandlung 
zur Hauptſache angeordnet war. Dieſer Verſtoß enthält einen 
Mangel des Verfahrens (8 535 ZPO.), der in dieſem Falle von 
weſentlicher Bedeutung geweſen iſt, weil infolgedeſſen die Ent⸗ 
ſcheidung ohne hinreichende Aufklärung des Sachverhaltes erfolgt 
iſt. Die Bekl. hatte die ſtreitigen Waren beſtellt auf Grund eines 
Formulars mit aufgedruckten Lieferungsbedingungen, darunter Ver⸗ 
einbarung des Erfüllungsortes Leipzig; die Kl. hatte beſtätigt 
unter Beifügung ihrer eigenen gedruckten Lieferungsbedingungen, 
die von denen der Bekl. in weſentlichen Punkten abweichen, u. a. 
auch darin, daß als Erfüllungsort und Gerichtsſtand der Sitz des 
Lieferers bezeichnet wird. Unter dieſen Umſtänden war ohne 
weiteres keine der beiderſeitigen Lieferungsbedingungen als bin⸗ 
dend anzuſehen, ſondern es war zu prüfen, ob hinzutretende Um⸗ 
ſtände erkennen ließen, daß eine der beiden Parteien ſich den 
Lieferungsbedingungen der anderen Partei ſtillſchweigend oder 
ausdrücklich unterworfen hätte. Das angefochtene Urteil findet 
einen ſolchen Umſtand in der unbeſtrittenen Tatſache, daß die Kl. 
hernach zur Lieferung geſchritten iſt; es vermeint, daß die Kl. durch 
dieſe Handlung auf die Einhaltung ihrer vorher ausdrücklich dem 
Gegner mitgeteilten Lieferungsbedingungen verzichtet und ſich den 
— inzwiſchen durch das abweichende Beſtätigungsſchreiben überhol⸗ 
ten — Kaufbedingungen der Bekl. unterworfen habe. Dieſe Ent» 
ſcheidung iſt nicht zu halten. Es bedarf einer Prüfung vor allem 
nach der Richtung, zu welchem Zeitpunkte die beiderſeitigen Er⸗ 
klärungen ausgetauſcht wurden, und welche Zeit zwiſchen dem Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben der Klägerin und der Lieferung lag. Denn das 
Beſtätigungsſchreiben der Kl. war die letzte Vertragserklärung der 
Parteien. Wenn die Bekl. binnen angemeſſener Zeit ſich ai da⸗ 
gegen verwahrte und die Lieferung der Kl. ohne Widerſpruch ent⸗ 
gegen nahm, fo iſt nicht die Kl., ſondern die Bekl. als diejenige 
Partei anzuſehen, die ſich den Bedingungen des andern Teiles ſtill⸗ 
ſchweigend unterworfen hat. 

(OLG. Celle, 8. 3 S., Urt. v. 14. April 1926, 8 U 278/25.) 
Mitgeteilt von RA. E. Finkenſtaedt, Osnabrück. 
* 


52/26), eine Beſchwerde in einem derartigen Falle nicht zu. Der Fall 
liegt beim Miete A. allerdings inſofern anders, als hier be⸗ 
reits durch das Miet Schcß. ($ 38 in Verb. mit 8 8) die Vor⸗ 
ſchriften über die Ausſchließung und Ablehnung von Gerichts⸗ 
perſonen ſinngemäß anzuwenden find, während beim PachtEin A. 
ihre ſinngemäße Anwendung erſt durch die preuß. PachtSchO., 
welche zugleich die Aufgaben der Beſchwerdeſtelle und die Entſchei⸗ 
dung über die Ablehnung des Vorſitzenden den LG. übertrug, 
angeordnet worden iſt. Allein es liegt beiden Geſetzen die gleiche 
Tendenz zugrunde, daß das Verfahren beim LG. bzw. bei der 
Beſchwerdeſtelle ſein Ende haben ſoll und höhere Gerichte, abge⸗ 
ſehen von der Erteilung von Rechtsentſcheiden, nicht mit dieſen 
Angelegenheiten befaßt werden ſollen. 
OG R. Dr. Hertel, Oppeln. 


Zu 7. Der Käufer beſtellt auf Grund ſeiner, der Verkäufer 
beſtätigt aber auf Grund ſeiner formularmäßigen Geſchäftsbedin⸗ 
gungen und liefert. Der Käufer ſchweigt auf das von ſeiner Be⸗ 


8. § 349 3PO. Der Einzelrichter iſt auch nicht mit 
Ein verſtändnis der Parteien zur Bewilligung des Armen⸗ 
rechts befugt. Sein eine ſolche ausſprechender Beſchluß 
iſt aber verbindlich. 

Der Senat hält allerdings an der Anſchauung feſt, daß die 
Bewilligung des Armenrechts nicht durch den Einzelrichter erfolgen 
dürfe. Er nimmt in dieſer Beziehung lediglich Bezug auf ſeine Aus⸗ 
führungen im Beſchluſſe v. 16. März 1925 (1 W 52/25, JW. 1925, 
14188). Die vom LG. angezogenen Zweckmäßigkeitsgründe find an 
ſich ohne durchſchlagende Überzeugungskraft und vermögen die Aus⸗ 
legung der Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit des Einzelrichters 
nicht zu beeinfluſſen. Es darf dabei hervorgehoben werden, daß neuer⸗ 
dings auch Stein⸗Jonas, ZBD., die Stellungnahme des Senats 
teilt (ogl. Vorbem. vor 8 348 Z. V). Die Rechtslage wird dadurch 
nicht geändert, daß ſich der Einzelrichter bei Bewilligung des Armen⸗ 
rechts des Einverſtändniſſes der Parteien zu ſeiner Anordnung ver⸗ 
ſichert hat. Durch ſolches Einverſtändnis iſt ihm im 8349 Abſ. 3 
3 PO. lediglich die Zuſtändigkeit zur Entſch. über den Rechtsſtreit 
an Stelle des Prozeßgerichts gegeben worden. Der Schluß, daß dies 
im Verhältnis zur Armenrechtsbewilligung das Wichtigere ſei und 
infolgedeſſen auf gleiche Weiſe die Zuſtändigkeit für die weniger wich⸗ 
tige Maßnahme geſchaffen werden Rönne, iſt nicht richtig. Denn über 
ihre im Streit befindlichen Belange können die Parteien verfügen, 
und es ſteht ihnen jederzeit frei, das Gericht bei Schlichtung ihrer 
Meinungsverſchiedenheit völlig auszuſchalten und damit einen Schieds⸗ 
richter zu betrauen, möglicherweiſe ſogar den gerade amtierenden 
Einzelrichter. Die Erſtreckung feiner Befugniſſe findet alſo ihre be⸗ 
griffsmäßige Erklärung in der privatrechtlichen Macht der Parteien 
über den Streitgegenſtand. Dieſer Geſichtspunkt liegt aber bei der 
Bewilligung des Armenrechts nicht vor, weil ſie im weſentlichen die 
Regelung der Koſtenpflicht der armen Partei gegenüber dem Staate 
und die Belaſtung des legteren mit Anwaltskoſten an Stelle der armen 
Partei betrifft. Es ſtehen hier alſo Belange einer dritten Rechts⸗ 
perſönlichkeit, nämlich des Staates in Frage, und deswegen kann 
die allgemeine Regel des Verfahrens nicht durch Parteivereinbarung 
abgeändert werden. 

Es kann aber nicht anerkannt werden, daß jeder fehlerhafte 
Staatsakt nichtig oder ungültig ſei. Vielmehr wird bei belaſtenden 
Akten, wo berechtigte Intereſſen des Belaſteten nicht entgegenſtehen, 
vom Gegenteil auszugehen und lediglich die Anfechtbarkeit von Akten 
ſachlich unzuſtändiger Behörden anzunehmen ſein. Begünſtigende Akte 
unzuſtändiger Behörden werden bei Gutgläubigkeit des Adreſſaten 
weſentlich nur dort als nichtig angeſehen werden dürfen, wo werlvolle 
Güter der Allgemeinheit oder berechtigte Intereſſen Dritter die auch 
nur vorläufige Gültigkeit des fehlerhaften Altes offenbar verbieten 
(vgl. Ernft b. Hippel, Unterſuchungen zum Problem des fehler⸗ 
haften Staatsaktes, Berlin 1924, insbeſondere S. 107 und 118). Der⸗ 
artige, die Ungültigkeit der Maßnahme des Einzelrichters fordernde 
Geſichtspunkte ſtehen nicht in Frage. Es handelt ſich vielmehr nur um 
die Entſchließung eines an ſich unzuſtändigen Richters. Sie iſt mög⸗ 
licherweiſe anfechtbar, aber verbindlich, ſolange ſie nicht durch eine 
zuſtändige Stelle beſeitigt worden iſt (vgl. Stein⸗Fonas, ZRO., 
Vorbemerkung vor 8 578 J Z. 3). Von dieſem Geſichtspunkte aus iſt 
es nicht zu beanſtanden, wenn das LG. die Gerichtskaſſe zur Er⸗ 
ſtattung der Gebühren und Auslagen des Armenanwalts für ver⸗ 
pflichtet erachtet hat. 

(OLG. Celle, 1. ZS., Beſchl. v. 12. Juli 1926, 1 W 138/26.) 
Mitgeteilt von OLGR. Granzow, Celle. 


* 


ſtellung abweichende Beſtätigungsſchreiben. Das Urteil neigt dazu, 
die Bedingungen des Verkäufers für maßgebend zu erklären, weil 
der Käufer binnen angemeſſener Friſt ſich nicht dagegen verwahrte 
und die Lieferung ohne Widerſpruch entgegennahm. 

Das Urteil geht damit von anerkannten Grundſätzen über die 
Bedeutung des Beſtätigungsſchreibens aus. Ich verweiſe auf meine 
zuſammenfaſſende Würdigung JW. 1921, 1465 Anm. 8 und weiter 
auf das die Tragweite des Schweigens beſonders beleuchtende Ur⸗ 
teil RG. 105, 389. RA. Dr. Blum, Köln. 


Zu 9. A. Vgl. Breit, JW. 1926, 2059. 

B. Die m. E. unzweifelhaft richtige Entſch. würde eines Kom⸗ 
mentars kaum bedürfen, hätten nicht v. Staff (Schiedsgerichtsver⸗ 
fahren 1926 S. 29 ff., 50 ff.), KG. u. RG. LZ. 1924, 88 und ihnen fol⸗ 
gend LG. Bautzen (vgl. JW. 1926, 2060) das Gegenteil behauptet 
und daraufhin Breit (JW. 1926, 1526) vermittelnd dem Kläger 
jolchenfalls zwiſchen Schieds⸗ und Staatsgericht die Wahl eröffnet. 
Die Gegenmeinung iſt rechtsirrig, unhandlich und unzuträglich, Rechts⸗ 
irrig: denn das Wort „Rechtsſtreitigkeit“ bedentet in ZPO. 1025 
nichts anderes als anderlvärts, z. B. in ZPO. 60, 64, 91, GVG. 13 
(zutreffend Petſchek, O3 Bl. 1926, 534). Daß auch bei Anerkennt⸗ 
nis, Verſäumnis, Klagverzicht eine Rechtsſtreitigkeit vorliege, hat 
denn auch bisher niemand bezweifelt. Unpraktiſch: denn ob der An⸗ 
ſpruch ſtreitig oder unſtreitig ſei, iſt immer erſt feſtzuſtellen; nach 
v. Staff würde alſo die Entſcheidung der Zuſtändigkeitsfrage allemal 
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Guriſtſche Wochenſche 


Dres den. „ 
9. 8s 1025 ff. ZPO. Iſt für eine Rechtsſtreitigkei in 
Zuſtändigkeit eines Schiedsgerichts vereinbart, ine 


dieſes auch dann ausſchließlich zuſtändig, wenn der 
ſpruch unſtreitig iſt. f) 
(OLG. Dresden, Urt. v. 18. Juni 1926, 3 0 55/26.) 
Abgedr. ZW. 1926, 2113”. 
* 

Frankfurt a. M. ik i 

10. 8 90 Abſ. 3 BO. Die ſofortige Beſchwerde ir 
unzuläſſig, wenn der Ausſpruch des Gerichts, daß ält. 
Hauptſache erledigt ſei, eine ſachliche Eutſcheidung enth git 

Im Laufe des beim LG. ſchwebenden Rechtsſtreits, in welche 
die klagende kathol. Kirchengemeinde Anſpruch auf Erſtattung af- 
Baukoſten gegen den preuß. Fiskus erhoben hatte, war das bauten 
Geſetz betreffend Anordnung kirchlicher Neu⸗ und Reparaturba a) 
in den kathol. Düözeſen v. 24. Nov. 1925 (GS. 161) ergange, 
nach welchem für ſolche Rechtsſtreitigkeiten der ordentliche Re 
weg ausgeſchloſſen wurde. Die Kl. hatte daraufhin beantragt, pe 
Hauptſache für erledigt zu erklären und dem Bekl. die Koſten 
zuerlegen. Der Bekl. hatte aber ſeinen Antrag auf Abd ie pi 
„Die N 2] 
ſache iſt durch den Eintritt der Unzuläffigkeit des machts e 
ledigt. Die Koſten fallen der Kl. zur Laſt.“ Die von der SI. per 


ter, 

t 
Kann, $99 Anm. 2b, 8 91 Anm. 2a). Der Ausſpruch in ame 
Urteilsformel, daß die Hauptſache erledigt ſei, ift nur dann ale 


gung einig ſind, die Erledigung alſo unſtreitig iſt, und der a 


über die Erledigung, ſo enthält der Ausſpruch eine peogehtediliit a 


ande De 


1 
f Se 9 % 
nicht mehr befugt fei, in der Haupkſache zu entſcheiden, jo bei 5 


rauf, welche Folgerungen ſich daraus ergeben. In leßterer Sr 

st 
erledigt fei, ausdrücklich entgegengetreten. Er hat den Sakon 
eingenommen, daß die Kl. nunmehr genötigt ſei, die Klage f 
rückzunehmen, und hat aus dieſem Grunde ſeinen Antrag wie 
Klageabweiſung aufrechterhalten. Wenn das LG. dieſe Frage, und 


die Urteilsgründe ergeben, im Sinne der Kl. entſchiede. Be 
l 


** 


angenommen hat, daß in der Tat die Hauptſache infolge beine? 
ſetzesänderung ihre Erledigung gefunden habe, jo bedurfte es engt 
Entſcheidung, ob dieſe Anſicht richtig iſt. Denn auf jeden Fal fi * 
das LG. mit ſeinem Ausſpruche, daß die Hauptſache erledigt It 
eine zwiſchen den Parteien noch ſtreitige Prozeßfrage, die eine 
nur die Koſtenentſcheidung betrifft, entſchieden und daher 


eine diesbezügliche Ermittelung vorausſetzen, die bei richtiger He 
habung erſpart wird und nach dem Sinne der SchV. auch M lich: 
werden ſoll (ebenſo DLG., vgl. Petſchek a. a. O.). Unzuträh e 
v. Staff vernachläſſigt die Intereſſen des Beklagten. Den ht 
unter Schiedsklaufel abſchließt, der will i. Z. mit dem Staatsg 
überhaupt, alſo auch dann nichts zu tun haben, wenn er den Mh, 
anſpruch nicht beſtreitet. Die vom OLG. aufgeworfene Frage, ob 
nahmsweiſe das SHG. dann unzuſtändig ſei, wenn von vorn fon 5 
ſicher ſteht, der Anſpruch werde ſofort anerkannt werden, iſt £ 
zu verneinen. Nach alledem richtet Breit, JW. 1926, 2059 jene 
Vorwürfe gegen eine falſche Adreſſe: er hätte ſie beſſer gegen uch 
Sondermeinung richten ſollen, die eine an ſich klare Situation eis 
grundloſe Diſtinktionen zu verwirren geeignet iſt. Aber auch Den die 
via media verdient keinen Beifall. Wenn es richtig iſt, amm 
Schiedsklauſel auch im Intereſſe des Bekl. vereinbart iſt, jo ka ericht 
dem Kl. niemals freiſtehen, ihm nach ſeiner Wahl das Staats 
einfeitig aufzudrängen. Das Staatsgericht iſt ſomit zuſtändig aht 
bei Einverſtändnis der Parteien, d. h. 1. wenn Kl. vor Staatsg bes 
klagt, Bekl. aber ſich vor dieſem einläßt, ohne die Einrede An⸗ 
S . zu erheben; 2. weun Bekl. ſich vor Klagerhebung 10 forth | 
rufung des Staatsgerichts einverſtanden erklärt hat (prorogatio 75 
3. wenn der Sch®. von voruherein zwiſchen Schieds⸗ und nen 
gericht dem Kl. die Wahl ſtellt („fakultatives Schch. . DIE au 
Breit ©. 2060 hierzu mitgeteilte Klauſel ift nur ein Beiſpi lor 
der ShÖPraris begegnen auch Klauſeln, die dem Kl. bedingun 


die Wahl ſtellen. . 
Prof. Dr. Hans Reichel, Ham but“ 


1 
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Alſchei 
0 Weldung auch in der Hauptſache im Sinne des 8 99 Abſ. 3 
Faaſige offen. Infolgedeſſen war die ſofortige Beſchwerde un⸗ 


Nb. Frankfurt a. M., 1.8 S., Beſchl. v 29. April 1926, 1 W 47/26.) 
geteilt von OSR. Dr. Aſchaffenburg, Frankfurt a. M. 


a 


mal. 8115 Abf. 1 8.3 3RO.; 823 g. 3 und 18 NAGEHD.; 
ord nanweErſtG. v. 16. Febr. 1923, 14. Juli 1925. Die Bei⸗ 
brügl ieh, eines Armenanwalts erſtreckt ſich mangels aus⸗ 
ſeweit ben Ausſpruchs nicht auf die Zwangs vollſtreckung, 
| N nicht der letzte Ab ſatz des alten preuß. Formulars 
oſte & Platz greift. Selbſt dann iſt aber ebenſo wie für 
t asp ſkſtſetung (dem Gegner gegenüber!) der Staat nur 
Ben licht ig, ſoweit die Tätigkeit zur zweckentſprechenden 
verfolgung nötig erſcheint. f) 
e Erinnerung des Armenanwalts gegen Abſetzung dreier Ge⸗ 
fend von je 22,50 Reichsmark für Zwangsvollſtreckungsauftrag, 
bülhr arungseidsverfahren und Verhaftungsauftrag ſowie einer Ge⸗ 
rückger n 2,40 Reichsmark für Koſtenfeſtſetzung hat das LG. zu⸗ 
jorefen. Die ſofortige Beſchwerde hatte teilweiſe Erfolg. 
kung Das Armenrecht iſt hier zwar auch für die Zwangsvollſtrek⸗ 
bewilligt, die Beiordnung des Armenanwalts aber allgemein 
hätt ausdrücklichen Ausſpruch darüber erfolgt, obwohl das richtiger 
and zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Da hier das durch 
v. 23. April 1925 (JM Bl. 163) eingeführte neue For⸗ 
noch nicht benutzt war, durfte ſich die Partei nach dem Vor⸗ 
auch durch ihren Anwalt an einen Gerichtsvollzieher wenden 
Och de Vermittlung des Gerichtsſchreibers in Anſpruch nehmen 
der ge, anzig JW. 1923, 691). Einen ſolchen Parteiauftrag durfte 
weit hauenanwalt nicht ablehnen, er durfte aber auch ſelbſt inſo⸗ 
Riga belt, und konnte dann nach dem Geſetz v. 6. Febr. 1923 
J, 103) die geſetzlichen Gebüh.en und Auslagen dafür aus 
1925 aatskaſſe verlangen. Das iſt durch das Geſetz v. 14. Juli 
20 Bl. I, 136) nicht eingeſchränkt. Allerdings iſt, wie auch 
davon „OS: des DLG. Frankfurt a. M. (2 W 11/25) anerkannt, 
des A auszugehen, daß einerſeits nicht jede beliebige Tätigkeit 
die Aunmvalts zu erſetzen iſt, andererſeits nicht nur eine ſolche, für 
infor waltszwang beſteht, was für die Zwangs vollſtreckung überhaupt 
wäre. Die Tätigkeit muß aber, was für Reiſekoſten als 
4.6 allgemeinen Grundſatzes, nicht als Ausnahmevorſchrift im 
5 * des Geſetzes v. 6. Febr. 1923 ausdrücklich hervorgehoben 
lich Ar zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig fein (ähn⸗ 
Das f G. Augsburg JW. 1924, 9761; OLG. Kiel daf. 1269 54). 
olgt aus entſprechender Anwendung des 8 91 ZPO. 
den ard die Parteien hier nicht erſſchtlich den unvermögenden Stän⸗ 
leiſherngehörten und der Bekl. den Offenbarungseid erſt jpäter ge⸗ 
treibn hat, erſchien der Auftrag an den Gerichtsvollzieher zur Bei⸗ 
für ang der Klageforderung zweckmäßig und nötig. Die Gebühr 
füt der Auftrag war fomit zu eritatten. Bei der Berechnung 
ür W. Beſchwerdeführer aber nicht beachtet, daß die volle Gebühr 
das ee über 1000 Reichsmark durch Geſetz v. 14. Juli 1925, 
iſt. ie als ſchon in Kraft war, auf 35 Reichsmark herabgeſetzt 
nicht 22 nach § 23 Ziff. 18 NRAGEGD. zuſtändigen 3/10 machen ſomit 
kom 250 Reichsmark, ſondern nur 10,50 Reichsmark aus. Dazu 
der g. 10 Pf. Umſatzſleuer. In Höhe von 10,60 Reichsmark war 
deſchwerde daher ſtattzugeben. 
un Im übrigen konnte die Beſchwerde keinen Erfolg haben. 
durch ſoweit die Anmaltstätigkeit in der Zwangsvollſtreckung nicht 
bie ausdrückliche Sondervorſchrift des alten Formulars 
ziehe a gedeckt it, ſich alſo auf Beauftragung des Gerichtsvoll⸗ 
und o gad wr ohne Hilfe des Gerichtsſchreibers gemäß 8 753 Abſ. 1 
eineg Anw 


bh 


ren 


mular 


bezieht, muß angenommen werden, daß die Beiordnung 
alts nur erfolgen ſollte, inſoweit eine Vertretung durch 


ren Zu 11. 


wich Der Beſchl. erſcheint in mehrfacher Beziehung be⸗ 


Inſoweit er dem Armenanwalt die Gebühr für den Voll⸗ 
nu g. auftrag zubilligt, ſtützt er ſich nicht auf die Prozeßord⸗ 
Tame ſondern auf die Verwendung eines veralteten Formulars. 
Fun zulrd die Grundlage des Erſtattungsanſpruchs verſchoben. 
ahren r war der Armenanwalt nicht nur für das Prozeßver⸗ 
ſtand „ ſondern auch für die Zwangsvollſtreckung beigeordnet; dann 
gegen 8 der Erſtattungsanſpruch für die Vollſtreckungsgevühr 
efterg e Staatskaſſe zu, gleichgültig, mit welchem Formular die 
walt 2 erfolgt war. Oder aber die Beſtellung zum Armenan⸗ 
Armen schränkte ſich auf das Prozeßverfahren, dann wurde der 
als guauwalt im Erſtattungsverfahren nicht als ſolcher, ſondern 
Erg ahlanwalt tätig, und hatte gegen die Staatskaſſe keinen 
Ron, ungsanſpruch. Aus der Wahl des veralteten Formulars 
zicht allenfalls der Schluß gezogen werden, daß das Prozeßge⸗ 
ſtellen Armenanwalt auch für die Zwangsvollſtreckung auf⸗ 
Au die due. War dies der Fall, ſo mußte dem Armenanwalt 
Agedüllgt welpen ungsgebühr für das Offenbarungseidverfahren 
erden. 
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Anwälte geboten war (ogl. §s 78, 115 Abſ. 1 Ziff. 3 ZPO.), alſo 
nicht für die gebührenrechtlich ſelbſtandige Vollſtreckungsinſtanz 
(ebenſo Stein⸗Jonas Anm. V4 mit Note 34; OLG. Nürnberg 
JW. 1920, 104313; OLG. Braunſchweig JW. 1922, 502 14; DRG. 
Augsburg JW. 1924, 9761; OG. Danzig JW. 1923, 6911; OLG 
Frankfurt a. M. i. 2 W 6/25; Jonas GKG. Nachtrag 323; — 
anderer Anſicht RG. i. OLG. 33, 46; OLG. Celle JW. 1921, 
13273; Breslau JW. 1922, 503 (wegen Art. II des Geſetzes vom 
18. Dez. 1919 überholt!); DLS. Kiel JW. 1924, 1269 34; Ritt⸗ 
mann⸗Wenz, Ga. Anm. 4 zu § 1 Geſ. v. 6. Febr. 1923 
S. 320; Skonietzki⸗Gelpcke, A. 10 zu § 115). Eine aus⸗ 
drückliche Beiordnung des Armenanwalts für das Vollſtreckungsver⸗ 
fahren nach 8 34 RAO. iſt hier nicht erfolgt (dazu LG. Plauen JW. 
1924, 1278 10). Somit war die Gebühr für den an das Vollſtrek⸗ 
Rungsgericht gehenden Antrag auf Abnahme des Offenbarungs⸗ 
eides und Erlaß eines Haftbefehls nicht erſtattungsfähig. Aller⸗ 
dings erging der Verhaftungsauftrag wieder an den Gerichtsvoll⸗ 
zieher. Er ſtellte aber nur einen Teil des einheitlichen Offen⸗ 
barungseidsverfahrens dar. In dieſes iſt nicht bloß der Antrag 
auf Haftbefehl, ſondern auch der Verhaftungsauftrag einzubeziehen 
und mit einer Gebühr abzugelten (OLG. 31, 230; Willen⸗ 
bücher, A. 17 zu § 23 S. 230; Rittmann⸗Wenz 280). Mag 
der Verhaftungsauftrag auch unter den Wortlaut des alten For⸗ 
mulars 3. 71a zu fallen ſcheinen, jo iſt hier außer aus dem 
vorangeführten Grunde die Staatskaſſe auch deshalb nicht erſatz⸗ 
pflichtig, weil der Auftrag zur zweckentſprechenden Rechtsverfol⸗ 
gung nicht notwendig erſchien. Denn bereits 11 Tage vor dem 
Auftrage hatte der Schuldner in anderer Sache den Offenbarungs⸗ 
eid geleiſtet. Das mußte der Anwalt pflichtgemaß vor Erteilung 
des Verhaftungsauftrags durch Anfrage bei Gericht feſtſtellen; er 
hätte dann den Auftrag nicht mehr erteilen dürfen. Die Uneinzieh⸗ 
barkeit ſtand alſo ſchon feſt, eine Erſatzpflicht für den Vollſtrek⸗ 
kungsverſuch iſt deshalb nicht gegeben (inſoweit ebenſo Ritt⸗ 
mann⸗Wenz 320). Die beiden weiteren Vollſtreckungsgebühren 
ſind daher mit Recht vom Landgericht abgeſetzt. 

3. Dasſelbe gilt von der Koſtenfeſtſetzungsgebühr. Für die 
Feſtſetzung ſeiner aus der Staatskaſſe zu erſtattenden Gebühr kann 
der Armenanwalt keine Gebühr verlangen, ſondern nach 8 23 Ziff. 3 
RAO. nur für die vom Gegner zu erſtattenden Prozeßkoſten 
(vgl. Rittmann⸗Wenz a. a. O.). Das wird hier aber, was 
das Landgericht überſieht, nur verlangt. Der Beſchwerdeführer hat 
jedoch auch unrecht, wenn er meint, dieſe Feſtſetzung ſei Voraus⸗ 
ſetzung für die Erſtattung durch die Staatskaſſe. Das iſt nach dem 
Geſetz v. 6. Febr. 1923 nicht der Fall. Die Feſtſetzungsgebühr iſt hier 
indes deshalb nicht erſtattungsfähig, weil die Koſtenfeſtſetzung 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nicht erforderlich war 
(LG. Frankenthal JW. 1923, 863 10; OLG. Augsburg ZW. 1924, 
9761; a. M.anſch. OLG. Düſſeldorf JW. 1924, 1265 26; LG. II Ber⸗ 
lin JW. 1923, 10042). Mochte der Armenanwalt auch gegenüber 
der beſchränkten Erſatzpflicht des Staates ein Intereſſe an Feſt⸗ 
ſetzung ſeiner höheren Koſten gegenüber dem Beklagten haben und 
mochte auch deſſen Zahlungsunfähigkeit hier damals trotz ſeines 
Armienrechtsgeſuches noch nicht ohne weiteres feſtſtehen, jo hätte 
der Armenanwalt damit doch warten können und müſſen, bis ſich 
bei Vollſtreckung der Hauptforderung die Zahlungsfähigkeit her⸗ 
ausſtellte. Bis dahin war die Feſtſetzung überflüſſig. 

Soweit der Beſchwerdeführer obſiegt, iſt das Verfahren gebühren⸗ 
frei (86 DGKG.). Im übrigen hat er die Koſten nach 88 91,92 ZPO., 
38 DGK G. zu tragen (vgl. Stein⸗Jonas A. V7 zu 8 104 m. 
Fußn. 59). 

85026) Frankfurt a. M., 5. HS, Beſchl. v. 24. März 1926, 5 W 

6. 

Mitgeteilt von LGR. AGR. Dr. Goltermann, Frankfurt a. M. 
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Für unberechtigt halte ich auch die Zumutung an den Anwalt, 
der Auftrag zur Vollſtreckung eines Haftbefehls gibt, ſich zuvor 
zu vergewiſſern, daß der Schuldner den Offenbarungseid noch nicht 
geleiſtet hat und die Unterlaſſung einer ſolchen Feſtſtellung mit 
Verſagung der Vollſtreckungsgebühr zu ahnden. Mit ſolchen Zumu⸗ 
tungen wird die Intenſität der Vollſtreckung, die ohnehin vielerlei 
zu swünſchen übrig laßt, weiter beeinträchtigt. 

Dasſelbe gilt auch von der Abſetzung der Koſtenfeſtſetzungsgebühr 
mit der Begründung, daß der Anwalt den Ausgang der Zwangs⸗ 
vollſtrechung wegen der Hauptforderung habe abwarten müſſen. 
Vollends überſehen wird dabei, daß auch der negative Ausfall 
der Zwangsvollſtreckung wegen der Hauptforderung dem Gläubiger 
nicht das Recht nimmt, die Koſteufeſtſetzung zu betreiben, ſchon 
im Hinblick darauf, daß der Schuldner ja ſpäter wieder zu Ver⸗ 
mögen kommen kann und es dem Gläubiger deshalb daran liegen 
muß, für alle Fälle ſich einen vollſtreckbaren Schuldtitel auch wegen 
ſeiner Koſtenforderung zu verſchaffen. 

RA. Dr. Wilh. Kraemer, Leipzig. 
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Hamburg. 

12, 8 794 ZRD. Ein lediglich im Verfahren über 
einſtweilige Verfügungen geſchloſſener Vergleich iſt kein 
zur Zwangs vollſtreckung geeigneter Schuldtitel. 

Der Vergleich, um den es ſich hier handelt, iſt übrigens auch 
kaum ein zur Zwangsvollſtreckung geeigneter Titel. Er iſt zur Er⸗ 
ledigung der beiden Rechtsſtreitigkeiten H V 856/25 und H V 872/25 
geſchloſſen worden. Nach der Akte H V 856/25, welche dem er- 
kennenden Gerichte allein vorlag, ſcheint es ſich in beiden Fällen 
um ein Verfahren über einſtweilige Verfügungen zu handeln. Sollte 
dies richtig ſein, ſo iſt der Vergleich überhaupt kein zur Vollſtreckung 
geeigneter Schuldtitel. Die vollſtreckbaren Titel find in §S 794 3PO. 
erſchöpfend aufgezählt. Nach Ziff. 1 dieſer Beſtimmmung find aber 
nur ſolche gerichtlichen Vergleiche vollſtreckbar, welche „nach Klage⸗ 
erhebung“ oder „in einem Güteverfahren“ geſchloſſen worden ſind, 
wobei unter letzterem nur ein Verfahren nach § 495 a ZRO. zu ver⸗ 
ſtehen iſt. Nach einer Entſcheidung des KG., 1915, 1237 ff., will 
8 794 Ziff. 1 allerdings nach Abſicht des Geſetzgebers jeden vor 
einem deutſchen Gericht geſchloſſenen Vergleich treffen. Dies erſcheint 
indeſſen unrichtig. Der Geſetzestext hebt neben dem Erfordernis des 
Abſchluſſes vor einem deutſchen Gericht das Erfordernis der er⸗ 
hobenen Klage ausdrücklich hervor. Der Auslegung des KG. wider⸗ 
ſtreitet es auch, daß die Vollſtreckbarkeit der in einem Güteverfahren 
oder gemäß § 118a ZPO. abgeſchloſſenen Vergleiche bei der Zivil⸗ 
prozeßreform des Jahres 1924 in den 8 794 Ziff. 1 ausdrücklich 
eingefügt worden iſt. Dies wäre unnötig geweſen, wenn die bis⸗ 
herige Hoffnung dieſer Beſtimmung, auf welche ſich die Auslegung 
des KG. bezieht, bereits jeden vor einem deutſchen Gericht ge⸗ 
ſchloſſenen Vergleich ergriffen haben würde (vgl. auch Stein, Komm. 
zur ZPO. II 2 zu 8 794). Auch eine vollſtreckbare Urkunde i. S. 
des 8 794 Ziff. 5 ZPO. iſt ſchließlich der vorliegende Vergleich 
ſeinem Inhalte nach nicht. 

OLG. Hamburg, Beſchl. v. 3. März 1926, Bs ZI 184/25.) 
Mitgeteilt von Juſtizoberſekretär Schnoor, Hamburg. 
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13. 88 1030, 1041 ZPO. Für einen als Schiedsrichter 
beſtellten Rechtsanwalt darf deſſen Generalſubſtitut nicht 
eintreten. Die Prozeßvollmacht berechtigt nicht, in den 
Wechſel eines Schiedsrichters zu willigen. 

Die Parteien hatten gemäß vertraglicher Abrede eine Streitig⸗ 
keit wegen einer Forderung des Bekl. an die Kl. durch Schiedsgericht 
auszutragen. ö 

In dem Termin erſchien der Generalſubſtitut des RA. M., 
Aſſeſſor S., um die Erklärung abzugeben, daß der von ihm ver⸗ 
tretene Schiedsrichter W. verreiſt ſei. Um die Schiedsſache noch am 
gleichen Tage zu Ende zu bringen, veranlaßte der Obmann den Aſſeſ⸗ 
ſor, die Kl. telephoniſch zu befragen, ob ſie damit einverſtanden ſeien, 
wenn an Stelle des verreiſten Anwalts, der gleichzeitig auch ihr 
Prozeßbevollmächtigter war, er, der Aſſeſſor, als Schiedsrichter mit⸗ 
wirkte. S. telephonierte und kam mit dem Beſcheid zurück, die Kl. 
ſeien einverſtanden. 

Darauf verhandelte das Schiedsgericht unter Mitwirkung des 
Aſſeſſor S. und des Prozeß bevollmächtigten des Bekl. unter Vorſitz 
des Richters Ch. und verurteilten die Kl. durch Schiedsſpruch vom 
gleichen Tage zur Zahlung. 

Das LG. H. hat nach Beweisaufnahme den Schiedsſpruch auf⸗ 
gehoben. Die Berufung des Bekl. iſt zurückgewieſen. 

Das ſchiedsrichterliche Verfahren war unzuläſſig. Das Schieds⸗ 
gericht war in der Zuſammenſetzung, in der es ſeinen Spruch ab⸗ 
gegeben hat, für die Entſcheidung über die zwiſchen den Parteien 
ſchwebende Streitigkeit nicht zuſtändig. 

Die Kl. hatten ihren früheren Prozeß bevollmächtigten zum 
Schiedsrichter beſtellt. Dieſer Ernennung hatte der Bekl. zugeſtimmt. 
An ſeiner Beſtellung zum Schiedsrichter waren die Kl. nicht nur 
ihrem früheren Prozeßbevollmächtigten gegenüber, ſondern auch dem 
Bekl. gegenüber gebunden (8 1030 ZPD.). 

(OLG. Hamburg, 4. 8S., Urt. v. 12. Febr. 1926, IV 547/25.) 


* 


Zu 14. Eine der vielen Streitfragen, welche ſeit Schaffung des 
Organs des Einzelrichters hinſichtlich ſeiner Kompetenz auftauchten! 
Ich verneine mit dem OLG. die Zuſtändigkeit desſelben zur Armen⸗ 
rechtsbewilligung. Das Prozeßgericht bleibt immer neben dem Einzel⸗ 
richter als ſolches beſtehen, wird nicht durchaus vom Einzelrichter er⸗ 
ſetzt; deshalb kann der Einzelrichter nur ſo viel Befugniſſe beſitzen, 
als ihm vom Geſetz ausdrücklich zugewieſen ſind; das Geſetz ſchuf im 
Einzelrichter eine Ausnahme von der Regel, von der Kompetenz des 
Prozeßgerichts zur Ausübung der richterlichen Prozeßtätigkeit; Aus⸗ 
nahmen ſind eng auszulegen; das Geſetz hat nirgends erkennen laſſen, 
daß dem Einzelrichter auch die Zuſtändigkeit zur Armenrechtsgewäh⸗ 
rung, zum Erlaß von Arreſten oder einſtweiligen Verfügungen ver⸗ 
liehen ſei. — Ob aber die Armenrechtsbewilligung durch den Einzel⸗ 


Rechtſprechung 


9 
Juriſtiſche Wochenſchrift 


Hamm. 


14. 8 349 ZPO. Der Einzelrichter iſt für die Armen“ 
rechtsbewilligung nicht zuſtändig. f) das 
Auf Antrag des Kl. hat der Einzelrichter des LG. dieſem bei⸗ 
Arntenrecht bewilligt und den Antragſteller H. als Armenanwalt 
geordnet. Letzterer hat ſeine Gebühren und Auslagen aus der Sic 
kaſſe zunächſt nur zu einem Teile und auf ſeine Erinnerung auf Gr eo 
des angefochtenen Beſchluſſes zu einem weiteren Teile erſtattet 9 
halten. Die Staatskaſſe hat Beſchwerde erhoben, weil ein ordmum 
mäßiger Armenrechtsbeſchluß nicht vorliege. Es iſt die Streitfrage 
entſcheiden, ob der Einzelrichter nach 8349 3D. befugt iſt, Die 
Armenrecht zu bewilligen oder ob dies Sache des Kollegiums tt: daß 
Frage iſt beſtritten. Die Staatshaſſe beruft ſich für ihre Anſicht a, 
der Einzelrichter dieſe Befugnis nicht habe, auf Stein⸗Jon ez 
SPD, Vorbem V vor 8348; Och. Celle JW. 1925, 1418; KO. del 
1925, 1894. Die gegenteilige Anſicht wird hauptſächlich von P he 
und Sommer vertreten. Der jetzt entſcheidende Senat hat ſich alle 
erſteren Anſicht angeſchloſſen. In 8 349 Abſ. 1 ZPO. find die 85 t 
aufgeführt, in denen der Einzelrichter ſelbſtändig zu entſcheiden i 
Es tritt in Ahl. 2 die Befugnis, Beweisbeſchlüſſe zu erlaſſen, und . 
Abſ. 3 unter Umſtänden auch die Befugnis, Endurteile zu erla i 
hinzu. Wenn in Abf. 2 Satz 1 gejagt wird, daß der Einzelrichter e 
übrigen die Sache jo weit zu fördern hat, daß fie tunlichſt ducch⸗ aum 
Verhandlung vor dem Prozeßgericht erledigt werden kann, fo ! cher 
aus dieſer Beſtimmung nicht entnommen werden, daß der Einzeln 
Armenrechtsbeſchlüſſe, Streitwertfeſtſetzungen, Arreſte und einſtwe gie 
Verfügungen u. dgl. erlaſſen kann; denn die Fälle, in denen der 1 5 
richter Beſchlüſſe und Urteile erlaſſen kann, ſind im Geſetz genau 
grenzt. Somit entbehrt der ergangene Beſchluß der Gültigkeit. 
Hiernach hatte RA. H. in Ermangelung eines ordnungsmäßig 
laſſenen Armenrechtsbeſchluſſes keinen Anſpruch auf Erſatz ſeiner der 
bühren und Auslagen aus der Staatskaſſe, und der Beſchwerde 
letzteren war der Erfolg nicht zu verſagen. 
(026. Hamm, 10. 388., Beil. v. 14. Juni 1926, 10 W 91/26) 
Mitgeteilt von OSR. Mildner, Hamm. 
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Jena. } 
15. 86 Abſ. 4 MietSchc. Gegen die Entſcheidne 
des LG. als Beſchwerdegericht in Mietſchutzſachen iſt w 
tere Beſchwerbe unzuläſſig. 4 565 
Der § 6 Abſ. A Satz 2 des MietSchch. will nicht — wil , 
Od. Köln in feinem Beſchluß vom 31. Okt. 1924 = JW. igheit 
2041 meint — gegen die Entſcheidungen über die Abhän . 
der Zwangsvollſtreckung von der Sicherung ausreichenden ben, 
raumes das ganze Beſchwerdeverfahren i. S. der YBO. ge die 
ſondern nur einen mit „Beſchwerde“ bezeichneten Erſatz für der 
Berufung. Das folgert das KG. — JW. 1924, 2035, dem ſig gen 
Senat anſchließt, zutreffend aus dem Wortlaut und der tere 
Begründung des MietSchG. Gegen Urteile der NG. in MI bet 
ſchutzſachen läßt das MietSchch. grundſätzlich Berufung nac es 
3PO. wie gegen jedes andere AGUrteil zu. Deshalb AI 
wie im allgemeinen, ſo auch in Mieterſchutzſachen gegen die aber 
rufungsurteile der LG. Reine weiteren Rechtsmittel. Iſt Fin 
das im 8 6 mit Beſchwerde bezeichnete Rechtsmittel nur e 
aus Vereinfachungsgründen gewählter Erſatz für die ſonſt ü 90. 
Berufung, jo kann es, wie es nur eine Berufung ans 
und kein weiteres Rechtsmittel gibt, nur eine Beſchwerde e 
LG. und keine weitere Beſchwerde ans OL. geben. Es wie 
nicht einzuſehen, weshalb gegen eine Entſcheidung über el 
Sicherung angemeſſenen Erſatzraumes, die doch nur ein echt 
des geſamten Mietaufhebungſtreits iſt, noch ein weiteres Reh 
mittel gegeben ſein ſollte. Hätte das der Geſetzgeber wir 7, 
gewollt, ſo hätte er die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde it 
zweideutig zum Ausdruck bringen müſſen. Das iſt jedoch 
geſchehen. 
(OG. Jena, FergS., Beſchl. v. 5. Aug. 1926, 2 W 680/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Böckel, Jena. 
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z her die 
richter abſolut nichtig iſt, ob fie nicht (evtl. auf dem Umweg Abe en 
Haftung des Staats für den durch den Richter verurſachten Sch per 
ſeitens des Staats anzuerkennen wäre, ob der vom Einzelrichtee 
ſtellte Armenanwalt die Beſtellung ſchlechthin für unbeachtlich r bet 
darf, ob der Anwalt nicht ſelbſt in ſolchem Falle ſich der Geſa An- 
Haftung ausſetzt, all das ſind Fragen, die im Rahmen en beit 
merkung nur angedeutet werden können. — Für die Zuſtän buch 
des Einzelrichters für Armenrechtsgewährung neben Sonnen 

Beitr 67, 500; 68, 109; Fe. 1925, 814, 1418), Puschel 790 
Einzelrichter“ S. 131, auch Goldſchmidt, ARO., 8 349 Sie e 
ohne überzengende Begründung. A. A. noch Kann, Ztſchr. 5.8 und 
49,113; Kann, 389. 2 S. 1128; Os. Celle JW. 1925,81 5 
Grantzow dortſelbſt. RA. Dr. Geiershöfer, Nürnbe 


m 


55. Jahrg. 1926 Heft 21] Rechtſprechung 2469 
Königsberg. München. 
16. 88 114ff. 350. Es iſt nicht angängig, die Ent⸗ 18. 88 110, 274 Ziff. 5 3 O.; Art. 287, 291 VV. Ob- 


\deibung über einen Antrag auf Bewilligung des Armen⸗ 
echts bis nach erfolgter Beweisaufnahme zurückzuſtellen. 
hei Die Partei, die das Armenrecht beantragt, muß alsbald Klar⸗ 
* darüber haben, ob dieſem Antrage ſtattgegeben wird oder nicht, 
dur ſie ihr weiteres prozeſſuales Verhalten danach einrichten kann. 
ur die Entſch. über das Armenrecht ift die gegenwärtige Lage des 
echtsſtreits maßgebend. Die Entſch. kann nicht davon abhängig ge⸗ 
acht werden, welches Ergebnis eine noch ausſtehende Beweis⸗ 
aufnahme haben wird. 
(OLG. Königsberg, Fer S., Beſchl. v. 24. Aug. 1926, 3 W 422/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Werner Aron, Königsberg i. Pr. 
* 


17. 88322,331,335 PO. Der Beſchluß, durch den der 
imtrag auf Erlaß eines Verſäumnisurteils zurückgewieſen 
In ift ber materiellen Rechtskraft nicht fähig; der Antrag 

ann deshalb wiederholt werden. f) 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt der Antrag des Kl., gegen 

90 nicht erſchienenen Bekl. zu 1 das Verſäumnisurteil zu erlaſſen, 

— der Begründung abgewieſen, die Bekl. zu 1 und 2 ſeien notwendige 
treitgenoſſen, der Bekl. zu 2 ſei aber nicht geladen. 

N Die ſofortige Beſchwerde hat Erfolg gehabt. Allerdings ſteht ihr 
as Bedenken entgegen, daß bereits aus demſelben Grunde ein früherer 
rag auf Erlaß des Verſäumnisurteils gegen denſelben Bekl. zurück⸗ 

ſewieſen und dieſer Beſchluß infolge eines Formmangels bei Ein- 

gung der ſofortigen Beſchwerde rechtskräftig geworden iſt. Es fragt 

1 deshalb, ob das LG. an den früheren Beſchluß gebunden war und 

Aue entgegengeſetzte Entſcheidung in dieſem Rechtsſtreit unzuläſſig iſt. 
ies wäre dann zu bejahen, wenn derartige Beſchlüſſe der materiellen 
echtskraft fähig find. § 322 ZPO. ſpricht dieſe Eigenſcheft zwar 

5 * Urteilen zu; mit Stein, Anm. II zu § 328 380. iſt aber an⸗ 

Kennen, daß die Grundſätze über materielle Rechtskraft auch auf Be⸗ 
chlüſſe entſprechend anzuwenden ſind, wenn ſie eine zur Rechtskraft 

eignete Entſcheidung enthalten. Das ift dann der Fall, wenn durch 

Ne über einen erhobenen Anſpruch entſchieden iſt, wofür, ebenſo wie 

in Urteilen, nicht die Begründung maßgebend ift, fo daß es unerheblich 
ft, od der Beſchluß auf Grund prozeſſualer oder bürgerlich⸗rechtlicher 

ein ſchriften ergangen iſt. Findet dagegen durch einen Beſchluß nicht 
ın Anſpruch, ſondern nur ein das Verfahren betreffender Antrag ſeine 

Erledigung, ſo mangelt ihm materielle Rechtskraft, es ſei denn, daß 

em dieſe ausdrücklich wie z. B. in 8 276 Abſ. 2 Satz 2 ZRO. bei⸗ 

gelegt iſt. Aus dieſen Erwägungen find z. B. Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe 
er materiellen Rechtskraft fähig erklärt, während dieſe Eigenſchaft 

weiſenden Beſchlüſſen des Vollſtreckungsgerichts, die Pfändungsan⸗ 
rage betrafen, abgeſprochen iſt. 

Im vorliegenden Falle iſt nun eine Sachentſcheidung über den 

PR der Klage geltend gemachten Anſpruch nicht ergangen. Das LG. 

1 lediglich durch den Beſchluß die prozeſſuale Vorausſetzung für den 
naß des Verſäumnisurteils, das Nichlerſcheinen oder die ordnungs⸗ 

d Bige Ladung des Bekl. zu 1 verneint, wenn es annimmt, wegen 

11 beſtehenden notwendigen Streitgenoſſenſchaft zwiſchen den Bell. zu 

5 und 2 ſei die alleinige Ladung des Bekl. zu 1 unzuläſſig. Infolge⸗ 

ren enthalten derartige nach 88 331, 335 ZPO. ergehenden Be⸗ 

rie keinen endgültigen Ausſpruch, was auch zum Weſen der mate⸗ 
ellen Rechtskraft einer Entſch. gehört. Weder iſt die Klage ab» 
bovieſen oder nach dem Klagantrage verurteilt, noch die Unſtatthaftig⸗ 
eit eines Verſäumnisurteils auch für die Zukunft feſtgeſtellt; vielmehr 

a es in der Regel möglich fein, den dem Erlaß des Verſäumnis⸗ 
Heil entgegenſtehenden Mangel bis zu einem ſpäteren Verhand⸗ 
"termin zu beſeitigen. Daß im vorliegenden Falle der Antrag auf 

unnd des Verſäumnisurteils wiederholt wird, ohne daß ſich die Sach⸗ 

1 Rechtslage geändert hat, kann zu einer anderen Beurteilung der 

In tung des früheren Beſchluſſes nicht führen. Der früheren Ab⸗ 
nung des Verſäumnisurteils ſteht deshalb materielle Rechtskraft 
icht zur Seite. 

OG. Königsberg. Beſchl. v. 12. April 1926, 7 W 138/26.) 
Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg. 
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Dr Zu 17. Der Beſchluß liefert einen dankenswerten Beitrag zur 
Ene, von der Rechtskraft und arbeitet den Unterſchied zwiſchen der 
Abs gemäß 8 331 Abſ. 2 Halbſatz 2 und der aus 8 335 Abſ. 1 
80. 2 SPD. einleuchtend heraus. In letzterem Falle handelt es ſich 
richt um eine ſachliche Entſcheidung des Rechtsſtreits, die der mate⸗ 
| „len Rechtskraft zugänglich ift, während dort die Klage fachlich be⸗ 
kineden wird. Eine Entſch. auf Grund des § 335 Abſ. 1 Ziff. 2 ſteht 
sr neuen Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils nicht entgegen, 
enn die Partei den Mangel ordnungsmäßiger Ladung nachholt. Da⸗ 
gegen wäre es unzulaſſig, wenn der nach 8 331 Abſ. 2 Halbſatz 2 ab⸗ 
Biniefene Kl. mit neuer fachlicher Begründung von neuem Verſäum⸗ 
it urteil beantragen wollte. Daß der erſte Fall ebenſo zu entſcheiden 
„ wenn das Gericht zu der Überzeugung kommt, irrigerweiſe die 
“ rausfegungen des 8335 Abſ. 1 Ziff. 2 angenommen zu haben, iſt 
ubedenklich. RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


wohl Frankreich gem. Art. 291 VV. die ſich aus dem deutſch⸗ 
bulg. Vertragüber Rechtsſchutz und Rechtshilfe ergebenden 
Rechte in Anſpruch genommen hat, haben Franzoſen Aus- 
länderſicherheit zu leiſten, da Frankreich den Deutſchen 
seine Befreiung gewährt. 

§ 110 Abſ. 1 3PO. ſtellt als Regel die Sicherheitsleiſtungs⸗ 
pflicht des Ausländers auf. Die Darlegungs⸗ und Beweispflicht für 
Tatſachen, welche nach Abſ. 2 oder auf Grund von Staatsverträgen 
eine Ausnahme begründen, trifft die Kl. 

Für v. D. als Ungar kommt eine Ausnahme von der Pflicht 
zur Sicherheitsleiſtung nur in Frage, wenn dies aus dem Haager 
Abkommen über den Zivilprozeß v. 17. Juli 1905 ableitbar iſt. Es 
beſteht keine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den Parteien, daß ab⸗ 
geſehen hiervon ein Deutſcher in gleichem Fall zur Sicherheitsleiſtung 
in Ungarn verpflichtet iſt. Die Befreiung würde nach Art. 17 des 
Abkommens eintreten, wenn v. D. in irgendeinem der Vertrags⸗ 
ſtaaten, nicht bloß im Deutſchen Reich oder in Ungarn, den Wohn⸗ 
ſitz hat. Wo er ihn hat, iſt mit Sicherheit nicht feſtſtellbar. Jeden⸗ 
falls liegen keinerlei Tatſachen dafür vor, daß er den Wohnſiß (8 7 
BGB.) in Deutſchland oder in Ungarn hätte, das iſt ſogar mehr wie 
unwahrſcheinlich. Die Staatsangehörigkeit allein iſt für die Be⸗ 
ſtimmung des Wohnſitzes bedeutungslos. Nach der carte d’identitd 
iſt übrigens v. D. zwar Ungar, aber aus Fiume, das jetzt zu Italien, 
allerdings auch Vertragsſtaat des Haager Abkommens, gehört. Am 
wahrſcheinlichſten iſt, daß er, wenn er überhaupt einen Wohnſitz hat, 
ihn wirklich in Paris hat. Im Verhältnis zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und Frankreich gilt aber nach Art. 287 Satz 2 VV. das Haager 
Abkommen nicht. 

Was die G. betrifft, ſo ſteht ebenfalls feſt, daß Ausländer in 
Frankreich, wenn ſie als Kl. auftreten, dem Bekl. auf deſſen 
Verlangen wegen der Prozeßlroſten Sicherheit zu leiſten haben, fie 
müßten denn hinreichendes Grundeigentum in Frankreich beſitzen 
(Nachweiſe bei Magnus, Tabellen zum Intern. Recht, Heft 1 S. 20 
55 20). Daß die G. in Deutſchland Grundbeſitz hat, iſt nicht be⸗ 

auptet. 

Die Wiederinkraftſetzung eines älteren Übereinkommens, aus 
dem ſich die Befreiung der beiderſeitigen Staatsangehörigen von der 
Pflicht zur Sicherheitsleiſtung ergeben könnte, auf Grund von 
Art. 289 VV. hat Frankreich nicht verlangt. 

Eine unmittelbare Stütze für den Anſpruch auf Befreiung der 
Franzoſen kann innerhalb des VV. nur in Art. 277 geſucht werden, 
nicht etwa auch in Art. 276 lit. e oder d. Wenn hier den Staats⸗ 
angehörigen der Deutſchland gegenüberſtehenden Mächte „freier Zu⸗ 
tritt zu den Gerichten“ ausbedungen wurde, ſo iſt zuzugeben, daß die 
frühere Theorie des internationalen Rechts dieſen Ausdruck vielfach 
auf die Befreiung von der Prozeßkautionspflicht bezog (fo Les ke⸗ 
Löwenfeld, 1 S. 745 zu 2 und 766 Nr. III; v. Bar, Theorie 
und Praxis des Intern. Privatrechts 1889, 2 S. 394; Meili, Das 
intern. Zivilprozeßrecht 1906, S. 99; auch die Kommentare Kann, 
Skonietzki⸗Gelpcke, Stein⸗Jonas [11], I 1 Nr. 17). Die 
deutſche Rechtſprechung der Nachkriegszeit hat ſich aber überwiegend 
der Meinung zugewendet, daß Art. 277 a. a. O. nicht in dieſem Sinne 
auszulegen iſt, ſondern entſprechend der allgemeinen geiſtigen Ein⸗ 
ſtellung der gegneriſchen Mächte zu Deutſchland, welche in dem VV. 
zum Ausdruck gelangte, nur den Zweck hatte, zu verhüten, daß ihren 
Staatsangehörigen in Deutſchland der Rechtsſchutz überhaupt ver⸗ 
weigert würde. In dieſem Sinne hat auch der erk. Sen. bereits früher 
entſchieden. 

Es bleibt, daß Frankreich laut Bek. v. 3. Juni 1921, RGBl. 
732, gemäß Art. 291 VV. für feine Staatsangehörigen die aus 
Art. 2 und 5 des Deutſch⸗Bulgariſchen Vertrags über Rechtsſchutz 
und Rechtshilfe in bürgerlichen Angelegenheiten v. 29. Sept. 1911 
ſich ergebenden Rechte in Anſpruch genommen hat. Nach Art. 2 des 
Vertrags mit Bulgarien darf dem Angehörigen des einen vertrag⸗ 
ſchließenden Teils, die vor den Gerichten des anderen Teils als Kl. 
auftreten, wegen ihrer Eigenſchaft als Ausländer keine Sicherheits⸗ 
leiſtung auferlegt werden, vorausgeſetzt daß ſie ihren Wohnſitz im 
Gebiete des einen oder des anderen Teils haben. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung würde die Mitkl. G. erfüllen, denn es iſt mit Beſtimmtheit 
anzunehmen, daß ſie in Paris den Wohnſitz hat. 

Gegenüber der Reklamation des Vertrags mit Bulgarien hat 
die deutſche Rechtſprechung erwogen, daß die in dieſem Vertrage den 
beiderſeitigen Staatsangehörigen eingeräumten Vergünſtigungen in 
untrennbarem Zuſammenhang ſtehen, die Bulgaren nicht ſchlechthin, 
ſondern nur unter der Vorausſetzung, daß für Deutſche in Bulgarien 
geſetzlich dasſelbe gilt, von der Sicherheitsleiſtung befreit ſind, daß 
daher aus der Inanſpruchnahme der Rechte aus dem Deutſch⸗Bulgari⸗ 
ſchen Vertrage durch Frankreich für Franzoſen die Befreiung von der 
Kautionspflicht in Deutſchland ſich nur ergibt, wenn Frankreich den 
Deutſchen geſetzlich dieſelbe Befreiung gewährt (ſ. JW. 1926, 388 4; 
KG. JW. 1922, 719 und 1924, 712; Os G. Frankfurt JW. 1923, 
191; LG. München I JW. 1926, 392 8, letzteres mit ausführlichen 
Verweiſungen; auch Sfay, Die Privatrechte und Intereſſen im 
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Friedensvertrag S. 36f.; die für die gegenteilige Anſicht angeführten 
Eutſch. beziehen ſich — außer der des OLG. Augsburg BayzZ. 1924, 
77 — beinahe durchweg auf Art. 2 Abſ. 2 des Deutſch⸗Bulgariſchen 
Vertrags mit 8 85 GKG., der gegenüber Franzoſen ſchon nach feinem 
eigenen Abſ. 2 nicht anwendbar iſt, weil Frankreich keinen Ausländer⸗ 
vorſchuß kennt; jo KG. JW. 1924, 1619; OLG. Dresden JW. 
. 48 OLG. Hamburg OLG. 42, 60; KG. IRdſch. 1925 
r. 48). 

Dieſer überwiegenden Anſchauung der deutſchen Gerichte kann 
der erk. Sen. nicht umhin, ſich ebenfalls anzuſchließen, wenn auch 
zuzugeben iſt, daß aus dem Wortlaut von Art. 291 des VV. eine 
abweichende Auffaſſung ſehr wohl abgeleitet zu werden vermag. 

Daß Frankreich Gegenſeitigkeit nicht gewährt, iſt außer Streit. 

(OLG. München, 4. 3 ., Urt. v. 30. Juni 1926, Berfieg. L 31/26 IV.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fritz Forchheimer, München. 
* 


19. 88 315, 1039, 1041, 1042 3P O.; 8 315 Abſ. 1 S. 2 
3 PO. iſt auf die ſchiedsrichterl. Verf. nicht anwendbar. Tod 
eines Schiedsrichters vor Unterſchrift des Schiedsſpruchs. 7) 

Die Aufhebungsklage des 8 1041 ebenſo wie die Klage auf Voll⸗ 
ſtreckbarkeitserklärung nach dem früheren 8 1042 ZPO. oder der 
Antrag auf beſchlußmaäßige Vollſtreckbarkeitserklärung nach 8 1042 
n. T. ſetzen alle das Vorliegen eines formell giltigen Schiedsſpruches 
voraus. Ein ſolcher liegt nicht vor, ſolange nicht den Erforderniſſen 
des § 1039 3PO. genügt iſt. Ob das der Fall iſt, muß in dem Ver⸗ 
fahren nach 8 1042 von Amts wegen geprüft und es muß der Antrag 
auf Vollſtreckbarkeitserklärung eines nicht nach 8 1039 wirkſamen 
Schiedsſpruches abgewieſen werden. Ob der Schiedsſpruch durch Er⸗ 
füllung aller Erforderniſſe des 81039 wirkſam geworden iſt, muß 
aber ebenſo gegenüber einer Klage nach § 1041 ZPO. geprüft 
werden. Fehlt es an dieſer Vorausſetzung, ſo iſt die Klage nicht nur 
nicht notwendig, ſondern nicht zuläſſig, denn einen nicht perfekten, 
alſo rechtlich nicht vorhandenen Schiedsſpruch kann man nicht auf⸗ 
heben (vgl. Gaupp⸗Stein Erl. 1 Abſ. 12 E. zu § 1039, I 1 zu 
8 1041; Seuffert, Erl. 1 Abſ. 3 zu ma, 3PO.). 

Die Erforderniſſe des 8 1039 find zwingend, der Partei⸗ 
dispoſition entzogen. Es kann nur darauf verzichtet werden, zu 
prüfen, ob eine auf die Schiedsrichter, das iſt alle drei, die allerdings 
inſoweit einem die Erledigung auftragen können, zurückführbare Zu⸗ 
ſtellung und eine auf fie zurückführbare Niederlegung des Schieds⸗ 
ſpruches in Februar 1924 oder vollends im Dezember 1925 vorlag. 
Denn 2 andere abſolute Mängel ſind evident und ſind auch nicht 
mehr heilbar, weil inzwiſchen der Schiedsrichter B. geſtorben iſt. Es 
liegt nämlich ein von dem, das iſt von allen drei Schiedsrichtern 
in Perſon unterſchriebener Schiedsſpruch überhaupt nicht vor und es 
iſt den Parteien eine von allen drei Schiedsrichtern unterſchriebene 
Ausfertigung nicht zugeſtellt worden. Die Unterzeichnung der Ur⸗ 
ſchrift des Schiedsſpruches durch den Obmann Ro. an Stelle des 
Schiedsrichters Re. war wirkungslos. $ 315 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. 
iſt auf das ſchiedsrichterliche Verfahren nicht anwendbar (Gau pp⸗ 
Stein, Erl. II 1 mit Note 15 zu 8 1039 3PO.). Es ware 
der Beſtimmung aber auch gar nicht genügt. Daß Re. damals ver⸗ 
hindert war, ſeine Unterſchrift beizufügen, iſt nie behauptet worden. 
Der Obmann hat das, als er „für“ Re. unterſchrieb, auch gar nicht 
„unter Angabe des Verhinderungsgrundes“ auf dem Schiedsſpruch 
bemerkt. Lag eine Verweigerung der Unterſchrift vor, ſo lief dies auf 
eine Verweigerung der Ausübung des Schiedsrichteramtes durch Re. 
hinaus (Seuffert, Erl. 1 lit. b zu 8 1039 ZRD.). 


auf u 19. 1. Der Entſch. liegt folgender Tatbeſtand zugrunde: 
Au 
wurde der Bekl. L. verurteilt an G. für eine Warenlieferung eine 
Summe von zirka 1000 Mark zu bezahlen. Er leiſtete nicht, ſo daß 
der Kl. G. gezwungen war, die Vollſtreckbarkeit des Schiedsſpruchs 
beim ordentlichen Gerichte durch Klage zu betreiben (8 1042 ZPO.) 
Der Belel. wendete ein, daß Kettenhandel vorliege und daß der 
Schiedsspruch demgemäß nicht für vollſtreckbar erklärt werden könne. 
Das Gericht erſter Inſtanz, das LG. München, beſchloß nunmehr zu⸗ 
nächſt das Verfahren auszuſetzen, bis zur Erledigung einer vom Bekl. 
innerhalb eines Monats anzuſtrengenden Aufhebungsklage (8 1042 
III ZPO.). 

Die vom Belt. nunmehr erhobene Aufhebungsklage wurde vom 
LG. München, da dieſes das Vorliegen von Kettenhandel verneinte, 
abgewieſen. Hiergegen legte der Bekl. zum OLG. München Berufung 
ein, das nunmehr erſtmals feſtſtellte, daß der Schiedsſpruch ber 
Münchner Produktenbörfe zwar von dem Obmann Ro. und dem 
Schiedsrichter des Kl. B., aber nicht von dem Schiedsrichter des 
Bekl. Re. unterſchrieben ſei. An deſſen Stelle hat unterſchrieben der 
Obmann und zwar in folgender Form: „Ro. für Re.“ 

Da ſich Re. nicht weigerte ſeine Unterſchrift unter den Schieds⸗ 
ſpruch zu ſetzen, wäre es an ſich möglich geweſen neuerdings einen 
Schiedsſpruch ausfertigen zu laſſen und zuzuſtellen, der die ſämtlichen 
drei Unterſchriften trug. Allein da in der Zwiſchenzeit der Schieds⸗ 
richter B. geſtorben war, konnte nur noch ein Schiedsſpruch hinter⸗ 
legt und zugeſtellt werden, der nunmehr die Unterſchriften Ro. und 


Rechtſprechung 


rund eines Schiedsſpruchs der Münchener Produktenbörſe 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Fehlte der Urſchrift die Unterſchrift des dritten Schiedsrichters, 
fo fehlte fie auch den am 15. Febr. 1924 zugeſtellten Ausfertigungen, 

Dieſe Mängel wären nun zwar nachholbar geweſen. Es hätte 
eine neue Urſchrift des Schiedsſpruches hergeſtellt und eine neue Zu⸗ 
ſtellung erfolgen können mit den vom Geſetze verlangten Unter“ 
ſchriften. Dies war aber nur ſolange möglich, als alle drei Schieds⸗ 
richter lebten. Da B. verſtorben war, als Re. ſeine Unterſchrift hergab, 
war es nicht mehr möglich. Da der urſprüngliche Rechtsakt — Spruch 
und Zuſtellung — nichtig war, konnte eine Heilung nur eintreten 
durch ungeteilte Wiederholung. Für die im Dezember 1925 ange⸗ 
ſtrebte Erfüllung der Vorſchriften in 8 1039 ZPO. lag aber die Sache 
ſo, daß ein Schiedsrichter vor der Unterzeichnung verſtorben war, 
was zur Folge hat, daß der Spruch überhaupt nicht perfekt werden 
kann (Seuffert a. a. O.). Der am 30. Jan. 1924 von B. abge 
gebenen Unterſchrift kam daher keinerlei Bedeutung mehr zu. 


(OLG. München, Urt. v. 21. April 1926, BerReg. 835/25 IV.) 
*. 


20. 5 860 ZPO. Pfändung des Anſpruchs auf Aus- 
einanderſetzung während des Beſtehens der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. ) 

Im Vollzuge des Arreſtes wurden „diejenigen Anſprüche ge“ 
pfändet, welche der Schuldnerin gegen ihren Vater für den Fall der 
Beendigung der zwiſchen dieſen beiden beſtehenden fortgeſetzten Güter 
A — insbeſondere auf Auseinanderſetzung — zuſtehen 
ollen“. 

Bei Würdigung der durch die Erinnerungen angefochtenen Zu⸗ 
laſſigkeit dieſer Pfändung iſt auseinanderzuhalten, 1. ob wahrend 
des Beſtehens der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſchon für den Fa 
der Beendigung der Anteil eines anteilsberechtigten Abkömmlings 
an dem Gejamtgute gepfändet werden kann, 2. ob, ſofern die exit 
Frage zu bejahen iſt, die Anteilspfändung durch die vom Erſtrichter 
angeordnete Pfändung der aus dem Anteilsrecht abzuleitenden An⸗ 
ſprüche erſetzt werden darf. “ 

Es iſt richtig, daß das Vaydbech. in dem Beſchl. v. 26. April 
1907 (Seuff Arch. Bd. 62 Nr. 183 — Bl. f. RA. Bd. 72 S. 740) die 
erſte Frage zwar nicht entſchieden, aber innerhalb der Entſcheidungs⸗ 
gründe bejaht hat. Soweit die vom Senate kontrollierte Literatur 
auf dem gleichen Standpunkt ſteht (Falkmann, Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung [2] S. 811; Baumbach und Warneyer zu 8 86 
380 .), ſtützt fie ſich eben auf dieſen Beſchluß des Bayobch. Der 
entgegengeſetzten Anſicht find Gaupp⸗Stein, Erl. 1 mit II a. A. 
zu 8860 ZPO.; Seuffert, Komm., Erl. 2 ebd. und Gruch. 
Beitr. Bd. 43 S. 133 ff., hier 142; Peterſen zu 8860 ZPO.; Ip” 
weit erſichtlich Hein, Zwangsvollſtreckung (2.) S. 227/8; Sydow⸗ 
Buſch, Anm. 1 u. 2 zu 8 860 ZPO.; die Motive zur ZPNovelle 
von 1898 S. 177 ſprechen mindeſtens nicht gegen die Verneinung 
der Frage. 

Auch der erkennende Senat vermag der in dem Beſchluſſe des 
BayObLG. v. 26. April 1907 niedergelegten Anſicht nicht beizutreten. 

Wie bei der ehelichen, ſo bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
Kann nicht nur während des Beſtandes der Gemeinſchaft, ſondern 
auch nach deren Aufhebung bis zur Auseinanderſetzung kein Anteils“ 
berechtigter über feinen Anteil an dem Geſamtgut (oder den ein! 
zelnen dazu gehörenden Gegenſtänden) verfügen (8814421, 1471 II, 
14871, 14971 800 8.). Von einer Überlafjung der „Ausübung“ des 
Anteilsrechtes (§S 857 III ZPO.) kann ohnehin nicht die Rede ſein. 


Re. trug und an Stelle der im urſprünglichen Original enthaltenen 
Unterſchrift des B. den Vermerk aufwies: „Gez. B. It. Unter, 
ſchrift des inzwiſchen verſtorbenen B. auf der Originalausfertigung. 

2. Dem Urteil kann nicht beigepflichtet werden. 

Von Staff, „Das Schiedsgerichtverfahren“, ſagt mit Recht auf 
S. 211, „daß kein praktiſcher Grund erkennbar ift, der einer and“ 
logen Anwendung des 8315 ZPO. im Schiedsgerichtsverfahren ent⸗ 
gegenſtünde.“ 

Die gleiche Anſicht iſt auch ſchon früher von Langheineken 
in der DIZ. 1919, 725 vertreten worden und anſcheinend vertritt ſie 
auch neuerdings Sydow ⸗Buſch in feinen Erläuterungen zu 8 

. NA. Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


Zu 20. Der Beſchluß des OLG. München iſt deshalb bemer⸗ 
kenswert, weil er ſich in Gegenſatz ſtellt zu dem vom BayObsch. am 
26. April 1907 gefällten Beſchluſſe. Es iſt aber ſehr fraglich, ob 
nicht die ältere Entſch. den Vorzug verdient. 

Es handelt ſich um die Auslegung des $ 860 8420 Daß der 
Anteil der an einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft Beteiligten ohne 
die Beſtimmung des 8 850 ſchlechthin unpfändbar wäre, und zwar 
auch nach Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bis zur 
erfolgten Auseinanderſetzung, legt die Entſch. mit Recht dar. Der 
Grund iſt der, daß das Geſamtgut ſeiner beſonderen Beſtimmung 
nicht entzogen werden fol (Gaupp⸗Stein, Anm. I zu 8 860). 
8 860 Abf. 2 aber geſtattet den Gläubigern die Pfändung „nach der 
Beendigung der Gemeinſchaft“. DOSE. Munchen will das fo verſtehen, 


. 
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wi Nach 8857 Abſ. I mit 8 851 Abſ. J und 8 857 Abſ. III ZPO. 
Hare hiernach eine Zwangsvollſtreckung in dieſe Anteilsrechte über⸗ 
. ausgeſchloſſen, wenn nicht dafür „beſondere Vorſchriften“ be⸗ 
unden, Dieſe find gegeben in 8860 ZPO. In Abſ. I wird hier 
ier: die allgemeine Vorſchrift nicht durchbrochen, ſondern lediglich 
ie Folge aus ihr gezogen. 
6 Wenn Ab!. II dann beſagt: „Nach der Beendigung der 
x emeinſchaft ift der Anteil an dem Geſamtgut der Pfändung 
w terworfen“, jo geht aus dieſem Satze grammatikaliſch ſowie logiſch 
"x ſeiner Gegenüberſtellung zu dem erſten Abſatz zwingend hervor, 
mal daß während des Beſtehens der Gemeinſchaft eine 
„fönbung des Anteils überhaupt nicht ſtattfinden kann, weiterhin, 
m B die Worte „nach der Beendigung der Gemeinſchaft“ einen zeit⸗ 
W Anfangstermin für die Statthaftigkeit der Pfändung, nicht 
. nur ihrer Wirkſamkeit, bezeichnen. Wollte das Geſetz ein 
18 ereg, jo müßte der Satz lauten: Der Anteil an dem Geſamtgut 
930 der Beendigung der Gemeinſchaft iſt zugunſten der Gläubiger 
3 Anteilsberechtigten der Pfändung unterworfen. 
Bd Daß im allgemeinen, wie die Abtretung (Rö. 55, 334; DIL. 
1 9 Sp. 745 Nr. 64), jo nach 8 851 1 3PO. die Pfändung künfe 
155 Forderungen bzw. Rechte nicht unzuläſſig iſt, kann nicht zu 
Br anderen Auffaſſung des an ſich in 8 860 umzmweidentig aus» 
Zedrückten Geſetzeswillens, die Pfändung des Anteiles am Geſamt⸗ 
gur erſt von der Beendigung der Gemeinſchaft an zuzulaſſen, führen. 
Jenn die Pfändung ware, wie oben gezeigt, nach allgemeinen Grund⸗ 
ben überhaupt nicht zuläſſig und iſt es nur in den Grenzen, in 
zelchen die in 8857 III vorbehaltene beſondere Vorſchrift, d. i. eben 
eſenige des 8 860 ZPO. fie geſtattet. 
5 Die in der Entſch. des BayObL®. v. 26. April 1907 angeführ⸗ 
zen Bezugsſtellen (RG. 51, 115; 56, 9; VBaysbech. Stg. 6, 417, 
Net 422 f.) haben alle nur die Zuläſſigkeit der Pfändung eines zu⸗ 
guünftigen Rechtes bzw. der Vorausverfügung über ein ſolches zum 
egenſtand. Des engeren befaſſen ſie ſich mit der Pfändung der 
nftigen Eigentümerhypothek (abweichend übrigens auch hierüber 
AL Erl. II, 6 zu $ 857 ZPO.). Eine Analogie mit dem 
echtsverhältniſſe bez. ihrer verbietet ſich ſchon deshalb, weil die 
erfügung über den Anteil am Geſamtgut vom Geſetz poſitiv 
warde chloſſen iſt, während ihr bezüglich des vom Eigentümer er⸗ 
arteten Hypothekerwerbes nach 8 1163 1 8B. nichts entgegenſteht. 
Erweiſt ſich hiernach die Pfändung des Anteils der Bekl. als 
anteilsberechtigten Abkömmlings am Geſamtgut der fortgeſetzten 
itergemeinſchaft während deren Beſtehens als unzuläſſig, fo iſt die 
fe tere Frage, ob ftatt feiner auch der Anſpruch auf Auseinander⸗ 
bung nach Beendigung der Gemeinſchaft gepfändet werden konnte, 
gegenſtandslos. Der Erſtrichter hat ſelbſt in dem angefochtenen, Be⸗ 
ſchluſſe die Zuläſſigkeit der Anteilspfändung als Vorausſetzung für 
die rechtliche Möglichkeit der von ihm ausgeſprochenen Pfändung be⸗ 
zeichnet. Es muß aber geſagt werden, daß die Pfändung des An⸗ 
ſpruches auf Aus einanderſetzung des Geſamtgutes, wenn dieſer auch 
— dem Anteilsrecht hervorgeht und auf Grund einer zuläſſigen 
anteilspfändung vom Pfandgläubiger geltend gemacht werden kann, 
überhaupt nicht zuläſſig iſt und es auch nach Beendigung der Ge⸗ 
Heinſchaft nicht wäre. Das Geſetz unterſcheidet bei den verſchiedenen 
Geſamthandsverhältniſſen genau zwiſchen dem Anteilsrecht als ſolchem 
und den aus demſelben abzuleitenden Befugniſſen (ſ. hierüber ein⸗ 
gehend RG. 60, 126), und 8 860 ZPO. kennt eben lediglich eine 
dländung des Anteilsrechtes nach Beendigung der Gemeinſchaft. 
er Auseinanderſetzungsanſpruch bleibt auch in dieſem Stadium un⸗ 
abtretbar, und darum iſt er bzw. ſind die einzelnen gegen die anderen 
Teilhaber der Gemeinſchaft beſtehenden Rechte auch nicht pfändbar, 
enn fie find vom Geſetz nicht als pfändbar erklart. In der vom 
ertreter der Bekl. angerufenen Entſch. (Rhein. Archiv 104, 21) 
ezt das OLG. Düfjeldorf die Unpfändbarkeit des Anteils am Ge⸗ 
amtgut bei beſtehender Gemeinſchaft als unbeftreitbar voraus und 
wendet ſich mit zutreffender Begründung gegen den Verſuch, das 
Pfandungsrecht dadurch zu umgehen, daß ſtatt des Anteils der An⸗ 
ſpruch eines Teilhabers auf demnächſtige Auseinanderſetzung oder auf 
das, was ihm bei der ſpäteren Auseinanderſetzung zufällt, zu pfänden 
beantragt wird. 
(Oc. München, 4. 38., Beſchl. v. 30. Dez. 1925, VeſchwReg 
Nr. 923/25.) 
ir Mitgeteilt von RA. Dr. Guſtav Böhm, München. 


daß damit ein Anfangstermin nicht nur für die Wirkſamkeit, 
londern für die Zuläſſigkeit der Pfändung geſetzt ſei und kommt zu 
zelem Ergebnis durch grammatikaliſche und logiſche Auslegung der 
im nmung. Daß künftige Rechte pfändbar fein können, beſtreitet 
g übrigen das Gericht nicht. Geht man aber von der Zuläſſigkeit 
iner Pfändung künftiger Rechte aus, jo wird man im Hinblick 
auf 8 860 Abſ. 2 doch wohl fragen müſſen, ob denn der Geſetz⸗ 
geber einen beſonderen Grund hatte, in dieſem Falle die Pfändung 
von dem Zeitpunkt an zuzulaſſen, wo ſie Wirkfamkeit erhält. 
in ſolcher Grund dürfte ſchwerlich vorliegen, da das Intereſſe der 
emeinſchafter lediglich fordert, daß die Pfändung bei beſtehender 


Nürnberg. 

21. 5 832 ZPO. Der Anſpruch, der einem im Ver⸗ 
tragsverhältnis mit der Krankenkaſſe ſtehenden Dentiſten 
für die Behandlung der einzelnen Patienten gegen die 
Kaſſe zuſteht, iſt pfänd bar. f) 

Daß G. von der Bekl. nicht einen Gehalt bezieht, iſt un⸗ 
beſtritten. Es fragt ſich alſo, ob die Vergütungen, welche er von der 
Bekl. für die zahnärztliche Behandlung von Mitgliedern derſelben zu 
beanſpruchen hat, als eine einer Gehaltsforderung ähnliche, in fort⸗ 
laufenden Bezügen beſtehende Forderung i. S. des 8 882 zu erachten find, 

Vorausſetzung hierfür iſt, daß die dem G. gegen die Bekl. für 
die Behandlung ihrer Mitglieder zuſtehenden einzelnen Bezüge aus 
einem einheitlichen Rechtsverhältniſſe geſchuldet werden, welches die 
Grundlage für die fortlaufende Entſtehung der Forderungen des Ge⸗ 
nannten bildet. 

Gleichgültig iſt hierbei, ob die einzelnen Bezüge dem Betrage 
nach gleich oder verſchieden find, ob fie in regelmäßigen Zwiſchen⸗ 
räumen fällig werden oder nicht, ob zur Zeit der Pfändung ſchon 
Leiſtungen an den Vezugsberechtigten fällig waren oder nicht 
(Sydow⸗Buſch, ZRO., 18. Aufl., 8832 Anm. 2 u. 3; Stein, 
ZPO., 10. Aufl., 8832 Anm. II; OL GRſpr. 31, 118). 

Die obenangeführte Vorausſetzung für die Anwendung des 8832 
iſt nach der Überzeugung des BG. im vorliegenden Falle gegeben. 

Nach dem Vertrage, den der Reichsverband deutſcher Dentiſten 
für ſeine Mitglieder abgeſchloſſen hat, ſind nur die Mitglieder des Ver⸗ 
bandes zur zahnärztlichen Behandlung der Mitglieder der Ortskronken- 
Rajje Nürnberg gegen beſtimmte, von der Bekl. an die behandelnden 
Dentiſten zu zahlende Gebühren berechtigt, aber auch verpflichtet. G. 
gehört unbeſtritten zu den Mitgliedern des Reichsverbandes. Die Mit⸗ 
glieder der Bekl. haben unter den zugelaſſenen Zahntechnikern die freie 
Wahl (8 3). Auf Grund des Vertrages kann alſo jedes Mitglied 
der Bekl. verlangen, daß es von G. zahnärztlich behandelt wird. Für 
die Behandlung des einzelnen Mitgliedes kann dieſer von der Bekl. 
eine im Vertrage näher geregelte Vergütung verlangen. Es liegt mit⸗ 
hin ein privatrechtlicher Vertrag zugunſten Dritter — der Mitglieder 
der Bekl. — vor. Es werden darin Vereinbarungen über Leiſtungen 
der Mitglieder des Reichsverbandes und deren Vergütung ſeitens der 
Bekl. getroffen. Die Bekl. läßt auf Grund des Vertrages gewiſſe Ver⸗ 
pflichtungen, die ihr gegenüber ihren Mitgliedern obliegen, durch die 
zur Kaſſenpraxis zugelaſſenen Zahntechniker erfüllen und verſpricht 
ihnen dafür eine beſtimmte Vergütung. 

Das zwiſchen der Bekl. und G. als Mitglied des mehr⸗ 
erwähnten Reichsverbandes auf Grund des vom Verbande geſchloſſenen 
Vertrages beſtehende Rechtsverhältnis iſt als ein einer Anſtellung ähn⸗ 
liches, auf Dienſtvertrag beruhendes Verhältnis zu beurteilen, auf 
Grund deſſen G. für ſeine jeweiligen Dienſtleiſtungen zwar nicht eine 
beſtimmte, ſich gleichbleibende Vergütung, ſondern die im Vertrage feſt⸗ 
geſetzte Gebühr für feine einzelnen Dienſtleiſtungen erhält, ſo daß dieſe 
Vergütungen wegen des in Mitte liegenden Vertrags als auf einem 
einheitlichen Rechtsverhältniſſe beruhend anzuſehen ſind. 

Unrichtig iſt der Standpunkt der Bekl. und des G., daß die 
übernahme der zahnärztlichen Behandlung durch den Dentiſten kein 
Dienſtvertrag, ſondern ein Werkvertrag ſei. Der Zahntechniker über⸗ 
nimmt ebenſo wie der Arzt im allgemeinen, alſo mangels einer be⸗ 
ſonderen Vereinbarung, die Leiſtung gewiſſer Dienſte zur Behand⸗ 
lung des Patienten, nicht die Herſtellung eines Werkes i. S. des 
§ 631 BGB. 

Mit Recht bezeichnet die Kl. den vom Erſtrichter herangezogenen 
Vergleich mit den Einkünften eines Arztes, der kein Kaſſenarzt iſt, 
aus ſeiner Praxis als verfehlt, weil hier im Gegenſatze zum Kaſſen⸗ 
arzt mangels eines Vertrages die Forderungen für ärztliche Behand⸗ 
lung gegen die einzelnen Patienten jeweils durch einen ſelbſtändigen 
Tatbeſtand begründet werden (Stein a. a. O.). 

An dieſem Ergebniſſe vermag der Umſtand nichts zu ändern, daß 
auch zwiſchen einem Kaſſenzahntechniker und dem von ihm in Ans 
ſpruch genommenen Mitgliede der Ortskrankenkaſſe infolge der Be⸗ 
handlung privatrechtliche Beziehungen entſtehen können, z. B. Forde⸗ 
rungen des Dentiſten gegen den Patienten für Leiſtungen, welche die 


Kaſſe nicht vergütet oder Anſprüche des Patienten gegen den Dentiſten 


wegen eines begangenen Kunſtfehlers. 
(OLG. Nürnberg, 1. 3 S., Urt. v. 1. Juni 1926, BerReg. Nr. 31/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Wilhelm Loeb, Nürnberg. 
* 


Gemeinſchaft nicht wirkſam werde. Wenn das OLG. München dieſe 
Frage gar nicht aufwirft, ſondern ſich mit der grammatikaliſchen 
Auslegung des Abſ. 2 begnügt, jo kaun dieſe Auslegungsmethode 
nicht überall auf Zuſtimmung rechnen. 

Prof. Dr. v. Blume, Tübingen. 


Zu 21. Die Rechtsſtellung des im Vertragsverhältnis mit der 
Kraukenkaſſe ſtehenden Dentiſten iſt im weſentlichen eine ähnliche wie 
die des Kaſſenarztes. Die Stellung des letzteren wird von der herr⸗ 
ſchenden Meinung ſogar als Gehaltsanſpruch i. S. des Lohnbeſchlag⸗ 
nahmegeſetzes angeſehen vgl. LG. Stuttgart JW. 1922, 1688). Un⸗ 
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22. Zu 8 6 Abſ. 2 Satz 3 MS5G. Gegen die Ent- 
ſcheidung des Landgerichts als zweite Inſtanz in Miet⸗ 
ſachen iſt eine weitere Beſchwerde nicht zuläffig. 

Durch die Vorſchrift in 86 Abſ. 2 S. 3 MietSchch. wurde 
im Intereſſe der Beſchleunigung, Vereinfachung und Verbilligung des 
Verfahrens über die Erſatzraumſicherung an Stelle der in der Regel 
gegen die amtsgerichtlichen Urteile allein zuläſſigen Berufung die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde eingeführt. Dieſes Rechtsmittel ſoll alſo dann, 
wenn nicht das ganze Urteil, ſondern nur der genannte Ausſpruch an⸗ 
gefochten wird, den Erſatz für die Berufung bilden. Nichts ſpricht 
aber dafür, daß dadurch ein neuer Inſtanzenzug, ein ſelbſtändiges 
Rechtsmittel, das in allen Beziehungen den 88 567 ff. ZPO. folgen 
ſollte, geſchaffen, daß alſo der allgemein für amtsgerichtliche Urteile 
beſtimmte Rechtszug (Unanfechtbarkeit des zweitinſtanzlichen Erkennt⸗ 
niſſes) geändert wurde. Wollte man dies annehmen, ſo wäre die Folge, 
daß zwar gegen das landgerichtliche Berufungsurteil in ſeiner Geſamt⸗ 
heit jedes Rechtsmittel ausgeſchloſſen und mit ihm die Hauptſache (die 
Aufhebung des Mietverhältniſſes) unbedingt beendigt iſt, daß aber 
für den nebenſächlicheren Teil, die Entſch. über die Erſatzraum⸗ 
ſicherung, die wirtſchaftlich für beide Teile von großer Bedeutung 
ſein mag, rechtlich aber gegenüber der Hauptſache doch nur akzeſſoriſche 
und untergeordnete Bedeutung hat, eine weitere, dritte Inſtanz ge⸗ 
geben wäre. Dieſes Ergebnis iſt unhaltbar und kann dem Sinn des 
Geſetzes unmöglich entſprechen. Die Anfechtung des Ausſpruchs über 
die Erſatzraumſicherung kann vielmehr nur inſoweit ſtatthaft ſein, als 
ein Rechtsmittel in der Hauptſache zuläſſig wäre, es ſind ihr dieſelben 
Grenzen gezogen wie dieſem, und ſie iſt da nicht möglich, wo auch 
in der Hauptſache der Inſtanzenzug unbedingt beendigt iſt. Es muß 
daher, da es gegen landgerichtliche Berufungsurteile kein 
Rechtsmittel gibt, auch die Anfechtung eines landgerichtlichen Erkennt⸗ 
niſſes in der Beſchwerdeinſtanz in den Fallen, wo dieſe nur 
einen Erſatz für die Berufungsinſtanz darſtellt, ausgeſchloſſen ſein. 

(OLG. Nürnberg, 1. 3 S., Beſchl. v. 31. Dez. 1925, B R Nr. 696/25.) 
Mitgeteilt von OLGR. M. Silberſchmidt, Nürnberg. 


> 
Stettin. 

23. § 1045 3 PO. Bei der Vollſtreckbarkeitserklärung 
von Schiedsſprüchen beſteht kein Anwaltszwang für den 
Antragsgegner. Im Zweifel iſt das Gericht gemäß 8 1045 
3 PO. zuſtändig, das für die gerichtliche Geltendmachung 
zuſtändig wäre. f) 

Die Parteien hatten beim Abſchluß des Kaufvertrags verein⸗ 
bart: „Berliner Bedingungen von 1924 — Schiedsgericht Stettin.“ 
Das von den Vorſtehern der Kaufmannſchaft (Handelskammer) in 
Stettin eingerichtete „Schiedsgericht der Stettiner Kartoffelhandler“ 
hat einen Schiedsspruch gefallt. Die Kl. (Verkäuferin) hat beim LG. 
in Stargard, in deſſen Bezirk fie ihren Geſchäftsſitz hat, Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärung beantragt. Die Bekl. hat ſich auf Erfordern des 
26. durch einen Berliner Rechtsanwalt geäußert. Das LG. hat den 
Spruch für vollſtreckbar erklärt. Die Beſchwerde der Bekl. wurde 
zurückgewieſen. 

1. Die prozeſſualen Rügen der Beſchwerdeführerin gehen fehl. 
Die Zuſtellung des angefochtenen Beſchluſſes iſt mit Recht an die Bell. 
ſelbſt erfolgt, da ſie einen Prozeßbevollmächtigten nicht beſtellt hatte. 
RA. Dr. C. in Berlin, welcher für die Bekl. Erklärungen ab⸗ 
gegeben hatte, war nicht ihr Prozeßbevollmächtigter i. S. des 8 176 
3PO. Als folder hätte für die Bekl. nur ein beim LG. 
in Stargard zugelaſſener Rechtsanwalt auftreten 
können (5 78 3PO.; vgl. auch Stein, ZRO. Anm. VA zu 
$ 128). Andererſeits iſt die Bekl. aber nicht dadurch beſchwert, daß 
der gen. RA. und nicht ein beim LG. Stargard zugelaſſener, für fie 
die erforderlichen Erklärungen abgegeben hat. 

2. Auch im übrigen ift die Beſchwerde unbegründet. Zuſtändig 
für die Vollſtreckbarkeitserklärung iſt nach 8 1045 ZPO. das AG. 
oder das LG., welches in einem ſchriftlichen Schiedsvertrag als ſol⸗ 
ches bezeichnet iſt, und in Ermangelung einer derartigen Be⸗ 


bedenklich muß man aber derartige Anſprüche mit der vorliegenden 
Entſch. unter $ 832 ZPO. bringen. Gehaltsahnlich iſt jede Forderung, 
die eine fortlaufende Entſchadigung für geleiſtete Arbeiten darſtellt und 
dazu beſtimmt iſt, dem Berechtigten die zu ſeinem Unterhalt erforder⸗ 
lichen Mittel zu gewähren. Dies iſt bei den Forderungen, die gegen⸗ 
über der Krankenkaſſe für ärztliche Behandlung der einzelnen 
Patienten entſtehen, unbedenklich der Fall. Es genügt, daß durch den 
Vertrag ein Rechtsverhältnis zwiſchen der Kaſſe und dem behandeln⸗ 
den Zahntechniker begründet wird; daß außerdem noch Rechtsverhält⸗ 
niſſe zwiſchen ihm und dem Patienten direkt beſtehen können, ändert 
den Sachverhalt nicht. A. u. Doz. Dr. Baum, Berlin. 


Zu 23. 1. Die Ausführungen der Entich. verdienen Zuſtimmung. 
Wenn im landgerichtlichen Verfahren auf Vollſtreckbarerklärung des 
Schiedsſpruches gemäß Aufforderung des Gerichtes die Gegenpartei 
durch einen auswärtigen Anwalt Erklärungen abgeben laßt, ſo wird 
dieſer dadurch nicht zum „Prozeßbevollmächtigten“ i. S. des § 176 
ZPO. Alſo iſt der gerichtliche Beſchluß nicht an ihn, ſondern an 
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zeichnung das AG. oder das LG., welches für die gerichtliche Gel⸗ 
tendmachung des Anſpruchs zuſtändig ſein würde. . 

Zwiſchen den Parteien ift ein ſchriftlicher Schiedsvertrag im 
Kaufvertrage durch die Bezugnahme auf die Berliner Bedingungen 
geſchloſſen worden. Dieſe find damit Beſtandteil des Vertrages ger 
worden. Sie enthalten keine „Bezeichnung“ des für die Vollſtreckbar⸗ 
Reitserklärung zuſtändigen Gerichts. Nun iſt von den Parteien in 
den Kaufvertrag auch die Klauſel „Schiedsgericht Stettin“ aufgenom? 
men worden. Damit iſt aber nicht geſagt worden, daß die von den 
Vorſtehern der Kaufmannſchaft erlaſſenen „Beſtimmungen für das 
Schiedsgericht der Stettiner Kartoffelhändler“ v. 14. Dez. 1920 Be⸗ 
ſtandteil des Kauf- und Schiedsvertrages fein ſollten. In Stettin gibt 
es viele Schiedsgerichte, mehrere auch für den Kartoffelhandel. Wenn 
auch nach den „Berliner Bedingungen“ nur das von der Kaufmann 
{haft eingeſetzte zuſtändig war, jo genügt doch nicht die gedachte kurze 
Klauſel, um die Ordnung dieſes Schiedsgerichts zum Beſtandteil des 
Vertrages zu machen. Die „Beſtimmungen“ von 1920 ſind auch, wie 
ihr Sinn und Zweck lehrt, gar nicht dazu erlaſſen, um Parteiver⸗ 
einbarungen über die Zuständigkeit von Staatsgerichten für die Voll⸗ 
ſtreckbarkeitserklärung zu erſetzen oder zu ergänzen. Sie wollen le⸗ 
diglich feſtlegen, in welchen Sachen und in welcher Zuſammenſetzung 
das Schiedsgericht tätig ſein will, und welches Verfahren vor dem 
Schiedsgericht einzuhalten iſt. Wenn die „Beſtimmungen“ von 
1920 im 8 49 gleichwohl die Bezeichnung eines i. S. des § 1045 
ZPO. zuſtändigen AG. oder LG. enthalten, fo iſt das eine Vor⸗ 
ſchrift, die, ſtreng genommen, in eine Schiedsgerichtsordnung ui 
hineingehört. Denn fie bezieht ſich auf das Verfahren nach Ab” 
ſchluß der Tätigkeit des Schiedsgerichts. Dieſes zu 
regeln, ſteht weder der Kaufmannſchaft, noch dem Schiedsgericht, 1 
dern allein dem Geſetzgeber zu, der denn auch im 10. Buch der ZPO. 
die erforderlichen Vorſchriften erlaſſen hat. Die Schlußbeſtimmun im 
8 49 der gedachten Schiedsgerichtsordnung iſt daher nur als ein Hin“ 
weis auf die angezogenen Beſtimmungen der ZPO. aufzufaſſen. Der 
Hinweis iſt, ſofern er das AG. oder LG. Stettin ſchlechthin für zu“ 
ſtändig erklärt, irreführend und würde am beſten geſtrichen, denn © 
kommen, wie die weitere Behandlung dieſer Sache lehren wird, au 
noch andere Gerichte als zuſtändig in Frage. 

Fehlt es alſo hier an der Bezeichnung des nach 81045 3 59. 
zuſtändigen Gerichts im ſchriftlichen Schiedsvertrage, jo iſt die Von“ 
ſtreckbarkeitserklärung von demjenigen LG. zu erlaſſen, welches für 
die gerichtliche Geltenomachung des Anſpruchs zuſtändig ſein würde. 
Das iſt das LG. in Stargard als Gericht des nach 8 2 Abf. 3 der 
Berliner Bedingungen maßgebenden Erfüllungsorts. Die Auffaſſung 
der Bekl., daß der gedachte 82 Abſ. 3 nur den Erfüllungsort für 
Zahlung des Kaufpreiſes regele, iſt unrichtig. Er ſpricht ganz 
allgemein vom „Erfüllungsort für Zahlung“ und kann um ſo weniger 
einſchränkend ausgelegt werden, als der Abſ. 1 desſelben Paragraphen 
ebenſo allgemein den „Gerichtsſtand für Klagen gegen den Verkäu⸗ 
fer“ beſtimmt. 

(OLG. Stettin, 2. ZS., Veſchl. v. 21. Dez. 1925, 2 W 201/25.) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Mielke, Stettin. 


Augsburg. 3 Streitwert, Gebühren und Koſten. 


1. 8 1 Geſ. v. 6. Febr. 1923. Hat der Gegner der im 
Armenrecht ſtreitenden Partei die Hälfte der Streitkoſten 
übernommen, dann iſt eine ſolche Teilzahlung in erſter 
Linie auf diejenigen Gebühren und Auslagenbeträge des 
RU. zu verrechnen, für die der Staat keinen Erſatz leiſtet. ) 

Der Bekl. hatte gegenüber dem im Armenrecht ſtreitenden Kl. 
unter anderem die Hälfte der Streitkoſten übernommen und bezahl. 
Der Armenanwalt des Bekl. forderte die andere Hälfte von der 


die Partei ſelbſt zuzuſtellen. 2. Damit, daß in einem ſchriftlichen 
Schiedsvertrag auf das Schiedsgericht einer beſtimmten Stadt ver⸗ 
wieſen wird, wird die Ordnung diefes Schiedsgerichtes noch nicht zum 
Beſtandteil des Schiedsvertrages. Und wenn jene Ordnung ein be“ 
ſtimmtes Gericht als für die Vollſtreckbarerklärung zuſtändig bezeich⸗ 
net, jo liegt darin noch nicht die parteimaßgebliche ſchriftliche Verein 
barung auf ein beſtimmtes Gericht i. ©. des § 1045 ZPO. Aufgabe 
einer Schiedsordnung iſt die Regelung des Schiedsverfahrens, 
nicht die Beſtimmung des nach abgeſchloſſenem Schiedsverfahren zur 
Vollſtreckbarerklärung berufenen Staatsgerichtes. 3. Daher iſt 
zu fragen, welches Staatsgericht für die Geltendmachung des enk⸗ 
ſchiedenen Anſpruches zuftändig geweſen wäre. Hierbei kann der Ge⸗ 
richtsſtand auch ein vereinbarter ſein, wobei es Sache der Auslegung 
iſt, ob die Verabredung eines „Erfüllungsortes für die Zahlung 
nur den Anſpruch auf den Kaufpreis oder auch denjenigen auf 
„Schadenerſatz“ hatte. Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 


Zu 1. Die Entſcheidung entſpricht, wie ſie ſelbſt hervorhebt, 
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Etoatskaffe ein. Gerichtsſchreiberei und LG. wieſen den Anſpruch 
Er Das OLG. gab der Beſchwerde ſtatt: Es hält im Gegenſatz zum 
keſtrichter die im Komm. von Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
Side zur GebO. f. RA., 7. Aufl., Anh. II zum I. Abſchn., 
heben in Übereinſtimmung mit zahlreichen obergerichtlichen Ent⸗ 
5 dungen vertretene Rechtsanſchauung, daß eine ſolche Teil⸗ 
zahlung in 1. Linie auf diejenigen Gebühren⸗ und Auslagenbeträge 
es Rechtsanwalts, für die der Staat keinerlei Erſatz gewährt, zu 
36 buen iſt, für richtig. Dieſe Anſchauung ſtützt ſich auf den in 
e 66 Abſ. 2 BGB. zum Ausdruck gebrachten Rechtsgedanken, daß 
aue Forderung, welche die minder geſicherte iſt — im gegebenen 
e die Forderung des Rechtsanwalts gegen eine Partei, für die 
= Staat nicht mithaftet — in 1. Linie durch die Teilzahlung ge⸗ 

gt wird. Auch die Zwechbeſtimmung des Geſ. v. 6. Febr. 1923, 
er. einen möglichſt günſtigen Koſtenerſatz zu ſichern, 

ierfür. 
(OG. Augsburg, Beſchl. v. 26. Mai 1926, BR I 141/26.) 
Mitgeteilt von IR. Goldbach, Memmingen (Bayern). 


Berlin. 5 
ſch 2. 8 11 RAGeb O.; 88 17, 18 GKG. Der Gerichts⸗ 
chreiber darf nicht ſelbſtändig von einem gerichtlichen 
ertfeſtſetzungsbeſchluß abweichen und iſt an ihn, auch 
n er durch zwiſchenzeitliche Geldentwertung überholt 
bis zur anderweitigen Wertfeſtſetzung durch das Pro- 
ſez gericht gebunden. Im Gebührenprozeß des Anwalts 
diun das Gericht auch über die Höhe des Streitwerts des 
de Grundlage der Gebührenforderung bildenden Vor- 
rozeſſes entſcheiden. Dieſe Befugnis fällt fort, ſofern 
orprozeß eine richterliche Streitwertfeſtſetzung er⸗ 
folgt ift; fie bleibt für den Gebührenprozeß bindend. f) 
9 Die Kl. ſind Rechtsanwälte und haben den Bekl. als Prozeßbe⸗ 
9 mächtigte vertreten. Der Streitwert in dieſent Verfahren iſt am 
J. Mai 1923 auf 250 000 000 % feſtgeſetzt worden; in einem Be⸗ 
Heid vom 28. Juli 1923 hat das Gericht an dieſer Wertfeſtſetzung 
eſtgehalten. Die auf dieſer Grundlage berechneten Anwaltsgebühren 
u Kl. find ſeitens des Bekl. im Auguſt 1923 bezahlt worden. Durch 
Art. vom 16. Nov. 1923 hat das LG. die ge abgewieſen. 
Bes Urteil iſt am 12. Dez. 1923 zugeſtellt und am 29. Dez. 1923 durch 
Ferufung angefochten worden. Bei der am 12. Dez. 1923 aufgeſtellten 
5 enrechnung für die erſte Inſtanz iſt der Gerichtsſchreiber von 
mem Streitwerte von „60 000 Goldmark (1 Goldmark = 600 Mil- 
narden) = 36.000 Billionen Mark“ ausgegangen. 
Auf der gleichen Grundlage haben die Kl. nunmehr ihre Ar» 
waltsgebühren berechnet. Sie ſind unter Anwendung der zur Zeit 
der Urteilszuſtellung geltenden Teuerungszahl von 1,515 Milliarden 
5 einer Geſamtgebühr von 2 788 523 400 000 000 % gelangt, die fie 
um die vom Bekl. gezahlten 20737 742 % gekürzt haben. Sie 
Aden auf Zahlung noch ausſtehender 2788,52 Goldmark nebſt Zinſen 
klage erhoben. 
Der Bekl. macht geltend, daß die erſte Inſtanz des Vor⸗ 
brozeſſes bereits vor dem 1. Jan. 1924 beendet geweſen und daß 
mithin eine Wertfeſtſezung in Goldmark überhaupt nicht in Betracht 
gekommen ſei, für die Gebührenberechnung vielmehr lediglich die ge⸗ 
Actliche Wertfeſtſetzung auf 250 Millionen Papiermark maßgebend 
Er müſſe. Die hiernach zu entrichtenden Anwaltsgebühren feien be⸗ 
ns am 15. Aug. 1923 bezahlt. Das LG. hat verurteilt, das BG. 
gewieſen. 
B Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. Die eingelegte Berufung 
"up Erfolg haben, und zwar aus folgenden Erwägungen: 


der herrſchenden Rechtsanſchauung und ſetzt ſich auch mit RG. 111, 
36 nicht in unmittelbaren Widerſpruch. Dort hat ſich das RG. mit 
r Frage bejchäftigt, wie die Verrechnung eines von der Partei 
5 den Rechtsanwalt, der ſpäter Armenanwalt wurde, gezahlten 
Sasſchuſſes zu erfolgen Hat. Das RG. kommt auf Grund des 
8 bes: „Der zahlungspflichtigen Staatskaſſe gegenüber iſt die 
lerſchußzahlung einer endgültigen Zahlung auf die Koſtenſchuld 
gieich zu erachten“ zu dem Schluſſe, daß von dem gezahlten Vor⸗ 
ſchuſſe ſo viel auf den Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts an⸗ 
zurechnen iſt, als dem Verhältniſſe zwiſchen dem Vorſchuſſe und 
3 in geſamten Gebührenanſpruche des Anwalts aus feiner Tätig⸗ 
eit vor und nach ſeiner Beſtellung zum Armenanwalt entſpricht. 
me Begründung zu dem von mir hervorgehobenen Satze gibt das 
An nicht; richtig erſcheint er mir ebenſowenig. Welche Gebühren⸗ 
uſprüche dem Anwalt erwachſen werden, fteht bei der Vorſchuß⸗ 
ahlung überhaupt noch nicht feſt. Es hängt völlig von weiterem 
rlauf des Rechtsſtreits ab, ob und welche Anſprüche dem Anwalt 
Strehnupt erwachſen. In Frage kommt weiter die Feſtſetzung des 
freitwertes, von der die Höhe der Gebühren abhängig iſt. Vor 
lem aber fehlt es an jeder Beziehung zwiſchen dem Anwalt, der 
ne ber Partei einen Vorſchuß erhält, und der Staatskaſſe, die 
n ſpäter, wenn er zum Armenanwalt beſtellt wird, im Rahmen 
»Geſetzes v. 6. Febr. 1923 erſtattungspflichtig wird. Die Partei 
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Die Klage iſt geſtützt auf das zwiſchen den Kl. als Prozeß⸗ 
bevollmächtigten und dem Bekl. als ihrem Vollmachtgeber beſtehende 
Dienſtverhältnis und richtet ſich auf die gemäß 8 611 BGB. dem 
Dienſtverpflichteten zu gewährende Vergütung, deren Höhe ſich nach 
der RAGebO. beſtimmt. Maßgebend für die Gebührenberechnung 
iſt danach gemäß § 11 RAGebO. „die für die Berechnung der 
Gerichtsgebühren maßgebende Wertfeſtſetzung“. Anwendung 
haben mithin 88 17, 18 GKG. zu finden. Aus ihnen folgt aber, 
daß dieſe für die Gerichts⸗ und ſomit auch für die Anwalts⸗ 
gebühren maßgebende Wertfeſtſetzung durch das Prozeßgericht zu 
erfolgen hat; denn 817 GKG. läßt den eine Wertfeſtſetzung durch das 
Prozeßgericht anordnenden 83 ZBD. entſcheidend fein, während 8 18 
ausdrücklich von der Wertfeſtſetzung durch das Prozeßgericht 
ſpricht. Zudem iſt auch aus den Motiven zu 88 17, 18 GKG., die 
auf das frühere preußiſche Recht verweiſen, erſichtlich, daß i. S. der 
genannten Geſetzesſtellen lediglich eine richterliche Wertfeſtſetzung 
in Betracht kommt (vgl. auch Walther⸗Joachim-Friedlaen⸗ 
der, Nr. 1 zu 88 11, 12 RAGebO.; Rittmann⸗Wenz, Nr. 1 
zu § 18 GKG.). 

Eine Wertfeſtſetzung durch den Gerichtsſchreiber könnte mit⸗ 
hin nur dann als Grundlage für die Gebührenberechnung in Frage 
kommen, wenn dieſer nach den Beſtimmungen der EntlVO. vom 
11. März 1922 in der Sache ſelbſt entſchieden, alſo richterliche Ob⸗ 
liegenheiten ausgeübt hätte. Dagegen bildet eine — wie im vor⸗ 
liegenden Falle — lediglich zum Zwecke der Koſtenberechnung vor⸗ 
genommene Streitwertfeſtſetzung des Gerichtsſchreibers Reine Grundlage 
für die Gebührenberechnung der Kl., und das um ſo weniger, als 
für eine ſolche anderweitige Annahme des Streitwertes angeſichts des 
ſchon vorliegenden gerichtlichen Feſtſetzungsbeſchluſſes v. 29. Mai 1923 
Raum nicht mehr war, der Gerichtsſchreiber vielmehr bis zu einer 
anderweitigen prozeßgerichtlichen Wertfeſtſetzung an dem zwar durch 
die zwiſchenzeitliche Geldentwertung überholten, formell aber noch in 
Geltung befindlichen Gerichtsbeſchluß gebunden und nicht befugt war, 
ſelbſtändig von ihm abzuweichen oder den in Papiermark feſtgeſetzten 
Streitwert eigenmächtig auf Goldgrundlage umzurechnen (vgl. OLG. 
Celle JW. 1925, 75 16). 

Auch aus der Tatſache, daß gegen die Koſtenrechnung des Ge⸗ 
richtsſchreibers ſeitens der Parteien keine Erinnerung eingelegt iſt, 
läßt ſich nicht folgern, daß die zugrunde liegende Streitwertannahme 
für ſie bindend geworden iſt. Das Gegenteil ergibt ſich bereits aus 
8107 ZPO., nach dem im Falle eines nachträglich ergehenden gericht⸗ 
lichen Streitwertbeſchluſſes eine zuvor auf anderweitiger Grundlage 
vorgenommene Koſtenfeſtſetzung ohne weiteres der Abänderung unter- 
liegt. Schon dieſe Beſtimmung ergibt, daß die Wertannahme durch 
den Gerichtsſchreiber keine endgültige Regelung herbeiführt, ſo daß 
ihr Rechtskraftwirkungen in keinem Falle zukommen können. 

Der Umſtand, daß die Streitwertannahme des Gerichtsſchreibers 
für die Gebührenberechnung des Rechtsanwalts nicht maßgebend iſt, 
bedingt allerdings nicht, daß dieſer in jedem Falle gehalten iſt, 
eine richterliche Feſtſezung des nach feiner Anſicht in Betracht kom⸗ 
menden Streitwerts herbeizuführen, bevor er ſeine Gebührenforderung 
einklagt, vielmehr kann das über die Gebührenklage erkennende Ge⸗ 
richt grundſätzlich auch über die Höhe des dem Vorprozeſſe zugrunde 
liegenden Streitwertes entſcheiden (vgl. NG. IW. 1893, 27017; 
Walther⸗Joachim⸗Friedlaender, Nr. 5 zu 88 11, 12 RA⸗ 
GebO.). Die Möglichkeit einer ſolchen Entſcheidung im Gebühren⸗ 
prozeß fällt aber weg, ſofern im Hauptprozeß eine richterliche Streit⸗ 
wertfeſtſetzung erfolgt iſt. Dieſe muß ſo lange bindend bleiben, als 
ſie nicht von Amts wegen durch das feſtſetzende oder das übergeordnete 
Gericht im Laufe des Verfahrens geändert wird oder im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren eine Anderung erfährt (8 18 Abſ. 1 Satz 3, Abſ. 2 
GG.). Demgemäß kann der Gebührenklage der Kl. nur der durch 


wollte bei der Vorſchußzahlung Reinen Gebührenanſpruch des An⸗ 
walts tilgen. Inwiefern das Zahlungsgeſchäft zwiſchen Partei und 
Anwalt einen anderen Inhalt annehmen ſoll, nachdem der An⸗ 
walt zum Armenanwalt beſtellt wurde, iſt in keiner Weiſe zu 
erkennen. RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


Zu 2. Die Eutſch. iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Ich 
ſtimme ihr in allen Auslegungsfragen zu und kann doch nicht ber 
greifen, daß ſie ergangen iſt. War es wirklich nötig, die Kl. aus 
rein formalen Gründen mit einer Koſtenlaſt von mindeſtens 1000 
Reichsmark zu beſchweren, ſtatt ihnen die erbetene Gelegenheit zur 
Beſchreitung des formal richtigen Weges zu gewähren und dann 
das richtige materielle Recht zu finden? Hatte der Bekl. hier 
irgendein berechtigtes Intereſſe daran, der Vertagung zu wider⸗ 
ſprechen, und bedeutet es wirklich eine Förderung der Rechtspflege, 
wenn eine „erhebliche Verfahrensverzögerung“ vermieden, dafür aber 
mit Sicherheit ein neuer Rojtfpiefiger Prozeß heraufbeſchworen wird? 
(Nebenbei bemerkt: die Berufungsbegründung ſtammte v. 29. Dez. 
1925, das Urteil bereits v. 1. März 1926. Statt dieſer rein formalen 
Entſch. hätte vielleicht am 15. April ſchon eine materielle und end⸗ 
gültige erlaſſen werden können. Wäre das eine vom Richter zu be⸗ 
kämpfende „Verzögerung“ geweſen?) In einer Zeit ſchwerſter wirt⸗ 
ſchaftlicher Not follten und dürften ſolche Entſch. wie die obige nicht 
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Beſchl. v. 29. Mai 1923 feſtgeſetzte Streitwert von 250 Millionen 
Mark zugrunde gelegt werden. Die Kl. können ſich auch nicht auf 
die Beſtimmung des 5 9 Abſ. 2 GKG. berufen, nach der, ſofern ber 
Wert des Streitgegenſtandes bei Urteilserlaß höher iſt, dieſer höhere 
Wert der Gebührenberechnung zugrunde zu legen iſt. Dieſe Vorſchrift 
führt weder eine automatiſche Anderung des Streitwertes herbei, noch 
geſtattet ſie ein ſelbſtändiges Abweichen von einer überholten gericht⸗ 
lichen Wertfeſtſetzung, fie ſtellt ſich lediglich als eine für die richter⸗ 
liche Wertfeſtſezung zu beachtende Regel dar, die in einſchlägigen 
Fallen eine Abänderung der früheren Streitwertfeſtſezung notwendig 
macht (Walther ⸗Joachim⸗Friedlaender, Nr. 18a zu 
88 11, 12). 

Dieſe Abänderung muß im vorliegenden Falle durch das Gericht 
des Prozeſſes, in dem die Tätigkeit der Kl. ſtattgefunden hat, er⸗ 
folgen. Dieſe können ſich zur Rechtfertigung ihres Standpunkts end⸗ 
lich auch nicht auf die in der reichsgerichtlichen Plenarentſcheidung 
RG. 44, 403 niedergelegten Grundſätze ſtützen. Nach ihnen kann eine 
Streitwertabänderung auch dann durch das im Inſtanzenzuge über⸗ 
geordnete Gericht geſchehen, wenn dieſes nur im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren mit der Sache befaßt iſt. Vorausſetzung für die Anwen⸗ 
dung dieſer Regel bleibt aber, daß das Gericht der höheren Inſtanz, 
ſei es auch nur aus Anlaß der Koſtenfeſtſetzung, überhaupt mit der 
gleichen Sache befaßt iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt hier nicht ge⸗ 
geben; denn es handelt ſich gegenwärtig um ein dem Vorprozeſſe 
gegenüber völlig ſelbſtändiges Verfahren, das lediglich inſofern mate⸗ 
riell mit ihm zuſammenhängt, als der von den Kl. geltend gemachte 
Gebührenanſpruch ſich auf die Tatigkeit im früheren Prozeß ſtützt. 
Der Senat iſt deshalb nicht in der Lage, im vorliegenden Falle den 
in einem anderen Rechtsſtreit ergangenen Wertfeſtſetzungsbeſchluß des 
untergeordneten Gerichts aufzuheben oder abzuändern, vielmehr muß 
es den Kl. überlaſſen bleiben, beim LG. auf Grund 89 GKG. eine 
Streitwertäuderung zu beantragen. Der Umſtand, daß dieſer Vor⸗ 
prozeß rechtskräftig abgeſchloſſen iſt, ſteht dem nicht im Wege, auch 
nach Beendigung der Inſtanz iſt eine Streitwertänderung jederzeit 
zuläſſig (vgl. Rittmann⸗Wenz, Nr. 3 zu 8 18 GAS; Willen⸗ 
bücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 1925, S. 195). 

Solange dieſe anderweitige Feſtſetzung des Streitwertes durch das 
Gericht erſter Inſtanz nicht erfolgt iſt, ſteht der am 29. Mai 1923 
ergangene Wertfeſtſetzungsbeſchluß der Schlüſſigkeit der erhobenen Ge⸗ 
bührenklage entgegen, denn für die Gebührenberechnung bleibt zu» 
nächſt lediglich der feſtgeſetzte Streitwert von 250 Millionen Papier⸗ 
mark maßgebend, die auf dieſer Grundlage den Kl. zuſtehenden Ge⸗ 
bühren ſind aber unſtreitig bezahlt. 

Dem in der letzten mündlichen Verhandlung geſtelllen Antrage 
der Kl., ihnen zur Herbeiführung einer anderweitigen Wertfeſtſetzung 
eine Friſt zu gewähren, konnte nicht entſprochen werden: Bereits in 
der Berufungsbegründung v. 29. Dez. 1925 hat der Bekl. auf die in 
der angegebenen Richtung beſtehenden Bedenken gegen die Klageſchlüſ⸗ 
ſigkeit hingewieſen. Die Kl. haben alſo genügend Zeit gehabt, eine An⸗ 
derung der Wertfeſtſetzung in die Wege zu leiten. Wenn ſie dies unter⸗ 
laſſen haben, jo müſſen fie die ſich aus ihrer Unterlaſſung ergebenden 


ergehen. Die Beſchleunigung des einzelnen Rechts⸗ 
ſtreits als Selbſtzweck iſt kein würdiges Ziel für 
den Richter. Wenn das richtige Recht fo nahe am Wege 
ſteht wie hier, ſo kann und muß er auf ſeiner Fahrt 
ein wenig haltmachen, um es zu ſich herankommen zu 
laſſen. Denn feine größte Aufgabe iſt doch nicht die 
Beendigung des Prozeſſes, ſondern die Findung des 


materiellen Rechts. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 3. I. Das KG. geht in feinem Beſchl. von der Auf⸗ 
faſſung aus, daß ſich grundſätzlich 8 519 Abf. 6 (ſrüher § 520 
Abſ. 3) ZPO. auf Arreſte und einweilige Verfügungen erſtrecke; fie 
findet ſich bereits in KG. IW. 1924, 61 und 419, neuerdings bei 
Baumbach, Reichskoſtengeſetze zu $32 GKG. Die Gründe dieſer 
Auffaſſung finden ſich oben wiedergegeben; dabei wird auch an 
anderer Stelle darauf hingewieſen, daß ja in § 20 Ziff. 1 GKG. die 
Prozeßgebühr als Gebühr für das Verfahren im allgemeinen be⸗ 
zeichnet ſei, deshalb ſei der Ausdruck „Prozeßgebühr“ in 8519 
Abs. 6 bedeutungslos, gemeint ſei eine Verfahrensgebühr, die ge⸗ 
genteilige Anſicht ſei o Baumbach a. a. O.) formaliſtiſch. Mit 
Recht widerſpricht die überwiegende Meinung derjenigen des KG.: 
der Voerfaſſer der Geſetzesbeſtimmung des § 519 Abf. 6, Jonas, 
bezeugt, daß die Wahl des Wortes Prozeßgebür mit voller 
Abſicht zur Kennzeichnung des techniſchen Begriffs derſelben — 
alſo im Gegenſatz zu den Beweis⸗ und Urteilsgebühren — erfolgte, 
nirgends iſt im Geſetz eine andere Auffaſſung zu Tage getreten, 
es deckt ſich alſo Wille und Ausdruck des Geſetzgebers auf das ge⸗ 
naueſte; das Arreſt⸗ oder einſtweilige Verfügungsverfahren ſollte 
nicht unter § 519 Abſ. 6 fallen. Die Gebühr in 8 32 GG. iſt keine 
Prozeßgebühr im techniſchen Sinn. Dieſe Auslegung mag forma⸗ 
liſtiſch genannt werden, ſie iſt aber zwingend; zudem: der ganze 
8519 enthält ja im weſentlichen Formvorſchriften, die doch wohl 
als ſolche eng auszulegen ſind und vielfach (3. B. bei kurzer 
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Folgen tragen und können nicht beanſpruchen, daß ihnen zu der mil 
einer erheblichen Verfahrensverzögerung verbundenen Beſeitigung d 
Hinderniſſes noch Gelegenheit gegeben wird. 
GG., 7. 3©., Urt. v. 1. März 1926, 7 U 11862/25.) j 
Mitgeteilt von KR. Martini, Berlin. 


* 

3. 8519 3PO.; 85 8, 20, 28, 32, 74 ORG. Bei Beru? 
fungseinlegung in Arreſt⸗ und Verfügungsſachen iſt eine 
Gebühr zu erfordern. f) b 

Daß 8519 Abſ. 6 ZPO. von einer „Prozeßgebühr“ ſpricht, 
nicht auch von einer Verfahrensgebühr, iſt ohne Bedeutung. Dl 
Faſſung des 8 519 ging vom ordentlichen Verfahren aus, die 
Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift auf das Verfügungsverfahren 
wird dadurch in keiner Weiſe beſchränkt. u 

Welches die „Prozeßgebühr“ i. S. des 8519 ZRO. bei einſl⸗ 
weiligen Verfügungen iſt, ergeben §8 32, 74 GKG. Mit der Einle⸗ 
gung der Berufung ift eine Gebühr fällig geworden, eine Ent’ 
ſcheidungsgebühr wird erſt mit der Entſcheidung fällig (8 74 1. 0.) 

Die durch Einlegung der Berufung bei einſtweiligen Ber 
fügungen fällig werdende Gebühr beträgt gemäß § 32 J. o. Abſ. 1 
S. 1 und Abſ. 4 ½ und ½, d. h. % der im 88 GK. genannten 
Gebührenſätze. N 

Wollte man hier entgegen dieſer Auffaſſung das 1½ fache der 
Sätze des § 8 erfordern, jo würden im Verfügungsverfahren bei 
Einlegung der Berufung die gleichen Gebühren erfordert werden 
wie in ordentlichen Verfahren (58 8, 20, 28), obwohl das Geſetz 
das Verfügungsverfahren hinſichtlich der Gerichtskoſten billiger 
geſtalten wollte und geſtaltet hat, als den ordentlichen Proßtg 
(532 Gͤch.). Auch die Einforderung der Gebühren gemäß 8 51 
PO. muß dieſem Grundſatz entſprechen. 

(KG., 10. 38S. Beſchl. v. 10. März 1926, 10 U 1813/26.) 
Mitgeteilt von RA. Willy Neinberger, Berlin.“ 
* 


4. 813 Abſ. 1 RAGebd. Eine münbliche Verhand- 
lung beginnt erſt bei Verleſung der Anträge. Bei nicht⸗ 
ſtreitiger Verhandlung entſteht auch in Eheſachen nur 
½ Gebühr. Die Gewährung des Armenrechts umfaßt au 
das Verfahren über Anordnung einer einſtweiligen Ver’ 
fügung, jedenfalls ſoweit es fi auf 8 627 RO. ſtützt. ) 

Dies war bisher auch herrſchende, namentlich vom KG. verkre⸗ 
tene Anſicht (JW. 1923, 847 Nr. 16). Die abweichende, nament⸗ 
lich vom 23. Senat des KG. (JW. 1925, 2342 Nr. 9) eingehend 
begründete Anſicht iſt abzulehnen. Die gegen die analoge Anwendung 
des 882 ZRO. angeführten Gründe find nicht überzeugend. Da 
praktiſche Bedürfnis verlangt die Anerkennung der herrſchenden Air 


ſicht. 
(KG., 13. 3S., Beſchl. v. 1. März 1926, 13 W 839/26.) 5 
Mitgeteilt von RA. Hermann Leiſer, Berlin. 
* 


Friſtüberſchreitung des Zahlungstermins, bei Nichtzahlung auch nur 
eines kleinſten Bruchteils der erforderten Gebühr RG. JW. 1926, 
706; Nichtberückfichtigung der an Gerichtsſchreiberei ſtatt Juſtizkaſſe 
erfolgten Vorſchußzahlung OLG. Hamburg JW. 1926, 616 usw.) 
eng ausgelegt werden Für die von mir vertretene Anſicht ſei ver 
wieſen auf die Ausführungen Friedländer, JW. 1924, 419 
(eingehende Begründung); Jonas, GKG. S. 249 Anm. 2 a, O9. 
Hamburg Os Rſpr. 43, 147; Sydow⸗Buſch, BO. zu 5519; 
Rittmann⸗Wenz, GKG. zu 832 Anm. 14; Volkmar, B. 
üb. Verf. in bürg. Rechtsſtreitigkeiten 1924 zu § 519 Anm. 153 
Sonnen, JW. 1925, 1355. — 

II. Geht man aber mit dem KG. von der Anwendbarkeit des 
8 519 Abſ. 6 auf Arreſt und einſtweilige Verf. aus, dann iſt keines“ 
falls Vorſchuß in Höhe der gleichen Gebühr wie im or“ 
dentlichen Verfahren zu erfordern, ſondern höchſtens ¼ der in 
88 ORG. vorgejehenen Gebühren; andernfalls würde ja an 12 
bühren ſoviel erhoben als einſchließlich Urteilsgebühr insgeſam 
nach 8 32 GK, zur Entſtehung gelangen kann, alſo verhältnis“ 
mäßig mehr als im ordentlichen Verfahren 2. Inſtanz. 

III. Ob die Beſtimmungen des 8519 über die Berufung?‘ 
begründung auf Avreſte Platz greifen, iſt eine ande 
gleichfalls ſehr beſtrittene Frage; ſ. dazu Volkmar, JW. 1923, 
930; Breit, JW. 1924, 935; Geiershöfer, JW. 1925, 936; 
a. A. Kann, ZPO. zu 8 519, 529. 

IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 4. Daß mangels Autragſtellung keine Verhandlungsge“ 
bühr nach § 13 Nr. 2 RAGED. angeſetzt werden kann, iſt zwei 
los richtig. Val. Walter ⸗Joachim⸗Friedlaender? 81 
Anm. 34. Nicht ganz zutreffend iſt die Bemerkung des KG., af 
auch bei erfolgter Antragſtellung ſeitens des klägeriſchen Vertreter? 
immer nur die halbe Verhandlungsgebühr in Frage käme: denn e 
handelte ſich um eine Eheſache, alſo um einen der Ausnahmefälle 
des 8 16 GebO. Endlich wäre nach richtiger Anſicht (an Stelle det 
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Ri: 5. 888, 29, 31 GKG. Auch die Gebühr für das 
iderſpruchsverfahren ermäßigt ſich auf ¼ der Prozeß⸗ 
gebühr, wenn die Klage vor der mündlichen Verhandlung 

zurückgenommen wird. f) 

8 Die Al., die einen Zahlungsbefehl und auf den Widerſpruch der 
Zekl. die Anberaumung eines Termins vor dem LG. zur mündlichen 
erhandlung des Rechtsſtreits erwirkt, dann aber die Klage zurück⸗ 

genommen hat, während im Termin niemand erſchienen iſt, ſoll nach 

der Rechnung die halbe Prozeßgebühr des § 31 Abſ. 2 GKG. zahlen, 

Halt aber nur den Anſag von ½ der Prozeßgebühr nach 8 29 Abſ. 2 

AG. für gerechtfertigt. Ihre Erinnerung iſt zurückgewieſen, ihre Be⸗ 

ſchwerde begründet. 

Die Ausführung des LG., daß die Gebühr für das Mahnver⸗ 
fahren, die nach § 31 Abs. 1 die Halfte der Gebühr des § 8 beträgt, 
ich den Erlaß des Zahlbefehls endgültig verdient ſei, ift unbedenklich 
und unangefochten. Falſch iſt aber der Schluß: § 29 Abſ. 2 ſei danach 
bil Klagerücknahme unanwendbar, weil er zur Herabſetzung der Ge⸗ 

buhr auf ½ der Prozeßgebühr oder, wenn man allein 8 31 Abſ. 2 

5 Betracht ziehe, zur Ermäßigung der darin vorgeſehenen Gebühr auf 
e führen würde, was beim Mangel einer ausdrücklichen Vorſchrift 

abzulehnen jei. Im Gegenſatz hierzu wird nicht nur von Rittmann⸗ 

enz (11) Anm. 4 zu 8 31, den der angefochtene Beſchluß erwähnt, 

Jondern auch fonft angenommen (Friedlaender, JW. 1923, 659; 

Jonas, GKG., Anm. 4; Baumbach, Anm. 4), daß an Stelle der 

halben Prozeßgebühr des § 31 Abſ. 2 nach § 29 Abſ. 2 nur ½ der 

Prozeßgebühr anzuſetzen ift, wenn die Klage nach der auf den Wider⸗ 

pruch des Mahnbellagten erfolgten Terminsbeſtimmung vor der münd⸗ 

lichen Verhandlung zurückgenommen wird. Eine Begründung wird 
dafür nicht gegeben; fie liegt aber auf der Hand: Einmal gilt mit 
der erwähnten Terminsbeſtimmung nach 8696 Abſ. 3 ZPO. das er⸗ 
ſorderliche Streitverfahren als eingeleitet oder, wie § 696 Abſ. 1 früher 
agte, die Klage als zugeſtellt; ihre Rücknahme bedeutet alſo unmittel⸗ 

ar den Fall des $ 29 Abſ. 2, wonach die Gebühr, d. h. die im Abſ. 1 

erwähnte Prozeßgebühr, ſich auf Yı ermäßigt. Andererſeits bezeichnet 

1 die Gebühr des 831 Abſ. 2 mit Recht (und im Gegenſaz zum 

Abf. 1) als Prozeßgebühr. Der Beamte, der die Rechnung aufgeſtellt 

Hat, rechtfertigt ſie noch damit, daß 8 31 Abſ. 2 in feinem Schlußſatz 

nur den erſten Abſatz des 829 übernommen und damit den zweiten 

abgelehnt habe. Indeſſen, daß bei der Rücknahme des Antrags auf 

Erlaß des Zahlbefehls vor dieſem Erlaß keine Gebühr zu erheben ſei, 

mußte beſtimmt werden, weil 8 29 Abſ. 1, der auf die Terminsbeſtim⸗ 

mung abſtellt, nicht zutraf. Die im 8 29 Abſ. 2 erwähnte Klagerück⸗ 
nahme bietet aber, wenn ſie nach Widerſpruch gegen den Zahlbefehl 
und Terminsbeſtimmung erfolgt, keine Eigentümlichkeit, außer daß es 
bei der Gebühr für den erlaſſenen Zahlbefehl bleiben muß, und be⸗ 
durfte deshalb keiner Wiederholung. Es wäre auch nicht zu recht⸗ 
ertigen, würde das Mahnverfahren den Kl. hierin koſtenrechtlich 
chlechter ſtellen. 

(KG., 14. 85., Beſchl. v. 1. Juni 1926, 14 W 3270/26.) 


Mitgeteilt von KR. D. Cohn, Berlin. 


* 
Breslau. 

6. 843 GKG.; 8 78 Gef. über Geſch Aufſ. v. 14. Dez. 
1916. Im Geſchäftsaufſichtsverfahren iſt der Betrag ber 
angemeldeten Forderung für die Berechnung des Streit- 
wertes maßgebend. f) 

8 43 GKG. iſt in dem Geſchäftsaufſichtsverfahren ſinngemäß 
auch auf den Fall anzuwenden, daß ein Gläubiger gegen den Be⸗ 
ſtatigungsbeſchluß Beſchwerde einlegt. Dies entſpricht den allgemeinen 


vollen Verhandlungsgebühr) für den Vertagungsantrag eine / 
Gebühr nach 8 135 mit 8 235 GebO. zuzubilligen geweſen (vgl. 
hierzu: Walter⸗Joachim⸗Friedlaender? 58 16 Fußnote 18). 
In der zweiten Frage (einftweilige Verfügung und Armenrecht 
betreffend) ſtehe ich auf dem abweichenden Standpunkt des 23. Se⸗ 
nats. Vgl. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender? Anhang II zum 
erſten Abſchnitt Anm. 7 Fußnote 15. Unſ. M. neuerdings auch OLG. 
Celle: JW. 1925, 236518 und OLG. Zweibrücken: ebenda 2374 48, 
ie die obige Entſcheidung: OLG. Hamburg: ZW. 1925, 2153 8. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 5. Die Entf. ift zutreffend. Die Gebühr für das Mahn⸗ 
verfahren nach 8 31 Abs. 1 GKG. wird durch fpätere Klagerücknahme 
nicht berührt: fie iſt keine Prozeßgebühr, jo daß 829 GKG. auf fie 
00 Anwendung findet. Dagegen it die Gebühr nach 8 31 Abſ. 2 
SG. eine Prozeßgebühr, fie wird ausdrücklich fo genannt, und die 
Verweiſung auf 8 20 Ziff. 1 GKG. ſchließt jeden Zweifel aus. 8 31 
Abſ. 2 Saß 3 Gch. entſpricht der Beſtimmung des 8 29 Abſ. 1 
KG., gibt ſie aber nicht etwa wörtlich wieder. Iſt aber, wie hier, 
ein Termin zur Streitverhandlung beſtimmt, gilt alſo nach 8 696 

bſ. 3 ZPO. die Klage mit Zuſtellung des Zahlungsbefehls als er⸗ 
hoben und wird die Klage vor der mündlichen Verhandlung zurüc- 
genommen, ſo liegen alle Vorausſetzungen des 829 Abſ. 2 GKG. vor, 
und es iſt nicht einzuſehen, weshalb dieſe Beſtimmung (Ermäßigung 


in den Koſtengeſetzen zum Ausdruck kommenden Gedanken, daß für 

die Berechnung des Streitwertes das Intereſſe desjenigen maßgebend 

iſt, welcher die gebührenpflichtige Handlung des Gerichts veranlaßt hat. 

(OLG. Breslau, Fer ZS., Beſchl. v. 21. Aug. 1926, 5 W 335/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Senf, Hirſchberg i. Schl. 


* 
Hamburg. 

7. Nach § 29 Abſ. IT RAGebO. wird die geſamte 
Tätigkeit des Rechtsanwalts in der Inſtanz durch die 
Gebühren des 8 13 abgegolten. 

Zu der Inſtanz gehören nach ausdrücklicher Vorſchrift das Ver⸗ 
fahren über einen Antrag auf vorläufige Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, ſoweit das Verfahren mit dem Verfahren über die 
Hauptſache verbunden iſt. Mit Walter⸗Joachim⸗Friedlaen⸗ 
der, 8 30 RAGebO. Anm. 13, nimmt der Senat an, daß „Verbin⸗ 
dung“ keinen Gerichtsbeſchluß, ſondern einen tatſächlichen Zuſtand 
erfordert. 

(OLG. Hamburg, 3. ZS., Beſchl. v. 14. Juni 1926, Bs. Z. VII 145/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. John Jacobſohn, Hamburg. 


1 


S. 8 29 GKG. Ein Vertagungsantrag iſt keine münd⸗ 
liche Verhandlung. 


Der § 29 GKG. beſtimmt im erſten Abſatz, daß die Prozeß⸗ 
gebühr nicht erhoben wird, wenn die Klage vor Beſtimmung des 
Termins zur mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird; und 
im zweiten Abſatz, daß ſie ſich auf ein Viertel ermäßigt, wenn die 
Klage nach dieſem Zeitpunkt, jedoch vor der mündlichen Verhand⸗ 
lung zurückgenommen wird. Der Gedanke tt alſo offenſichtlich der, 
daß der Umfang der Befreiung von der Prozeßgebühr abhängig ge⸗ 
macht wird von dem Maß der Tätigkeit, welches das Gericht hat 
aufwenden muſſen. Kommt es nicht zur Terminanſetzung, infolge 
der Rücknahme der Klage, ſo treffen den Kl. überhaupt keine Koſten; 
kommt es allerdings zu einem Termin, aber zu keiner Verhand- 
lung, ſo ermäßigt ſich die Prozeßgebühr auf ein Viertel. 

Nun iſt es eine ſtreitige Frage, was i. S. Abſ. 2 unter münd⸗ 
licher Verhandlung zu verſtehen ſei. Geht man von dem oben an⸗ 
gegebenen Geſichtspunkte aus, nämlich davon, ob die der Klagrück⸗ 
nahme voraufgegangene Tätigkeit des Gerichts erheblich oder uner⸗ 
heblich war, jo wird man zu dem Schluſſe kommen müffen, daß, 
ſolange keine Verhandlung zur Sache unter Stellung der Anträge 
gemäß § 137 Abſ. 1 ZPD. ſtattgefunden hat, die Prozeßgebühr zur 
Abgeltung der Tätigkeit des Gerichts noch nicht verbraucht iſt. Be⸗ 
vor nicht die Sachanträge geſtellt werden, iſt das Gericht mit ſeiner 
eigentlichen Aufgabe, ein Erkenntnis zu fällen, überhaupt noch nicht 
befaßt worden. Die Vertagung des Rechtsſtreites, die auf Antrag 
einer oder beider Parteien oder von Amts wegen geſchieht (88 227, 
251 ZRD.), iſt, ſolange die Sachanträge nicht geſtellt ſind, ledig⸗ 
lich ein Teil der prozeßleitenden Tätigkeit des Gerichts. Hierzu 
kommt, daß die Beſtimmung des Abſ. 2 von 829 GKG. den 
§ 46 Abſ. 1 der alten Faſſung zum Vorbild hat. Dort war, wenn 
die Klage zurückgenommen wurde bevor ein gebührenpflichtiger Akt 
ſtattgefunden hatte, nur ein Zehntel der Gebühr zu erheben. Die 
ſtreitige Verhandlung war ein ſolcher gebührenpflichtiger Akt. Die 
Ermäßigung trat alſo ebenfalls ein, wenn es vor Klagrücknahnme 
nicht zu einer Verhandlung zur Sache gekommen war. 

Andererſeits iſt bei der nahen Angliederung des GKG. an die 
BRD. kein Anlaß, dem Begriff der mündlichen Verhandlung i. S. 


auf Yı, nicht auf 14 von ½) nicht zur Anwendung kommen ſollte. 
Ebenſo Rittmann⸗Wenz, Anm. 4 zu § 31 ORG; Jonas, 
Anm. 4 zu 8 31 GK. Baumbach, Anm. 4 zu § 31 GKG.; 
M. Friedlaender, JW. 1923, 659. 


LG R. Dr. A. Frieblaender, Limburg (Lahn). 


Zu 6. Die Geſchelufſ[VO. ordnet im 8 78, 2 die entſprechende Gel⸗ 
tung des 8 43 ORG. an. Dieſer enthält eine allgemeine Vorschrift und 
für den Fall des Abs. 4 (Gläubigerantrag auf Eröffnung des Kon⸗ 
kursverfahrens) eine Ausnahme. Die Eröffnung des Geſchäftsauf⸗ 
ſichtsverfahrens kann überhaupt nicht von einem Gläubiger beantragt 
werden; damit ſcheidet § 43, 4 für die Anwendung in dieſem Ver⸗ 
fahren überhaupt aus. Von einer ſinngemäßen Auwendung auf den 
Fall des Zwangsvergleichs im Geſchäftsaufſichtsverfahren kann alſo 
keine Rede fein. Selbſt im Falle des Abſ. 4 iſt nicht das Intereſſe 
des Gläubigers, ſondern der Betrag ſeiner Forderung, Grundlage der 
Koſtenberechnung. Mit jenem Betrag kann nur der Nennwert der 
angemeldeten Forderung gemeint ſein; das Intereſſe dagegen wäre 
durch den Wert dargeſtellt, den die Forderung nach dem Verhältnis 
der Teilungs⸗ zur Schuldenmaſſe haben würde (vgl. § 148 KO.), 
d. h. beim Zwangsvergleich durch den vereinbarten Prozentſatz. Eine 
ſolche Berechnung iſt dem GKG. vollſtändig fremd. Auch im Kon⸗ 
kursverfahren könnte übrigens gemäß § 47 GKG. der § 43, 4 nur 
auf die Fälle der Beſchwerde gegen den Eröffnungsbeſchluß Anwen⸗ 
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829 Abſ. II GEG. eine andere Auslegung zu geben, als dem Be⸗ 
griff der mündlichen Verhandlung i. S. § 137 ZPO., nach welchen 
die Verhandlung dadurch eingeleitet wird, daß die Parteien ihre 
Sachanträge ſtellen. Nun kennt allerdings die neue Faſſung der 
PO. auch den Begriff einer beſchränkten Verhandlung, nämlich 
einer ſolchen, lediglich über die Frage „Vertagung eines Termins“. 
$ 227 ZPO. Der Hinweis auf § 227 ZPO. der neuen Faſſung ver⸗ 
ſagt aber um deswillen, weil die Vorſchrift des 8 29 Abſ. II GKG. 
zeitlich vor der erſt durch die VO. v. 13. Febr. 1924 geſchaffenen 
Beſtimmung des jetzigen 8 227 ZPO. liegt. RG. 62, 207/209 wird 
gejagt, daß alles, was im Termin zur Verhandlung zwiſchen dem 
Gericht und den erſchienenen Parteien vorgenommen wird, münd⸗ 
liche Verhandlung ſei. Das betrifft aber lediglich den 8 567 ZPO. 
und beſagt nur, daß, wenn im Termin von einer Partei ein Ver⸗ 
tagungsantrag geſtellt wird, notwendig auch die andere Partei ge⸗ 
hört werden, alſo mündliche Verhandlung ſtattfinden müſſe. Damit 
iſt alſo keine Erläuterung des Begriffs „mündliche Verhandlung“ 
gegeben. P 

Die hier vertretene Anſchauung, daß unter mündlicher Verhand⸗ 
lung i. S. § 29 Abſ. II GKG. eine ſtreitige Verhandlung i. S. § 137 
Abſ. 1 ZPO. zu verſtehen iſt, wird geteilt vom OLG. zu Frank⸗ 
furt a. M. (JW. 1925, 821 ff.). Auch die Rechtſprechung des Hanf. 
DLG. hat in dieſer Frage nach anfänglichem Schwanken dieſen 
Standpunkt angenommen. So der 4. Sen. Hanſchg. 1924, Beibl. 
S. 53 und der 7. Sen. ebenda S. 252. Ferner der 5. Sen. (HanjR2. 
1925, 950), der 6. Sen. Bs 2 6 143/25 und Bs Z 6 150/25, ſowie 
der 3. Sen. Bs 2 3 132/25. 

(OG. Hamburg, Beſchl. v. 2. Febr. 1926, Bs Z III 6/26.) 
Mitgeteilt von Juſtizoberſekretär Schnoor, Hamburg. 
* 
Kiel. 

9. 9 6 PO. Streitwert bei Klagen auf Feſtſtellung 
des Beſtehens einer aufzuwertenden Hypothek. f) 

Die geltend gemachten Anſprüche haben zum Gegenſtand das 
Beſtehen der dinglichen Belaſtung des Grundſtücks der Bekl. Maß⸗ 

ebend iſt in ſolchem Falle 8 6 ZBD.: der Streitgegenſtand beſtimmt 
ch nach dem Betrag der verbrieften Forderung. Dieſer Betrag 
beläuft ſich auf 25% des eingetragenen Papiermarkbetrags. Iſt aber 
gemäß 8 6 3 PO. der Betrag maßgebend und handelt es ſich nicht um 
eine gemäß 83 ZPO. nach freiem Ermeſſen vorzunehmende Feſt⸗ 
ſetzung des erſt vom Gericht zu ermittelnden Wertes, ſo können 
auch von dem Betrage mit Rückſicht auf die ſpätere Fälligkeit der 
Hypothek keine Abzüge gemacht werden, denn es kommt eben auf den 
gegenwärtigen Wert der Hypothek nicht an. Die zwangsweiſe Stun⸗ 
dung bis zum 1. Jan. 1932 beeinträchtigt zwar den Wert der Hypo⸗ 
thek, aber nicht ihren Betrag. Letzterem entſprechend iſt die Wert⸗ 
feſtſetzung der ſtändigen Übung des Beſchwerdegerichts gemäß erfolgt, 
das ſich dabei in Übereinſtimmung mit KG., 18. 3S., JW. 1925, 
1799 2 und OLG. Königsberg JW. 1925, 114623 befindet. Der ab- 
weichenden von den OLG. Breslau JW. 1925, 64919 und Celle JW. 
1926, 210? vertretenen Auffaſſung, wonach der Wert der Hypothek 
maßgebend ſei, iſt nicht beizutreten, weil ſie die Anwendbarkeit des 
86 BED. verkennt. 

Die von der Kl. zur Stützung ihrer Auffaffung zitierten An⸗ 
merkungen bei Mügel, DurchfBo. S. 350, und Lehmann⸗ 
Boeſebeck, Anm. 1 zu 8 76, betreffen, ebenſo wie RE. JW. 1925, 
7997 nur die Gebührenfeſtſetzung gemäß 8 2 der VO. v. 24. Juni 
1924 (GS. 568) und gemäß 8 2 der BD. v. 28. Juli 1925 (GS. 103), 
wonach im Verfahren vor den Aufwertungsſtellen der 


dung finden, während im Fall der Beſchwerde gegen den Beſchluß 
über die Betätigung des Zwandsvergleichs § 43, 1—3 anzuwenden 
wäre. Vgl. Rittmann u. Wenz, Das deutſche GK. (9. Aufl. 
1925), Bem. 4 zu 8 47; Jonas, Das deutſche GKG. (1923), 
Bem. 4b zu 8 47; A. M. Wochinger u. Schwalb, Reichs Gg. 
3. Aufl. 1923), Bem. 3 zu 8 47. 

Geh. IR. Prof. Dr. Kleinfeller, Kiel. 


Zu 9. Die Unterſcheidung zwiſchen dem „Wert“ einer Auf⸗ 
wertungsforderung und ihrem „Betrage“ erſcheint gezwungen. Wenn 
eine aufgewertete Hypothek von 1000 Goldmark am 1. Jan. 1926 
zum 1. April 1926 gekündigt worden iſt, ſo kann der Hypotheken⸗ 
gläubiger am 1. April nicht 1000 Goldmark verlangen, ſondern 
nur 849,50 Goldmark, d. i. der „Betrag“ und der Wert ſeiner Auf⸗ 
wertungs forderung nach Art. 21 der DurchfVO. zum Aufn. und 
nach der VO. über die Berechnung des Zwiſchenzinſes bei vorzeitiger 
Zahlung des Auſwertungsbetrages v. 26. März 1926. Es wäre 
ſonderbar, wenn der Wert der Leiſtungsklage niedriger ſein ſollte 
als der der Feſtſtellungsklage. In der Regel iſt der Streitwert der 
poſitiven Feſtſtellungsklage gleich dem des Leiſtungsanſpruches (val. 
auch Sydow⸗Buſch, 18. Aufl. 1925 Anm. 1 zu § 3 ZPO. S. 19 
oben). Nach RG. 66, 424 iſt der Wert des Streitgegenſtandes bei 
Feſtſtellungsklagen grundſätzlich nach 83 ZPO. zu bemeſſen. 

Gerichtsaſſ. Dr. Haaſen, Gotha. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Wert unter Berückſichtigung der Anträge der Parteien nach freiem 
Ermeſſen feſtgeſetzt wird. Dieſe Beſtimmungen gelten aber nicht 
für das Gebiet der ZPO. Ebenſowenig kommt hier als einſchlägtg 
KG. JW. 1924, 849 in Betracht, da fie lediglich 8 38 pr. Ge. 
betrifft, nach welchem ebenfalls der Wert entſcheidend iſt. Der 
Unterſchied in der Behandlung der Wertfeſtſetzung nach der SPD. 
(DGKG.) und im Verfahren vor den Auſwertungsſtellen wird im 
übrigen auch gerade in der von Mügel und von Seh maus 
Boeſebeck a. a. O. zitierten Entſch. des KG. (JW. 1924, 2103) 
hervorgehoben. 
(OLG. Kiel, 2. 3S., Beſchl. v. 8. Juni 1926, 2 U 13/26.) 
Mitgeteilt von OLGR. Lehmann, Kiel. 


* 


10. 88 45,13 RA Geb. Aufſtellung eines Subſtituten zu 
einem Termin, in dem ſich die Gegenpartei lediglich über 
Urkunden erklären foll. Gebühren desſelben, wenn Ge— 
richtsſchreiberei irrtümlich zur Zeugenvernehmung g“ 
laden hat. f) 

Das LG. hatte beſchloſſen, einige von der Kl. zu den Akten 
überreichte Schriftſtücke der Bekl. zur Erklärung vorzulegen. Ferner 
war Beweiserhebung durch Vernehmung dreier Zeugen beſchloſſen und 
die Vernehmung weiterer Zeugen nach dem Schriftſatz der Kl. v. 
16. Juni 1925 vorbehalten worden. Die im Beſchluß bezeichneten 
Schriftſtücke wurden an das AG. N. mit dem Erſuchen geſandt, ſie 
der Bekl. zur Erklärung vorzulegen. 

Die Vorſtandsmitglieder der Bekl. wurden vom AG. N. zur 
Erklärung vorgeladen. In dem erſten Termin erſchien nur IR. F., 
der vom klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten mit der Wahr⸗ 
nehmung des Termins beauftragt war. In dieſem Termin erfolgte 
deshalb Verlegung; der neue Termin kam in Wegfall. > 

Die Kl. ift der Auffaſſung, daß FR. F. für feine Tätigkeit die 
Gebühren des § 45 GebD. zu fordern befugt ſei und daß ſie deren 
Erſtattung von der Bekl. verlangen könne. Das Erſuchen an das 
AG. N. war aber kein Erſuchen um Beweisaufnahme im Sinne der 
88 13%, 45 und die von der Gerichtsſchreiberei des Ach. N. am 
beraumten Termine keine Beweisaufnahmetermine. Die Vorlegung 
von Urkunden zwecks Erklärung durch die Gegenpartei ſtellt keine 
Beweisaufnahme dar (vgl. OLG. Kiel, OLG. 37, 228; Walter“ 
Joachim⸗Friedlaender, Anm. 84, 86 zu 813). Wenn die Kl. 
angibt, daß nach dem Inhalt der ihrem Prozeß bevollmächtigten zu⸗ 
gegangenen Ladung beim AG. N. zwei Zeugen gehört werden ſollten, 
fo ergibt das von der Kl. ſelbſt mitgeteilte Auftragsſchreiben an JR. 
F. v. 24. Nov. 1925, daß die Prozeß bevollmächtigten Bedenken hat» 
ten, ob wirklich vor dem AG. N. eine Beweisaufnahme ftattfinden 
ſolle. Solche Bedenken waren der ganzen Sachlage nach auch be 
gründet. Vorbehalten war im Beſchl. v. 25. Sept. 1925 nur Zeugen⸗ 
benennung zum Schriftſatz der Kl. v. 16. Juni 1925. Eine ſolche 
war ſeitens der Kl. nicht erfolgt, wohl aber ſeitens der Bekl. durch die 
Zeugen L. und M., eine Beweisanordnung aber nicht ergangen! 

Selbſt wenn deshalb die Anwälte der Kl. in ihrer Ladung zum 
Termin am 27. Nov. 1925 die Nachricht erhalten haben, daß z wei 
Zeugen, L. und M., vernommen würden, ſo konnte doch bei den 
Prozeßbevollmächtigten nicht die Auffaſſung obwalten, daß hier eine 
ordnungsmäßige Ladung zu einem Beweisaufnahmetermin vorliege. 
Bei dieſer Sachlage wäre es allein zweckmäßig geweſen, daß ſie beim 
Prozeßgericht Erkundigung über den wirklichen Sachverhalt ein 
gezogen hätten. Ein Auftrag gemäß § 45 RAGED. wäre dann nicht 
erteilt worden. Die Akten waren nicht verſandt worden. 


Zu 10. Die Entſch. iſt nach mehrfacher Richtung hin intereſſant. 
Daß der Termin zur Erklärung einer Partei über Urkunden kein 
Beweistermin ift, dürfte außer Zweifel ſtehen; das Verfahren, in dem 
er ſtattfindet, iſt auch kein Beweisaufnahmeverfahren und der Pro” 
zeß bevollmächtigte, der in dieſem Verfahren tätig wird, erhält 
dafür keine beſondere Gebühr. Der Subſtitut, der nur mit der Wahr⸗ 
nehmung eines ſolchen Termins betraut iſt, wird zwar nicht nach 8 4 
RAGebd. entlohnt (weil eben kein Beweistermin in Betracht 
kommt); aber er muß ſelbſtverſtändlich eine Vergütung für jein® 
Tätigkeit erhalten. Dieſe kann nur nach § 89 RAGEHD. beſtimmt 
werden. Ich meine nun, daß hier die Vergütung einer vollen Pro⸗ 
zeßgebühr zugebilligt werden ſollte — ähnlich wie es die Praxis bei 
Aufträgen tut, die ſich nur auf die Wahrnehmung eines Sühne⸗ 
termins im Prozeß erſtrecken —, daß aber die Gebühr nach Analogie 
des § 45 auf die Hälfte ermäßigt werden ſollte, wenn der Termin 
überhaupt nicht ſtattfindet oder es zu ſeiner Wahrnehmung nicht 
kommt. Im allgemeinen wird die Vorbereitung und Abhaltung d 
Hörtermins dieſelbe Arbeit erfordern, wie bei einem Beweistermin, 
und beshalb erſcheint mir dieſe Löſung die gerechteſte zu ſein. 
würde ſie auch bei Aufſtellung eines Subſtituten zur Parteiverneh⸗ 
mung nach § 619 ZBO. gelten laſſen (vgl. hierzu Walter⸗Joga⸗ 
chim⸗Friedlaender? 813 Anm. 84). Da der erſte Termin im 
vorliegenden Falle bereits begonnen hatte, ſo wäre alſo die volle 
Gebühr zuzubilligen geweſen. 

Danach wäre auch die zweite Frage praktiſch gegenſtandslos, 
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Hefte Erteilung des Auftrags, einen Beweistermin in N. wahrzu⸗ 
Eine Gr hat daher zweckentſprechender Rechtsverfolgung nicht gedient. 

Nattungspfticht gemäß $ 45 RAGED. kommt nicht in Frage. 
Die Kl entfällt deswegen aber nicht jeglicher Erſtattungsanſpruch. 

hatte einen Anſpruch darauf, in dem zur Vorlegung der Ur⸗ 
eſtimmten Termin anweſend und vertreten zu ſein, da er⸗ 
t Srlärungen zu den Urkunden von der Gegenpartei abzugeben 
nehmun, ze Reiſe der Prozeßbevollmächtigten ſelbſt, zwecks Wahr⸗ 
halb ei des Termins, hätte zu hohe Koſten verurſacht, es war des⸗ 
bes Te eckentſprechend, wenn jie den IR. F. mit der Wahrnehmung 
bamit mins zur Urkundenvorlegung beauftragten. IR. F. wurde 
gemein der Ausführung einer Tätigkeit beauftragt, welche in die 
ber mie durch die Prozeßgebühr abgegoltene Tätigkeit der Prozeß⸗ 
komm tigten fällt. Soweit die Tätigkeit des IR. F. in Frage 
Die fr iſt hierfür eine beſondere Gebühr im Geſetz nicht beſtimmt. 
mäß 8 895 erwachſene erſtattungsfähige Gebühr iſt deshalb ge⸗ 
ge > = NUGCHD. unter entſprechender Anwendung der Beſtimmun⸗ 
Prozeß Geh. zu beſtimmen. Dies führt dazu, hier die halbe 
per, ühr nach Analogie des 8 45 RUGEBD. als erſtattungsfähig 
wei en, nicht aber die Beweisgebühr desſelben Paragraphen, 
dehnung Beweisaufnahme nicht in Betracht kommt und die Wahr⸗ 
rin deines Termins zur bloßen Urkundenvorlegung auch ein ge⸗ 
als bez Maß an Vorbereitung und Tätigkeit im Termine erfordert, 

00 einer Beweisaufnahme der Fall iſt. 
. Kiel, 2. 38., Beſchl. v. 25. Mai 1925, 2 W 148/26.) 
Mitgeteilt von OLGR. Lehmann, Kiel. 


Noln. 5 


dez 75 91 Gef. v. 6. Febr. 1923. Die Armenrechtsgebühren 
fällig chtsanwalts find auch bei bedingtem Endurteil 


h 


in udn dem Geſetz über die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren 
entſpre ſachen v. 6. Febr. 1923/13. Dez. 1923 (8 1 Abf. 2) wird die 
und shenbe Anwendung des $ 85 RAcGebO. für die Gebühren⸗ 
Sta uslagenerſtattung vorgeſchrieben. Die Erſtattungspflicht des 
dem ezüglich der Gebühren und Auslagen wird alſo gegenüber 
Kokens, Armenrecht zugeteilten Rechtsanwalt fällig, ſobald in der 
urteil rage eine Entſcheidung ergangen iſt. Auch das bedingte End⸗ 
die Enthält eine ſolche Entſcheidung, wobei es unerheblich iſt, daß 
tige if eidung über die Koſtentragungspflicht noch keine endgül⸗ 
Voten „. S. des 885 4. a. O. genügt jede Entſcheidung über die 
zu ns kann es dahingeſtellt bleiben, wer letzten Endes die Koſten 
de, gen verpflichtet iſt (ogl. Walter⸗Joachim⸗Friedlaen⸗ 
durch Racheb O. 7. Aufl. S. 107 Anm. 19). Dem Staat kann hier⸗ 
Auspr dan Nachteil nicht erwachſen, da nach § 4 Erftatt®. etwaige 
i ve des beigeordneten Rechtsanwalts, ſowohl gegen die von 
auf Be 18 wie auch gegen einen erſatzpflichtigen Gegner, 
ergehen. 
eg Köln, Beſchl. v. 31. Mai 1926, 6 W 141/26.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Scherer, Koblenz. 


* 
Lonigsberg. 


den we 5 9 GKG. iſt auch bei Klagen auf Zahlung gegen 
derpflichen anwendbar, wenn das Beſtehen der Bürgſchafts- 

ichtung außer Streit iſt. f) 
Auorharch den angefochtenen Beſchluß iſt der Streitwert für die 
Being de gegen beide Bekl. auf 3600 Reichsmark mit der Be⸗ 

ng feſtgeſetzt, daß der Streitwert des Anſpruchs gegen den 
die z; 
geh aus der Beſonderheit des vorliegenden Falles ergab: welche 
Umlich rechtlichen Folgen treten ein, wenn das erſuchte Gericht irr⸗ 
Fra „zur Zeugenvernehmung lädt, während eine ſolche gar nicht in 
Stell ſteht? Das OLG. Kiel brauchte zu dieſer Frage nicht allgemein 
dez Sus zu nehmen, da es feſtſtellte, daß die irrtümliche Beſtellung 
ten erſcltuten zum Beweis termin von dem Prozeßbevollmächtig⸗ 
Frage ſchuldet war und daher Erſtattungsfähigkeit jedenfalls nicht in 
die ez zam. Wie aber bemißt ſich der Anſpruch des Subſtituten gegen 
ter in ne Partei, wenn man dieſem mit dem OLG. für den Hör⸗ 
min z. insgeſamt nur ½ Prozeßgebühr zubilligt und wenn der Ter⸗ 
annehmelgefunden hat, während der Subſtitut nach ſeinem Auftrag 
nom 117 mußte, es würden beſtimmte Zeugen in dem Termin ver⸗ 
aus r Man wird hier vom Standpunkt der erwähnten Anſicht 
war en 945 RAcebO. nicht anwenden können; denn der Termin 
Bereit Wirklichkeit kein Beweistermin und für die vergebliche Vor⸗ 
des gung eines ſolchen hätte ja der Subſtitut auch bei Anwendung 

> nicht mehr als ½ Prozeßgebühr erhalten. 
RU. Dr. Friedlaender, München. 


tun Zu 12. Ich vermag der obigen Entſcheidung, deren Bedeu⸗ 
nich weit über den zugrundeliegenden Einzelfall hinausgeht, 
einma deizupflichten. Unſere Streitwertbeſtimmungen gehen nun 

don einem formalen Prinzip aus und deſſen muß man ſich 
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Hauptſchuldner auch für den Streitwert des Anſpruchs gegen den 
Bürgen maßgebend ſei (88 9, 10 Abſ. 2 GG., 8 6 ZPO.). Mit 
der Beſchwerde wird Feſtſetzung des Streitwerts gegen den Bürgen 
nach SI Ziff. 1 IPOD. auf das 12 ½ fache der einjährigen Unter⸗ 
haltsrente von 3600 Reichsmark, zu deren Bezahlung beide Bekl. 
als Geſamtſchuldner verurteilt find, nämlich auf 45 000 Reichsmark 
begehrt und geltend gemacht, 86 ZPO. komme nicht Frage, da 
es ſich um eine Leiſtungsklage handele; 8 10 Abſ. 2 GKG. ſei nur 
anwendbar, wenn auf Unterhalt geklagt ſei, während für die Be⸗ 
rechnung des Werts der Forderung für den nicht Unterhaltspflich⸗ 
tigen § 9 3PO. Platz greife. 

Die Beſchwerde hat keinen Erfolg gehabt. Daß der Streit⸗ 
wert nicht auf Grund des 86 beſtimmt werden kann, iſt allerdings 
richtig. Denn den Gegenſtand der Klage bildete nicht die Feſt⸗ 
ſtellung der Bürgſchaft des Bekl. zu 2, ſondern eine Leiſtung auf 
Grund der beſtehenden, unſtreitigen Bürgſchaft. 

Dagegen tritt der Senat dem LG. darin bei, daß 8 10 Abj.2 
GKG. auch auf den Bürgen anzuwenden iſt, der auf Bezahlung der 
Unterhaltsrenten in Anſpruch genommen wird, für die er Bürg⸗ 
ſchaft übernommen hat. Es handelt ſich dabei um dieſelbe Streit⸗ 
frage, die ſchon bei Anwendung der 88 8 und 9 ZPD. zur Sprache 
gekommen iſt, nämlich darum, ob dieſe Beſtimmungen nur bei 
Streitigkeiten zwiſchen den Vertragſchließenden bei Pacht⸗ und 
Mietverhältniſſen und zwiſchen dem Unterhaltsberechtigten und 
dem Unterhaltspflichtigen oder auch zwiſchen anderen Perſonen 
maßgebend ſind. Während Friedländer, RAGebO. Anm. 232 zu 
§ 9 GG. die Anſicht vertritt, daß §9 nur anwendbar ſei, wenn 
Mieter und Vermieter die Prozeßparteien ſind, halt Stein, 
Anm. I zu 88 BRD. es für ausreichend, daß ein Mietverhältnis 
die Grundlage des erhobenen Anſpruchs bildet. Die Anſicht 
Steins verdient den Vorzug, da ſie mit dem Wortlaut des 88 
vereinbar iſt und ohnehin das Anwendungsgebiet dieſer Beſtimmung 
eng umgrenzt. Bei dieſer Auslegung ſcheiden auch die bei Gru⸗ 
chot 33 S. 889 aufgeführten Klagen zwiſchen mehreren Mietern 
oder zwiſchen einem Mieter und ſeinem Rechtsnachfolger aus, da 
hier letzten Endes der Anſpruch auf ein Mietverhältnis nicht ge⸗ 
ſtützt iſt. 

Ebenſowenig zwingt der Wortlaut der 88 9 3PO., 10 Abſ. 2 
GKG. zu der Auslegung, daß dieſe Beſtimmung lediglich auf 
Klagen zwiſchen dem Unterhaltsberechtigten und dem Unterhalts⸗ 
pflichtigen beſchränkt ſein ſollten. Dies folgt insbeſondere nicht 
daraus, daß 8 10 Abſ. 2 GK. von Anſprüchen auf Erfüllung 
einer auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhaltspflicht ſpricht. 
Damit ſollte nur ein Teil der im §9 ZPO. erwähnten Rechte auf 
wiederkehrende Leiſtungen herausgegriffen werden. Dieſe Beſtim⸗ 
mungen ſind vielmehr überall dann anwendbar, wenn die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits davon abhängt, ob und in welcher Höhe 
eine Unterhaltspflicht beſteht. Dies iſt auch der Fall, wenn der 
Bürge wegen einer Unterhaltsſchuld in Anſpruch genommen wird 
und der Streit ſich, wie hier, nur um die Verkürzung der ver⸗ 
traglich feſtgelegten Unterhaltsrente dreht. 

(DLG. Königsberg, Beſchl. v. 12. April 1926, 7 W 156/26.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


* 


bei der Auslegung ſtreng bewußt ſein; Gefühlsmomente führen 
dabei leicht in die Irre. 

Streitgegenſtand iſt bei der Leiſtungsklage — darüber herrſcht 
jetzt Einigkeit — der zur richterlichen Entſcheidung geſtellte An⸗ 
ſpruch in der durch den Klageantrag gegebenen Begrenzung; ſo⸗ 
weit ſich die Rechtskraft der Entſcheidung erſtreckt, ſoweit er⸗ 
ſtreckt ſich auch der Streitgegenſtand (vgl. Stein⸗Jonas, 83 
Anm. I). § 10 Abſ. 2 GKG. findet Anwendung, wenn Anſprüche 
auf Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht den Streitgegen⸗ 
ſtand bilden. Die Rechtskraft der zu erlaſſenden Entſcheidung 
muß ſich alſo auf die Feſtſtellung eines Anſpruchs auf Erfüllung 
einer geſetzlichen Unterhaltspflicht erſtrechen. Das iſt aber nur 
der Fall im Rechtsſtreit zwiſchen dem Unterhaltsberechtigten und 
dem Unterhaltsverpflichteten. Im Prozeſſe gegen den Bürgen wird 
nur deſſen Verpflichtung aus dem Bürgſchaftsvertrage feſtgeſtellt 
oder verneint; das Beſtehen oder Nichtbeſtehen der Hauptforde⸗ 
rung kann mit erörtert werden und in den Entſcheidungsgründen 
eine Hauptrolle ſpielen; aber mit Rechtskraftwirkung kann die 
gegen den Unterhaltspflichtigen gerichtete Forderung im Prozeſſe 
gegen den Bürgen nicht feſtgeſtellt werden. Wird ihre Exiſtenz 
hier bejaht, ſo kann ſie doch im Prozeſſe gegen den Hauptſchuld⸗ 
ner verneint werden und umgekehrt. Bildet aber den Gegen⸗ 
ſtand des Bürgſchaftsprozeſſes und der rechtskräftigen Entſchei⸗ 
dung in dieſem nicht ein geſetzlicher Unterhaltsanſpruch, ſondern 
ein Anſpruch aus dem Bürgſchaftsvertrage, jo iſt auch § 10 Abſ. 2 
GG. nicht anwendbar. Entſprechendes gilt in den anderen vom 
OLG. Königsberg erwähnten Fällen. 

MA. Dr. Friedlaender, München. 
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13. 84 des G. über die Erſtattung von Rechtsanwalts⸗ 
gebühren vom 6. Febr. 1923. Der Armenanwalt geht durch 
den Verzicht auf ſeine Gebühren gegenüber der von ihm 
vertretenen Partei oder dem erſatzpflichtigen Gegner auch 
des Anſpruchs gegen die Staatskaſſe verluſtig. f) 

Dem Armenanwalt ſind aus der Staatskaſſe 691,10 Reichsmark 
an Koſten erſtattet. Der Bezirksreviſor hat mit dem Einwando 
Erinnerung eingelegt, nach der im Vergleichstermin zwiſchen den 
Parteien und den Prozeßbevollmächtigten getroffenen Vereinba⸗ 
rung habe jeder Anwalt nur 600 Reichsmark erhalten ſollen. 

Dieſer Erinnerung iſt von dem LG. ſtattgegeben. Die Be⸗ 
ſchwerde des Armenanwalts gegen die Abſetzung der 91,10 Reichs⸗ 
mark iſt begründet. 

Für zuläſſig muß gegenüber der Feſtſetzung der Koſten des 
Armenanwalts der Einwand erachtet werden, der Armenanwalt 
habe im Vergleichswege auf einen Teil ſeines Koſtenanſpruchs ver⸗ 
zichtet. Für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren auf Grund des 8 103 
ZPO. wird zwar in der Rechtſprechung die Auffaſſung vertreten, daß 
dies des ſelbſtändigen Charakters entbehrt und nur dazu beſtimmt iſt, 
das Urteil zu ergänzen und daß deshalb in dieſem Verfahren nur 
zu erörtern iſt, ob die liquidierten Koſten unter das Urteil fallen. 
Hieraus folgt, daß die Einrede des Vergleichs oder der Aufrechnung in 
dieſem Feſtſetzungsverfahren nicht geltend gemacht werden darf, 
vielmehr nur durch eine beſondere Klage gemäß 88 767, 794, 795 
3PO. zur Geltung zu bringen iſt. 

Die gleichen Erwägungen können bei der Feſtſetzung der 
Gebühren des Armenanwalts die Zurückweiſung derartiger Ein⸗ 
wendungen nicht rechtfertigen. § 767 ZPO. muß ſchon deshalb aus⸗ 
ſcheiden, weil dieſe Feſtſetzung nicht einen Koſtenfeſtſetzungsbe⸗ 
ſchluß i. S. des § 794 Ziff. 2 gleich ſteht; fie ſetzt nicht, wie im 
Falle des § 103 einen zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel vor» 
aus und iſt auch ſelbſt nicht ein ſolcher Titel für den Armenanwalt. 
Gegen die Feſtſetzung der Koſten iſt ferner, wenn dieſe auch nicht 
als Gerichtskoſten anzuſehen find, nach § 3 des Geſetzes über die Er⸗ 
ſtattung von Rechtsanwaltsgebühren v. 6. Febr. 1923, 13. Dez. 1923 
nur eine Erinnerung nach $4 GRG. gegeben. Dieſe Erinnerung 
richtet ſich zwar nur gegen den Anſatz von Gebühren; dieſer wird 
aber auch durch das Vorbringen bemängelt, die feſtgeſetzten Koſten 
ſtänden dem Armenanwalt auf Grund eines Vergleichs nicht in 
voller Höhe zu. Denn die Staatskaſſe hat die Erſtattung der 
Koſten der Armenanwälte nur in der Höhe übernehmen wollen, 
in der dieſe einen Anſpruch gegen die von ihnen vertretene Purtei 
oder einen erſatzpflichtigen Gegner geben und deshalb iſt in 8 4 
des Geſetzes v. 13. Dez. 1923 beſtimmt, daß der Anſpruch des 
Armenanwalts mit der Erſtattung auf die Gerichtskaſſe übergeht. 
Wenn es dort heißt, daß der Übergang erfolgt, ſoweit dem 


Zu 13. Die Entſcheidung iſt in ihrem prozeſſualen Teil zu⸗ 
treffend, nicht aber, ſoweit ſie die Frage des Verzichts behandelt. 
Der Staat hat laut 81 Abf. 1 Saß 1 des Gef. v. 6. Febr. 1923 
die ſelbſtändige Verpflichtung übernommen, die Gebühren und Aus⸗ 
lagen des beſtellten Armenanwalts zu tragen. Die Frage, ob auch 
die arme Partei ſelbſt für dieſe Koſten haftet, iſt durchaus ſekun⸗ 
darer Natur und für die Haftung des Staates belanglos; es 
gibt Fälle, in denen von vornherein die Partei nicht haftet und 
dennoch der Staat auf Grund der Beiordnung zahlungspflichtig iſt; 
ſo wenn die Partei ſich weigert, dem beigeordneten Rechtsanwalt 
den Auftrag zu erteilen (vgl. Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laender“, Anhang II zum J. Abſchnitt Anm. 4 und die Zitate in 
Fußnote 12). Auch der Wortlaut des § 4 Satz 1 des Geſetzes läßt 
klar erkennen, daß die Exiſtenz eines Vergütungsanſpruchs gegen 
die arme Partei nicht unbedingt vorausgeſetzt wird; nur ſoweit 
ein ſolcher Anſpruch im Zeitpunkte der Erſtattung durch den Staat 
beſteht, ſoll er auf dieſen übergehen. 

Regelmäßig wird allerdings der Staat neben der armen 
Partei als Geſamtſchuldner für die Koſten haften; iſt der Prozeß⸗ 
gegner durch vollſtreckbares Urteil in die Koſten verurteilt, ſo 
tritt er als weiterer Geſamtſchuldner neben den Staat und die arme 
Partei. Ob der einem Geſamtſchuldner gegenüber erklärte Erlaß 
der Forderung auch den übrigen Geſamtſchuldnern gegenüber wirkt, 
hängt gemäß § 423 BGB. von dem Willen der Vertragſchließenden 
ab. Vor der tatfächlichen Erſtattung durch den Staat hat dieſer 
kein Recht auf den Koſtenanſpruch und deſſen Erhaltung. Das 
gilt ſowohl von dem Anſpruch gegen die arme Partei als von 
dem Anſpruch gegen den unterliegenden Prozeßgegner. 

RNA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 14. Die Entſch. iſt auf Beſchwerde gegen den Beſchluß des 
LG. Königsberg (JW. 1926, 882) ergangen. Sie weicht 1 5 An⸗ 
ſicht, welche in der damals beigegebenen Anmerkung vertreten wurde, 
noch weiter ab als die untere Inſtanz. Sie liegt allerdings in der 
gleichen Richtung wie die Entſch. des RG. 111, 34. M. E. können 
aber alle dieſe Beſchlüſſe mit ihrer Teilung der Anrechnung auf den 
und jenen Teil der Gebühren nicht als zutreffend anerkannt werden. 

Der Rechtsanwalt hat für ſeine Tätigkeit in der Inſtanz für 
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hat en 
Partei oder dem erſatzpflichtigen Gegner abgegebenen Erle 


auf ſeinen Gebührenanſpruch verzichten oder ihn nur in bee 
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14. Gef. v. 6. Febr. 1923. Der dem Rechtsauwalt ne 
ſeiner Beſtellung zum Armenanwalt von ſeiner Partel , 
zahlte Gebührenvorſchuß iſt gleichmäßig auf DIE en 
ſtattungsfähigen und die nichterſtattungsfähigen Gebüh 
zu verrechnen. f) inen 

Vorſchüſſe werden im allgemeinen zum Zwecke der gleichmäßteh 
Verrechnung auf die geſamte Koſtenforderung eingezogen und ges ine 
Daß hier der Vertrauensauwalt und ſein Auftraggeber eur, a 
abweichende Vereinbarung getroffen hätten, ift nicht geltend ge im 
und auch aus den Umſtänden nicht zu entnehmen. Es verbleibt de 
nach bei der Regel, und daraus folgt, daß die im angefochtene g. 
ſchluſſe vorgenommene Verrechnung des Vorſchuſſes nicht angeht. md? 
111, 34 hat lediglich in Anwendung des vorbezeichneten OWEN, 
ſatzes von der gleichmäßigen Verrechnung des Vorſchuſſes auf ea 
geſamte Koſtenforderung des Rechtsanwalts zutreffend gefolgert, ung 
der zahlungspflichtigen Staatskaſſe gegenüber die Vorſchußzah 
einer endgültigen Zahlung auf die Koſtenſchuld gleich zuachten g 
Es iſt ſchlechterdings nicht einzuſehen, wie dieſer Schluß und der nt 
fand, daß im dortigen Falle für die Partei und die Staatskaſſe 
dieſelben Gebühren des Rechtsanwalts in Frage kamen, zu 31 
Verneinung der Geltung des Grund ſatzes von der gleichm eng 
gen Verrechnung des Vorſchuſſes auf die geſamte Koſtenforde mie 
des Rechtsanwalts in denjenigen Fällen führen ſoll, in denen — ben 
hier — auch noch andere nicht von der Staatskaſſe zu ersehen 
Gebühren vorhanden ſind. Auf dieſe Gebühren ſind ein Teil de 
ſamten Koſtenforderung des Rechtsanwalts und daher durch die all 
ſchußzahlung in keinem andern Verhältniſſe als die von der 
Rafje zu erſtattenden Gebühren als getilgt zu betrachten. 96) 

(OLG. Königsberg, 4. 388, Veſchl. v. 19. April 1926, 5 W 102,20 
Mitgeteilt von RA. Dr. Werner Aron, Königsberg i“ . 


Prozeßbetrieb, Verhandlung und Beweis vertretung nicht drei Bei 
rungen an feinen Klienten, ſondern einen einheitlichen Anf nit 
Lediglich deſſen Höhe wird durch das Maß der Tätigkeit beſtin / 
Hieran wird nichts geändert dadurch, daß ein Vorſchuß gezahn dia 
und ebenſo nicht dadurch, daß wegen Bewilligung des A e 


der reſtliche Teil des Anſpruches zur Zeit gegen den Auftraf mitt 
eil u 


nicht geltend gemacht werden kann. Für dieſen reſtlichen T 5 
nunmehr der Staat ein, und zwar in der Höhe, in welcher oe 
dieſem Zeitpunkte erteilter Auftrag den Rechtsanwalt zur Koſthes 
forderung berechtigen würde, und dann mit den Beſchränkungen pon 
Erſtattungsgeſetzes, früher auf die Gebühren aus der Wertgrenze gr 
2000 , zur Zeit auf die niederen Sätze des jetzt geltenden 
ſtattungsgeſetzes. Er tritt ein für die einheitliche Forderung van 
Rechtsanwalts, die auch durch die Abzahlung ihres einheitlichen pom 
rakters nicht entkleidet iſt und die eben, ſoweit ſie ni jeder‘ 
Klienten beglichen iſt, einheitlich beſteht. Die in den Entſch. n 
gelegte Auffaſſung, daß die Vorſchußzahlung anteilig auf ſäm und 
Gebühren — die man bei der Zahlung noch nicht kannte aber, 
ebenſo anteilig auf die vom Staate nach dem Erſtattungsgeſeßz elde 
nommenen und die von ihm nicht übernommenen Beträge 9 den 
werden, zerreißt dieſen einheitlichen Charakter der Forderung, ir 
das AO. für die Zahlung betont, der aber mindeſtens ebenfo auch 
den Anſpruch des Rechtsanwalts gilt. alt 
Eine Ausnahme feinen die Entf. zulaſſen zu wollen ten 
den Fall, daß eine Verabredung des Rechtsanwalts und des l unden 
über die Anrechnung auf die von dem Staate nicht zu übernehme die 
Koſtenbeträge ſtattfand. Man ſtellt alſo auf den Willen u ganz 
Abſicht der Vertragsteile ab. Tut man aber das, ſo iſt e taal 
ſicher, daß in jedem Falle die Anrechnung auf die nicht vom each 
zu übernehmenden Koſtenbeträge mindeſtens dem Willen des N 
anwalts entſprach — das Gegenteil könnte nur mit höchſter pen 
fremdheit angenommen werden —, ebenſo aber wohl auch durchweh den 
Willen des Auftraggebers, der doch regelmäßig, da er ſelbſt ja 
einmal gezahlten Vorſchuß nicht zurückerhält, möglichſt gute des 
zahlung feines Rechtsanwalts wünſcht und an der Schonung 
Fiskus mit ein paar Mark gar kein Intereſſe hat. Es iſt alle und 
ſchweigende Abrede oder wenigſtens Willenseinigkeit, daß die 3 9 50 
auf die nicht vom Staate im Falle der Armenrechtsbewilligunß“ 


* 


Ar STLEDERG.; 8 13 preuß. Kaſſenordnung. Die 
hand ögebühr muß vor Anberaumung des erſten Ver⸗ 
bie Rungstermins erfordert werden. Dies gilt auch für 
lein aderklage. Iſt von der Vorſchrift des $ 74 Abi. 2 
Uug;, braud) gemacht, dann kann nicht hinterher die 
Ben; von Prozeßhandlungen verweigert werden. ) 
der ge Al, hatte nach Vornahme eines Selbſthilfeverkaufs einer von 
Differe 70 gekauften und nicht abgenommenen Menge Salzfiſche die 
ergab ad verlangt, die ſich zwiſchen Kaufpreis und Verſteigerungserlös 
hatte wi Differenz betrug 484 282 norwegiſche Kronen. Die Bell. 
820 14 aklagend beantragt, ſie wegen der geleiſteten Anzahlung von 
trag 7,20 Papiermark bei der Deutſchen Bank, von der fie den Be⸗ 
geliehen hatte, außer Schuldverbindlichkeit zu ſetzen. 
gern urch Urteil des LG. v. 13. Nov. 1925 ift die Kl. mit der Klage 
worde eſen und entſprechend dem Antrage der Widerklage verurteilt 
E. Die von ihr eingelegte Berufung hat die Kl. zurückgenommen. 
der Geri Behl. hat die Urteilsausfertigung mit Rechtskraftatteſt bei 
für p richtsſchreiberei des LG. eingereicht mit dem Antrage, die Koſten 
der m © Inſtanzen feſtzuſetzen. Der Gerichtsſchreiber des LG. hat in 
und fügung v. 10. April 1926 die beantragte Feſtſetzung der Koſten 
gung m die Rückgabe der von der Bell. eingereichten Urteilsausferti⸗ 
sig nit Rechtskeraftatteſt unter Berufung auf 8 74 DKG. und 
Kaſſen O. verweigert. 
1. Mal die Erinnerung der Bekl. hat das LG. durch Beſchluß 
Die al 1926 die Verfügung des Gerichtsſchreibers aufrechterhalten. 
gegen dieſen Beſchluß eingelegte Beſchwerde hatte Erfolg. 
gebüß er Beſchwerdeführerin iſt darin beizupflichten, daß die Prozeß⸗ 
beraun wenn von der Beſtimmung des 8 74 Abſ. 2, wonach die An⸗ 
Befgehnp 9 eines Verhandlungstermins von der Einzahlung der Pro⸗ 
dor A dr abhängig gemacht werden ſoll, Gebrauch gemacht wird, 
muß uberaumung des erſten Verhandlungstermins erfordert werden 
Dies muß auch für die Widerklage gelten, wobei entgegen der 
nicht des LG. davon auszugehen iſt, daß es ſich bei der Widerklage 
doneinan, denſelben Streitgegenſtand handelt, da die beiden Anſprüche 
Klage onder unabhängig ſind. Es hätte alſo bei Erhebung der Wider⸗ 
Hat Er der Bekl. eine befondere Gebühr erhoben werden können. 
bauch er das Gericht von der Vorſchrift des 8 74 Abf. 2 keinen Ge⸗ 
ſorder gemacht und die Verhandlung über die Widerklage ohne Er⸗ 
f einer Gebühr zugelaſſen, ſo kaun es nicht hinterher die Aus⸗ 


auge Serner iſt es auch unzuläſſig, die Rückgabe der von der Bel. 

eichten Urteilsausfertigung mit Rechtskraftatteſt zu verweigern. 
für 845 KaſſenO. betrifft nur den Fall, daß gegen die Erlangung der 
denpe Erledigung des letzten Antrages entſtandenen Gebühr Be⸗ 
beſond eſtehen. Da aber für die Koſtenfeſtſetzung bei Gericht keine 
Kof ere Gebühr entſteht, iſt neben der eingereichten Urkunde auch der 
au Aeftfegungabefchtuß der Bekl. auszuhändigen. Jedenfalls kaun 
ber und, des 8 13 weder die Koſtenfeſtſetzung noch die Zurückgabe 
nen Kaheteichten Urkunden wegen der durch die Widerklage entſtande⸗ 

0 Olten verweigert werden. 
„Königsberg, 1. BS., Beſchl. v. 1. Juni 1926, 2 W 116/26.) 
itgeteilt von RA. Dr. Werner Aron, Königsberg i. Pr. 


Dingen, 5 


chen 88 13, 28 RAGebd. Die Aufnahme eidesſtatt⸗ 

gebgz Verſicherungen durch den Rechtsanwalt iſt kein 
hrenpflichtiger Akt. 

fonen Sidesſtattlich Verſicherungen, ſei es der Partei oder dritter Per⸗ 

erwin, wie fie zur Glaubhaftmachung tatſächlicher Behauptungen in 
ſeen Prozeſſen notwendig ſind, ſind an keine Formvorſchrift ge⸗ 


miernehmenden Beträge erfolgen ſolle. Jedenfalls kann es nun und 
nn als Vertragsinhalt gelten, daß die Anrechnung anders er⸗ 
ſchwei ſolle; will man ſich zur Anerkennung der angegebenen ſtill⸗ 
eingeben Abrede nicht verſtehen, ſo muß man eine Lücke der Ver⸗ 
gemäß gben annehmen, und dieſe iſt nach einmütiger Rechtſprechung 
ficht , F. 242 BGB. fo auszufüllen, wie die Parteien fie bei Berüch⸗ 
nun gung jelbft ausgefüllt hätten, alſo vorliegend i. S. der Anrech⸗ 
recht auf die nicht vom Staate zu übernehmenden Beträge. Die 
nenen keinlich anmutende Markfuchſerei, die zudem niemals zu ge⸗ 
Pen Ergebniſſen führen kann, iſt alſo m. E. auch rechtlich nicht be⸗ 
em et und ſollte, zumal ſeit 1. Aug. 1925 unſere Gebühren in 
enſachen ohnehin ſehr dürftig ſind, baldigſt verſchwinden. 

NA. Dr. R. Fürſt, Heidelberg. 
nur gu 15. 1. Die Beſtimmung des § 74 Abi. 2 Satz 3 GG. geht 
I ahin, daß keine dem neuen Angriff förderliche gerichtliche Hand⸗ 
zu z vorgenommen werden ſoll (ogl. Rittmann⸗Wenz, Anm. 11 


Ans E GG.; Jonas, Anm. If zu 8 74 ERS; Baumbach, 
2861 58 zu $ 74 ORG.; Spittel JW. 1925, 2589; KO. JW. 1925, 


OLG. Stuttgart JW. 1926, 1613 10). 
beraun. Auch betrifft 8 74 Abſ. 2 Satz 1 und 2 GKG. nur die An⸗ 
umung des erſten Termins (OLG. Königsberg JW. 1926, 866 27). 
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knüpft; ſie können von jedermann, der die nötigen Fähigkeiten be⸗ 
ſitzt, abgefaßt werden. Beſondere Koſten ſind damit nicht verbunden. 
Entwirft fie der prozeßbevollmächtigte Anwalt oder der Verkehrsanwalt 
au Stelle ſeiner Partei oder des Dritten, der ſie abgeben ſoll, fo kann 
er dafür ebeuſowenig eine beſondere Gebühr verlangen wie für den 
Entwurf irgendeiner anderen Beſcheinigung, die er zum Betrieb des 
Prozeſſes nötig hat, falls nicht die Gebührenordnung eine beſondere 
Vergütung vorſieht. Vielmehr gehört die Abfaſſung ſolcher eidesſtatt⸗ 
licher Verſicherungen, falls die Partei ſelbſt hierzu außerſtande iſt, zum 
Geſchäftsbetrieb und wird gemäß 8 13 Ziff. 1 und 28 RAGebd. durch 
die Prozeßgebühr abgegolten. 

(OLG. München, Beſchl. v. 8. Mai 1926, BeſchwReg. 369/26 III.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


* 
Naumburg. 

17. SS 139, 137, 141, 286, 619 ZPO.; S8 13, 89 RA Gebo. 
Für die Wahrnehmung eines Termins gem. 8 619 3 O., 
für den das perſönliche Erſcheinen der Parteien angeord- 
net iſt, kann der Armenauwalt keine Beweisgebühr ver— 
langen. 7) 

Die Beſchwerde konnte nicht als begründet erachtet werden. 

Der Beſchwerdeſührer fordert als Armenanwalt von der Staats⸗ 
kaſſe eine Beweisgebühr für die Wahrnehmung des Termins vom 
29. Sept. 1925, in welchem die Parteien gemäß § 619 3PO. perſön⸗ 
lich gehört worden ſind. Die Meinung, daß es ſich bei einer ſolchen 
Vernehmung um eine Beweisaufnahme handle, findet ſich im Schrift⸗ 
tum in der Tat vertreten (Kann, Anm. 1 und Skonietzky⸗ 
Gelpke, Anm. 5 zu 8 619 ZPO.; a. M. Stein, Anm. 1). Sie 
wird vornehmlich damit begründet, daß die Parteivernehmung im 
Eheprozeß nicht nur — wie das Verfahren nach 8 141 ZPO. — die 
Aufklärung des Sach- und Streitverhältniſſes, ſondern der Wahre 
heitsermittlung in bezug auf beſtimmte Tatſachen diene und dem⸗ 
gemäß in gleicher Weiſe wie die Zeugenvernehmung erzwingbar ſei. 
Hiergegen iſt indeſſen mit Recht angeführt, daß, wiewohl 8 619 einen 
erweiterten Anwendungsfall des § 141 darſtenlt, doch ein innerer Unter⸗ 
ſchied zwiſchen beiden Vorſchriften nicht beſtebt Denn auch die perſön⸗ 
liche Anhörung nach 8 141 ſoll und kann eilsgrundlagen tatſäch⸗ 
licher Natur ſchaffen und auch die „Verneh rang“ der Partei, von 
der im 8 619 geſprochen wird, Kann inımer nur Parteierklärungen, 
die lediglich als ſolche zu werten find, zeitigen. Auch die Verſchärſung 
des Erſcheinungszwanges (8 619 Abſ. 3), die bei der jetzigen Vor⸗ 
ſchrift des § 141 Abſ. 3 nur noch darin beſteht, daß die Partei auch 
bei Vertretung durch einen Prozeßbevollmächtigten nicht ausbleiben 
darf, begründet keinen Weſensunterſchied der beiden Vorſchriften. Sie 
hat, wie die geſamte Erweiterung des 8 141 durch 8619 überhaupt, 
ihren Grund darin, daß in Eheſachen dem Gericht allgemein ein ſtär⸗ 
kerer Einfluß auf die Prozeßführung verliehen iſt als in gewöhnlichen 
Prozeſſen. Dadurch, daß das Geſetz die ausbleibende Partei nach den 
für Zeugen geltenden Vorſchriften ſtraft, wird eine innere Verwandt⸗ 
ſchaft der beiden Vernehmungsarten überhaupt nicht begründet. Der 
Geſetzgeber ſelbſt iſt ſich des Unterſchiedes bewußt geweſen, indem er 
damit die Unzuläſſigkeit der Haftſtrafe begründet hat (Hahn, Ma⸗ 
terialien I S. 506). 

Sit ſonach der Sonderinhalt des 8 619 nicht geeignet, der Ver⸗ 
nehmung der Partei im Eheprozeſſe den Charakter einer Beweis⸗ 
erhebung zu verleihen, ſo könnte die mit der Beſchwerde vertretene 
Anſicht nur dann aufrechterhalten werden, wenn die perſönliche An⸗ 
hörung der Partei im Zivilprozeß allgemein, d. h. auch ſchon nach 
§ 141, als Akt der Beweisaufnahme erſchien. Dieſe Folgerung wird 
auch von Kann (§ 141 A. 1) gezogen. Ihr iſt jedoch entgegen⸗ 
zuhalten, daß ebenſowenig wie ſich das Gericht nach 5286 ZPO. bei 


Ebenſo wird Satz 3 ebenda nicht mehr in Frage kommen können, 
wenn einmal eine gerichtliche Handlung vorgenommen worden iſt. Mit 
Recht iſt danach § 74 Abſ. 2 GKG. nicht für anwendbar erachtet worden. 

3. 813 der preuß. Kaſſen O. iſt gleichfalls zutreffend nicht an⸗ 
gewandt worden, da für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine gerichtliche 
Gebühr nicht entſteht, auch gerichtliche Schreibgebühren nicht in Frage 


kommen. s 
LER. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


Zu 17. Die Ablehnung der Beweisgebühr für einen Termin 
nach & 619 3PO. muß nach den geſetzlichen Beſtimmungen begründet 
erſcheinen. Die RA Geb. hält fi), wie das GKG., an äußere Ge- 
ſchehniſſe. Es liegt für ſie ein die Beweisgebühr begründender 
Akt nur dann vor, wenn es ſich um eine Beweisaufnahme i. S. 
des Geſetzes handelt. Zwar dient auch der Termin nach 8 619 
3 PO. dazu, dem Richter die Überzeugung über die Sachdarſtellung 
des einen oder anderen Teils zu verſchaffen, alſo den gleichen 
Zwecken wie die Beweisaufnahme; allein in gleicher Richtung 
kann ſchon der Sachvortrag, kann das ohne Ladung erfolgende 
perſönliche Erſcheinen der Parteien auch in anderen als Eheprozeſ⸗ 
ſen wirken. Es kann deshalb noch nicht jede für Erreichung 
dieſes Zieles, der Bildung der richterlichen Überzengung vorge⸗ 
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Bildung ſeiner Überzeugung allein auf das Beweisergebnis zu ſtützen 
hat, umgekehrt auch nicht jede auf die Wahrheitsermittlung gerich⸗ 
tete Maßnahme zur Beweiserhebung geſtempelt werden darf (OLG. 
Celle OL GRſpr. 42, 57). Eine ſolche Anſicht würde auch nur zu Ver⸗ 
wirrungen führen. Die Grenze zwiſchen der perſönlichen Anhörung 
einer Partei, die nach 88 139, 137 Abſ. 3, und einer ſolchen, die 
nach § 141 oder 8 619 erfolgt, iſt oft, zumal wenn die Partei ohne 
vorherige Ladung in der Verhandlung erſcheint, fließend, wie auch im 
vorliegenden Falle das Gericht ſich auf die Anordnung des perſön⸗ 
lichen Erſcheinens beſchränkt hat, ohne den Zweck der Maßnahme 
näher feſtzulegen. Nicht jede Befragung der Partei iſt aber Wahr⸗ 
heitsermittlung. Es würden daher ſehr oft Unklarheiten datüber ent⸗ 
ſtehen, ob die Anhörung oder Vernehmung den Charalkter einer Be⸗ 
weiserhebung getragen hat. Denn nur auf die Art der Vernehmung 
ſelbſt, nicht auf den Wortlaut des anordnenden Beſchluſſes würde es 
hierbei ankommen. 

Es iſt ſchließlich noch auf die Unterſchiede hinzuweiſen, welche 
die Parteivernehmung von dem Beweisverfahren inſofern abgrenzen, 
als die erſtere nach allgemeiner Anſicht nicht durch Beweisbeſchluß, 
ſondern durch prozeßleitenden Beſchluß angeordnet und dieſer nicht 
durch Beweisantretung herbeigeführt, ſondern von Amts wegen — ſei 
es auch zufolge einer Parteianregung — erlaſſen wird. 

Es iſt nach alledem der Anſicht beizutreten, daß eine Beweis⸗ 
aufnahme nur dann vorliegt, wenn es ſich um eins der in der Prozeß⸗ 
ordnung ſyſtematiſch aufgeführten Beweismittel handelt. Insbeſondere 
muß dieſer Grundſatz für das Gebiet des Gebührenrechts gelten, 
welches die Gebühren nach beſtimmten, feſtumriſſenen Verfahrens⸗ 
abſchnitten entſtehen läßt. Da hiernach das LG. die Beweisgebühr 
mit Recht abgeſetzt hat, war die Beſchwerde als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. 

(Och. Naumburg, 2. 3K., Beſchl. v. 18. Dez. 1925, 4 W 243/25.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Leichſering, Naumburg (Saale). 
* 
Nürnberg. 


18. 8 1 Satz 3 Gef. v. 6. Febr. 1923. — Erſatz von 
Reiſekoſten des Armenanwalts aus der Staatskaſſe. f) 

Die Stellung der auf Grund des Geſ. v. 6. Febr. 1923 zah⸗ 
lungspflichtigen Staats. iſſe gegenüber der armen Partei iſt von der 
des Prozeßgegners vollftändig verſchieden. Während dieſer zur Koſten⸗ 
erſtattung nur dann verpflichtet iſt, wenn und ſoweit er im Rechts⸗ 
ſtreit unterlegen iſt und ſeine Verpflichtung in dieſem ſelbſt ihren 
Entſtehungsgrund hat, tritt die Erſatzpflicht des Staates ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Ausgang des Rechtsſtreits ein und hat ihren Grund! 
nicht in prozeſſualen, ſondern in rein ſozialen Rückſichten, nämlich 
in dem Beſtreben des Staates, der durch die Inflation heraufbe⸗ 
ſchworenen Notlage der Rechtsauwaltſchaft zu ſteuern. Das Ge. v. 
6. Febr. 1923 läßt aber, wenn es auch weiter geht als das Gef. v. 
18. Dez. 1919, nicht reſtlos die Haftung des Staates für die Ge⸗ 
bühren und Auslagen des Staates eintreten, ſondern ſchränkt fie, 
um die Staatskaſſe nicht zu ſehr zu belaſten, nicht unerheblich ein 
(81 Abf. 1 S. 2 des Geſ. v. 6. Febr. 1923, ſ. nun Gef. v. 14. Juli 
1925). Es fragt ſich daher, ob gleichwohl (ZW. 1925, 14187) die 


nommene oder angeordnete Maßnahme als „Beweisaufnahme⸗ 
verfahren“ angeſehen werden, das Vorausſetzung der Beweisge⸗ 
bühr nach 8 13 Ziff. 4 RUGED. iſt. Ein Termin nach 8 619 380. 
fällt durchaus, ebenſo wie ein ſonſtiger Erörterungstermin, in den 
Rahmen der Verhandlungstätigkeit. Seine Wahrnehmung wird 
alſo durch die Verhandlungsgebühr abgegolten und es iſt auch 
nicht etwa für Einſetzung einer Gebühr in Anwendung des 8 89 


RAGebO. Raum. 
RA. Dr. R. Fürſt, Heidelberg. 


Zu 18. Die Begründung der Entſch. iſt nicht überzeugend. Der 
Satz über die Reiſekoſten fand ſich wörtlich ebenſo wie jetzt bereits 
in dem Gef. v. 18. Dez. 1919, das dem Armenanwalt nur den Aus⸗ 
lagenerſatz zubilligte. Irgendwelche Anhaltspunkte dafür, baß der 
Geſetzgeber mit dem Worte „erforderlich“ mehr jagen wollte als 8 91 
SPD. mit dem Ausdruck „zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung notwendig“, find nicht vorhanden; im Gegen⸗ 
teil: die negative Faſſung („die Reiſekoſten werden nicht vergütet, 
wenn die Reiſe nicht erforderlich war“) ſpricht doch — wenn man 
aus dem von der ZPO. abweichenden Wortlaut überhaupt einen 
Schluß ziehen will — viel eher dafür, daß Berufsreiſen, die der 
Armenanwalt nach pflichtgemäßem Ermeſſen macht, regelmäßig zu 
vergüten ſind. , 

Aber ich gehe gar nicht fo weit, dieſen Schluß zu ziehen. Ich 
möchte nur Verwahrung dagegen einlegen, daß aus der Abweichung 
von dem Wortlaut des $ 91 ZPO. Folgerungen zuungunſten der 
Armenanwälte gezogen werden. Nach meiner Anſicht wollte der Ge⸗ 
ſetzgeber nur aus Vorſicht, wegen der beſonderen Bedeutung der 
Reiſekoſten, auf das allgemeine Prinzip hinweiſen, daß auch anwalt⸗ 
ſchaftliche Auslagen nur erſtattet werden, ſoweit ſie notwendig waren. 
Das gilt natürlich ebenſo bei Schreibgebühren und Poſtporti, die auch 
für überflüſſiges Schreibwerk und überflüſſige Sendungen nicht zu 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wodhenfhrt 


Beſtimmung des S. 3 a. a. O. („die Reiſekoſten werden nicht 2 
gütet, wenn die betr. Reiſe nicht erforderlich war“) jo zu DEF aus 
iſt, daß die Vorausſetzungen für die Erſtattung der Reiſekoſten 
der Staatskaſſe die gleichen ſind, wie für die Verpflichtung. 
unterlegenen Partei nach $ 91 ZPO. Dieſe Frage iſt zu vernet 
Die angeführten Erwägungen laſſen die entſprechende Anwendung 
auf ganz anderen Rechtsbeziehungen der Beteiligten beruhende de 
dem RG. 51, 11 ausgeſprochenen Grundſätze auf die hier in, nicht 
ſtehende Frage nicht als gerechtfertigt erſcheinen. Das Geſetz Hl. aher 
ohne Abſicht von dem Wortlaut des § 91 abgewichen und es iſt D er 
in ſich, unter Beachtung ſeines Grundes und Zweckes, alſo a fiffen 
von ihm für nötig erachteten Einſchränkung, auszulegen. Es ure 
deshalb beſondere Gründe vorhanden ſein, die im Intereſſe der a iv 
Partei, für das die Wichtigkeit der Sache, das Maß ihrer Ss 
tigkeit und Verwickeltheit maßgebend find, die Wahrnehma d l 
Beweistermins durch den Rechtsanwalt erforderlich machen tt 
Jg. 1923, Sp. 31; J. 1921, 444; 1926, 23591, 2366 285, Ri 
mann⸗Wenz, GRG. 9. Aufl. S. 327). Die Notwendigkei 
Reiſe iſt daher ſtets beſonders zu prüfen; ſie iſt hier von dem 
richtsſchreiber mit Recht verneint. (Wird näher ausgeführt.) 5) 
(Os. Nürnberg, 1. 35., Beſchl. v. 10. Mai 1926, L 463/25. 
Mitgeteilt von OLGR. M. Silberſchmidt, Nürnberg. 
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19. 5 4 350. 8 288 BOB.; 89 3525. 90. GI“ 
wert bei Verzugszinſen, die den geſetzlichen Zinsfußü 
fteigen. 90. 
Die Parteien ſind Kaufleute. Die Bekl. iſt durch Urteil des, niet 
N. verurteilt worden, an die Kl. 2029,21 GM. nebſt Jahresb on 
hieraus zu 22% v. 1. Jan. bis 31. Okt. 1924, zu 18% len 
1. Nov. bis 31. Dez. 1924 und zu 12% ab 1. Jan. 1925 zu beza 
Sie hat Berufung eingelegt, um die Abweiſung der Klage gebeten. 
weiter beantragt, die Kl. zur Bezahlung des von der Bekl. A von 
auf Grund des erſtrichterlichen Urteils entrichteten Betrags ellen. 
3004,79 RM. nebſt 9% Zinſen feit 25. Sept. 1925 zu ven 
Für die Streitwertfeſtſetzung kommt nicht dieſe, auf 8 717 297 
SPD. beruhende Forderung in Betracht (. Warnfipr. 1909, E. 
Nr. 260 = JW. 1909, 23), ſondern iſt ausſchließlich der Ausſp 
des angefochtenen Urteils maßgebend. tend 

Die Verzugszinſen find von der Kl. als Schadenserſatz glichen 
gemacht. Es iſt beſtritten, ob in ſolchen Fällen der den geſetliaſt 
Zinsfuß überſteigende Betrag eine jelbftändige Forderung dar ift 
und daher bei der Feſtſetzung des Streitwertes zu berückſichtigen nd 
oder ob er unter den Begriff der „Zinſen“ des 84 BPD. fäl N, 
daher außer Betracht zu bleiben hat. Der erl. Sen. hat die Diesen 
wiederholt i. S. der erſten Alternative entſchieden und hält d 
Standpunkt aufrecht. ichun 

Die durch das Reichsgeſetz v. 18. Aug. 1923 erfolgte Streich 
des Wortes „Schaden“ in 8 4 hatte ihren Grund in den infolge e 
Geldentwertung der letzten Inflationszeit ziffermäßig in der die 
ungemein erhöhten Schadenserſatzanſprüchen, die ſehr häufig paß 
Hauptſacheforderung erheblich überſtiegen, und in der Erwägung , 


eit“ 
et“ 


vergüten ſind; aber hier ſpielt die Frage praktiſch keine geh! 
Rolle und deshalb hat man ſie nicht beachtet. die 
Es handelt ſich alſo auch für den Armenanwalt einfach um 
Frage: Iſt die Wahrnehmung eines Beweistermins ſtets zur dige 
entſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwen G. 
Dieſe Frage iſt vom R. in der bekannten Plenarentſcheidung ( 
51, 11) bejaht worden. Was aber zur Wahrung der Parteiintere 
— und nur dieſe können in Betracht kommen — objektiv n 
wendig oder „erforderlich“ iſt, kann nicht plötzlich, wenn es ſich der 
die Haftung eines anderen Rechtsſubjekts handelt, überflüſſig 
weniger erforderlich ſein. aus 
Es muß alſo dabei bleiben, daß der Armenanwalt zum 0 
wärtigen Beweistermin die Reiſekoſten — bis zum Betrage ben 
bühren eines Subſtituten gemäß 8 45 RAGEO. — vom damit 
fordern kann. Gibt man dieſen Grundſatz auf, ſo macht man ee 
zum Schaden der armen Parteien jede Reiſe eines Armenanwal roll 
Beweisterminen unmöglich. Denn wer wird gewillt ſein, es gie 
ankommen zu laſſen, ob die Reife im Einzelfalle nachtrüß n 
für notwendig erachtet wird? Daß auch ſonſt kein Rechtsanwalt 54 


Vergnügen ſolche Reiſen unternehmen wird, die ihm bei den je Bar 
tenden, unwürdigen Vergütungen meiſt kaum den Erſatz der 
auslagen bringen, bedarf keiner weiteren Ausführung. Braun, 


Die hier vertretene Anſicht wird geteilt vom OLG. (if 
ſchweig, JW. 1925, 14187; Kraemer ebenda; Willen büch eg 
der demnächſt erſcheinenden 10. Aufl. S. 182): Küſter, Erſtattt er, 
anſpruch des Armenanwalts 29 (derſelbe JW. 1923, 676); Walt 11. 
Joachim⸗Friedlaender? Anhang II zum I. Abſchnitt Anm z. 
A. M.: OLG. Augsburg, Bayrg. 1925, 312; OLG. Dresden, 706, 
1925, 236623; Baumbach, Reichskoſtengeſetze 8 1 Anm. 6 >. iger 
der jedoch ſagt, daß die Notwendigkeit der Reife zu auswär 
Beweisterminen nur ausnahmsweiſe entfalle. 1 

RU. Dr. Friedlaender, Münche 
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ia her dieſen Umſtänden unbillig fei, dieſe Schadenserſatzauſprüche 
aſo Mehung des Streitwertes unberückſichtigt zu laſſen. Es fielen 
machten die bisweilen auf mehrere Prozent pro Tag geltend ge⸗ 
Stabi Zinsanſprüche unter den erwähnten Gedanken. Seit der 
Verpon erung der deutſchen Währung bewegt ſich der im geſchäftlichen 
döhe de beanſpruchte Zinsfuß zwar nicht mehr auf der ſchwindelnden 
zeit Be Inflationszeit, wenn er auch die Verhältniſſe der Friedens⸗ 
Rdn Mitte 1925 immer noch erſt fehr, dann immer weniger be⸗ 
worden!, Überſchritt. Das Geſetz iſt aber trotzdem nicht aufgehoben 
Fälle z. es iſt geblieben und muß daher auch letzt noch auf alle jene 
ſind. 3 werden, die unter den Begriff „Schäden“ zu rechnen 
Ken, darunter auch die über dem geſetzlichen Zinsfuß hinaus⸗ 
bengeauts drücklich oder ſtillſchweigend als Verzugsſchaden oder 
9288 No ſapanſpruch, d. h. als ein Verzögerungsſchaden i. S. des 
kann ie . 11 BGB,, geltend gemachte Verzugszinſenforderung fällt, 
nur die cht zweifelhaft ſein. Mit der Erwägung, es feien mit ihr 
den, in der fraglichen Zeit allgemein üblichen Zinſen verlangt wor⸗ 
allgemein hiergegen nicht angekämpft werden, denn auch durch einen 
nicht ri anerkannten Brauch verliert ein Schadenserſatzanſpruch 
dann a Charakter als ſolchen. Eine andere Beurteilung wäre nur 
die Platze und der 8 4, 2. Satzhälfte, wäre daher anwendbar, 
le, Annahme gerechtfertigt wäre, daß der höhere Zinsfuß auf 
1 ſchweigenden Vereinbarung der Parteien beruhte. Davon 
macht er dann, wenn er ausdrücklich als Schadeuserſatz geltend ge- 
Amend, keine Rede fein. In dieſem Falle bleibt der § 4 außer 
ande ng (ebenfo IW. 1925, 81324, 26382, ferner Fried⸗ 
zu 91058 Anm. zu S. 813 24 und Anm. B zu S. 26384 ſowie Anm. 67 
die ebe RAcz O.). Der Streitwert erhöht ſich um die höheren Zinſen, 
Vort in 94 9 Bezeichnung etwas anderes ſind als das gleiche 
(9 bedeutet. 
28, Nürnberg, 1. 38., Beſchl. v. 11. Juni 1926, L 493/25.) 


Mitgereilt von OLGR. M. Silberſchmidt, Nürnberg. 


wenn 
einer 


derüin. Strafſachen. 


Hier $ 302 StPO. Der Verteidiger bedarf zum Ver⸗ 
ten Fuß Rechtsmittel einer ausdrücklich hierauf gerichte— 
bon ollmacht. Die Bevollmächtigung zur Zurücknahme 
(Ag, echtsmitteln reicht dazu nicht aus. f) 
„ 2. StS., Urt. v. 26. Mai 1926, 2 8 217/26.) 
Abgedruckt JW. 1926, 22292. 


2 b f 
geri te, 9 172 StPO.; 8 33 NAD. Für einen Antrag auf 
echte ide Entſcheidung findet die Beiordnung une 
„anwalts nicht ftatt. 
nach e Beſtimmung des § 33 NAD. bezieht ſich ihrem Wortlaut 
bilde o dweifelhaft nur auf das Gebiet des Zivilprozeſſes. Hier 
literun 33 die notwendige Ergänzung zu § 8 NAD., der die Loka⸗ 
deſſen 8 der Rechtsanwälte vorſchreibt. Nach 8 26 RAD. gilt in- 
Berti, ieſe Lokaliſierung nicht für Strafſachen; denn nach dieſer 
Lericht ang darf jeder Rechtsanwalt, der bei einem deutſchen 
teidia t zugelaſſen ift, vor jedem deutſchen Strafgericht als Ver⸗ 
auftreten. Daher kann bei einem Antragſteller, der ſich 


dell Ju 1. Dieſe Entſch. gibt auch einen Beitrag zu dem „allgemeinen 
in der r ſtrafprozeßrechtliche Willenserklärungen (vol. den demnächſt 
auf . erſch. Auff. Luetgebrune: „Stillſchweigender Verzicht 
liche 2 Beiſtand eines Verteidigers?“). Der Beſchuldigte, der geſeßz⸗ 
nein ertreter, der Chemann können ſelbſtändig und unabhängig 
ſie verzüder die zuläſſigen Rechtsmittel einlegen, zurücknehmen, ja auf 
Die erdichten (88 296, 298 Abf. 1, 302 Abſ. 1, 298 Abſ. 2 Stpo.). 
Rang; eſtellung zum Verteidiger gewährt weder allgemein die ſelb⸗ 
dert gen Rechte der genannten Perſonen, noch ſchlechthin eine General» 
für tung für den Beſchuldigten. Der Verteidiger kann Rechtsmittel 
bei Ver Beſchuldigten einlegen, aber nicht ſelbſtändig, alſo z. B. nicht 
dung, icht des Beſchuldigten (8 297 StPO.). Er kann Rechtsmittel 
Apr, 2 emen, aber nur mit ausdrücklicher Ermächtigung (8 302 
iſt bon t PD.). Der Verzicht auf Rechtsmittel durch den Verteidiger 
nach on Geſetz nicht ausdrücklich geregelt, von der Rechtſprechung aber 
Mäc nalogie des § 302 Abſ. 2 StPD.), alſo mit ausdrücklicher Er⸗ 
Magen für zuläſſig erachtet. Es iſt nur logiſch aus der von der 
nommentdnung gewollten Stellung des Verteidigers heraus ent⸗ 
wäch ian, daß die für die Zurücknahme von Rechtsmitteln erteilte Er⸗ 
derbe gung nicht ausdehnend auch für den Verzicht wirkſam ausgelegt 
Aufna ſoll. Deshalb iſt die in den Verteidigungsvollmachten übliche 
duch ume einer Generalklauſel etwa des Inhalts notwendig, aber 
igt, genügend: „Der Verteidiger wird — noch ausdrücklich ermäch⸗ 
selben — Rechtsmittel einzulegen und zurückzunehmen, auch auf die⸗ 
Strg zu verzichten ſowie der Zurücknahme (8302 Abſ. 1 Saß 2 
bzuzuſtimmen.“ 
RA. Dr. Luetgebrune, Göttingen. 
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nur an ſeinem Wohnſitz um die Erlangung eines Rechtsanwalts be⸗ 
müht, keine Rede davon ſein, daß er einen zu ſeiner Vertretung 
geneigten Anwalt nicht findet. Ein praktiſches Bedürfnis für 
eine entſprechende Anwendung des § 33 NAD. liegt nicht vor. 
Ebenſo Loewe⸗Roſenberg, XVI., Anm. 8b zu 8 172 StPO. 
(OLG. Breslau, Beſchl. v. 9. März 1926, 18a W 399/25.) 
Mitgeteilt vom Erſten StA. Dr. Rogivue, Breslau. 


* 


3. 88 334, 313 StPO.; SS 59, 20, 21 FF PG. Gegen 
Urteile, die eine Übertretung des FF PG. zum Gegenſtande 
haben, findet außer in den Fällen der SS 20, 21 eine Re⸗ 
viſion nicht ſtatt. 5) 

Der Angekl. war wegen Übertretung des § 31 FFPÖ. zu einer 
Geldſtrafe verurteilt worden. Die gegen dieſes Urteil eingelegte 
Reviſion iſt vom OLG. als unzuläſſig verworfen worden. 

Dem Angekl. würde an ſich nach der allgemeinen Vorſchrift 
des § 334 in Verbindung mit $ 313 StPO. die Reviſion zuftehen. 
Hier ſteht dem aber die beſondere Vorſchrift des 8 59 FF PG. ent⸗ 
gegen, nach der bei Verurteilungen auf Grund des FF PG. die 
Reviſion nur ſtattfindet, wenn eine der durch SS 20, 21 vorgeſehe⸗ 
nen ſtraſbaren Handlungen den Gegenſtand der Unterſuchung bilden. 
Dieſe Vorſchrift gilt nicht etwa nur für die Fälle, in denen zunächſt 
die Berufung zuläſſig iſt. Dies geht deutlich aus der dem Geſetz 
jetzt gegebenen Faſſung im Gegenſatz zu ſeinem früheren Wort⸗ 
laut hervor: Urſprünglich lautete § 59 FFPG.: „Die Reviſion 
gegen die in der Berufungsinſtanz erlaſſenen Ur⸗ 
teile findet nur ſtatt, wenn ...“ Durch die mit Geſetzeskraft 
erlaſſene VO. v. 12. März 1924 (GS. 127), Art. II Nr. 5, ſind 
jedoch die Worte: „gegen die in der Berufungsinſtanz erlaſſenen 
Urteile“ in Wegfall gebracht worden, fo daß $ 59 die jetzige Faſſung 
erhalten hat. Damit iſt als Wille des Geſetzgebers zum Ausdruck 
gebracht worden, daß die im § 59 angeordnet Beſchränkung der 
Reviſion auch in den Fällen Platz greifen ſoll, in denen nach der 
Neuregelung der VO. v. 4. Jan. 1924 (RG Bl. I S. 15) die An⸗ 
fechtung eines erſtinſtanzlichen Urteils in Frage kommt und 
in denen, wie hier, durch Art. 33 der bezeichneten VO. (jeyt 
$ 313 StPO.) die Berufung ausgeſchloſſen iſt. 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 3. Nov. 1925, 1832/3 8 591/25.) 
Mitaeteilt vom Erſten StA. Dr. Rogivue, Breslau. 


* 


4. 88 345, 44 StPO. Für einen Gefangenen, der 
innerhalb einer beſtimmten Friſt eine Erklärung zu 
Protokoll des Gerichtſchreibers abzugeben hat, iſt das trotz 
ſeiner Bitte um Vorführung erfolgte Ausbleiben des 
Gerichtsſchreibers im Gefängnis nicht ohne weiteres ein 
„unabwendbarer Zufall“. f) 

Dem Ungekl. war nach Einlegung der Reviſion das Berufungs⸗ 
urteil im Gefängnis am 7. Nov. 1925 zugeſtellt worden. Das LG. 
hatte ſeine Reviſion durch Beſchluß als unzuläſſig verworfen, weil bis 
zum Ablaufe der einwöchigen Friſt Reviſionsanträge nicht angebracht 
worden ſeien. Der Angekl. hatte daraufhin ein Geſuch um Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Friſt für 
die Anbringung der Reviſionsanträge angebracht. 


Zu 3. Das Urteil iſt de lege lata zutreffend (vgl. auch KG. 
JW. 1925, 103211 und 28083 mit Anm. von Kern. Das letzt⸗ 
genannte Urteil betrifft den gleichliegenden § 32 Forſtdiebſtahlch.). 
Es wäre aber an der Zeit, dieſen durch die VO. v. 12. März 1924 
geſchaffenen Zuſtand endlich zu beſeitigen. Was in Zivilſachen nur 
bis zu einem Werte von 50 RM. rechtens iſt, ſollte in Strafſachen 
nicht bis zu 150 RM. gelten dürfen. 

LER. u. PrivDoz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 4. Ich kann mich der Entſch. nicht anſchließen. Was fie 
am meiſten vermiſſen läßt, iſt eine gewiſſe Großzügigkeit der tat⸗ 
ſächlichen Würdigung. In einem Fall wie dem vorliegenden, wo durch 
ein klares Verſchulden einer Dienſtſtelle dem Angel. ein Rechtsverluſt 
erwachſen iſt, jollte es das nobile officium des Richters fein, nach 
Möglichkeit helfend einzugreifen. So hat die Rechtſprechung auch von 
allem Anfang an einen unabwendbaren Zufall im Sinne des 8 44 
SPD. dann jedenfalls als vorliegend angenommen, wenn die Nicht⸗ 
einhaltung der Friſt durch die Verletzung geſetzlicher Obliegenheiten 
einer Behörde oder eines Beamten verurſacht war. Das NG. hatte 
dementſprechend in einer feiner früheſten Entſcheidungen (Rſpr. 1, 179) 
in einem genau gleichgelagerten Fall, übrigens ohne nähere Begrün⸗ 
dung, die Wiedereinſetzung gewährt. Die vorliegende Entſch. verſagt 
ſie, weil das Nichterſcheinen des Gerichtsſchreibers kein unabwend⸗ 
barer Zufall im Sinne des Geſetzes ſei. Nun iſt es richtig, daß, im 
Wortſinn genommen, ein unabwendbarer Zufall nicht vorliegt, wenn 
bei Aufwendung aller zu Gebote ſtehender Mittel die Möglichkeit 
beſtanden hat, die Verſäumung der Friſt trotz des Dienſtverſehens des 


Dieſes Geſuch iſt vom OLG. verworfen worden. Der Angel. hat 
behauptet, er habe am 9. Nov. 1925 im Gefängnis zwecks Vegriln⸗ 
dung der Reviſion um Vorführung vor den Gerichtsſchreiber gebeten. 
Da dieſer jedoch nicht erſchienen ſei, habe er die Friſt für die An⸗ 
bringung der Reviſionsanträge ohne ſein Verſchulden verſäumt. 

Durch die dienſtliche Außerung des betreffenden Strafanſtalts⸗ 
beamten iſt glaubhaft gemacht, daß der Angekl. tatſächlich am 9. Nov. 
eine ſolche Bitte ausgeſprochen hat. Durch dieſe dienſtliche Außerung 
iſt ferner glaubhaft gemacht, daß dieſe Bitte des Angekl. an das LG. 
weitergeleitet worden iſt. Da ſich in den Akten ein von einem Ge⸗ 
richtsſchreiber aufgenommenes Protokoll aus der Zeit vor dem 
15. Dez. nicht findet, iſt weiter glaubhaft, daß die Bitte des Angekl. 
infolge eines Verſehens einer der in Betracht kommenden Dienſt⸗ 
ſtellen erfolglos geblieben iſt. 

Damit iſt jedoch noch kein ausreichender Grund für eine Wie⸗ 
dereinſetzung in den vorigen Stand gegeben. Die Verantwortung für 
die rechtzeitige Anbringung der Reviſionsanträge trug in erſter Linie 
der Angekl. ſelbſt, da er ja allein das Intereſſe daran hatte, daß den 
geſetzlichen Vorſchriften betreffs Anbringung der Nevifionsanträge 
genügt würde. Der Angelel. durfte ſich daher nicht auf den Staud⸗ 
punkt ſtellen, er habe alles, was ihm zugemutet werden könne, damit 
getan, daß er einem Strafanſtaltsbeamten ſeine Bitte um Vorführung 
vor den Gerichtsſchreiber zwecks Begründung der Reviſion vorge⸗ 
tragen habe. Vielmehr mußte er dieſe Bitte in dem Gefängnis noch⸗ 
mals vorbringen, ſobald er merkte, daß ſein Geſuch um Vorführung 
erfolglos blieb, und auch darauf hinweiſen, daß der 14. Nov. der 
letzte Tag der Friſt ſei. Daß ſeine Bitte um Vorführung in Ver⸗ 
geſſenheit geraten oder durch ein Verſehen nicht an die zuſtändige 
Dienſtſtelle gelangt war, konnte er ſich bei einiger Überlegung ſpäte⸗ 
ſtens ſchon am 13. Nov. ſagen. Hätte er an dieſem Tage oder auch 
gar erſt am 14. Nov. die Angelegenheit dem Strafanſtaltsbeamten 
gegenüber in Erinnerung gebracht und hierbei darauf hingewieſen, daß 
die Friſt am 14. Nov. ablaufe, fo hätte aller Wahrſcheinlichkeit nach 
die Vorführung des Angekl. vor den Gerichtsſchreiber noch am 
14. Nov. erfolgen und damit die Friſt für die Aubringung der Revi⸗ 
ſionsanträge gewahrt werden können. 

Dem Angekl. kann alſo nicht zugegeben werden, daß er durch 
einen unabwendbaren Zufall im Sinne des § 44 StPO. an der Ein⸗ 
haltung der in Rede ſtehenden Friſt verhindert worden ſei. 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 28. Jan. 1926, 18/3 8 45/26.) 
Mitgeteilt vom Erſten Staatsanwalt Dr. Rogivue, Breslau. 


Landgerichte. 
Altona. Bürgerliche Nechtsſtreitigkeiten. 

1. Die Aufwertungsſtelle iſt nicht befugt, eine ver⸗ 
fpätet eingehende Anmeldung des Aufwertungsanſpruches 
zurückzuweiſen. Die Frage, ob dem Anmeldenden die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu gewähren iſt, 
hat das Prozeßgericht zu entſcheiden. f) 

Das KG. v. 19. April 1926, 9 Aw 148/26 (DRZ. S. 176 
Nr. 617) hat zwar ausgeſprochen, daß die Aufwertungsſtelle nicht 
verpflichtet ſei, die Anmeldung dem Eigentümer und dem Schuldner 


Beamten abzuwenden. Dieſe ganz enge Auslegung, wie ſie die Recht⸗ 
ſprechung zunächſt dem Begriff des unabwendbaren Zufalls gab, die 
auch noch im Jahre 1901 durch einen Beſchluß der Ver ZS. (RG. 48, 
409) beſtritten wurde, iſt inzwiſchen verlaſſen worden. Zu verweiſen iſt 
vor allem auf die Entſch. RG. 96, 322 JW. 1920, 142, die zum 
erſten Male ganz klar darauf abſtellt, ob der die Wiedereinſetzung 
Begehrende eine Sorgfalt hat walten laſſen, wie fie gerade ih m nach 
Lage feines Falles gerechterweiſe zuzumuten war. Von diefer For⸗ 
mulierung ausgehend, möchte ich im vorliegenden Fall, im Gegenſaßz 
zu dem beſprochenen Urteil, die Zumutbarkeit eines weiteren Tätig⸗ 
werdens für den verhafteten Angekl. unbedingt verneinen. Vor allem 
ſcheint es mir ganz unhaltbar, wenn ausgeführt wird, der Gefangene 
habe darauf hinweiſen miüjjen, daß der 14. Nov. der letzte Tag der 
Friſt ſei. Der in ſeiner Freiheit beſchränkte Angehl. ſoll alſo das 
Gericht auf die Kontrolle einer Friſt hinweiſen, nachdem er bereits 
den Antrag auf Vorführung vor den Gerichtsſchreiber geſtellt und 
ſomit die Angelegenheit aktenmäßig in Lauf geſetzt hat? Soll er alſo 
mit einem Irrtum oder mit einer Verſäumnis der Behörde geradezu 
rechnen? Das müßte er ſchon, da er andernfalls bis zum letzten Tag 
nicht wiſſen kann, ob ſeinem Geſuch nicht doch noch rechtzeitig ent⸗ 
ſprochen wird. Es ſcheint mir aber eine ſeltſame Konſequenz, wenn 
man dem Verhafteten, der, von der Außenwelt abgeſchloſſen, ſchwer⸗ 
lich mehr die Möglichkeit einer genauen Zeitkontrolle hat, die liber- 
wachung einer Friſt zumutet mit der Begründung, er habe ja allein 
das Jutereſſe daran, daß fie gewahrt werde, während man dem Irr⸗ 
tum der Dienſtſtelle, der ein ganzer Apparat von Beamten zur 
Verfügung ſteht, keine entſcheidende Bedeutung beimißt. Selbſt wenn 
man ſich aber dieſen Erwägungen nicht anſchließen kann, ſo ſollte 
doch die eine Überlegung den Ausſchlag geben: ſämtliche Entwürfe er⸗ 
klären in Abänderung des § 44 StPO. die Wiedereinſetzung bereits 
dann für zuläſſig, wenn der Beteiligte ohne ſein Verſchulden 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchei 


mitzuteilen, wenn ſie offenſichtlich unwirkſam iſt und es Hält en 
Amzsldung für offenſichtlich unwirkſam, wenn jie erſt längen 
nach Ablauf der Anmeldefriſt (Ende Januar 1926) erfolgt Ir 
es eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen Verfüu er 
der Aumeldefriſt nicht gebe. Das Beſchwerdegericht vermag f der 
Auffaſſung nicht beizutreten. Die Frage, ob mit dem Ablan Jon. 
Anmeldefriſt, alſo des 31. Dez. 1925 oder 1. Jan. oder 2195 
1926 die Möglichkeit einer Aufwertung einer nicht angemel 
Hypothek ſchlechtweg ausgeſchloſſen iſt, ift eine Frage, bie 
Grund des Anſpruchs betrifft, zu deren Entſcheidung alſo die "nn 
wertungsſtelle grundſätzlich nicht berufen iſt. Es muß deshalb a. 
der Entſcheidung des Prozeßgerichts überlaſſen bleiben, ob 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen Verſäumung in 
Anmeldefriſt gegeben iſt oder nicht. Daß die Wiedereinſetzun 
den vorigen Stand offenſichtlich ausgeſchloſſen ſei, kann 
falls nicht anerkannt werden. Es wäre eine eigentümliche 
ſchwerverſtändliche Folgerung, wenn ſelbſt rechtzeitig zur gehe 
ſendung gebrachte und mit den im Poſtverkehr üblichen Brief) 
rungen verſehene Anmeldungen (3. B. durch eingeſchriebenen gu 
die infolge irgendeines unvorherſehbaren und unabwendbaren, oft 
falls, z. B. infolge Vernichtung einer Poſtſendung auf dem en 
wege, verlorengehen oder verſpätet eingehen, den Anmelde 
des Rechtes auf Aufwertung berauben ſollten. Es wäre um o f 
niger verſtändlich, als bei der ungeheuren Überlaſtung der 
wertungsſtellen in zahlreichen Fällen die von dem Gläubiger 
forderten Benachrichtigungen von dem Eingang der Anmeldung en 
mit großen Verzögerungen erteilt worden ſind, ſo daß es n 
Gläubiger unter Umſtänden nicht einmal möglich geweſen foren? 
eine längere Zeit vor Ablauf der Friſt abgeſandte, aber DER 
gegangene Anmeldung rechtzeitig nachzuholen. Es iſt zwar * zinet 
daß weder im Aufiv®. noch in der DurhfVd. die Möglicjkeit 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand vorgeſehen iſt und da por 
das FGG. ſie nur in beſtimmten Fällen kennt, die hier nich al 
liegen. Daß das FGG. die Wiedereinſetzung nur für ei der 
beſonders beſtimmte Fälle zuläßt, beruht aber darauf, daß able 
artige Ausſchlußfriſten oder Notfriſten überhaupt nur in Ausna den 
fällen kennt. Zu einer allgemeinen Vorſchrift entſprechend n. II 
8233 ZRO., wie überhaupt den Vorſchriften des Buch I bsc 
Titel 4 ZPO., fehlt in dem Verfahren der freiwilligen Geri g il 
onabt 


keit ein Bedürfnis. Wenn aber jetzt durch das AufwG. 
Verfahren, das zwar nach den Beſtimmungen des FGG. geha hren 
werden ſoll, in Wahrheit aber ein prozeßähnliches Streu 
iſt, in zahlreichen Fällen Ausſchluß⸗ oder Notfriſten 1510 Foal 
Art gegeben werden, liegt es nahe, die im Geſetz für dieſe For 
vorhandene Lücke durch entſprechende Anwendung der 
ſchriften des FGG. für die dort geregelten Sonderfälle 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand oder der allgemeinen ah 
ſchriften der ZPO. auszufüllen. Inwieweit dies rechtlich woche 
iſt, kann aber nicht im Anmeldeverfahren geprüft werden, zur 
Entſcheidung dieſer Frage iſt vielmehr allein das Prozeßgericht Ip 
ſtändig. Durch die Zuſtellung der Anmeldung wird nur die Bo en. 
ſetzung für den gegebenenfalls anzuſtellenden Prozeß geſch pol’ 
Die Auſwertungsſtelle kann ſich daher auch in Fällen der 


Auffaſſung von Weſen und Aufgabe des Strafprozeſſes, die 
zum Ausbruch kommt, ſollte wohl Veranlaſſung fein, in zweife 
Fällen eher pro reo als contra reum zu entſcheiden. 
RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. 1 
Zu 1. Der Entſch. des LG. Altona kann nicht beigepſlihe, 
werden. Sie ſezt ſich in bewußten Gegenſat zur Entſch, des t 
v. 19. April 1926 und der Entf. des Bahdbs . (vgl. an 
Quaſſowski, Aufwertungsgeſetz 4. Aufl. S. 198). Es Ba 
nicht Sache des Richters fein, poſitive Beſtim mien 
gen, die der Geſetzgeber möglicherweiſe hätte tre 
können, in Wahrheit aber nicht getroffen hat, ige 
Richterſpruch zu erſetzen. Die allgemeinen Billigkeitserm ang, 
gen, die in dem Beſchluſſe enthalten find, reichen hierzu keinesfalls die 
Uurichtig iſt es auch, daß die Aufwertungsſtelle nicht über 
Vorausſetzungen rechtzeitiger Anmeldung zu entſcheiden hälle. 
dieſer Auffaſſung zeigt ſich eine merkwürdige, häufiger zu „a 
achtende Tendenz einzelner Gerichte, das Aufwertungsverfahren it 
Romplizieven, ſtatt es zu vereinfachen. Wenn die Aufwertungsſtar eos 
fungieren könnte, nachdem im ordentlichen Rechtsgange über 
zeſſualen Voraussetzungen ihres Eingreifens, möglicherweiſe in lich 
Inſtanzen, befunden wäre, fo wäre es überhaupt nicht hn | 
die Aufwertungsſtreitigkeiten ſachgemäß zu erledigen. Die 


an der Wahrung der Friſt gehindert war. Die geänderte we 


2 
des KG. v. 19. April 1926, die das Prüfungsrecht der Asen 


ſtelle, ſoweit es ſich auf die Rechtzeitigkeit der Anmeldung rigen 
bejaht, dann aber die Möglichkeit der Wiedereinſetzung in den M l iR 
Stand nach Maßgabe der gegenwärtigen Geſetzgebung verneint, 
daher durchaus zutreffend. Ihr iſt unbedenklich der Vorzug zu # 
RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
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bol den Art, in denen das Recht auf eine Wiedereinſetzung in den 
melou Stand geltend gemacht wird, der Zuſtellung der An⸗ 

an den Aufwertungsgegner nicht entziehen. Sie iſt ins⸗ 
re nicht befugt, die Anmeldung zurückzuweiſen, da eine 


Mitgeteilt von LGDir. Dr. Block, Altona. 
* 


unte- 8 171 366. Der Notar darf die Unterſchrift 
glantzeiner Erklärung, die ihn ſelbſt betrifft, nicht be- 
g gen. 
G. Altona, Beſchl. v. 23. März 1926.) 
Abgedr. J. W. 1926, 1682. 


berlin. * 


Sun § 7 EntIQD. Die Berufung gegen das mittels 
Ant zuicher Entſcheidung erlaſſene Urteil ift vor deren 
zuſtellung unzuläſſig. 
Erlass . hatte gegen das mittels ſchriftlicher Entſcheidung vom AG. 
geſtellt, er von dieſem aber verſehentlich nicht von Amts wegen zu⸗ 
x e Urteil Berufung eingelegt, die mit der Begründung ver⸗ 
wurde, daß das Urteil für die Parteien, da es ihnen noch 
peſen on Amts wegen zugeſtellt worden, noch nicht vorhanden ge⸗ 
det el. „Wie eine Berufung gegen ein Urteil, das mündlich ver⸗ 
denkhe, werden ſoll, aber noch nicht verkündet worden ift, nicht 
ſchriſtl; und nicht möglich iſt, ſo auch ein Rechtsmittel gegen eine 
we ke Entſcheidung, die den Parteien noch nicht von Amts 
zugeſtellt worden iſt. Vgl. auch RG. 32, 419.“ 


( 
AG. Berlin, Urt. v. 28. April 1926, 75 8 2/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Karl Liebling, Berlin. 
* 
— 


— 


von gu 2. Der Entſch. ist nicht beizuſtimmen. Die Beurkundung 
183 achtsgeſchäften iſt in 88 169—182 abgehandelt, und erſt in 
N ſind Vorſchriften über die Beglaubigung gegeben. Aus dieſer 
Beglo ug iſt ſchon in KJ. 20, 184 ausführlich gefolgert, daß die 
in Fubigung nicht Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts iſt; dies iſt 
daß * 25, 395 ſeſtgehalten und allſeitig anerkannt, insbeſondere 
begr, 2 88170, 171 für die Ausſchließung bei der Unterſchrifts⸗ 
Prey, igung nicht Anwendung finden, vielmehr hier nach Art. 84 
dahin 206. die 88 6—9 FGG. gelten. Eine Streitfrage beſteht nur 
beten Nach der einen Anſicht iſt „beteiligt“ i. S. des 86 nur der, 
Anhal Unterſchrift beglaubigt werden ſoll; dagegen kann aus dem 
(ie, der über der Unterſchrift ſtehenden Erklärung ein Aus⸗ 
der Fungsgrund nicht entnommen werden; insbeſondere hindert auch 
Betrag and, daß in der Urkunde Verfügungen zugunften des Notars 
der fen werden, die Mitwirkung des Notars nicht (ſo Schlegel⸗ 
Die del. S. 904). — Richtiger ift aber die entgegengeſeßte Anſicht: 
Veet f des 86 ſieht, wie die Nebeneinanderftellung des 
pfli ligten und des Mitberechtigten oder Mitver⸗ 
heit chteten ergibt, als Beteiligten den an, der an der Angelegen⸗ 
I materiell intereſſiert iſt. Der Notar iſt alſo von der Beglaubi⸗ 

1 chon ausgeſchloſſen, wenn er Mitgläubiger oder Mitſchuldner 
auß uterſchreibenden Beteiligten iſt, mag dies Verhältnis auch nach 
beteil nicht hervortreten. Der Notar iſt um fo mehr i. S. der N. 1 
Aha At, wenn er ſelbſt inhalts der Urkunde der an der Rechts⸗ 
ge u heit materiell Intereſſierte ift, und ebenſo nach N. 2—4 aus⸗ 

lem, wenn die zu beglaubigende Erklärung feine oder feiner 
brigen Rechtsangelegenheit oder die einer von ihm vertretenen 
der in betrifft. Das Geſetz will eben den Begriff des Beteiligten bei 
Cat nterſchriftsbeglaubigung anders regeln als im Fall des $ 168 
die m Bei dieſer aus 8 6 erſichtlichen Abſicht des Geſetzes, wonach 
Tatſaggkerielle Beteiligung an der Rechtsangelegenheit und nicht die 
in Ve e des Unterſchreibens allein maßgebend fein ſoll, kommt nicht 
bigur tracht, daß die Tätigkeit des Notars bei der Unterſchriftsbeglau⸗ 
uke nur ein Zeugnis über die Tatſache des Unterſchreibens (An⸗ 
Up nens) der Unterſchrift iſt und die Amtstätigkeit den Inhalt der 
Heine © nicht zum Gegenſtand hat, der Notar von ihm auch nach ein⸗ 
ag 1 andesgeſetzen gar nicht einmal Kenntnis zu nehmen befugt ift; 
Roter deriſche und das ſächſiſche Geſetz legen ſogar umgekehrt dem 
klärn bie Verpflichtung auf, vom Inhalt der zu beglaubigenden Er⸗ 
de Kenntnis zu nehmen. Nähere Darlegung und Würdigung 
wird gegneriſchen Anſicht bei Joſef in Bay Not. 1909, 101. So 
bern alſo auch bei Nichtanwendung der 88 170, 171 der vom LG. 
dez gehobene Geſichtspunkt — Vermeidung der Intereſſenkolliſion 

aakundsbeamten und des materiell Intereſſierten — gewahrt. — 
Aechtsuen Fall finbet hier 87 FGG. Anwendung. Behufs geſicherten 
bon verkehrs iſt die Beglaubigung rechtswirkſam, auch wenn ſie 
Ein einem Ausgeſchloſſenen Notar erfolgt (KGG J. 40, 207). Über 
belfragen vgl. man Joſef in BadNotV. 1916, 81 (Kenntnis des 


Rechtſprechung 
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4. §§ 284, 286, 903, 1004. ZPO. Zur gehörigen Frei⸗ 
gabe der Pfandſtücke iſt eine Freigabeerklärung gegenüber 
dem intervenierenden Eigentümer erforderlich. f) 

Die Bekl. hat am 8. Aug. 1921 bei K. Sachen pfänden laſſen. 
Der Kl. hat die Bekl. durch ein Schreiben v. 12. Aug. 1921 unter 
Glaubhaftmachung ſeines Eigentums an den gepfändeten Sachen zur 
Freigabe aufgefordert mit dem Erſuchen, von der erfolgten Freigabe 
ſowohl den Gerichtsvollzieher wie ihn ſelbſt bis zum 18. Aug. 1921 
in Kenntnis zu ſetzen. Nach Ablauf dieſer Friſt werde er die Inter⸗ 
ventionsklage erheben. Da der Kl. ohne Antwort geblieben war, 
reichte er am 22. Aug. 1921 die Interventionsklage ein, die dem Bekl. 
am 3. Okt. 1921 zugeſtellt wurde. Erſt durch die Klagebeantwortung 
v. 7. Okt. 1921 erfuhr der Kl., daß die Pfandſtücke ſchon vor der Zu⸗ 
ſtellung der Klage am 27. Sept. 1921 freigegeben waren, ohne daß er 
oder ſein Prozeßbevollmächtigter davon benachrichtigt worden war. Der 
Kl. erklärte darauf die Hauptſache für erledigt und beantragte die 
Verurteilung der Bekl. in die Koſten des Rechtsſtreits. Die Koſten 
wurden aber dem Kl. auferlegt, weil die Interventionsklage zur Zeit 
ihrer Erhebung unbegründet geweſen ſei. Die ſofortige Beſchwerde des 
Kl. gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen worden. 

Der Kl. verlangt Erſtattung der Koſten des Interventionspro⸗ 
zeſſes als Schadenserſat. Die Bekl. ſei verpflichtet geweſen, ihn 
von der erfolgten Freigabe der Pfandſtücke ſofort zu benachrich⸗ 
tigen. Durch ſchuldhafte Verletzung dieſer Benachrichtigungspflicht ſeien 
die Koſten des Vorprozeſſes entſtanden. 

Das AG. hat die Klage abgewieſen, weil die rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung des Vorprozeſſes dem Anſpruche des Kl. entgegenſtehe, in 
jedem Falle aber den Kl. ein eigenes Verſchulden an der Entſtehung 
der Koſten treffe, weil er den Koſtenerſtattungsanſpruch gleich im Vor⸗ 
prozeſſe auf Verſchulden des Kl. hätte ſtützen können. 

Die Klage ſtellt ſich als eine Schadenserſatzklage dar, über die 
nach dem bürgerlichen Recht, nicht nach den formellen, die Koſtenpflicht 
regelnden Vorſchriften des Prozeßrechts zu entſcheiden iſt. Gegenüber 
der ſo begründeten Klage verſagt der Einwand der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache. Ein Urteil iſt nach 8 323 ZPO. der Rechtskraft in⸗ 
ſoweit fähig, als es über den durch die Klage erhobenen Anſpruch ent⸗ 


Notars vom Inhalt der Urkunde in ihrer Einwirkung auf die Unter⸗ 
ſchriftsbeglaubigung); Bay Not V. 1914, 209 und 253 (Ausſchließung 
des Notars von der Beurkundungsrätigkeit als Mitglied einer juri⸗ 
ſtiſchen Perſon); Mittd Not. 1928. 383 (Ausſchließung des No⸗ 
tars als Aufſichtsratsmitglied von der Unterſchriftsbeglaubigung). 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 4. Der vorliegenden Entſch. iſt zuzuſtimmen. Was zur Be⸗ 
gründung der Ablehnung des Rechtskrafteinwandes ausgeführt wird, 
iſt zutreffend. Denn in der Tat handelt es ſich bei dem millder zweiten 
Klage geltend gemachten und nach den Normen des Privatrechts zu 
beurteilenden Anſpruch auf Erſatz des dem Kl. durch den erſten Pro⸗ 
zeß, den Interventionsprozeß, eutjtandenen Koſtenſchadens um einen 
anderen Anſpruch als bei der im erſten Prozeß ergangenen Koſten⸗ 
entſcheidung, für die lediglich die öffentlich-rechtlichen Normen der 
BD. maßgebend fein mußten. Und dieſe die Koſtentragung regelnden 
prozeſſualen Normen ſind ja rein objektiven Charakters: Der unter⸗ 
legene Teil hat die Koſten zu tragen lediglich auf Grund der Tat⸗ 
ſache, daß er unterlegen iſt; ob das mit oder ohne ſein Verſchulden 
geſchehen iſt, bzw. im vorliegenden Falle, ob der Widerſpruchskläger 
wiſſen konnte oder mußte, daß ſein Klagegrund durch die inzwiſchen 
erfolgte Freigabe der Pfandobjekte zur Zeit der Erhebung der Wider⸗ 
ſpruchsklage bereits weggefallen war, oder ob er dies nicht wiſſen 
Konnte, iſt völlig gleichgültig. Er hatte die Koſten zu tragen, eben 
weil feine Klage katſächlich unbegründet war. Bei dem mit der zweiten 
Klage geltend gemachten Schadenserſatzanſpruch ſpielt dagegen jenes 
ſubjektive Moment die ausſchlaggebende Rolle. Es iſt dieſer zweite 
Anſpruch alſo ein ganz anderer als der erſte; davon, daß die erſte 
Entſch. auf dieſen zweiten Prozeß die materielle Rechtskraftwirkung 
äußern ſollte, kann ſomit nicht die Rede ſein. Auch die weiteren Aus⸗ 
führungen des vorliegenden Urteils, die die Frage der Benachrichti⸗ 
gung des intervenierenden Dritten von der Freigabe der gepfändeten 
Sachen betreffen, ſind zutreffend, da es ſich hier ja um eine vor der 
Erhebung (Zuſtellung) der Klage erfolgte Freigabe handelt. Anders 
wäre freilich die Rechtslage zu beurteilen, wenn die Freigabe erſt auf 
Grund eines im Interventionsprozeß ergangenen, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die gepfändeten Sachen für unzuläſſig erklärenden Urs 
teils erfolgt wäre. Denn in dieſem Falle würde die Aufhebung der 
Pfändung nach 89 775 Ziff. 1, 776 ZPO. durch das Vollſtreckungs⸗ 
organ automatisch von Amts wegen zu erfolgen haben, ohne daß es über⸗ 
haupt auf die Einwilligung oder Nichteinwilligung in dieſe Aufhebung 
ſeitens des Pfändungspfandgläubigers aukäme (NG. 67, 313; vgl. auch 
Stein, Komm. z. ZPO., VI zu 8771), und ebenſo hätte dann die 
Benachrichtigung des Widerſpruchsklägers von der erfolgten Aufhebung 
der Vollſtreckungsmaßnahmen von Amts wegen zu erfolgen. Eine 
ganz andere Frage iſt aber, wie geſagt, die hier zur Erörterung ſte⸗ 
hende, wie es ſich verhalt, wenn die Freigabe der Pfandſachen vor 
der Zuſtellung der Widerſpruchsklage erfolgt. Für dieſen Fall iſt es 
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ſcheidet. Die Frage, ob im vorliegenden Rechtsſtreite derſelbe An⸗ 
ſpruch wie im Vorprozeß erhoben iſt, hängt nicht bloß von dem ge⸗ 
ſtellten Begehren, ſondern auch davon ab, ob derſelbe Klagegrund 
gegeben iſt. Insbeſondere liegen ungeachtet der Gleichheit des Klage⸗ 
begehrens bei Verſchiedenheit der takſächlichen und rechtlichen Klage⸗ 
gründe verſchiedene Anſprüche vor. Im Vorprozeſſe bildeten, nachdem 
die Hauptſache erledigt war, den Grund für das Begehren des Kl. 
auf Verurteilung des Bekl. in die Koſten lediglich die zwingenden 
öffentlich⸗rechtlichen Vorſchriften der ZPO. In der vorliegenden Klage 
ſtützt dagegen der Kl. ſeinen Koſtenerſtattungsanſpruch auf einen 
bürgerlich⸗rechtlichen Verpflichtungsgrund, nämlich das Verſchulden der 
Bekl. Die tatjächlihen und rechtlichen Vorausſetzungen des im Vor⸗ 
prozeſſe und des im vorliegenden Prozeſſe erhobenen Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruches ſind alſo durchaus verſchieden; der Einwand der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache iſt demnach unbegründet. 

Die Klage iſt als Schadenserſatzklage gemäß 88 284, 286 in 
Verb. mit $ 1004 BGB. dem Grunde nach gerechtfertigt. Da das 
Eigentum an den gepfändeten Sachen unſtreitig dem Kl. zuſtand, 
jo hatte er auch alle nach $ 903 BGB. aus dem Eigentum flie⸗ 
ßenden Rechte. Nachdem er durch die Pfändung in ſeinem freien 
Verfügungsrechte beſchränkt war, konnte er von der Bekl. auf 
Grund von 8 1004 BGB. die Beſeitigung dieſer Störung ſeiner 
Eigentumsbefugniſſe verlangen, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob 
fie durch die Bekl. ſchuldhaft oder ſchuldlos veranlaßt worden war, da 
der Eigentumsfreiheitsanſpruch des $ 1004 BGB. ein Verſchulden des 
Störers nicht vorausſetzt. Durch die Aufforderung v. 12. Aug. 1921 
kam die Bekl. in Verzug (8 284 BGB.). Sie hat ſich verpflichtet, dem 
Kl. den entſtandenen Schaden zu erſetzen (8 286 1 BGB.). Der Pfän⸗ 
dungsgläubiger iſt, wenn er dazu aufgefordert iſt, verpflichtet, den 
Eigentümer von der Freigabe zu benachrichtigen. Die in der Pfän⸗ 
dung liegende Eigentumsſtörung äußert ihre, den Eigentümer ſtörende 
Wirkung ſo lange, bis der Eigentümer von authentiſcher Seite 
Nachricht von der Aufhebung der Pfändung erhält. Rechtlich iſt 
der Eigentümer zwar ſchon unmittelbar nach der Freigabe nicht 
mehr in der Ausübung ſeiner Eigentumsrechte behindert, tatſäch⸗ 
lich iſt er aber fo lange in feiner Verfügungsfreiheit befchränkt, 
als er nicht weiß, daß er über ſeine Sachen wieder frei ver⸗ 
fügen darf. Solange kann von einer Beſeitigung der Eigentums⸗ 
ſtörung nicht die Rede fein. Berufen zu einer Benachrichtigung des 
Eigentümers von der Aufhebung der Pfändung iſt außer dem Gerichts⸗ 
vollzieher nur der Pfändungsgläubiger, nicht auch der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner. Eine Auskunft des Vollſtreckungsſchuldners über das Be⸗ 


vollkommen zutreffend, wenn die obige Entſch. die Verpflichtung des 
Pfändungspfandgläubigers feſtſtellt, dem Dritten die erfolgte Frei⸗ 
gabe der Pfandobjekte anzuzeigen. Die Gegenanſicht, eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung beſtehe nicht, vielmehr ſei das Vollſtreckungsorgan zu dieſer 
Freigabeanzeige verpflichtet, überſieht, daß dem Vollſtreckungsorgan 
meistens der — bisher ja nur dem Pfändungspfandgläubiger gegenüber 
erhobene — Widerſpruch des Dritten gegen die Pfändung unbekannt, 
es ſomit gar nicht in der Lage ſein wird, den Dritten von der Frei⸗ 
gabe zu benachrichtigen. In dieſem Zuſammenhang ſei auch noch auf 
die Beſchlüſſe der Prozeßrichter⸗Vereinigung Groß- 
Berlin, Recht 1924, 319 hingewieſen, in denen zu der hier inter⸗ 
eſſierenden Frage, wann der Pfändungspfandgläubiger in Freigabe⸗ 
verzug kommt, ausgeführt wird: 8 771 3PO. ſei dahin zu berftehen, 
daß er beſage: „Behauptet ein Dritter .., jo iſt der Widerſpruch 
gegen die Zwangsvollſtreckung erforderlichenfalls im Wege der 
Klage . geltend zu machen.“ Damit werde für die Erhebung der 
Widerſpruchsklage eine beſondere Rechtsſchutzbedingung dahin auf 
geſtellt, daß die Klage erſt dann zuläſſig ſei, wenn der Dritte die ſein 
Widerſpruchsrecht begründenden Tatſachen mitgeteilt und auf Ver⸗ 
langen glaubhaft gemacht, dem Pfändungspfandgläubiger auch eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zur Freigabe gelaſſen hat. Solange dieſe Rechtsſchutz⸗ 
bedingung nicht erfüllt ſei, ſei die Klage verfrüht, ein Anerkenntnis, 
das ſofort, nachdem erſt im Prozeß dieſe Rechtsſchutzbedingung erfüllt 
worden, alſo insbeſondere nach Beweisaufnahme abgegeben werde, ſei 
daher noch als ein ſofortiges i. S. des 893 ZPO. anzufehen. Im 
vorliegenden Falle iſt dieſe Aufforderung zur Freigabe nebſt Glaub⸗ 
haftmachung der das Widerſpruchsrecht begründenden Tatſachen und 
Friſtſetzung erfolgt, der Pfändungspfandgläubiger ſomit durch Ablauf 
der Friſt in Freigabeverzug gekommen. Fraglich Könnte ſomit nur 
erſcheinen, ob nicht der Dritte, da ihm die Friſtſetzung obliegt und 
die Beeinträchtigung ſeines Rechts durch die Pfändung und damit dieſe 
ſelbſt Klagegrund iſt, ſich, ehe er die Widerſpruchsklage erhebt, darum 
kümmern muß, ob nicht inzwiſchen die Freigabe erfolgt iſt. Allein 
eine ſolche Pflicht kann man dem Dritten nicht zumuten. Denn der 
Pfändungspfandgläubiger iſt es doch, der in das Recht des Dritten 
mit der Pfändung eingegriffen hat, alſo muß auch ihm die Verpflich⸗ 
tung obliegen, dem Dritten die Freigabe der Pfandſachen anzuzeigen, 
der Dritte iſt zu diesbezüglichen Erkundigungen nicht verpflichtet. 
Das richtigſte wäre allerdings wohl, daß der Gerichtsvollzieher dem 
Dritten die Anzeige von der Freigabe im Auftrage des Pfändungs⸗ 
pfandgläubigers machte. Denn er iſt das amtliche Vollſtreckungs⸗ 
organ. In die bloße Freigabemitteilung des Pfändungspſandgläubigers 
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ſtehen oder die Aufhebung braucht der Eigentümer maßgebende he 

deutung nicht beizulegen. Er würde ſich durch eine infolge gehe 

Auskunft veranlaßte Verfügung über die Pfandgegenſtände der S. 9, 
ſtrafrechtlicher Verfolgung ausſetzen (vgl. KGBl. Ig. 4 S. 42; 19149 
(LG. I Berlin, 44. ZR., Urt. v. 29. Jan. 1923, 818 115/22.) 
Mitgeteilt von L DDir. Schmidt, Berlin. 


* 


u 
5. 3198 BRD. Bei der Zuſtellung von Anwalt 5 
Anwalt ift der Zuſtellungsakt ungültig, wenn der 12 
ſtellende Anwalt zwar eine mit ſeiner Unterſchrift eile 
ſehene beglaubigte Abſchrift des angeſochtenen Ur ga⸗ 
dem Gegenanwalt überſandt hat, dieſer jedoch die ter? 
rang der unterzeichneten Zuſtellungsurkunde un 
läßt. 
(LG. III Berlin, Urt. v. 10. März 1926, 278 970/25.) 1 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ernſt Salomon, Berlin. 


* 
; n 
6. 8 181 8PO. An den Pförtner eines großſtädtiſcher 
Miethauſes kann eine Erſatzzuſtellung für einen mie 
regelmäßig nicht erfolgen. ) ng 
Der Vorderrichter hält die an die Portiersfrau erfolgte Zuſtell el 
nicht für eine wirkſame Erſatzzuſtellung nach 9 181 380. DE rufe 
vertritt zwar unter Hinweis auf die bei Sndom-Bufd, 18. 915, 
Anm. 5 zu 8 181 PO. angezogene RGRſpr., insbeſ. SB. e 
6788, den gegenteiligen Standpunkt. Die Kammer vermag ſich 
nicht anzuſchließen. er 
ie geſetzliche Regelung der Zuſtellung bezweckt möglichſte * 
währleiſtung dafür, daß der Zuſtellungsempfänger in den Well Um- 
für ihn beſtimmten Sendung gelangt. Dabei iſt in geil 
fange dem Verkehrsbedürfnis, alſo in erſter Linie den Kallen, 
des Zuſtellenden, Rechnung getragen worden, indem in den © inet 
in denen ein gewiſſes Verſchulden des Zuſtellungsempfängers an feine 
Unauffindbarkeit vorliegt (polizeiliche Abmeldung ohne Angabe . 
neuen Aufenthaltsorts), weitgehende Vermutungen für das ZU 
der Sendung vom Geſetze geſchaffen (3. B. 88 175, 203 3500 
anderen Fällen, in denen nach der Lebenserfahrung mit einer nem 
digen Übergabe der Sendung an den Empfänger durch eine eta 
Lebenskreiſe naheſtehende Perſon gerechnet werden kann, erleicht 


könnte der Dritte mit Recht Zweifel ſetzen. Mithin würde der Bi, 
dungspfandgläubiger zugleich mit der Weiſung an den Gerichten, 
zieher, die Pfaudſachen freizugeben, den Auftrag zu erteilen 5 
ſobald jener die Pfändung aufgehoben, dies dem Dritten anzuzeigen. Au- 
aber es müßte der Pfändungspfandgläubiger, wenn er ſelbſt dieſe hi 
zeige machen will, dem Dritten zugleich mit dieſer eine Beſcheini 
des Gerichts vollziehers über die erfolgte Freigabe übermitteln. 
Prof Dr. Rudolf Schultz, Freiburg i. 


Zu 5. Die Entſch. entſpricht der bisherigen Praxis. e 
zutreffend: Zu einer ordnungsmäßigen Zuſtellung gehört na a 
Rechtspraxis das Aufnehmen einer Zuftefungsurkunde. War ſie 
genommen, aber fpäter verlorengegangen, fo kann ihre Aufna 
durch andere Beweismittel dargetan werden. Genau ſo muß es Die 
halten werden, wenn bei der Buftellung von Anwalt zu Anal up 
Zuſtellungsurkunde durch den Empfangsſchein des Adreſſaten, ein 
werden ſoll. Hier iſt unerläßlich, daß ein ſolcher Empfangsſchein An 
mal von dem Adreſſaten unterſchrieben und an den zuſtellenden 
walt oder deſſen Vertreter herausgegeben wurde (vgl. OScRſpr. 
58). Wird dies durch irgendwelche Beweismittel nachgewieſen, 
ſchadet es nichts, daß der Empfangsſchein ſelbſt unauffindbar ilt- 

IR. Striemer, Königsberg i. Pr 


: * 
Zu 6. Das LG. III Berlin ſtellt ſich im obigen Urteil 1 
wußten Gegenſatz zu der von IR. Lemberg zuſtimmend bel bie 


chenen Entſch. des RG. JW. 1919, 678 6. 
Entſch. der Frage außerordentlich ſchwierig ift. Für die Entſch. 
NO. ſpricht ein gewiſſes Verkehrsbedürfnis der Großſtadt, auf rob⸗ 
fd) die Entf. des letzteren insbeſondere auch ſtützt. In gran 
ſtädtiſchen Mietshäuſern wohnt der Hauswirt häufig nicht Te ni 
Haufe, jo daß eine Erſatzzuſtellung an ihn nicht in Frage eo t 
ſieht man den Pförtner nicht als ſeinen Vertreter an, dann iſen 
nur die Erfaszuftellung nach 8 182 3PO., die in weilen chen 
nicht beliebt iſt, weil die Benachrichtigung an der Tür zu fie 
Schlußfolgerungen bei Hausgenoſſen Anlaß geben und bei dem 0 un 
ſtarken Verkehr in großſtädtiſchen Mietshäuſern leicht auch von fg 
befugter Hand beſeitigt werden kann, fo daß der Empfänger 2 
von der Erſatzzuſtellung erfährt. na 
Trotz dieſes Verkehrsbedürfniſſes iſt anzuerkennen, daß III 
Wortlaut und Sinn des Geſezes das Ergebnis, zu dem das Lahe 
kommt, der Auffaſſung des RG. vorzuziehen iſt. Mit vollem erden 
weiſt das LG. III darauf hin, daß nicht davon geſprochen w 


Es iſt zuzugeben, daß deß 
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Cerſchriten für die Zuſtellung zugelaſſen ſind. Unter die letzte 

dem bpe fällt die Erſatzzuſtellung des 8 181 3 PO. In Rückſicht auf 
" oben erwähnten Zweck der Zuſtellung ſind die Vorſchriften über 
gatzzuſtellung jedoch eng auszulegen. 

Sur Wenngleich hiernach Bedenken dagegen nicht beſtehen, daß die 
ſtellung nach § 181 HRO. wirkſam auch an den in demſelben 
zuſe mit dem Empfänger wohnenden Stellvertreter des Hauswirts 

er gen kann (JW. 1889, 3055), fo erſcheint es doch nicht angängig, 

= Pförtner eines großſtädtiſchen Miethauſes oder deſſen Ehefrau 

85 0 ihrer verkehrsüblichen Stellung ohne weiteres als Vertreter des 

Fauswirts zuzulaſſen. Wenn NG. JW. 1919, 678 die Prüfung der 
erechtigung einer Perſon, an Stelle des Hauswirts Zuſtellungen 

zu emen Hausbewohner entgegenzunehmen, nur unter dem Geſichts⸗ 

dunkt zuläßt, ob der Perſon vermöge der ihr vom Hauswirt ein⸗ 
berüumten Stellung nach der Verkehrsanſchauung die Vermittlung 
es ordnungsmäßigen Verkehrs zwiſchen den Hausbewohnern und 

1 tien als übertragen gelten kann, fo iſt ihm lediglich beizupflich⸗ 

un, die Bejahung dieſer Frage in bezug auf den Pförtner aber ab⸗ 

Seinen. Nach der Verkehrsanſchauung hat der Pförtner andere 
enfHeiftungen, namentlich techniſcher Art (Säuberung des Hauſes, 
dienung des Türverſchluſſes, des Fahrſtuhls und der Sammel⸗ 

fung) zu leiſten. Dagegen kommt er für Dienſte rechtsgeſchäft⸗ 

IT Art (Einziehen der Mieten) zunächſt allenfalls als Bote des 

Fauswirts oder deſſen Verwalter in Frage. Ihn in der Regel über 
ge techniſche Bewachung und Verſorgung des Hauſes hinaus als 

ihrn tragten des Hauswirts anzuſehen, erſcheint nicht angängig, da 

zm die Einſicht in die rechtlichen Wirkungen von Handlungen folder 

lil wie hier der Annahme der Erſatzzuſtellung, nach ſeinem gewöhn⸗ 

hen Bildungsſtande nicht zuzumuten iſt. Auch die Intereſſen der 

Tausbewohner wie des Hauswirts ſelbſt wegen ſeiner möglichen 

quonbenserfappflicht verbieten die Ausdehnung der Befugniſſe des 

een über den ihm obliegenden ſinnfälligen Pflichtenkreis 

0 Anders läge die Sache, wenn der Pförtner von dem Hauswirt 

er: deſſen Hausverwalter mit der Vertretung in allen das Haus 
der ſeine Bewohner betreffenden Angelegenheiten oder in An⸗ 

elegenheiten beſtimmter Art, darunter auch ſolchen der Zuſtellung, 

9 uftradt worden wäre. Wenn im vorliegenden Falle weder der 

Pauswirt noch der Hausverwalter dort im Haufe wohnten, fo ändert 

5 an der Begrenzung des üblichen Pflichtenkreiſes des Pförtners 
ichts. Die dem Hauswirt an ſich obliegenden rechtlichen Verpflich⸗ 

zungen werden dadurch nicht weſentlich erſchwert, daß ſein Verwalter 

N einem Stadtteile Berlins wohnt. Daß eine Erſatzzuſtellung nach 
181 SPD. in dieſem Falle nicht ausführbar ift, beſchwert auch die 

zu Hausbewohnern in rechtliche Beziehungen tretenden dritten Per⸗ 

Men nicht, da das Geſetz noch andere Möglichkeiten der Erſatzu⸗ 

stellung zuläßt (8 182 3 PO.) 

Die Frage, ob ſich die Portiersfrau dem Gerichtsvollzieher 
gegenüber als Hauswirtin bezeichnet hat, wie zunächſt nach der Zu⸗ 
fellungsurkunde anzunehmen ift, hat der Vorderrichter mit Recht als 
unerheblich bezeichnet. Sie könnte allenfalls bei einer Inanſpruch⸗ 

hme des zuſtellenden Gerichtsvollziehers durch die Kl. erheblich 

F den, wenngleich der Beamte bei der Vornahme der Zuſtellung 

A die Portiersfrau immerhin durch die bisherige reichsgerichtliche 

Kechtſprechung gedeckt erſcheint. 

(86. III Berlin, 19. ZK., Urt. v. 16. März 1926, 31 8 89/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Bruno Dommer, Berlin. 


* 
1 
an me, daß der Pförtner verkehrsüblich als Vertreter des Hauswirts 
azuſehen iſt. Es wird genauer Prüfung im Einzelfalle bedürfen, um 
ſtzuſtellen, ob der Hauswirt den Pförtner als ſeinen Vertreter in 
zen Hausangelegenheiten betrachtet wiſſen will oder ob er ihm nur 
De Erledigung von Arbeiten rein techniſcher Art übertragen hat. 
as letztere wird die Regel ſein. 
Bed, Ferner ſcheint mir noch der Geſichtspunkt der Haftung von 
trldeukung zu ſein. Eine Erſatzzuſtellung an den Hauswirt kann nur 
ſolgen, wenn dieſer zur Annahme des Schriftſtückes bereit iſt. Iſt 
De dies aber, dann übernimmt er auch die Verpflichtung, das Schrift⸗ 
N dem Empfangsberechtigten auszuhändigen und macht ſich ſcha⸗ 
Ertserſapflichtig, wenn er dieſer Verpflichtung nicht nachkommt. 
zog die Erſatzzuſtellung an den als Vertreter des Hauswirtes an⸗ 
füldrechenden Pförtner, dann trifft die Haftung für die Nichtaus⸗ 
gung des Schriftſtückes naturgemäß auch den Hauswirt, da der 
ID tuer ja in ſeinem Namen gehandelt hat. Nun muß aber bedacht 
5 den, daß der Pförtner angeſichts feines häufig geringen Bildungs⸗ 
fie die Bedeutung der Zuſtellung nicht kennt und dem Schrift⸗ 
M leicht nicht die erforderliche Sorgfalt angedeihen läßt. Jede 
ir bläſſigkeit des letzteren kann danach für den Hauswirt ſehr 
bien erdliche Schadenserſatzverpflichtungen zur Folge haben. Auch 
Re Tatſache läßt es angezeigt erſcheinen, der Frage, ob der Pfört⸗ 
n Vertreter des Hauswirts anzuſprechen iſt, eine beſondere 
die galt angedeihen zu laſſen und fie nur dann zu bejahen, wenn 
Beſtellung als Vertreter mit aller Deutlichkeit erfolgt iſt. 

Bemerkt ſei noch, daß die m. E. zutreffende Auffaſſung des 
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Fürth. 

7. 88 6 Abſ. 4, 14, Abſ. 2 MSchG. § 577 3 PO. Sit 
ein Urteil nach 8 6 Abi. 4 MSchG. in abgekürzter Form 
ohne Hinweis auf den Rechtsbehelf zugeſtellt, ſo kann die 
Berufung als ſofortige Beſchwerde behandelt werden. +) 

Das Mieterſchutzgericht hat am 11. Juli 1925, Urteil nach 
86 Abſ. 4 NMSchG., in Gegenwart des Kl. und feines Anwalts 
ſowie des Bevollmächtigten der Bekl. verkündet. 

Dieſes Urteil ließen die Vertreter des Kl. dem Vertreter der 
Bekl. am 1. Aug. 1925 in der abgekürzten Form des 8 317 Abſ. I, 
§ 496 ZPO. zuſtellen unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der 
Gründe und des weiter beigefügten Schlußſatzes: „Gegen dieſes 
Urteil iſt ſofortige Beſchwerde zuläſſig. Dieſe muß binnen einer Not⸗ 
friſt von zwei Wochen ſeit Zuſtellung des Urteils erhoben werden. 
86 Abſ. IV, 814 Abſ. II MSchG., 8 577 3 O.“ Gegen dieſes 
Urteil haben die Bell. 

90 mit Schriftſatz v. 10., eingel. 15. Aug. 1925 „Berufung“ 
b) mit Schriftſatz v. 21., eingel. 22. Aug. 1925 „ſofortige 
Beſchwerde“ eingelegt, ferner 

e) mit Schriftſatz v. 21., eingel. 22. Aug. 1925 vorſorglich um 
Wiedereinſetzung der Bekl. in den vorigen Stand gegen die Ver⸗ 
ſäumung der Notfriſt zur Einlegung der ſofortigen Beſchwerde nach⸗ 
geſucht. 

Wenn auch im allgemeinen die Zuſtellung in abgekürzter 
Form, d. i. unter Weglaſſung von Tatbeſtand und Gründen, ge⸗ 
nügt, um die Rechtsmittelfriſt in Lauf zu ſetzen (RG. 101, 253), 
to liegt es doch ſicher nicht i. S. des 8 14/II MESd,S., wenn hierbei 
auch die dort vorgeſehene, vom Gericht dem Urteil beigefügte Be⸗ 
lehrung über den Rechtsbehelf weggelaſſen wird. Es braucht aber zu 
der Streitfrage, ob trotzdem die Notfriſt zur Einlegung der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde zu laufen begonnen hatte (dagegen Kiefers⸗ 
auer, Anm. 3 a. a. O.) hier gar keine Stellung genommen zu 
werden, weil, ſelbſt wenn man die Frage bejaht, hier die zwei⸗ 
wöchige Notfriſt des 8577 ZPO. eingehalten wäre. Das zuläſſige 
und gebotene Rechtsmittel war, worauf das AG. am Schluſſe 
des Urteils zutreffend hinwies, die ſofortige Beſchwerde. (Vgl. auch 
JW. 1924, 2058 1; LZ. 1924, 24; BayZ. 1924, 153 und 233.) 
Die Bekl., die dieſe Belehrung nicht erhalten hatten, aber ſich durch 
das Urteil beſchwert fuͤhlten, wollten das zuläſſige Rechtsmittel ein⸗ 
gelegt wiſſen. Wenn ſie ihren Anwälten und dieſe dem Gericht gegen⸗ 
über im Schriftſaßz v. 10/15. Aug. es als Berufung bezeichneten, jo 
iſt dieſe unrichtige Bezeichnung unſchädlich. Stein (10. Aufl. 
1913 Anm. II zu 569 ZPO.) will dies allerdings nur der Partei 
zugeſtehen, während er mindeſtens vom Anwalt eine klare Bezeich⸗ 
nung verlangt. Allein dieſe Anſicht, die ſeinerzeit für die Regel⸗ 
fälle der ZPO. zutreffend geweſen ſein mag, muß jetzt bei den ver⸗ 
wickelten Beſtimmungen des MSHG. auch gegenüber Erklärungen 
des Anwalts einer wohlwollenden Auslegung weichen, vollends, 
wenn, wie hier, der vom Geſetzgeber, wenn auch nur als Soll- 
vorſchrift, gewollte und vom Gericht dem Urteil beigefügte Hin⸗ 
weis über den Rechtsbehelf infolge einer mangelhaften Zuſtellung 
weggeblieben iſt. Die „Berufung“ v. 10./15. Aug. iſt ſohin als ſo⸗ 
fortige Beſchwerde zu behandeln. 

(G. Fürth, HR, Veſchl. v. 7. Okt. 1925, F 54/25.) 
Mitgeteilt v. OSR. Güntzer, Fürth. 


+ 


OG. III Berlin den Zuſtellungsbeamten in eine außerordentlich ſchwie⸗ 
rige Lage bringt, da dieſem in der Regel nicht die notwendigen 
Unterlagen zur Verfügung ſtehen, um feſtſtellen zu können, welche 
Stellung der Pförtner einnimmt. Eine Anfrage bei dieſem wird 
häufig nicht zu der erforderlichen Klärung ſeiner Stellung führen, 
da die Frage als ſolche zu ſchwierig iſt, als daß der in dieſen Dingen 
unerfahrene Pförtner in der Lage iſt, ſie zu beantworten. In der 
Praxis wird es ſich deshalb empfehlen, zweckmäßigerweiſe nicht von 
der Erſatzzuſtellung an den Pförtner als Vertreter des Hauswirtes, 
fondern lieber von der Möglichkeit des 8 182 ZPO. Gebrauch zu 
machen, ſo unbeliebt dieſer letztere Weg bei den Empfängern auch iſt. 


RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


Gegen die Entid. über die Erſatzraumzubilligung iſt als Erſatz 
für die Berufung die ſofortige Beſchwerde gegeben. Wird das recht⸗ 
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8. 88 577, 729, Abſ. 2, 808, 809 ZPO.; 8 93 Geſchäfts⸗ 
anw. f. Gerichtsvollzieher. 1. Pfändungsabſtand bei fidu⸗ 
ziariſcher Geſchäfts übernahme. 2. Zuläſſigkeit der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde vor Beginn der Notfrift. 7) 

1. Der Bücherreviſor und Treuhänder G. in A. ſchrieb an 
den Gläubiger F., der Vollſtreckungstitel gegen E. H., Maſchinen⸗ 
ſabrik in E., erwirkt hatte: „Ich habe als Treuhänder die fiduziari⸗ 
ſche Verwaltung der vorhandenen Aktiven übernommen, um dieſelben 
zugunſten der geſamten Gläubigerſchaft vor Eingriffen der rigoroſen 
Gläubiger zum Schaden der wohlmeinenden Herren zu ſchützen. 
Es iſt gerade aus dieſem Grunde eine Pfändung in dem Geſchäfte 
noch nicht vorgekommen und wäre eine ſolche unzuläſſig, da ich 
alle geſetzlich notwendigen Maßnahmen getroffen habe. Es ſoll jeder 
Gläubiger . erhalten, und zwar auf dem Wege eines 
außergerichtlichen Vergleiches. Kommt dieſer nicht zuſtande, jo bleibt 
kein anderer Ausweg, als der Konkurs, in welch letzterem Falle 
die Herren Gläubiger vielleicht die Hälfte der von mir angebotenen 
Quote erhalten werden.“ — Trotzdem beauftragte F. den Gerichts⸗ 
vollzieher, im Geſchäfte des E. zu pfänden und im Falle der Ver⸗ 
weigerung die Angelegenheit dem Vollſtreckungsgerichke zur Entſch. 
vorzulegen, weil die im beigegebenen Briefe enthaltene Behauptung, 
daß das Geſchäft auf ©. übergegangen ſei, der damit die fiduziariſche 
Verwaltung übernommen habe, auf einem Scheinmanöver beruhe. 
Der Gerichtsvollzieher lehnte die Pfändung ab unter der Feſt⸗ 
ſtellung, daß die geſamte bewegliche Habe des Schuldners durch 
Vertrag v. 19. Febr. 1925 auf G. übergegangen ſei, dieſer laut 
Anmeldebeſcheinigung des Stadtrates v. 20. Febr. 1925 das Ge⸗ 
ſchäft führe und auch an der Eingangstüre zum Kontor der Name G. 
ſtehe. Die Ablehnung erfolge, weil ſich die Gegenſtände im Ge⸗ 
wahrſam eines Dritten befänden und dieſer zur Herausgabe nicht 
bereit ſei. Das Vollſtreckungsgericht erklärte die Weigerung des 
Gerichtsvollziehers für begründet. Der gegen die Firma H. E. er⸗ 
wirkte Titel berechtige nicht zur Vollſtreckung gegen den jeweiligen 
Inhaber der Firma; ſolange nicht gegen den neuen Inhaber gemäß 
8729 Abſ. II die Vollſtreckungsklauſel erteilt ſei oder ein gegen 
ihn lautendes Urteil vorliege, ſei die Vollſtreckung gegen ihn un⸗ 
zuläſſig. Es ſei nicht Sache des Gerichtsvollziehers, die Rechts⸗ 
beſtändigkeit der Übergabe auf den neuen Firmeninhaber zu prüfen. 
Die ſofortige Beſchwerde ward zurückgewieſen. Der Gerichtsvoll⸗ 
zieher muß ſich an den äußeren Zuſtand halten, den er vorfindet. 
Es iſt nicht richtig, daß G. die Sachen nicht in ſeinen Gewahr⸗ 
ſam übernehmen konnte, ohne ſie nach A. zu verbringen oder 
feinen Wohnſitz von dort nach E. zu verlegen. Für den Ge⸗ 
richtsvollzieher war E. nur noch Gewerbegehilfe, alſo Beſitzdiener 
des G. und hatte keinen Gewahrſam (Stein, ZPO. 8308 Anm. 3). 
Mit Recht hat der Erſtrichter den Gläubiger auf den Weg des 8 729 
Abſ. II ZPO. verwieſen. 

2. Laut Zuſtellungsurkunde wäre der angefochtene Beſchluß 
der Gehilfin B. des IR. L., Vertreters des J, übergeben und 
die Beſchwerde, weil verſpätet, unzuläſſig. IR. L. hat aber glaub- 
haft dargelegt, daß er eine Gehilfin dieſes Namens nicht habe und 
die Zuſtellung verſehentlich, wie ſchon in anderen Fällen, an IR. S. 
geſchehen ſei, und gebeten, die ſofortige Beſchwerde als Vorſtellung 


zeitig eingelegte Rechtsmittel fälſchlich als Berufung bezeichnet, ſo 
iſt es deshalb nicht unzuläſſig, ſondern als ſofortige Beſchwerde auf⸗ 
zufaſſen, talsa demonstratio non nocet (RG. 54, 431). 

RA. Dr. Julius Nußbaum, Berlin. 


Zu 8. Es handelt ſich bei dem vorliegenden Tatbeſtand zu⸗ 
nächſt um die Frage, wer bei der fiduziariſchen Geſchäftsübereignung 
den Gewahrſam an den zu dem übereigneten Geſchäft gehörigen Sachen 
hat. Das iſt im Einzelfalle zum guten Teil mit eine Tatfrage. Iſt 
das Geſchäft, hier der Fabrikbetrieb, wie es im vorliegenden Falle 
zu ſein ſcheint, in äußerlich zweifelsfrei erkennbarer Weiſe übereignet 

und tritt der bisherige Geſchäftsinhaber in ebenſo zweiſelsfreier Weiſe 
nach außen nur als Gewerbegehilfe auf, d. h. keunzeichnet ſich ſeine 
Tätigkeit und Stellung nach außen nur als diejenige eines ſolchen, 
ſo hat er keinen Gewahrſam an den zum Fabrikbetrieb gehörigen 
und innerhalb der Fabrikräume befindlichen Sachen, dieſe ſtehen viel⸗ 
mehr im Gewahrſam des Fiduziars, der die Fabrik übernommen hat. 
Dann iſt dieſer aber für die Vollſtreckung eines gegen den früheren 
Inhaber der Fabrik ergangenen Titels „Dritter“ i. S. des 8 809 
3PO., und der Gerichts vollzieher darf jene Sachen nur pfänden, wenn 
er herausgabebereit iſt. Da dieſe Herausgabebereitſchaft im vor⸗ 
liegenden Falle fehlt, hat der Gerichtsvollzieher die Vornahme der 
von dem Glaubiger verlangten Pfändung mit Recht abgelehnt. Ob 
die fiduziariſche Geſchäftsübereignung rechtswirkſam iſt oder ob fie 
nichtig oder nach dem Anf®. anfechtbar iſt, hat der Gerichtsvollzieher 
ebenſowenig zu prüfen, wie er im Falle des 8803 ZPO. bei der 
Pfändung von Sachen im Gewahrſam des Schuldners zur Prüfung 
befugt iſt, ob die zu pfändende Sache im Eigentum des Schuldners 
oder eines anderen ſteht. Das iſt ja gerade der leitende Geſichtspunkt 
für die Geſetzgebung bei der Geſtaltung der 88 808, 809 geweſen: Der 
Gerichtsvollzieher ſoll jeglicher Prüfung matertellrechtlicher Natur ent⸗ 


Rechtſprechung 
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zu behandeln. Hierfür befieht kein Raum. Eine ordnungsmaßige 
Zuſtellung des Beſchluſſes iſt noch nicht erfolgt. Die Notjvift har 
ſohin noch nicht begonnen. Dies tut der Zuläſſigkeit der Be 
ſchwerde keinen Eintrag (Stein, ZPO. Anm. 2 zu 8 577 3P9- 
(OG. Fürth, Beſchl. v. 4 Mai 1925, BeſchwReg. 43/25.) 
Mitgeteilt von OLGR. Günger, Fürth. 
* 
Halle. E 

9. 885,6 F.; 8 73 Aufm®. Die Ablehnung be? 
Richters ift im Aufwertungsverfahren nicht zuläſſig. 

Der 873 Aufivß. beſagt nur, daß, ſoweit nichts anderes DW 
ſtimmt iſt, auf das Verfahren in Aufivertungsjachen die Vorſchriſten 
des FGG. „ſinngemäß“ Anwendung finden. Nach dieſer Beſtime 
mung iſt es äußerſt zweifelhaft, ob ſich hieraus auch die Anwendbar⸗ 
Reit der 88 5, 6 FGG. herleiten läßt, da es ſich in Aufwertungsſa ” 
ja in Wirklichkeit um Erledigung eines Streits gegenteilige Jutereſſen 
vertretender Parteien handelt und die Anwendung der Vorſchriften 
über freiwillige Gerichtsbarkeit vom Geſetzgeber lediglich zur Verein 
fachung und Beſchleunigung des Verfahrens vorgeſchrieben iſt. In der 
Literatur des AufwG. wird auch die Anwendbarkeit der Vorſchriften 
der 88 5, 6 FGG. anſcheinend nicht angenommen, jedenfalls werden 
bei der Aufzählung der ſinngemäß anzuwendenden Beſtimmungen die 
vorgenannten beiden Paragraphen nicht mit aufgeführt (ogl. Anm. 8 
§ 73 bei Mügel und Schlegelberger). Indes hat ſich das Li 
trotz mehrfacher Bedenken doch für die Anwendbarkeit auch dieſer Be 
ſtimmungen entſchieden. 15 

Nimmt man dies aber an, fo iſt das LG. mit Schlege! 
berger (Anm. V zu 8 6), obgleich auch dies beſtritten iſt, der A 
ſicht, daß der betreffende Richter allein darüber zu entſcheiden hat, 
ob er bei pflichtgemäßem Ermeſſen glaubt, daß er der Sach 
, OR) gegenüberſteht oder ob er dies verneinen zu müſſe 
glaubt. 

(LG. Halle, Beſchl. v. 30. März 1926, 6 Gen II 5/290.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Weißler, Halle a. d. ©. 
* 


Hamburg. 
10. 88 794, 726 Ziff. 1 ZPO. Ein alternativ bedingter 
Vergleich iſt kein vollſtreckbarer Titel. ) 
Die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel wurde am 31. Juli 
1925 von dem Gerichtsſchreiber mit folgender Begründung abgelehnt; 
Der Vergleich v. 22. Juni 1925 iſt kein vollſtreckbarer Titel 
i. S. des 8 794 Ziff. 1 3P8., weil durch ihn der Rechtsſtreit nicht 
beigelegt wird, die Beilegung vielmehr von dem zeitlich folgenden 
Sachverſtändigengutachten abhängig gemacht iſt. 8 
Selbſt bei ſinnentſprechender Anwendung des 8 726 DPA" 
Könnte die Vorausſetzung der Vollſtreckbarkeit nicht als gegeben au 
geſehen werden. Denn die in den Vergleich aufgenommene Bedin⸗ 
gung, das Ergebnis des Sachverſtändigen, daß ſich in einer Stunde 
dreihundert ordnungsmäßige ſaubere Abzuge in dem Format 35 >< 50 
herſtellen laſſen, kann als durch das Gutachten v. 13. Juli 1925 el 


halten ſein und ſich lediglich an den äußerlich erkennbaren, ohne 
weiteres zu überſehenden, tatſächlichen Zuſtand, nämlich das Kriterium 
des Schuldnergewahrſams zu halten haben. Sache des Dritten, in 
deſſen Recht durch die Pfändung einer im Schuldnergewahrſam De 
findlichen Sache eingegriffen wird, iſt es dann, ſein der Vollſtreckung 
entgegenſtehendes Recht im Wege der Widerſpruchsklage des 8 77 
BED. zu behaupten und zu beweiſen, während umgekehrt dann, wenn 
die zu pfändende Sache ſich im Gewahrſam eines nicht Herausgabe” 
bereiten Dritten befindet, es Sache des Vollſtreckungsgläubigers iſt, 
über den Weg des 8847 ZPO. (Pfändung des Herausgabeanſpruchs 
es Vollſtreckungsſchuldners gegen den Dritten) das Schuld nereigen⸗ 
tum an der Sache bzw. deren Vollſtreckungsfähigkeit zu behaupten 
und eventuell zu beweiſen. Im vorliegenden Falle würde alſo der 
Vollſtreckungsgläubiger F. zu beweiſen gehabt haben, daß die erfolgte 
Geſchäſtsübereignung unwirkſam iſt und daß die fraglichen, zum 
Fabrikbetrieb gehörigen Sachen für ihn, den Gläubiger, als Sachen 
ſeines Schuldners pfändbar find. Der Gerichtsvollzieher aber hat, 
wie ſchon geſagt, damit nichts zu tun. Die vorliegende Entſch. i 
ſomit zutreffend. — Was dieſe dann noch über die Zuläſſigkeit der 
Einlegung der ſofortigen Beſchwerde vor dem Beginn des Laufes der 
Notfriſt ausführt, iſt ebenfalls einwandfrei. 

Prof. Dr. Rudolf Schultz, Freiburg i. Br. 


Zu 10. Die Entſch. it in ihren rechtlichen Ausführungen 
richtig; ob es auch richtig war, die in ihr ausgeſprochenen Recht?“ 
grundſatze auf den zur Entſcheidung ſtehenden Tatbeſtand anzuwenden, 
läßt ſich, da dieſer aus den obigen Entſcheidungsgründen in ſeinen 
Einzelheiten nicht erſichtlich iſt, nicht beurteilen. Richtig iſt aber 
jedenfalls, daß ein bedingter Vergleich, der den Prozeß nicht be 
endet hat, nicht Vollſtreckungstitel i. S. des 8794 Ziff. 1 30. 
iſt und daß auch, ganz abgeſehen hiervon, von der Klauſelerteilung 
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Mt ig angeſehen werden, weil nach den Ausführungen des Sach⸗ 
r unter den Parteien Uneinigkeit darüber beſteht, ob der 
den iche Apparat durch eine oder durch zwei Perſonen zu bedienen iſt. 

Be Gutachten fehlt auch der nach 8726 3 O. erforderliche Cha⸗ 

er der öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde. 
Auf die Beſchwerde erging folgender Gerichtsbeſchluß: 

31 De Antrag der Ki, den Beſchluß des Gerichtsſchreibers v. 
Juli 1925 aufzuheben und den letzteren anzuweiſen, den am 
Juni 1925 geſchloſſenen Vergleich mit Vollſtreckungsklauſel zu 

Io den, wird aus den zutreffenden Gründen des Beſchl. v. 31. Juli 
=> abgelehnt. 


Mitgeteilt von IOSekr. Brüning, Hamburg. 
* 


Ers II. 88 103, 108, 109, 111 Ko. Wird der Antrag auf 
ber nung des Konkurs verfahrens zurückgenommen, ehe 
licht eteits unterſchriebene Eröffnungsbeſchluß veröffent- 
t iſt, fo iſt der Eröffnungsbeſchluß zurückzunehmen. 7 
e 13. April 1926 hat die Ehefrau W. die Eröffnung des Kon⸗ 
jäh; erfahrens über ihr Vermögen beantragt, da ſie zahlungsun⸗ 
. ſei. Am gleichen Tage um 2,33 Uhr nachmittags hat das AG. 
zagsgemäß das Konkursverfahren eröffnet. Am Vormittag des 
schi peil — vor Zuſtellung oder Veröffentlichung des Eröffnungsbe⸗ 
fi uſſes — hat die Schuldnerin den Konkursantrag zurückgezogen, da 
auß herausgeſtellt habe, daß die Zahlungsunfähigkeit durch einen 
vn gerichtlichen Vergleich behoben werden könne. Da das Amtsge⸗ 
u die Zurücknahme des Konkursantrages nicht mehr für zuläſſig 
He „ hat die Schuldnerin gegen den Eröffnungsbeſchluß ſofortige 
ah werde eingelegt und beantragt, die Vollziehung des angefoch⸗ 
Lesch. Beſchluſſes auszuſetzen. Dieſem letzteren Antrage hat das 
ſchwerdegericht (durch Beſchluß vom 14. April 1926) entſprochen. 
in, Solange das Konkursverfahren noch nicht eröffnet worden 
15 kann der Konkursantrag — möge er nun vom Schuld⸗ 
d r von einem Glaubiger geſtellt worden ſein — zurückgezogen 
7 Dagegen iſt es nach Eröffnung des Konkursverfahreus 
An mehr zuläſſig, den Antrag zurückzuziehen (vgl. Jaeger, 
ching zu 8103 KO.). Die Entſcheidung der Frage, ob der Be⸗ 
be des AG. vom 13. April 1926 auf Grund der Zurücknahme 
da Konkursantrages aufzuheben iſt, hängt daher davon ab, ob 
Konkursverfahren durch den angefochtenen Beſchluß bereits er⸗ 


50 einem Zeitpunkt noch keine Rede ſein kann, wo die Erfüllung 
* Nichterfüllung der Vedingung noch nicht feſtſteht, dies alſo auch 
lach nicht nach 3 731 bzw. 8726 Abſ. 1 ZPO. geprüft werden 
u. Und' ebenſo richtig iſt endlich, daß aus den in der obigen 
üb td, angeführten Gründen ein alternativ bedingter Vergleich 
erhaupt nicht vollſtreckungsfähig ift, ebenſowenig wie z. B. ein 
Ingtes Endurteil, auf das noch kein Läuterungsurteil gefolgt iſt. 
eun es fehlt dann die Beſtimmkheit der zu erzwingenden Leiſtung. 


Pröf. Dr. Rudolf Schuſtz, Freiburg i. Br. 


we Zu 11. Die richtige Antwort auf die beſtrittene Frage, mit 
ichem Momente der Konkurseröffnungsbeſchluß als perfekt zu er⸗ 
aclen iſt, ergibt ſich aus der Erwägung, daß gerichtliche Entſchei⸗ 
zungen nicht bloße Willensentſchließungen, ſondern Willenserklärungen 
Mb. Die Erklärungsformen, Verkündung und Zuſtellung, find zugleich 
atſtehungstatſachen. Der Eröffnungsbeſchluß iſt nicht ſchon dann er⸗ 
1 en, wenn die betreffende Anordnung in den Akten vom Richter 
uterſchrieben iſt. „Ein Blatt Papier entſcheidet noch nicht.“ Mit 
em Federſtrich wäre eine ſolche „Anordnung“ ja wieder vernichtet. 
4 Der Eröffnungsbeſchluß iſt vielmehr erſt perfekt geworden, wenn 
6 den Beteiligten verkündet oder zugeſtellt worden iſt. Beteiligt am 
röffnungsverfahren iſt ſtets der Antragſteller. Im Falle eines 
4 ubiger antrags außerdem der Gemeinſchuldner. Diejer, ob An⸗ 
Yefheler, ober nicht, ſtets noch in dem beſonderen Sinne, daß er den 
rn: im Beſchwerdewege anfechten kann. Immer bedarf es neben 
waiger Verkündung an den Gemeinſchuldner noch einer Zuſtellung 
h dieſen, die inſoweit nicht als Perfektionsmoment in Betracht kommt 

78 Abf. 2 KD.). 
ka; Die öffentliche Bekanntmachung des S111 KO. gilt den Be⸗ 
in igten nicht des Eröffnungsverfahrens, ſondern des Konkurſes. Sie 
IE nicht Perfektionsmoment des Eröffnungsbeſchluſſes. Wäre dieſer 
zem Antragſteller, Gemeinſchuldner weder verkündet noch zugeſtellt, ſo 
Sllände durch dennoch erfolgte öffentliche Bekanntmachung nur der 
a em einer Konkurseröffnung. Die öffentliche Bekanntmachung be⸗ 
8 ht ſich auf den „Eröffnungs⸗Beſchluß“, d. h. den perſekt gewordenen 

röffnungsbeſchluß. 
Als Stunde der Eröffnung iſt, wenn Verkündung ſtattgefunden 


öffnet worden iſt. Wird die Frage verneint, fo führt die Zurück⸗ 
nahme des Antrages ohne weiteres zur Aufhebung, ohne daß dem 
die Erwägung entgegenſteht, daß ein nicht wirkſam gewordener Be⸗ 
ſchluß nicht aufgehoben werden könne; denn das AG. ſieht ihn als 
wirkſam an und will daraus das Konkursverſahren zur Durchführung 
bringen, ſo daß dem Schuldner die Möglichkeit gegeben ſein muß, 
den Beſchluß des AG. durch eine höhere Inſtanz zu beſeitigen. 
Wird die Frage bejaht, ſo iſt zu prüfen, ob nach dem Tatbeſtand, 
wie er jetzt von dem Schuldner vorgetragen wird, Zahlungsun⸗ 
fähigkeit vorliegt; denn die Beſchwerde kann auf neue Tatſachen 
geſtützt werden. 

Einer Prüfung nach dieſer letzteren Richtung bedarf es jedoch 
nicht, da der Beſchluß des AG. vom 13. April 1926 mangels Zu⸗ 
ſtellung (88109, 111 Abſ. 3 KO.) oder öffentlicher Bekannt» 
machung (§8 76 Abf. 3, 111 Abſ. 1 KO.) nicht wirkſam geworden iſt. 

Ein nicht verkündeter Gerichtsbeſchluß — und um einen ſolchen 
handelt es ſich bei dem das Konkursverfahren eröffnenden Beſchluß 
— wird erſt mit feiner Zuſtellung wirkſam (vgl. 8 329 Abſ. 3 
NO.). Vorher iſt er nur eine innere Angelegenheit des Gerichts; 
die Unterſchriſt allein macht ihn noch nicht wirkſam. Daraus folgt, 
daß das Gericht auch einen unterſchriebenen Beſchluß noch dem 
Wirkſamwerden entziehen kann, ſolange er weder zugeſtellt noch 
öffentlich bekannt gemacht iſt und Zuſtellung und Bekanntmachung 
noch verhindet werden können. 

Es fragt ſich, ob für den das Konkursverfahren eröffnenden 
Beſchluß etwas anderes um deswillen gilt, weil der Beſchluß die 
Stunde der Eröffnung anzugeben hat (vgl. § 108 Abſ. 1 KO.). 
Dieſe Frage iſt zu verneinen. Die Vorſchrift des § 108 Abſ. 1 KO. 
hat mit der Frage, wann der Beſchluß wirkſam wird, nichts zu tun. 
Sie beſagt nur, daß das Konkursverfahren nicht erſt, — wie dies 
ſonſt der Fall ſein würde — mit der Zuſtellung des Beſchluſſes 
beginnt, ſondern rückwirkend bereits mit dem Zeitpunkt, in dem 
der Richter den Eröffnungsbeſchluß unterſchrieben hat. Immer 
aber bleibt Vorausſetzung für die Eröffnung des Verfahrens, daß 
der Eröffnungsbeſchluß wirkſam geworden iſt. Da die allge⸗ 
meinen Vorſchriften der ZPO. ein Wirkſamwerden ohne Zuſtellung 
nicht kennen und aus dem Erfordernis der Angabe der Eröffnungs- 
ſtunde nicht zu ſchließen iſt, daß der Eröffnungsbeſchluß bereits mit 
der Unterſchrift wirkſam geworden iſt, gilt alſo auch für den Er⸗ 
öffnungsbeſchluß, daß er erſt wirkſam wird, wenn er zugeſtellt 
oder öffentlich bekannt gemacht worden iſt. Daraus folgt, daß das 
Gericht ganz wie bei anderen Beſchlüſſen das Wirkſamwerden auch 
des Eröffnungsbeſchluſſes ſo lange verhindern kann, als Zuſtellung 
oder öffentliche Bekanntmachung noch nicht erfolgt ſind und noch 
angehalten werden können. Die gegenteilige Auffaſſung führt zu 
der praktiſch unannehmbaren Konſequenz, daß der Richter, der die 


hat, die Stunde der Verkündung in den Beſchluß aufzunehmen. Iſt 
dagegen der erſte Eröffnungsakt eine Zuſtellung, ſo muß die Er⸗ 
öffnungsſtunde, da ſie bereits in das zuzuſtellende Schriftſtück auf⸗ 
zunchmen iſt, notwendig vordatiert werden. Die Zuſtellung wird 
veranlaßt durch Auftrag des Richters an den Gerichtsſchreiber. Mit 
dieſer Anweiſung beginnt der Beſchluß, ſich nach außen zu manifeſtieren, 
und kann daher im uneigentlichen Sinne ſchon jetzt als „erlaſſen“ 
gelten. Es muß daher die Stunde dieſes Auftrags in die zuzuſtellende 
Ausfertigung aufgenommen werden. (Vgl. meine Abhandlung „Der 
Konkurseröffnungsbeſchluß und feine Vollendung“ in „Konkursrecht⸗ 
liche Fragen“ S. 1 ff.; auch „Konkursrechtl. Grundbegriffe“ S. 76 ff.) 

Mit dieſer Rechtsauffaſſung ſtimmt die Entſch. des LG. Hamburg 
in der Hauptſache, insbeſondere darin überein, daß der Erlaß und 
damit die Wirkſamkeit des Eröffnungsbeſchluſſes nicht bereits in deſſen 
Niederſchrift, ſondern erſt in der Bekanntgabe gefunden wird. Zu be⸗ 
anſtanden iſt die Gleichſtellung der Zuſtellung uſw. an Antragſteller, 
Gemeinſchuldner und der öffentlichen Bekanntmachung (8 111 KO.). 
Denn Bedentung und Beſtimmung beider Publikationen ſind verſchie⸗ 
den. Jene bezieht ſich auf die Beteiligten des Eröffnungsverfahrens, 
dieſe auf die Konkursbeteiligten. Auch die Annahme, daß der Kon⸗ 
Kurseröffnungsbeſchluß ſtets „nicht verkündeter Beſchluß“ jet und da⸗ 
her der Zuſtellung bedürfe (8 329 Abſ. 3 ZPO.), trifft nicht zu. 
Verkündung des Beſchluſſes iſt keineswegs ausgeſchloſſen; die Not⸗ 
wendigkeit der Zuſtellung an den Gemeinſchuldner, auch wenn ihm 
der Beſchluß bereits verkündet war, folgt aus § 73 Abſ. 2 KO. und 


dieſe Zuſtellung wäre dann nicht Perfektioustatſache, wohl für den 


Beginn der Beſchwerdefriſt maßgebend. Ein dritter Differenzpunkt be⸗ 
trifft die Frage, mit welchem Zeitpunkte der Eröffnungsbeſchluß — 
ſeine Perfektion durch Zuſtellung unterſtellt — als erlaſſen zu er⸗ 
achten iſt. Das LG. nimmt an, für den Beginn des Konkursverfah⸗ 
rens entſcheide rückwirkend die Stunde, in welcher der Richter den Er⸗ 
öffnungsbeſchluß unterſchrieben habe, während die hier vertretene Kon⸗ 
ſtruktion von dem Zeitpunkte ausgeht, in dem der Richter den Ge⸗ 
richtsſchreiber zur Herbeiführung der Zustellung angewieſen hat. Die 
Meinungsverſchiedenhelt kann erhebliche praktiſche Bedeutung gewinnen 
für die Fragen der Anfechtung (Friſtberechnung nach 88 31 Ziff. 2, 
32 uſw.), des Verfolgungsrechts (8 44), der Aufrechnung (88 54ff.), 
312* 
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Unrichtigkeit eines von ihm unterſchriebenen Eröffnungsbeſchluſſes 
alsbald erkennt, es geſchehen laſſen müßte, daß der Konkurs gleich⸗ 
wohl eröffnet wird, obwohl er die Zuſtellung noch verhindern 
könnte und obwohl durch die Nichteröffnung niemand benachtei⸗ 
ligt würde. 
(SG. Hamburg, 4. ZR., Beſchl. v. 28. April 1926, K Bs. 21/26.) 
Mitgeteilt von Landrichter Dr. Marcus, Hamburg. 


* 
München. 

12. 8 276 3PO. Das Landgericht iſt befugt in einer 
Sache, in der das Amtsgericht ſich für ſachlich unzuſtän⸗ 
dig erklärt, und die es an das Landgericht verwieſen hat, 
von Amts wegen nachzuprüfen, ob die Zuſtändigkeit des 
Kaufmanns⸗ bzw. Gewerbegerichts gegeben iſt, auch wenn 
keine der Parteien die mangelnde Zuſtändigkeit des Land- 
gerichts geltend macht. f) 

Da ſich beide Parteivertreter heute nicht über die Art der 
Tätigkeit des Kl. in der Beziehung, ob es ſich um eine ſolche gewerb⸗ 
licher oder kaufmänniſcher Art handelt, erklären können, wird die 
Verhandlung der Sache vertagt in die Sitzung vom 9. Sept. 1926; 
den Streitsteilen wird aufgegeben, ſich über die Art der Tätigkeit des 
Kl. in einem Schriftſatz zu äußern. 

(LG. München I, 1. Fer K., Beſchl. v. 26. Aug. 1926, Prozeß⸗Reg. 
Nr. VIII A 698/26.) 


der Berechnung der Konkursforderungen (88 61 ff.) uſw. Es iſt denk⸗ 
bar, daß der Richter den Eröffnungsbeſchluß bereits unterſchrieben 
hatte, dann noch weitere Ermittlungen anſtellt und erſt vier, fünf Tage 
nach Unterzeichnung des Beſchluſſes die Zuſtellung herbeiführt. Durch 
Rückdatierung der Wirkungen auf den letzteren Zeitpunkt tritt das 
LG. in Widerſpruch mit der von ihm geteilten Auffaſſung, daß die 
Unterzeichnung des Beſchluſſes noch unverbindlich iſt und erſt der „Er⸗ 
laß“ den Ausſchlag gibt. 

Im übrigen iſt den Ausführungen des LG. beizuſtimmen. Nur 
wäre ſtatt „Aufhebung“ des Beſchluſſes durch den Beſchwerderichter 
Korrekter geweſen der Ausſpruch: „Der Eröffnungsbeſchluß wird für 
unwirkſam, feine Vollziehung für unzuläſſig erklärt.“ 

Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 12. Dem Beſchluß kann nicht beigetreten werden. Das 
LG. hat feinen Beſchluß mündlich damit gerechtfertigt, daß es ſich 
um einen ausſchließlichen Gerichtsſtand handle und deshalb eine Nach⸗ 
prüfung von Amts wegen veranlaßt ſei. Nicht etwa hat es darauf 
verwieſen, daß eine Sondergerichtsbarkeit möglicherweiſe in Frage 
käme und aus dieſem Grunde erſt die Zuſtändigkeitsfrage geprüft 
werden müſſe. Das LG. hat aus dieſer ſeiner mündlichen Begrün⸗ 
dung zu erkennen gegeben, daß es ſich der neuerdings mehr und 
mehr vertretenen Rechtsauffaſſung anſchließe, es ſtünde einer Ver⸗ 
weiſung gemäß $ 276 3PO. vom ordentlichen Gericht an das 
KaufmG. oder GewG. nichts im Wege. 

Der Sachverhalt, welcher zu dem landgerichtlichen Beſchluß ge⸗ 
führt hat, iſt kurz folgender: 

Der Kl. war bei dem Bekl. auf Dienſtvertrag in des letzteren 
Unternehmen, einer kleineren Fachzeitſchrift, angeſtellt. Der Bell. 
hat dem Kl. Ende März 1926 außerordentlich gekündigt. Der Kl. 
erkannte die außerordentliche Kündigung des Bekl. nicht als zu Recht 
beſtehend an und erwirkte nach Ablauf des Monats April gegen den 
Bekl. einen Zahlungsbefehl wegen ſeines angeblichen Gehaltsanſpruchs 
für den Monat April. Der Bekl. hat gegen dieſen Zahlungsbefehl 
Widerſpruch erhoben und gleichzeitig, da ſich der Kl. ihm gegenüber 
auf den Standpunkt ſtellte, ſeine Dienſtleiſtungen ſeien Dienſte höherer 
Art, auf Grund deren nur eine vierteljährliche Kündigung zuläſſig 
ſei, Widerklage dahin erhoben, daß dem Kl. aus dem Dienſtverhältnis 
gegen ihn, den Bekl., überhaupt keine Anſprüche mehr zuſtünden. 
Da der Streitwert die Zuſtändigkeit des AG. überſchritt, machte der 
Bekl. im Termin vor dem AG. die Einrede der fachlichen Unzu⸗ 
ſtändigkeit geltend. Nach Erörterung der Frage, ob nicht etwa die 
Zuſtändigkeit des Kaufmanns⸗ oder Gewerbegerichts in Frage komme, 
verwies das AG. auf den klägeriſchen Antrag die Sache an das LG. 

Steht man nun auf dem Standpunkt, den, wie bereits bemerkt, 
anſcheinend auch das LG. eingenommen hat, daß eine Verweiſung 
vom ordentlichen Gericht an das Kaufmanns⸗ oder Gewerbegericht zu⸗ 
läſſig iſt, fo vermag der landgerichtliche Beſchluß auch nicht nach 8 139 
RD. gerechtfertigt zu werden, vielmehr iſt das LG. an die Vorſchrift 
des 8 276 Abſ. 2 Saß 2 ZPO. gebunden, wonach der Verweiſungsbeſchluß 
für das LG., als das Gericht, an welches verwieſen worden iſt, bin⸗ 
dende Kraft hat. Das LG. wäre an dieſen Beſchluß des AG. nur dann 
nicht gebunden, wenn ein Verweiſungsbeſchluß i. S. des Geſetzes nicht 
vorliegen würde. Dies wäre, wie beiſpielsweiſe in ROG. 40, 381 
hervorgehoben iſt, dann der Fall, wenn ſowohl die ſachliche als die 
örtliche Zuſtändigkeit im Streit befangen wäre, und das AG. eine 
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B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Finanzgerichte. 
a) Reichsſmanzhof. 
Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Bo ethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München 
[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs 
finanzhofs abgedruckt.] 


I. a) § 14 Abi. 3 Satz 2 RAbg O. Die Nichtanwen dung 
des § 14 Abi. 3 Satz 2 enthält keinen weſentlichen Seh 
fahrens mangel i. S. von $ 267 Nr. 2. b) 9 35 KapVerke reo, 
Die Übereignung börſen umſatzſteuerpflichtiger Gegen, 
ſtände als Sicherheit für ein Darlehen enthält ein abgabe 
pflichtiges bedingtes Anſchaffungsgeſchäft. f) 

I. Der Beſchwerdeführer, ein Kaufmann, rügt zunächſt in förm 
licher Hinſicht, daß von den drei ehrenamtlich tätigen Mitgliedern d 

Finanzgerichts entgegen 814 Abſ. 3 Satz 2 RAbgdO. keines dem 
Beruf oder Erwerbszweige des Steuerpflichtigen angehört habe. . 
die angeführte Vorſchrift eine „Soll⸗Vorſchrift“ iſt, deren Beobachtung 
auch nur „tunlichſt“ ftattzufinden hat, es ſich alſo nur um Richtlinien 
für den Gerichtsvorſitzenden handelt, enthält die Nichtanwendung del 
Vorſchrift keinen weſentlichen Verfahrensmangel, der in der N 15 
beſchwerdeinſtanz gerügt werden könnte. Auch aus 86 RAbgd. laß 
ſich zu keinem anderen Ergebnis kommen, ſelbſt wenn man in 15 
Beſtimmung des ehrenamtlichen Mitgliedes zur Teilnahme an der 
Überprüfung nur nach der einen oder anderen Richtung hin worden 
men hätte. Im vorliegenden Falle könnte nur dann von dem Fe 0 
eines Verweiſungsbeſchluſſes i. S. des Geſetzes die Rede fein, wen 
das AG. die Prüfung der fachlichen Zuſtändigkeit nicht nach jeden 
Richtung hin vorgenommen hätte. Dafür hätte aber das LG. auch 
dann keinen Anhaltspunkt gehabt, wenn es nicht, wie geſchehen 00 
in der mündlichen Verhandlung darauf hingewieſen worden wäre, da 

vor dem AG. bereits die Frage der Zuſtändigkeit des Kaufmanns 
oder Gewerbegerichts erörtert worden ſei und als Ergebnis die 975 
weiſung an das LG. erfolgt wäre. Denn es iſt nicht angängig, eine 
Vermutung dafür aufzuſtellen, daß das verweiſende Gericht die Pri 
fung der fachlichen Zuſtändigkeit nicht nach jeder Richtung hin 9 
genommen hat, wenn nicht irgendwelche Anhaltspunkte hierfür gegeben 
find. Infolge der Bindung nach 8 276 Abſ. 2 Satz 2 ZRO. war abe! 
das LG. nicht in der Lage, einen Beſchluß, wie er erlaſſen worden 
iſt, zu faſſen, ſondern es hätte ohne weiteres in die mündliche Der 
handlung eintreten müſſen. 

RA. Dr. Oskar Einſtein, München. 


Zu k 1. Zu a). Der Entſch. iſt beizutreten. Selbſt wenn man dir 
im Intereſſe der Unabhängigkeit der Rechtspflege geſchaftsordnunge 
mäßig erfolgte Vorausbeſtimmung der Beiſitzer nach Berufsgruppen 
für ein Kalenderjahr mit Rüchkſicht auf ihren ſchematiſierenden 
Charakter nicht als ideale Form der Beobachtung der Sollvorſchriſt 
des § 14 anerkennen wollte, jo dürfte doch der Nachweis ſchwer fehl, 
daß es eine „tunlichere“ gibt. Denn der unvermeidbare Umſtand, d 
an einem Sitzungstage über die Rechtsmittel von Angehörigen ver 
ſchiedener Berufsgruppen verhandelt werden muß, und daß es anderer 
ſeits mehr als drei Berufsgruppen gibt, läßt eine beffere Lö 
kaum zu. Weun man alſo wirklich der Auffaſſung fein wollte, Ch 
ein nachweisbarer Verſtoß gegen den Grundſatz der Tunlichben 
weil 86 NAbgO. verletzend, einen weſentlichen Verfahrensmang. 
darſtelle, ſo wäre dieſe Anſicht doch mangels Nachweiſes im einze nel 
praktiſch ohne Bedeutung. gaft⸗ 
Zu bj. Die Entſch. iſt zwar angeſichts der heutigen wirtſchaf 
lichen Zeitverhältniſſe hart, aber richtig. ich 
Zunächſt kann es nicht zweifelhaft ſein, daß einer (ding 
erfüllenden) Sicherungsübereignung ein ſchuldrechtlicher Vertrag 42 
ſteuerpflichtiges Anſchaffungsgeſchäft zugrunde liegt, wenn auch ! 
äußerlich meiſt nicht erkennbarer Weiſe. Regelmäßig wird aber die 
bindende Verpflichtung, Eigentum zu übertragen, durch ſchlüſſige 
Handlung erklärt und angenommen werden und ſogar mit dem ding 
lichen Erfüllungsgeſchäft zeitlich zuſammenfallen. die 
Der Umſtand, daß die Berechtigung des Gläubigers, über 1 
übereigneten Gegenſtände zu verfügen, durch den Eintritt bestimme 
im Vertrag vorgeſehener Umſtände aufſchiebend, oder richtiger: 
die Verpflichtung, über jene nicht wie ein Eigentümer zu verfügen 
auflöſend bedingt iſt, iſt gleichfalls belanglos, da nach 3 
KapVerkSt®. die Hinzufügung einer Bedingung oder Befriſtuns 
ohne Einfluß auf die Entſtehung der Steuerſchuld iſt. f 
Die Entf. ift aber hart, wenn auch nicht mehr jo hart wie er 
der kürzlich erfolgten Ermäßigung des Steuerſatzes auf 0,5%. — 
dürfte daher Veranlaſſung zur Anwendung des 8108 Abſ. 2 RAbg⸗ 
vorliegen, wonach der Reichsminiſter der Finanzen mit Zuſtimmun / 
des Reichsrats für Fälle beſtimmter Art aus Billigkeitsgründen a 
gemeine Befreiungen oder Ermäßigungen der Steuer vorſehen kan 
NA. Dr. Lucas, Düſſeldorf. 


0 55. Sabrg. 1926 Hetı 21] 


if, ur agung von ihrer „Tunlichkeit“, d. h. davon abhängig gemacht 
7 B 
dale ſie ſich z. B. im Intereſſe der Unabhängigkeit der Rechtspflege 
Fim ergeben, daß nach 823 Abſ. 3 der Geſchäftsordnung für die 
en mägerichte (MSLBL. 1922, 93 ff.) die Reihenfolge, in der die 
ta amtlichen Mitglieder an den ordentlichen Sitzungen jeder Kammer 
15 ehmen, vom Vorſitzenden jeder Kammer für das Kalenderjahr 
a voraus zu beſtimmen iſt. Dies hat nach der Mitteilung des 
Tarenzgerichtsvorſitzenden dazu geführt, daß mit Rückſicht auf die 
Gr. zahl der zuzuziehenden ehrenamtlichen Mitglieder die den drei 
und den Landwirtſchaft (I), Handel und Gewerbe (II), Arbeitnehmer 
ud freie Berufe (III) zugehörigen Mitglieder in vorausbeſtimmter 
dihenfolge einberufen werden. Für die Sitzung v. 29. Dez. 1925 
a die Reihenfolge einen Großgrundbeſitzer, einen Handwerksmeiſter 
id einen Rechtsanwalt. Da der Großgrundbeſitzer und der Rechts⸗ 
1 lt abſagten, wurden an ihrer Stelle ein Landbundſekretär und 
teil, Haudwerkskammer⸗Syndikus zugezogen. Die angegebene Ver⸗ 
lung bringt es mit ſich, daß von der Gruppe II das eine Mal ein 
on reter des Handels, ein anderes Mal ein Vertreter der Induſtrie 
Fal des Handwerkes an der Sitzung teilnimmt. Im vorliegenden 
Falle traf die Reihenfolge einen Verkreter des Handwerlees. 
bit II. Sachlich ſteht die Rechtsfrage zur Entſch., ob in der Ver⸗ 
als gung der Übereignung börſenumſaßſteuerpflichtiger Gegenſtände 
0 > Sicherheit für ein Darlehen ein abgabepflichtiges bedingtes Au⸗ 
deaffungsgeſchäft liegt. Dieſe Frage hat der erk. Sen. für das Gebiet 
8 RStempG. und der DeviſenUmſ StVO. in dem Urteil v. 28. Dez. 
Pers (RFH. 13, 135) in bejahendem Sinne entſchieden. An dieſer 
1 Iſch. hält der Senat feſt, da der Begriff des Auſchaffungsgeſchäfts 
deb dem KapBerkStG. kein anderer als im NStemp®. iſt. Daß 
99 TAusſchuß zur Beratung des letzteren Geſetzes in der 2. Leſung 
1 — des RegEntw. geſtrichen hat, wonach als Anſchaffungsgeſchäfte 
hä rücklich auch Verträge anzuſehen fein ſollten, durch die Gegen⸗ 
b "be verpfändet oder zur Sicherung des Gläubigers übereignet wer⸗ 
en, falls dem Gläubiger die Befugnis eingeräumt wird, über die 
egenſtände zum Zwecke ſeiner Befriedigung wie ein Eigentümer 
85 verfügen, gibt nicht Anlaß zu einer anderen Stellungnahme. Die 
I9beichung galt nach den Ausführungen des Antragſtellers (RT Druchſ. 
b 20/22 Nr. 3754 S. 52) vielmehr dem auf die Verpfändung (Lom⸗ 
madierung) bezüglichen Teile der Vorſchrift und bezweckte keinesfalls 
nehr, als die Entſch. der Rechtſprechung zu überlaſſen. Der Regie⸗ 
ion Böbertreter erklärte, ohne Widerſpruch zu erfahren, es könne jeden⸗ 
N & „sein Zweifel darüber beſtehen, daß, ſelbſt bei Streichung der 
nlorſchrift in den Fällen, in denen der Gläubiger berechtigt jet, 
28 die verpfändeten Gegenſtände wie ein Eigentümer zu verfügen, 
" ſteuerpflichtiges Anſchaffungsgeſchäft vorliege. 

Es bleibt alſo nur die Frage, ob vorliegendenfalls eine Siche⸗ 
rungsübereignung der in Rede ſtehenden Papiere ſtattgefunden hat, 
wie dies in der Vorentſcheidung feſtgeſtellt worden iſt. 

(Ad., II. Sen., Urt. v. 13. April 1926, II A 115/26.) 


* 


N 2. 175 Abſ. 3 RAbg O. Iſt im Steuerbeſcheide gem. 
210 Abſ.3 RAbg . feſtgeſtellt, daß ein Pflichtiger ſchuld⸗ 
mu feinen geſetzlichen Verpflichtungen nicht genügt hat, 
d bebeutet es einen Mangel des Verfahrens, wenn die 
ſchhtsmittelinſtanz die Prüfung der Frage des Ver⸗ 
for deng unterläßt und ſich darauf beſchränkt, auszu⸗ 
brechen, daß eine ſolche Feſtſtellung im Steuerbeſcheid 
dfolgt fei. 7 
S In der angefochtenen Entſch. ſind Mängel der Buchführung des 
0 feuerpffichtigen feſtgeſtellt, die nach der Auffaſſung des Berufungs⸗ 
dicht die Schätzung rechtfertigen. Das Finanzgericht lehnt eine 
ab prüfung der Höhe der Schätzung lediglich mit der Begründung 
müss as der Steuerbeſcheid die Feſtſtellung enthalte, die Entgelte 

Bten wegen ſchuldhafter Verletzung der Aufzeichnungsfriſt geſchätzt 
erden, Daß ſich das Finanzgericht dieſe Feſtſtellung zu eigen macht, 
nicht geſagt, noch weniger iſt ausgeführt, in welchen Umſtänden 
nes, Finanzgericht ein Verſchulden des Steuerpflichtige bei Wahr⸗ 
mung feiner Buchführungspflicht erblickt; insbeſondere läßt die 
Ma „nicht erkennen, daß und warum die in ihr hervorgehobenen 
Dungel auf ein Verſchulden des Steuerpflichtigen zurückzuführen ſeien. 
5 Berufungsverſahren ift aber gerade dazu da, daß das Finanz⸗ 


tr 
ur 
a 


Zu 2. Die Entſch., die der ſtändigen Rechtſprechung entſpricht, 
Bi billigen. Iſt die Feſtſtellung eines Verſchuldens des Steuer⸗ 
ichtigen im Steuerbeſcheid getroffen, ſo iſt im ordentlichen 
h u töntittelverfahren von Amts wegen nachzuprüfen, ob die Voraus⸗ 
verfugen des § 210 Abſ. 3 vorliegen. Iſt dieſe Prüfung im Vor⸗ 
üb fahren unterblieben, ſo iſt das Urteil als eine anſechtbare Vorentſch. 
7 * den Grund des Anſpruchs zu behandeln (8 264 Abſ. 2; NEO. 
(8 , die hinſichtlich der Rechtsmittel einer Endentſch. gleichſteht 
264 Abſ. 3). RA. Dr. Lucas, Düſſeldorf. 
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gericht in Fällen der vorliegenden Art nachprüft, ob dem Steuer⸗ 
pflichtigen ein Verſchulden bei Verletzung ſteuerlicher Pflichten zur Laſt 
fällt, das die Beſchränkung des Rechtsmittelwegs nach 8 210 Abſ. 3 
RAD. zur Folge hat. Dieſe Rechtslage hat die angefochtene Entſch. 
verkaunt; ſie muß deshalb aufgehoben werden, da der Mangel des 
Verfahrens als gerügt anzuſehen iſt. Die Sache wird an die Vor⸗ 
inſtanz zur erneuten Entſch. zurückverwieſen. 

> Sen ür d 23 März 1926, VA 78/26 8, RF. 18 

Ze 


* 


3. 89 275 Abſ. 3, 267 RA bg. Entſcheidet ein Sena 
des R§ H. gemäß 8 275 Abſ. 3 R Abg. nach Aufhebung der 
Vorentſcheidung ſelbſt, ſo bleibt er an das feſtgeſtell te 
Sachverhältnis gebunden und hat neues tatſächliches Vor⸗ 
bringen nicht zu berückſichtigen, wenn das angefochtene 
Urteil nur wegen irriger Rechtsanwendung aufgehoben 
wird und die Sache nach dem feſtgeſtellten Sachverhält⸗ 
niffe ſpruchreif iſt. — Bedarf es zur Entſcheidung einer 
ergänzenden tatſächlichen Feſtſtellung durch den RFH., To 
hat dies nicht zur Folge, daß der Senat auch bezüglich der 
von der irrigen Rechtsanwendung der Vorinſtanz nicht 
berührten Punkte das Sachverhältunis ſelbſtändig zu wür⸗ 
digen und neu vorgebrachte Tatſachen zu beachten hat. ) 


In einer Einleommenſteuerſache eines Landwirts hatte der Be⸗ 
ſchwerdeführer in der Rechtsbeſchwerde ſich dagegen gewandt, daß ihm 
das Einkommen eines Hofes angerechnet fei, ferner die Höhe des zur 
Steuer herangezogenen Einkommens und die Ablehnung des geltend 
gemachten Zinſenabzuges bekämpft und hatte dann noch zwei neue 
Einwendungen erhoben. Hinſichtlich des Zinſenabzugs hält der REH. 
die Rechtsbeſchwerde für begründet und ſtellt die Höhe des Zinſen⸗ 
abzuges teilweiſe nach Schätzung feſt. Hinſichtlich der zwei neuen Ein⸗ 
wendungen heißt es in dem Urteil: 

Dieſe beiden Einwendungen, welche der Beſchwerdeführer in dem 
Einſpruchs⸗ und Berufungsverfahren nicht erhoben hat, ſind als neues 
tatſächliches Vorbringen anzuſehen. Neue Tatſachen können aber mit 
Rückſicht auf die Natur der Rechtsbeſchwerde, der die Tatſachenwürdi⸗ 
gung und damit auch die Berückſichtigung eines neuen tatſächlichen 
Vorbringens grundſätzlich verwehrt iſt, in dem Verfahren vor dem 
RH. regelmäßig nicht mehr beachtet werden. 

In Abweichung von dieſem Grundſatz kann der Rö. allerdings 
in den Fällen, in welchen das Urteil der Vorinſtanz aus einem der 
im 8 267 NAbgD. bezeichneten Gründe aufzuheben iſt, ſowohl eine 
von den tatſächlichen Feſtſtellungen der Vorinſtanz abweichende Be⸗ 
urteilung des der Entſcheidung unterliegenden Sachverhältniſſes, als 
auch eine Würdigung neu vorgebrachter Tatſachen vornehmen. Es 
kann aber nicht anerkannt werden, daß die Bindung des NH. an die 
tatſächlichen Feſtſtellungen der Vorinſtanz in allen Fällen, in 
welchen er gemäß 8275 Abſ. 3 RAbgd. ſelbſt entſcheidet, weggefallen 
ſei und der Ri., wenn er nicht zurüchkweiſt, uneingeſchränkt zur 
freien Würdigung des geſamten Sachverhalts und damit auch zur 
Berückſichtigung neuen Vorbringens verpflichtet ſei. Bei dieſer Auf⸗ 
faſſung müßten im vorliegenden Falle, in welchem das Urteil des 
BinGer. wenigſtens zum Teil aufgehoben und durch die vorliegende, 
ſelbſt erkennende Enkſch. erſetzt wurde, die angeführten, von dem Be⸗ 
ſchwerdeführer erſt in der Rechtsbeſchwerde vorgebrachten Tatſachen be⸗ 
rückſichtigt werden. Gegen eine derartige Auffaſſung führt Becker, 
RAbgO., Anm. 4 zu 8 275 mit Recht aus, es dürfe nicht überſehen 
werden, daß man damit, daß man dem NFH. die Befugnis gab, bei 
Aufhebung des Urteils in allen Fällen ſelbſt zu erkennen, nur eine 
Beſchleunigung des Verfahrens im Vergleich zum Zivil⸗ und Straf⸗ 
prozeſſe, aber keine Verweitläufigung beabſichtigte, indem der Rö. in 
den Fällen, wo das RG. gezwungen war, die Sache zurückzuverweiſen, 
zur Abkürzung von Weiterungen ſollte ſelbſt erkennen dürfen. Da⸗ 
gegen ſei mit dieſer Beſtimmung nicht gemeint geweſen, daß nunmehr 
der RH. in den Fallen, wo das RG5., weil die Sache bei richtiger 
Rechtsanwendung ſpruchreif war, ſelbſt zu erkennen hatte, die Sache 
in tatſächlicher Hinſicht, ohne daß irgendein Anlaß dazu beſtände, von 
neuem ſollte aufrollen müſſen. Der Senat hält dies für zutreffend. 
Wie Becker a. a. O. weiter ausführt, würde die bekämpfte Auffaſſung 
zu dem ſeltſamen und mit den Zielen der Rechtsbeſchwerde nicht mehr 
vereinbarten Ergebnis führen, daß der RFH., wenn er lediglich einen 
Rechenfehler zu berichtigen oder eine anderweitige Abrundung der Steuer 
oder Berechnung des Zinsanſpruchs vorzunehmen hätte, zu einem Ober⸗ 


Zu 3. Der Entſch. iſt beizupflichten. 

Folgende Möglichkeiten kommen in Betracht: 5 

1. Die Eutſcheidungsgründe ergeben zwar eine Geſetzesverletzung, 
die Entſch. ſelbſt ſtellt ſich aber aus anderen Gründen (bei Anwendung 
des richtigen Rechts auf den feſtgeſtellten Sachverhalt) als richtig dar; 
alsdann kommt weder für das NG. noch für den RF. eine Auf⸗ 
hebung in Betracht (vgl. 8563 ZPO. ſowie Becker, Anm. 3 zu 
8275 RAbgdO.). 

2. Die Entſch. iſt aufzuheben, die Sache aber bei Anwendung des 
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berufungsgericht würde und den ganzen Tatbeſtand nachzuprüfen hatte. 
Der Senat iſt daher der Anſicht, daß der Rich. an das feſtgeſtellte 
Sachverhältnis gebunden bleibt und neues tatſächliches Vorbringen 
nicht zu berückſichtigen hat, wenn und ſoweit das Urteil wegen irriger 
Rechtsanwendung aufzuheben und die Sache nach dem feſtgeſtelllen 
Sachverhältniſſe ſpruchreif iſt. 

Im vorliegenden Falle liegt die Sache ſo, daß in den weſent⸗ 
lichſten in der Rechtsbeſchwerde bemängelten Bunkten feſtzuſtellen war, 
daß das Recht von der Vorinſtanz richtig angewandt wurde bzw. die 
Angriffe auf tatſächlichem, der Rechtsbeſchwerde entzogenem Gebiete 
lagen. Lediglich in zwei Punkten von untergeordneter Bedeutung, 
nämlich bezüglich des Abzugs der Zinſen aus der Hypothek und dem 
Pflichtteilsanſpruche, beruhte die Vorentſcheidung auf einem Rechts⸗ 
irrtum. Während der vom Ri H. für abzugsfähig erklärte Hypotheken⸗ 
zins ohne weiteres aus dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe ſich ergab, 
war bezüglich der Zinſen aus dem Pflichtteilsanſpruche zunächſt die 
Höhe des Pflichtteils, über den zur Zeit noch ein Prozeß geführt wird, 
im Wege der Schätzung feſtzuſtellen. Dieſe Schätzung kounte vom 
NFH. ebenſogut vorgenommen werden wie von der Vorinſtanz, da 
alle für die Schätzung in Betracht kommenden Unterlagen ſich bei den 
Akten befanden. Wenn daher der RF. in dieſem Falle, in welchem 
eine Zurückverweiſung an das Fincher. lediglich eine durch nichts be⸗ 
gründete Verzögerung der Entſch. bedeutet hätte, von dem ihm gemäß 
8275 Abſ. 3 RAbgO. verliehenen Rechte, auch dann ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden, wenn nach dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe die Sache nicht 
ſpruchreif iſt und in tatſächlicher Beziehung noch ergänzende Feſt⸗ 
ſtellungen vorzunehmen ſind, Gebrauch gemacht hat, ſo muß auch hier 
aus den im vorſtehenden bereits aufgeführten Gründen die Berechti⸗ 
gung und Verpflichtung des R§ H. zur Tatſachenwürdigung und Be⸗ 
rückſichtigung neuer Tatſachen auf denjenigen Punkt der Vorentſchei⸗ 
dung, in dem die Sache infolge der abweichenden rechtlichen Beurtei⸗ 
lung nicht zur Entſcheidung reif war, beſchränkt werden. Ein Ein⸗ 
gehen auf die zu Anfang dieſes Abſchnitts erwähnten, in der Rechts⸗ 
beſchwerde neu vorgebrachten Tatfachen iſt daher dem RF. verwehrt. 

(NFH., VI. Sen., Urt. v. 18. Nov. 1925, VI A 732/25) 


b) Finanzämter. 
Finanzamt Dresden. 

1. Die in § 115 Ziff. 1 ZPO. geordnete einſtw. Be⸗ 
freiung von der Stempelſteuer iſt nicht auf die zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung erforderlichen Beurkun⸗ 
dungen beſchränkt. 

Die einſtweilige Befreiung umfaßt vielmehr alle aufgeführten 
Gerichtskoſten — dgl. OVG. v. 14. Nov. 1910 — (Sächſ. OVG. 
16, 275 ff.). Aus den Darlegungen dieſer Entſch. ergibt ſich die 
weitere Folgerung, daß die Befreiung von der Stempelabgabe auch 
dann eintritt, wenn die Armenpartei ſich durch einen freigewählten 
Ji 11 vertreten läßt — vgl. Böhme⸗Lorey, II. Bd. S. 606 
Ziff. II —. 

(Fin Amt. Dresden, Entſch. v. 21. Mai 1926, 176 A 4/26.) 
Mitgeteilt von RA. Kurt Langer, Dresden. 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Präſ. Dr. von Olshauſen, Berlin und Oberregierungs⸗ 
rat Dr. Zielke, Berlin. 

1. 83680 RVO. Gegen Entſcheidungen des Schieds- 
amts bei Fragen von grundſätzlicher Bedeutung iſt Be⸗ 
rufung zuläſſig. 

Das Vorliegen einer die Zuverläſſigkeit der Berufung rechtferti⸗ 
genden Frage von grundſätzlicher Bedeutung iſt auch dann anzunehmen, 
wenn hinſichtlich dieſer Frage bereits Entſcheidungen des Reichsſchieds⸗ 
amts ergangen ſind, da es den Beteiligten unbenommen bleiben muß, 
in geeigneter Weiſe gegen eine ihnen unzutreffend erſcheinende Rechts⸗ 


Rechts auf den feſtgeſtellten Sachverhalt ſpruchreif: alsdann muß das 
RG. ſelbſt entſcheiden (8 565 Abf. 3 ZPO.); der RH. kann nach 
dem Wortlaut des 8275 Abf. 3 ſelbſt entſcheiden, aber auch zurück⸗ 
verweiſen. Hier iſt alſo infolge allzu knapper Geſetzesfaſſung der RFH- 
merkwürdiger⸗ uno vielleicht ſogar unbeabſichtigterweiſe freier geſtellt. 
Entſcheidet er ſelbſt, jo kommt eine Verpflichtung, neues tatſächliches 
Vorbringen zu würdigen, überhaupt nicht in Betracht. Becker, 
Anm. 4 zu 8 275 iſt zwar der gleichen Auffaſſung, hält aber Zweifel 
für möglich. 

3. Die Entſch. iſt aufzuheben, die Sache aber nicht ſpruchreif: 
alsdann muß das RG. zurückverweiſen. Freilich iſt die Zurückverwei⸗ 
ſung in Fällen, wo es einer Beweisaufnahme nicht mehr bedarf, eine 
unnötige Formalität, der die Reviſionsgerichte zuweilen zu eutgehen 
verſuchen (vgl. Stein, zu 5565 Note 1). Der Rich. kann 
ſelbſt entſcheiden, gleichgültig ob eine Beweisaufnahme erforder⸗ 
lich iſt oder nicht. Hier iſt er, unt Weitläufigkeiten zu vermeiden, 
freier geſtellt, wie das RG. Entſcheidet er ſelbſt, ſo hat er unabhängig 
von dem in der Vorinſtanz feſtgeſtellten Tatbeſtand neues Vor⸗ 
bringen zu berückſichtigen. Zweifellos würde eine allzu ſtarre 
Anwendung dieſes Zwanges häufig zu unbefriedigenden, vom Geſetz⸗ 


Rechtſprechung 


1 


Luriſtiſche Wochenschrift 


auffaſſung des Reichsſchiedsamls anzugehen oder die augefochten 
Entſcheidung des Schiedsamts deshalb zu rügen, weil darin von 
Auffaſſung des Reichsſchiedsamts in einer grundſätzlichen Frage 
gewichen wird. 

(RVA., Entſch. v. 6. Febr. 1926, R Sch 70/25.) 18. 


* 

2. Die Entſcheidung, ob eine Anwartſchaft ou 
Hinterbliebenenfürſorge gewährleiſtet iſt, ſteht in ber 
Fällen des 8 14 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetze 
lediglich den nach 8 11 Abſ. 3 »af. zuſtändigen Stellen ben 
Zuſtändig ift dabei für frühere Reichsbedienſtete der 
betreffenden Zweig der Reichsverwaltung leitende Reich 
miniſter. 8 

Ein früherer Marineoffizier, der zur Zeit als Angeſtellter = 
ſchäftigt iſt, hatte bei der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte D 
Antrag geſtellt, ihn von der Verſicherungspflicht zu befreien, da er ar 
ehemaliger Offtzier vom Reiche Ruhegehalt beziehe. Der Antrag w 
jedoch von der Auſtalt abgelehnt, weil der Antragſteller nach en 
Verſetzung in den Ruheſtand wieder geheiratet habe und daher l 
jetzigen Ehefrau ein Anſpruch auf Hinterbliebenenrente i. S. des 5 
Abſ. 1 AVG. nicht zuſtehe. Zwar könne der Witwe und den Kindern 
eines Ruhegehaltsempfängers nach Art. 6 Abs. 1 des „Geſetzes ub 
Einſtellung des Perſonalabbaues und Anderung der Perſonal⸗Abbau⸗ 
Verordnung v. 4. Aug. 1925“ aus ſolcher Ehe, die erſt nach len 
Verſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt, Witwen⸗ und Waiſenge, 
von der oberſten Reichsbehörde bewilligt werden; jedoch beſtehe keit 
Rechtsanſpruch auf dieſe Bezüge. Auf Beſchwerde hat zunächſt das 
Oberverſicherungsamt beim Reichswehrminiſterium angefragt, ob 
Ehefrau und den Kindern des Beſchwerdeführers Anspruch auf Hinlel⸗ 
bliebenenverſorgung i. S. des 8 11 AVG. gewährleiſtet ſei. Das Mint 
ſterium hat darauf erwidert, daß die Vorausſetzungen, unter denen die 
Bewilligung von Witwengeld an die nach der Verſetzung in den Ruhe 
ſtand geheiratete Ehefrau zu geſchehen pflege, im vorliegenden Fall zul 
Zeit erfüllt ſeien, daß ſomit auch hinſichtlich der Ehefrau die Anwark 
ſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge i. S. des AVG. gegenwärtig gewähr 
leiſtet ſei. Das Oberverſicherungsamt hat darauf die Sache dem 
Reichsverſicherungsamt zur grundſätzlichen Entſch. abgegeben 
Dieſes hat am 8. Juni 1926 — II AV 9/26 — dahin entſchieden, 
daß der Marineoffizier vom Tage des Eingangs ſeines Antrags 
der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte gemaß 814 AVG. von 
der Verſicherungspflicht befreit ſei, mit folgender Begründung: 2 

Nach 814 AVG. wird auf feinen Antrag von der Verſicherung?“ 
pflicht befreit, wem vom Reiche uſw. Ruhegeld, Wartegeld oder 
ähnliche Bezüge im Mindeſtbetrag der feinem Dienſteinkommen en 
ſprechenden Höhe bewilligt ſind und daneben Anwartſchaft auf Hinter 
bliebenenfürſorge ($ 11) gewährleiſtet iſt. Eine Entſch. darüber, ob el 
Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge gewährleiſtet iſt, iſt aber 
den Trägern und Behörden der Angeſtelltenverſicherung nicht ein 
geräumt, vielmehr find die Vorſchriften des § 11 entſprechend aM 
zuwenden, wie ſich aus dem Schluß des § 14 ergibt. Mithin entſcheiden 
über dieſe Frage nicht diejenigen Behörden, die nach 8 15 über 3 
Befreiung zu befinden haben, ſondern lediglich die nach 8 11 Abſ. 
berufenen Stellen. Die Träger und Behörden der Angeſtelltenverſiche“ 
rung find daun an die Entſch. dieſer Stellen gebunden, ſofern DI 
Eniſch. von der im Einzelfall zuftändigen Verwaltungsbehörde ge 
troffen iſt. Da der Beſchwerdeführer früher im Geſchaftsbereich ve 
Reichswehrminiſteriums kätig war und dieſes ſpäter gegebenenfall 
die Hinterbliebenenbezüge zu gewähren hat, ſo iſt im vorliegenden Ja 
der Reichswehrminiſter zur Entſch. zuſtändig. Da nach feiner © 
klärung die Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge gegenwärtig 
gewährleiſtet iſt, iſt demnach die Vorausſetzung des 8 14 erfüllt. De 
Antrag des Beſchwerdeführers auf Befreiung von der Verſicherungs 
pflicht iſt ſomit begründet. 

(RV A., Entſch. v. 8. Juni 1926, II A V 9/26.) 184 
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geber kaum gewollten Ergebniſſen führen, und es ift daher begreiflich, 
daß ſich der RF. — ähnlich wie das RG. bei nicht völlig klarem 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 8 565 Abſ. 3 ZPO. — 10 
helfen ſucht. Dies kann einmal in grundſätzlicher Form geſchehen dur ) 
Hinweis auf 8 4 RAbgO., wonach bei Auslegung der Steuergeſetze 
deren Zeck zu berückſichtigen iſt; oder aber von Fall zu Fall du 
eine weitherzige Auffaſſung des Begriffs der „Spruchreife“. 
Geht man davon aus, daß die Spruchreife dann nicht gegeben 
iſt, wenn eine weitere Beweisaufnahme erforderlich iſt, wohl aber, we 
lediglich Rechenfehler richtigzuſtellen, Abrundungen nach oben 
unten vorzunehmen, Zinsanſprüche ganz oder teilweiſe zu kürzen ind, 
ober wenn, wie im vorliegenden Falle, [don an Hand der alten 
mäßigen Belege eine vom Vorderrichter unterlaſſene Schätzung u in 
geholt werden kann, wenn alſo auf Grund der vorliegenden Akten 
Verbindung mit der eigenen Sachkunde des Gerichts etwa noch k 
forderliche weitere Feſtſtellungen alsbald getroffen werden können, j 
wird man in den meiſten Fällen ohne ausdehnende Geſehesauslegung 
zu dem vom NFH. gewählten, durchaus wünſchenswerten Ergebn 
gelangen. 

RA. Dr. Lucas, Düſſeldorf. 


$ 265 AVG. Berichtigung offenbarer Unrichtig⸗ 
Mr Unter Schreib⸗ und Rechenfehlern und ähnlichen offenbaren Un⸗ 
sonigßeiten, die im Urteil vorkommen und deren Berichtigung im 
* AVG. vorgeſehen iſt, ſind nur Irrtümer und Mängel in der 
8 Nung oder in dem Ausdruck des Gewollten zu verſtehen. Die Un⸗ 
ſochtigkeit muß daher dem Inhalt der Enkſcheidungsgründe wider⸗ 
0 rechen und dergeſtalt erkennbar ſein, daß aus dem Zuſammen⸗ 
gang von Urteilsformel und Urteilsgründen das Vorhandenſein des 
Aa ebens ſich ergibt. Es darf ſich alſo nur unt einen Mangel des 
ie des Gewollten, nicht um Mängel des Wollens ſelbſt 
n. 
GB A., Entſch. v. 4. Febr. 1926, II AV 17/25.) O.] 
* 

Br; 4. 5331 AVG. Bei Zuſtellung durch eingeſchriebenen 
vief find die poſtal. Beſtimmungen maßgebend. 
fe Darüber, an welche Perſonen bie Aushändigung des zuzuſtel⸗ 
maden Schriftſtücks an Stelle des nicht angetroffenen Empfängers 
Bi Wirkung gehöriger Zuſtellung nach 8 331 AVG. erfolgen kann, 
scheiden die für die gewählte Zuſtellungsart geltenden geſetzlichen 
geeſtimmungen, alſo bei Zuſtellung durch die Poſt mittels eingeſchrie⸗ 
genen Briefes bie poſtaliſchen Beſtimmungen. Nach den maßgebenden 
yo immungen der Poſtordnung v. 22. Dez. 1921 (RGGBl. 1609) 8 38 
bo. VII i. d. Faſſung der BD. v. 5. Jan. 1923 (RG Bl. I, 1159) 
Anen Einſchreibſendungen, ſofern der Empfänger in der, Woh⸗ 
ung nicht angetroffen wird, an ein erwachſenes Familienglied des 
die dlängers beſtellt werden, z. B. Eltern, Kinder, Geſchwiſter. Für 
1e Aushändigung der Poſtſendungen iſt nicht Erfordernis, daß das 
amilienmitglied dauernd zum Hausſtand des Adreſſaten gehört. 


(NA., Entſch. v. 28. Jan, 1926, IIa AV 98/25.) 8. 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. b 
1. Die Vorſchrift des $ 135 Abſ. 3 des Verfahrens- 


ſlebes, wonach das Urteil einen Hinweis über die Zu⸗ 
b ſſigteit des Rekurſes zu enthalten hat, wirkt zugunſten 


eider Parteien, alſo auch zugunſten des Fiskus. 
„Nach 8 135 Abſ. 3 Verf. hat das Urteil einen Hinweis über 
5 Zuläſſigkeit des Rekurſes zu enthalten. Fehlt dieſer Hinweis, 
Hi wird die Rekursfriſt nicht in Lauf geſetzt. Dieſen Rechtsſatz ent⸗ 
a zwar $135 Abſ. 3 a. a. O. nicht. Er iſt aber unbedenklich dem 
1 7 Abſ. 1 Verfch. zu entnehmen. Die Übertragung dieſes Rechtsſatzes 
uf 8 135 Abſ. 3 entſpricht der allgemeinen Rechtsauffaſſung — vgl. 
1 aufmann⸗Fuiſting, Verfahrensgeſetz 1922 Note 4 zu 8 135 
> Olshauſen⸗Schulte⸗Holthauſen, Verfahrensgeſetz 
% Note 4 zu 8 135 — und der ſtändigen Rechtſprechung des 
Aicher. Der Rechksſaßz gilt, ſoweit 8 87 a. a. O. in Frage kommt, 
ur für den Verſorgungsberechtigten. 
ber Das BVerfG. ſchreibt weitergehend in den 88 87 und 135 einen 
fi ſonderen, in den Beſcheid oder das Urteil aufzunehmenden Hinweis 
hehe die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln mit der Folge vor, daß der 
Ellende oder unrichtige Hinweis die Rekursfriſt nicht in Lauf ſetzt. 
i Ne gleichzeitige und gleichartige Fürſorge zugunſten des Gegners 
M Parteiverfahren oder wenigſtens die Wirkung des Hinweiſes zu⸗ 
Sunften des Gegners iſt nicht ausgeſchloſſen. Aus dem Umſtand, daß 
u im Verwaltungsverfahren geltende $87 a. a. O. nur die Für⸗ 
bege für den Verſorgungsberechtigten im Auge hat, läßt ſich bei der 
züslegung des 8135 Abſ. 3 a. a. O. kein entſcheidender Gegengrund 
intleiten; denn eine zugunſten des Fiskus wirkende Belehrung kann 
m Verwaltungsverfahren nicht in Frage kommen. In dieſem Ver⸗ 
lahren iſt der Fiskus nicht Partei. Er erfäßt vielmehr ſelbſt den Be⸗ 
Geib, gegen den der Verſorgungsberechtigte Berufung einlegen kann. 
15 um Spruchverfahren, nach Einlegung der Veruſung, ſtehen ſich 
Verſorgungsberechtigte und der Fiskus als Parteien ein⸗ 
uder gegenüber; vgl. hierzu Olshauſen⸗Dorn, Verſorgungs⸗ 
a brüche 2. Aufl. 1920 S. 267f., anch Entſch. des RWGer. 
. III S. 235 Nr. 79. Die Rechte und Pflichten der Parteien im 
in verfahren der Verſorgungsgerichte find grundſätzlich gleich; es 
1 Sache des Geſetzgebers, Ausnahmen zu beſtimmen. Der Geſetzgeber 
zütte es ſonach auch in der Hand, die Vorſchrift des § 135 Abſ. 3 
erf g. fo zu faſſen, daß fie nur zugunſten des Verſorgungsberechtigten 
then konnte. Das iſt nicht geſchehen. 

8 135 Abſ. 3 a. a. O. iſt ohne Einſchrängkung, alſo unbedingt 
besaß. Hieraus ſchließen auch Kaufmann ⸗Fulſting a. a. O., 
daß der Hinweis zugunſten beider Parteien gelten müſſe. Die Vor⸗ 
fee iſt zwingenden Rechts. Es iſt eine ſogenannte Muß vorſchrift; 
til auch ausdrücklich als ſolche gewollt. Als Vorſchrift 

‚genden Rechts kann fie nicht lediglich zugunſten einer Partei, 
— hier des Verſorgungsberechtigten, gelten; ſie kommt vielmehr 
Wen Parteien in gleicher Weiſe zugute. Das iſt der erkennbare 

le des Geſetzes. Auch wenn man annehmen wollte, was mangels 
terer Unterlagen nicht feſtgeſtellt werden kann, die Verfaſſer des 
ches hätten dabei nur an den Verſorgungsberechtigten gedacht, ſo 
e ſich die Wirkung zugunſten der Gegenpartei nicht ausſchließen. 


ließ 
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Erwägungen der Verfaſſer eines Geſetzes ſind für ſeine Auslegung 
gewiß von Bedeutung. Sie müſſen aber gegenüber einer Klaren 
Faſſung des Geſetzes zurücktreten. Ein Geſetz ſteht, ſobald es erlaſſen 
iſt, auf eigenen Füßen. Es hat ſeinen eigenen Geiſt und Sinn. Nach 
$ 135 Abf. 3 Verf®. ift das Urteil ohne den vorgeſchriebenen Hinweis 
nicht vollſtändig, mag auch ſonſt ſeine Rechtswirkſamkeit nicht beein⸗ 
trächtigt ſein. Es kann daher durch Ablauf der einmonatigen 
Friſt ſeit der Zuſtellung nicht rechtskräftig werden. Dieſe Auf⸗ 
faſſung ſtimmt auch mit der Rechtſprechung des ABA. überein. 

Die Entſch. des RH. Bd. 11 S. 40 Nr. 11 iſt zur Auslegung 
des § 242 Abf. 1 Satz 2 RAbgO. v. 13. Dez. 1919 ergangen und ſtellt 
ſeſt, daß ſich die Finanzbehörde nicht auf das Fehlen der Rechtsmittel⸗ 
belehrung berufen darf. Dieſe Entſch. kann die Auslegung des 8 135 
Abf. 3 Verf. nicht beeinfluſſen; denn die Parteirolle des Fiskus 
iſt im Spruchverfahren der Verſorgungsgerichte anders als die Stel⸗ 
lung des Fiskus in Steuerſachen geitaltet. Es handelt ſich auch um die 
Auslegung einer Sollvorſchrift, bei der begreiflicherweiſe der Zweck 
des Geſetzes, den mit dem Steuerrecht nicht Vertrauten die Wege zu 
weiſen, in den Vordergrund treten mußte. Schließlich hat ſich bei 
näherer Prüfung der — vom NFH. als unvollſtändig und unvoll⸗ 
kommen bezeichneten — Vorſchrift der Abgabenordnung ergeben, 
daß eine wörtliche zugunſten des Fiskus wirkende Auslegung 
nach der Geſtaltung des Rechtsmittelverfahrens in Steuerſachen zu un⸗ 
beabſichtigten und unhaltbaren Ergebniſſen führen mußte. Das iſt in 
der Entſch. des RF. des näheren begründet. 

(RVGer., Urt. v. 2. Juni 1926, M Nr. 12749/25, 3, Grundſ. 360.) 
fa. 


II. Lander. 


1. Oberverwaltungsgerichte. 
a) Preußzen. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Verichtet von OVG R. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. 8 112 Preuß. Landes verwGeſ. v. 30. Juli 1887. Ver⸗ 
ſehen der Poſt bei Beförderung eines Briefes iſt ein un⸗ 
abwendbarer Zufall. 

Die Klageſchrift iſt mittels Einſchreibebriens nach dem Poſt⸗ 
ſtempel am 10. März 1925 zwiſchen 7 und 8 Uhr nachmittags bein 
Poſtamt in G. eingeliefert worden. Der Kl. behauptet, der Brief 
hätte bei ordnungsmäßiger Beförderung noch am 11. desſ. Mts., 
dem letzten Tage der Klagefriſt, beim OVG. eingehen müſſen. Dieſe 
Behauptung iſt zutreffend. Nach der amtlichen Auskunft des für den 
Gerichtshof zuſtändigen Poſtamts Charlottenburg 2 hätte der Ein⸗ 
ſchreibebrief bei dieſem Poſtamt ſchon am 11. März 1925 vormittags 
11.40 Uhr eintreffen müſſen. Er iſt dort aber erſt an dieſem Tage 
zwiſchen 10 und 11 Uhr nachmittags eingegangen. Dieſe Verzöge⸗ 
rung beruht auf einem Verſehen der Poſt und deshalb auf einem für 
den Kl. unabwendbaren Zufall i. S. § 112 PreußLVerwcch. Wäre 
der Brief rechtzeitig, wie es bei ordnungsmäßiger Beförderung der 
Fall ſein mußte, beim Poſtamte Charlottenburg 2 eingegangen, ſo 
hätte er noch am Tage des Friſtablaufs dem OVG. zugehen müſſen. 
Ob das bis zum Schluſſe der regelmäßigen Dienſtſtunden (3 Uhr 
nachmittags) möglich geweſen wäre, kann dahingeſtellt bleiben. Beim 
OVG. iſt für die nach Schluß der regelmäßigen Dienſtſtunden noch 
eingehenden Poſtſachen eine beſondere Annahmeſtelle im Zentralbüro 
eingerichtet, die, von einem im Dienſtgebäude wohnenden Beamten 
verwaltet, bis ſpät abends in Betrieb bleibt. Die letzte Briefträger⸗ 
beſtellung fand zu der damaligen Zeit um 7½ Uhr abends ſtatt. 
Der Brief hätte alſo ordnungsmäßigerweiſe ſpäteſtens mit dieſer 
Beſtellung in den Verfügungsbereich des OVG. gelangen müſſen. 
Aus dieſen Gründen war dem Kl. die beantragte Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand zu gewähren. 

(r., 8. Sen., Urt. v. 1. Dez. 1925, VIII A 4/25.) 


b) Bayern. 
Vayeriſcher Verwalkungsgerichtshof. 
Berichtet von OSt A. Klee, München. 

1. 88 7,29 FV. Von der zweiten Inſtanz kann auch 
über Anſprüche entſchieden werden, die erſt vor ihr geltend 
gemacht worden ſind, wenn dies ohne wirkliche Schädigung 
der prozeſſualen Rechte der Beteiligten möglich und ins“ 
beſondere mit dem Grundſatz des rechtlichen Gehörs ver— 
einbar iſt. 

Nach der Rechtſprechung des BahVerwsH. (vgl. Regers 
Entſch. Bd. 33 S. 183) kann ſich aus dem für das Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren maßgebenden Grundſatz der gleichzeitigen Erledigung 
zuſammengehöriger Rechtsanſprüche und dem Umſtand, daß die Not⸗ 
wendigkeit der Wahrung des Inſtanzenzugs für jeden Beteiligten 
keine unbedingte iſt, die Zuläſſigkeit ergeben, daß Anſprüche, die 
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erſt im Laufe des Streitverfahrens, alſo auch erſt im Verfahren vor 
der zweiten Rechtsſtufe, geltend gemacht werden, noch im anhängigen 
Streitverfahren berückſichtigt werden. Das iſt dann der Fall, wenn 
dies ohne wirkliche Schädigung der prozeſſualen Rechte der Beteilig⸗ 
ten geſchehen kann und insbeſondere mit dem Grundſatz des recht⸗ 
lichen Gehörs vereinbar iſt (Dyroff, Berioßerd. 6. Aufl. S. 566 
Abſ. II u. S. 617 Anm. 6 Abſ. II und die dortigen Hinweiſungen. 
(Bay., 3. Sen., Entſch. v. 22. März 1926, Nr. 36/25.) 
* 


2. 8 233 3PO.; Art. 22 Abi. 6 VGG. Eine Ver⸗ 
ſäumnis der Beſchwerdefriſt durch eigenes Verſchulden 
der Partei liegt auch dann vor, wenn dieſe durch eine irr⸗ 
tümliche Belehrung eines zur Entgegennahme von Be⸗ 
ſchwerden nicht zuſtändigen Beamten verurſacht iſt. ) 

Nach der Sachlage handelt es ſich nur darum, ob der Regierungs⸗ 
ſenat den Antrag des Beſchwerdeführers H. auf Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand wegen Verſäumung der Beſchwerdefriſt mit Recht 
abgewieſen hat. Laut des gemäß Art. 22 Abi. 6 BGG. anzuwendenden 
8233 ZPO. iſt die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand einer 
Partei zu gewahren, wenn ſie durch Naturereigniſſe oder andere un⸗ 
abweisbare Zufälle verhindert worden iſt, eine Notfriſt einzuhalten. 
Der Beſchwerdeführer erblickt einen ſolchen unabweisbaren Zufall darin, 
daß er durch die ihm am Montag, den 19. Okt., nachmittags 3 ½ Uhr 
im Bezirksamtsgebäude vom Amtswart (irrtümlich) erteilte Auskunft, 
es ſei niemand da, er ſolle morgen wiederkommen, an der rechtzeitigen 
Einlegung des Rekurſes verhindert worden ſei. Demgegenüber hat 
der Regierungsſenat ausgeführt, daß der Beſchwerdeführer H., der ſchon 
am Vormittag des gleichen Tags bei einigem Zuwarten ſeine Be⸗ 
ſchwerde hätte anbringen können, ſich durch dieſe, nach feiner eigenen 
Angabe ſich nur auf die Abweſenheit des Beamten im Zimmer Nr. 2 
beziehende Auskunft nicht ohne weiteres davon hatte abhalten laſſen 
dürfen, ſeine Beſchwerde entweder bei einem anderen Beaniten des Be⸗ 
zirksamts mündlich anzubringen oder noch am gleichen Tage ſchriftlich 
beim Bezirksamt einzureichen, was ihm nach Lage der Verhältniſſe 
unſchwer möglich geweſen wäre. Der Regierungsſenat iſt hiernach zur 
Anſchauung gelangt, daß die Verſäumung der Beſchwerdefriſt auf 
eigenes Verſchulden der Partei zurückzuführen iſt und daher ein un⸗ 
abweisbarer Zufall i. S. des § 233 ZRD. nicht vorliegt, weshalb 
er unter Abweiſung des Antrags auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand die Beſchwerde zurückwies. Der Verwaltungsgerichtshof findet 
keinen Anlaß, von dieſer zutreffenden Entſch. abzuweichen. 

(Bay., 2. Sen., Entſch. v. 22. Jan. 1926, Nr. 59/25.) 


2. Sonftige Derwaltungsbehörden und Derwaltungs: 
gerichte. 
Preußen. 
Preußiſcher Gerichtshof 
zur Entſcheidung von Kompetenzkonflikten. 


1. 5 13 GVG. Die Anſprüche der Kirchengemeinden 
aus der Säkulariſations⸗ Kabinettsorder vom 25. Sept. 
1834 find keine bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. +) 

Die Kl. verlangt vom Staate Erhöhung und Aufwertung der bis 
1923 gezahlten Dotationsbeiträge für Pfarrer, Kantor und Kultus⸗ 
Roften. Sie trägt vor, die katholiſche Kirche in H. ſei i. J. 1732 als 
Miſſionsſtation der Jeſuiten gegründet, von ihnen als Kuratie unter⸗ 
halten und erſt vor 30 Jahren in eine ſelbſtändige Pfarre umge⸗ 
wandelt worden. Der Orden habe als Patron und Kollator von ſich 
aus die Miſſionare für H. beſtellt und ſämtliche Kultuskoſten ge⸗ 
tragen. Nach Aufhebung des Ordens ſei durch das Schulreglement 
für die Univerſität Breslau v. 26. Juli 1800 das Vermögen des 


Zu 2. Wann kommt der Reichsverwaltungs⸗ 
gerichtshof? Wir haben jetzt zur Frage der „Nachſicht“ bei Wah⸗ 
rung der Rechtsmittelfriſten dreierlei Reichsgeſetze zu beachten: die 
Zivilprozeßordnung, die Reichsverſicherungsordnung und die Reichs⸗ 
abgabenordnung, dazu die verſchiedenen Landesverwaltungsgerichtsord⸗ 
nungen. Vorbildlich erſcheint die Abgabenordnung, die Nachſicht dem⸗ 
jenigen gewährt, der „ohne ſein Verſchulden verhindert war, die Friſt 
einzuhalten“. Für ein Verfahren ohne Anwaltszwang iſt das wohl die 
gerechteſte Löſung. In ein ſtrafferes Verfahren wäre der Anwalts⸗ 
zwang einzufügen. IR. Dr. Lövinſon, Berlin. 


Zu 1. In der Streitſache zwiſchen dem RG. (Urt. v. 2. Juli 
1925 = JW. 1925, 2436) und dem PrͤompGer. (Urt. v. 12. Mai 
1923 JW. 1924, 73) iſt es gewiſſermaßen zur Litiskonteſtation 
gekommen. Jeder Teil hält an ſeiner, der des andern Teils diametral 
entgegengeſetzten Rechtsanſicht feſt. Der eine erkennt im Namen 
des Reiches das für Recht, was der andere im Namen des preuß. 
Volkes für Unrecht erklärt. Aber es fehlt an einem Gericht, das dieſen 
Streit erledigen kann. 

Bezüglich der Rechtsgültigkeit der Kabinettsorder v. 25. Sept. 
1834 hat der KompGerY. gegenüber dem RG. und der Abhandlung 


Rechtſprechung Juriſtiſche Wochenſchrift 


... . , 


Ordens endgültig in den Beſitz des Staates übergegangen. = 
Staat ſei nach dem Säkularijationsedikt v. 30. Okt. 1810, De 


Preuß. Kabinettsorder v. 25. Sept. 1834, § 201 II 6 Ag., auf 


Grund von Obſervanz und unvordenklicher Verjährung und a, 
in einem Miniſterialerlaß v. 18. Jan. 1833 enthaltenen Anerken 
niſſes zur Fortzahlung und Erhöhung der bis zur Inflation geleil 
ten Zuſchüſſe verpflichtet. ikt 

Auf den von der Regierung in L. erhobenen Kompetenzkonfli 
iſt der Rechtsweg für unzuläſſig und der Kompetenzkonflilt für 
gründet erklärt worden. 

Es Kann dahingeſtellt bleiben, 
ſchluß v. 25. Febr. 1830 und die Kabinettsorder v. 25. Sept. 189 
für Schleſien Gültigkeit haben. Für die Frage der Zuläffigkeit be⸗ 
Rechtswegs kommt nur in Betracht, ob beide Beſtimmungen 
halten, auf die ein zivilrechtlicher Anſpruch auf die von der Es 
beanſpruchten Leiſtungen des Staates geſtützt werden kann. Der T 1 
richtshof hat in feinen beiden Urteilen v. 12. Mai 1923 (JW. 19275 
73) bereits eingehend ausgeführt, daß durch 8 35 NDHS. Leitung” 
verpflichtungen nicht begründet werden, vielmehr den Landesherke 
nur eine öffentlich⸗rechtliche Fürſorgepflicht auferlegt wurde. ar 
Geſetzescharakter der Kabinettsorder v. 25. Sept. 1834 hat der Ge 
richtshof ſeit dem 12. Mai 1923 ſtändig verneint... a 

Durch das Edikt v. 30. Okt. 1810 trat, foweit eine peine 
rechtliche durch das Recht eines anderen bedingte Verpflichtung un 2 
beſtand, vielmehr eine etwa vorhanden geweſene Obliegenheit nu 
durch den Zweck und das Statut des Stiftes geboten war, eil 
Anderung des bisherigen Zuſtandes ein, indem der Staat das — 5 
mögen der Klöſter uſw. einzog und ſich dabei vorbehielt, für 2 
Dotierung der Pfarreien, Schulen, milden Stiftungen uſw. Sorge ö! 
tragen. Der Staat hatte ſonach ohne Zulaſſung einer Klage nac 
freiem Ermeſſen zu beſtimmen, ob und inwieweit er Mittel 1511 
für bewilligen wollte (RG. v. 24. April 1893 i. S. Domgemein 
in Camin w. Fiskus) 

Lediglich aus der Tatſache, daß der Staat das Jeſuitenper⸗ 
mögen eingezogen hat, läßt ſich eine privatrechtliche Unterhaltspflicht 
nicht herleiten. Nach § 201 II 6 ALR. tritt allerdings der Stach 
gegen diejenigen, welche Forderungen an die erloſchene Geſellſch 1 
haben, an deren Stelle. Damit iſt aber noch nichts für die Zuläſſig 
keit des Rechtswegs für den hier geltend gemachten Anſpruch 9% 
wonnen, da damit noch nichts für die hier entſcheidende rechtliche 
Natur der angeblich auf den Staat übergegangenen Verpflichtung daß 
getan iſt. Es iſt nichts dafür augeführt, daß der Orden ſich zum 
Unterhalte der Gemeinde aus anderen als auf irgendwelche Kir 
lichen Verwaltungsakte zurückzuführenden Gründen verbunden 1 
fühlt hat ... (wird weiter ausgeführt, daß aus der Gründung eine 
Pfarrei eine zivilrechtliche Unterhaltungspflicht noch nicht folge). 

Bei Obſervanz und unvordenklicher Verjährung genügt nuch 
die Behauptung, daß die beanſpruchten Leiſtungen ſeit Menſchen⸗ 
gedenken gewährt worden ſind. Bei Rechtsbeziehungen, die ſich 2 
wohl auf dem Gebiete des öffentlichen wie auf dem Gebiete de 
Privatrechts entwickelt haben können, ſind Tatſachen anzugeben, * 
denen zum wenigſten der Schluß gezogen werden kann, daß 18 
Leiſtung auf eine aus privatrechtlichen Beziehungen abzuleitende Ver 
bindlichkeit zurückzuführen und daß die Leitung in dem Bewußtſein 
des Beſtehens eines dem privatrechtlichen Gebiete angehörenden 
Rechts erfolgt iſt (Urt. d. Kompchh. v. 29. März 1924)... (s 
wird weiter ausgeführt, daß in Sachen Geſeke w. Fiskus eine au 
dere Rechtsauffaſſung nicht vertreten und in dem Miniſterialerla 
v. 18. Jau. 1833 ein Anerkenntnis nicht zu finden fei.) 

In Übereinſtimmung mit früheren Urteilen hat das RO. il 
211 ff. den Rechtsweg für Anſprüche der Kirchgemeinden auf Grun 
der Säkularisation für zuläſſig erachtet. Das RG. geht babe 
im Anſchluß an 8 13 GVG. zutreffend davon aus, daß dieſes kein 


des Unterzeichneten im Acchiv f. kath. Kirchenrecht Bb. 103 (auc 
als Separatdruck erſchienen) weſentlich Neues nicht vorgebracht. Es 
verbleibt dabei, daß der König kein Geſetz habe erlaſſen wollen, 
und daß die Zuweiſung an zwei Miniſter auch damals als 2 5 
Wan nicht genügt habe. Beides iſt bereits erſchöpfel 
widerlegt. 

Vor allem aber hält das KompGer. daran feſt, daß bei det 
Entſch. über die Zuläffigkeit des Rechtswegs die Gültigkeit der . 
ſetze zu prüfen ſei, welche der Kl. für ſich anführt, und auch daril ei 
zu befinden ſei, ob die von ihm angegebenen rechtsbegründende 
Tatſachen geeignet ſeien, einen bürgerlich⸗rechtlichen Anfprud), # 
begründen. Das iſt ein offenbarer Eingriff des nur zur Entſch. eile, 
prozeſſualiſchen Vorfrage berufenen Landesſondergerichts in die MW 
den ordentlichen Gerichten und endgültig dem RG. zuſtehende materiell 
Rechtſprechung. 

Ob der R. D. H. Schl., das preuß. Edikt v. 3. Okt. 1910 und das 
kanoniſche Recht geeignet find, bürgerlich⸗rechtliche Anſprüche zu 
gründen, hat lediglich der Richter der Sachentſcheidung zu prü en 
Jedenfalls ſind Rechtsnachfolge, Anerkenntnis des Verpflichteten, 
unvordenkliche Verjährung und Obſervanz an ſich unzweifelhaft ge 
eignet, einen bürgerlich⸗rechtlichen Anſpruch zu ſtützen. Ob ſolcher 


ob der Neichsdeputationshang 
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welummung des Begriffs der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit enthält, 

Anfen aber, daß das GV. dieſen Begriff als einen feſtſtehenden 

Beben, Was nach der i. J. 1879 3.8. des Erlaſſes des GG. be⸗ 
d e Rechtsauffaſſung als bürgerliche Rechtsſtreitigkeit galt 


duch f „von den ordentlichen Gerichten entſchieden wurde, ſolle 
die ſernerhin vor die ordentlichen Gerichte gehören. Richtig iſt, daß 
913 Heenzung des Begriffs „bürgerliche Rechtsſtreitigkeit“ i. S. d. 
heſetz RG. nicht reichsgeſetzlich feſtgelegt, ſondern der Landes⸗ 
or n und der Rechtſprechung uͤberlaſſen iſt, daß alſo vor die 
licher gen Gerichte auch ſolche Rechtsſtreitigkeiten öffentlich⸗recht⸗ 
iſt. atur gehören, für die durch Landesgeſetz der Rechtsweg eröffnet 
ſbrüche gegen kann nicht anerkannt werden, daß andere Rechtsan⸗ 
leſer a man 1879 noch als bürgerlich⸗rechtliche anſah, lediglich um 
orden alſache willen auch fernerhin als bürgerlich⸗rechtliche vor die 
Auffafiı en Gerichte gehören, ſelbſt wenn fie nach heutiger Rechts⸗ 
daß nung als dem öffentlichen Rechte angehörig gelten müſſen. Wenn 
eh ſich über den Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit 
Beſtimusfpricht, jo überläßt es damit — ſoweit nicht landesgeſetzliche 
ürgerſiungen eingreifen — der Rechtſprechung feſtzuſtellen, was als 
genom iche Rechtsſtreitigkeit anzuſehen it. Es kann nicht an⸗ 
handen en werden, daß durch den 8 13 GVG. eine damals etwa vor⸗ 
Heiten unrichtige Rechtsauffaſſung über dieſen Begriff für alle 
feitgefegt werden ſollte. Das hätte nur durch einen Akt der 
gebung ausdrücklich beſtimmt werden können. Ein ſolcher 
ht vor, und es könnte nur eine Lücke der Geſetzgebung 
wär orllegend angenommen werden, wenn das beabſichtigt geweſen 
fi, debrit der Erwägung, daß es ein unannehmbares Ergebnis 
haf 5 bisher des Rechtsſchutzes durch die ordentlichen Gerichte 
begrü gen, im Rechte begründeten Anſprüchen — ob fie im Rechre 
erhehlinet find, iſt für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs un⸗ 
gegen N —, insbeſ. Ausſtattungsanſprüchen der Kirchengemeinden 
ſchutz den Staat, ohne eine Anderung der Geſetzgebung der Rechts⸗ 
zu dene zogen würde, iſt nichts geholfen. Sie kann vielmehr nur 
ſchuß N Ergebnis führen, daß ſolchen Anſprüchen bisher der Rechts⸗ 


1 adh die ordentlichen Gerichte zu Unrecht gewährt worden iſt, 
mit auß auch dazu führen, den im weſentlichen in Übereinſtimmung 
Veran: Judikatur des RG. von Laſſar „Erſtattungsanſpruch im 
bro, oltungs⸗ und Finanzrecht“ konſtruierten Begriff der „Zivil⸗ 


bin lache Kraft Überlieferung“ abzulehnen, zumal im Einzelfalle 
„übe ußlarheit und Unſicherheit über Grundlage und Grenze der 


mal lieferung“ beſtehen würde. Der Gerichtshof hat übrigens nie⸗ 
den Ausſtattungsanſprüche der Kirchengemeinden gegen den Staat 
den Modentlichen Rechtsweg ſchlechthin entzogen, ſondern ſtets nur 
daß fte weis verlangt, daß bei derartigen Anſprüchen dargetan wird, 
orden auf bürgerlich-rechtlicher Grundlage beruhen, wenn fie im 
iſt ven Rechtswege verfolgt werden ſollen. Dieſes Erfordernis 
18791 Gerichtshof auch nicht erſt neuerdings, ſondern ſchon vor 
berartiau geſtellt worden, ſo daß nicht zugegeben werden kann, daß 
Neun de Anſprüche allgemein und ohne Rückſicht auf ihren Ent⸗ 
Es Bögrund damals unbeſtritten als bürgerlich⸗rechtliche galten. 
Grugentgt in dieſer Beziehung z. B. auf die Erörterungen in den 
u ben des Erkenntniſſes v. 11. Febr. 1865 (Juſt Bl. 103/4) 
erweisen. 

order Das RG. iſt weiter der Anſicht, daß darauf, ob die Kabinetts⸗ 
machten 25. Sept. 1834 eine Rechtsgrundlage für den geltend ge⸗ 
Anſp Aunſpruch bietet, erſt bei der Prüfung der Frage, ob der 
kein uch begründet ſei, eingegangen zu werden brauche, weil damit 
ein euer ſelbſtändiger Klagegrund geltend gemacht, ſondern nur 
Ber eh angeführt werde, das neben anderen Rechtsnormen ſchon 
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auch f; 
ach bei dem vorliegenden Sachverhalt begründet iſt, darüber hat 
Tompcher der Richter der Sachentſcheidung zu befinden und das 
auch der. darf ihm dieſe Prüfung nicht abſchneiden. Er aber hat 
für „rüber zu entſcheiden, ob die Kabinettsorder v. 25. Sept. 1834 
ln ig zu erachten iſt und ob ſie einen bürgerlich⸗ rechtlichen 
dweifeſte begründen kann. Inſofern bewegt ſich alſo das KompGer. 
einer „s in einer abwegigen Bahn und zerſtört die Fundamente 
geordneten Rechtspflege. 
nun an durch wird die Frage brennend, auf welche Weiſe dieſer 
Nom pe er drei Jahre dauernde Konflikt zwiſchen dem RG. und dem 
erträglich. aus der Welt zu ſchaffen iſt, denn er iſt ſchlechthin un⸗ 
„das NG. hält die preuß. Kabinettsorder v. 25. Sept. 1834 
Für ve rechtsgültiges und gehörig verkündetes preuß. Staatsgeſetz. 
und 5 durch ſie begründeten Anſprüche iſt der Rechtsweg zulaͤſſig 
dung e werden dem Kl. zugeſprochen, wenn die tatſachliche Begrün⸗ 
nd, reichend iſt. Auf der anderen Seite kommt ein Landes⸗ 
tet les Könnte auch das Kompcher, für Anhalt oder 
ſchuein,urg⸗Lippe ſein), erklärt die Eutſch. des RG. für unrichtig, 
Recht n „Den Parteien, die ſich nach Anſicht des RG. im vollen 
dani zefinden können, den Zugang zum NG. ab und beraubt ſie 
ſinni ihres guten Rechtes. Es iſt nicht nur formell betrachtet wider⸗ 


wird 1 daß im Namen des preuß. Volkes etwas für Unrecht erklärt 
it, Peg im Namen des Reiches ſeit Zahrzehuten für Recht erkannt 


zern es iſt das auch materiell offenbar ein unerträglicher Miß⸗ 
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für ſich allein geeignet ſei, den Klageanſpruch auf Grund der vor⸗ 
getragenen Tatſachen als gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen. Wenn 
die anderen Klagegründe den im Rechtswege verfolgten Anſpruch 
als einen ſolchen erſcheinen laſſen, für den der Rechtsweg ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, und die Kl. geltend macht, daß ihr durch die Kabinetts⸗ 
order beſtimmte bürgerlich⸗rechtliche Anſprüche geſetzlich zugeſtan⸗ 
den ſeien, ſo iſt die Prüfung, ob die Kabinettsorder als ein zur 
Rechtsgrundlage eines ſolchen Anſpruchs geeignetes Geſetz oder nur 
als eine Verwaltungsinſtruktion anzuſehen iſt, auch für die Frage 
der Zuläſſigkeit des Rechtswegs nicht zu umgehen. ' 
In dieſer Frage iſt das RG. bei feiner früheren Anficht ge⸗ 
blieben. Weſentlich Neues bringt es zu ihrer Begründung nicht vor. 
Der Gerichtshof hat ſeine abweichende Anſicht in den beiden Urteilen 
v. 12. Mai 1923 (JW. 1924, 73) eingehend begründet und vermag 
auch bei erneuter Prüfung hiervon nicht abzugehen. Er kann daraus, 
daß die Kabinettsorder allgemeine Grundſätze über die Behandlung der 
von den Pfarreien und Kirchengemeinden aus den Kloſteraufhebungen 
abgeleiteten Dotationsanſprüche auf breiterer Grundlage aufſtellt, 
als das durch den zur Entſcheidung ſtehenden Fall geboten war, 
nichts für die Beantwortung der Frage, ob die Kabinettsorder Geſetzes⸗ 
kraft haben oder nur als Verwaltungsinſtruktion angeſehen werden 
ſollte, entnehmen. Er hat auch niemals beſtritten, daß der König 
ſich über die Anhörung des Staatsrates und über die die Publikation 
von Geſetzen anordnenden Beſtimmungen des § 10 Einl. zum ALR. 
und der VO. v. 27. Okt. 1810, 28. März 1811, 14. Jan. 1813 und 
24. Juli 1826 hinwegſetzen konnte. Der König konnte an Stelle 
der normalen Verkündungsform eine andere ſetzen, wenn ihm das 
nach Lage des einzelnen Falles zweckmäßig erſchien. Dafür, daß das 
in nicht ganz ſeltenen Fällen geſchehen ſei, führt das RG. die 
Kabinettsorder v. 20. Mai 1832 über das Diſziplinarverfahren gegen 
die Hofbeamten, v. 6. Juni 1835 über das Verhältnis der Stadt 
Berlin zum Charitskrankenhauſe und v. 3. Juni 1838 über die Be⸗ 
grenzung der Haftung der ſuspendierten Beamten für die Koften 
der Stellvertretung an und will auch die Kabinettsorder v. 25. Sept. 
1834 nicht als ein allgemeines Geſet, deſſen Publikation notwendig 
ſei, gelten laſſen, da es ſich nur um die Verhältniſſe eines be⸗ 
ſchränkten Kreiſes von Pfarreien und Kirchengemeinden handle, deren 
frühere Verſorger von der Sähkulariſation betroffen worden waren. 
In den anderen als Geſetze angeſehenen Erlaſſen des Königs liegen 
aber die Verhältniſſe anders als bei der Kabinettsorder von 1834. In 
der Kabinettsorder v. 20. Mai 1832 beauftragt der König den 
Miniſter des Königlichen Hauſes ausdrücklich, „ſämtliche Königlichen 
Hofſtaaten hiernach mit Inſtruktion zu verſehen“; in der Kabinetts⸗ 
order v. 6. Juni 1835 überträgt er die Bekanntgabe an den Magiſtrat, 
dem Miniſter und weiſt ihn an, das Weitere zu verfügen, d. h. auch 
der Verwaltung der Charits von ſeiner Anordnung Kenntnis zu 
geben. Die Kabinettsorder v. 3. Juni 1838 iſt auch alsbald in dem 
Abſchnitt „Geſetzgebung“ des Heftes 102 der im Auftrag des Juſtiz⸗ 
miniſteriums herausgegebenen v. Kamptzſchen Jahrbücher bekannt- 
gegeben worden, ſo daß das Obertribunal ſich mit ihr in ſeinem 
Urteile v. 30. Jan. 1840 (Entſch. Bd. 12 S. 145) beſchäftigen und 
ſchon vorher in dem Verfahren vor dem Appellationsgerichte der be⸗ 
teiligte Beamte ſich auf ſie berufen konnte. In dieſen Fällen iſt alſo 
wenigſtens eine Bekanntmachung an die Beteiligten erfolgt. Bei der 
Kabinettsorder v. 25. Sept. 1834 iſt das nicht geſchehen, ſie iſt viel⸗ 
mehr abſichtlich geheimgehalten worden, indem am Schluſſe geſagt 
wird: „Die Anßeraumung eines Prähluſionstermins für die noch 
vorhandenen rechtlichen Anſprüche iſt allerdings nicht ratſam, da 
ſolche eine Menge unbegründeter Prätenſionen zur Folge haben 


erfolg des Rechtspflegeapparates, durch den das Vertrauen in die 
deutſche Juſtiz erſchüttert und das Anſehen des NG. herabgeſetzt 
wird. Darüber ſollte in einem Rechtsſtaat keine politiſche Meinungs⸗ 
verſchiedenheit beſtehen. Es liegt nicht nur im Geiſte des Reichs⸗ 
rechts, ſondern auch im Sinn des preuß. Geſetzes v. 22. Mai 1902, 
daß bei rechtlichen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Gerichten und 
Verwaltungsbehörden letztere, namentlich auch bezüglich der Frage der 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges, den Spruch des RO. reſpektieren müſſen, 
wenn auch das Geſetz ſolches leider nur in bezug auf den einzelnen 
Fall beſtimmt hat. 

Die niederſchleſiſche Regierung in Liegnitz, welche die Rolle des 
Staatsverwaltungsorgans und der Prozeßpartei in ſich vereinigte, 
handelte unſachgemäß, wenn ſie in einer Sache, für die nach Anſicht 
des RG. der Rechtsweg unzweifelhaft zuläſſig war, dennoch den 
Kompetenzkonflikt erhob. Bei der oberſchleſiſchen Regierung in 
Oppelu wäre ein ſolches Vorgehen einfach undenkbar. Die preuß. 
Staatsregierung müßte deshalb ſchon im Intereſſe der Einheitlich⸗ 
keit der preuß. Verwaltung allgemein die Erhebung ſolcher Kompetenz⸗ 
Konflikte verbieten. Dann könnte auch in dem vorliegenden Falle 
mit Erfolg von neuem geklagt werden, da die Entſch. des KompGger. 
keine materielle Rechtskraft hat. Für einen Rechtsſtaat wird es aber 
auf die Dauer nicht angehen, daß der Zugang zu den Gerichten 
bei Prozeſſen gegen den Fiskus von dem Wohlwollen des fiskaliſchen 
Vertreters abhängig iſt. Eine geſetzliche Abhilfe iſt unbedingt not⸗ 
wendig. Wenn man nicht die früher faſt vom geſamten Juriſtenſtand 
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würde.“ Wenn das RG. meint, der König habe die Kundmachung 
an die Beteiligten und die damit nach ſeinem maßgebenden Willen 
„gehörige“ Bekanntmachung ſelbſt ſchon dadurch vorgenommen, daß 
er die Order dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten und dem 
Finanzminiſter zugehen ließ, ſo kann das nicht als zutreffend an⸗ 
geſehen werden. Die Miniſter waren nur als Ausführende des könig⸗ 
lichen Willens beteiligt. Die, die Rechte daraus herleiten konnten, 
waren die Pfarreien und Kirchengemeinden, und dieſen iſt die 
Kabinettsorder nicht bekanntgegeben worden. Ebenſowenig iſt ſie 
den Gerichten, denen die Anwendung der Geſetzesnormen obgelegen 
haben würde, oder auch nur dem Juſtizminiſter zwecks ihrer Ver⸗ 
ſtändigung zugänglich gemacht worden. Nux in einem Einzelfalle 
ſoll einmal in den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts dem 
Biſchof von Paderborn durch den Regierungspräſidenten in Minden 
die Kabinettsorder mitgeteilt worden fein. Das ift aber unerheblich, 
da nicht dargetan iſt, daß dieſe nach Jahren erfolgte Mitteilung auf 
dem Willen des — inzwiſchen verſtorbenen — Königs beruhte. Ent⸗ 
ſcheidend iſt, ob der König hat ein Geſetz erlaſſen wollen, und 
dafür iſt nichts beigebracht. Die Faſſung der Kabinettsorder ſpricht 
dagegen. In der Einleitung geht der König vielmehr davon aus, daß 
bei der Verſchiedenheit der Fälle nach Umſtänden und Beweismitteln 
im einzelnen näher zu beurteilen bleibe, ob einem aufgehobenen 
Stifte oder Kloſter wirklich zu Recht beſtehende Verpflichtungen ob⸗ 
gelegen haben oder nicht, hält es aber für zuläſſig und notwendig, 
mit Hinſicht auf die Beſtimmungen des Reichsdeputationshaupt⸗ 
ſchluſſes allgemeine Grundſätze anzunehmen, welche bei den Anſprüchen 
der Pfarreien und Kirchengemeinden an den Staat „zunächſt im 
Auge gehalten werden könnten“. Von der Schaffung einer neuen 
telbftändigen und allgemein gültigen Rechtsgrundlage für ſolche An⸗ 
ſprüche auch in Fällen, in denen bisher eine rechtlich verfolgbare 
Verpflichtung des Staates nicht beſtanden habe, iſt alſo in der 
Kabinettsorder nicht die Rede. Vielmehr bringt ſie zur Genüge zum 
Ausdruck, daß die in ihr von dem König den Miniſtern gegebenen 
Richtlinien nur für die Verwaltung beſtimmt ſind, und daß die in 
dem unter ſeiner Regierung ergangenen Reichsdeputationshauptſchluß 
und in dem von ihm ſelbſt erlaſſenen Edikt v. 30. Okt. 1810 zu⸗ 
geſagte Fürſorge grundſätzlich nach wie vor ſeinem landesherrlichen 
Ermeſſen überlaſſen bleibt. 

(GerHof z. Entſch. der KompKonfl., Urt. v. 20. März 1926, Pr L 2903.) 


Landesamt für Familiengüter. 


Berichtet v. dem Präſidenten des Landesamtes, Miniſterialdirektor i. R., 
Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat Dr. Kübler, Berlin. 
Rechtsentſcheid. 

1. 88 13, 14 Geb. f. Auflöſ. v. Familiengütern; 
58 41, 42 Zw Aufl VO. Auch für die ſtandesherrlichen Haus- 
vermögen iſt die Aufſichtsgebühr nach 88 13 Ziff. 1, 14 
Gebührenordnung für Auflöſung von Familiengütern zu 
erheben. 1) 7 

In Sachen eines ſtandesherrlichen Hausvermögens iſt beim Auf⸗ 
löſungsamt für Familiengüter in N. die Frage ſtreitig geworden, ob 
die Aufſichtsgebühr für ſolche Hausvermögen nach den 88 14, 13 
Ziff. der VO. über das Koſtenweſen bei der Auflöſung der Fami⸗ 
liengüter und Hausvermögen (Gebührenordnung für Auflöſung von 
Familiengütern, v. 11. Jan. 1924 (GS. 29) und 8 1 zur Anderung 
dieſer VO. v. 31. Mai 1924 (GS. 545) zu erheben ſei. 

Das Auflöſungsamt hat ausgeführt: Die GebO. v. 11. Jan. 
1924 betreffe nach ihrer Überſchrift auch die Hausvermögen (§ 41 


geforderte Aufhebung der KompGer. der Einzelländer durchſetzen 
kann oder will, ſo eröffnen ſich zwei Wege, von denen der eine 
zu einer materiellen, der andere aber zu einer formellen 
Korrektur des gegenwärtigen Zuſtandes führen würde. Materiell 
würde ſich folgende Nr. 5 zu § 17 Abſ. 2 GVG. empfehlen: „Die 
beſondere Behörde darf den Rechtsweg nicht für unzuläſſig erklären, 
wenn es damit in ſeiner Rechtsauffaſſung von einer Entſch. des 
RG. abweichen würde.“ Formell könnte eine Nr. 6 beſtimmen: 
„Gegen die Entſch. der beſonderen Behörde, welche den Rechtsweg 
für unzuläſſig erklärt, findet fofortige Beſchwerde an das NG. ſtatt.“ 
Beide Abhilfen könnten ſehr wohl nebeneinander beſtehen. Eine muß 
aber mindeſtens ergriffen werden, um offenbaren Juſtizſkandalen 
vorzubeugen und das Vertrauen in die Brauchbarkeit der Rechts⸗ 
pflege zu erhalten. 

Der Frage nach dem Prinzip, das die Frage der Zu— 
läſſigkeit des Rechtsweges zu beherrſchen hat, iſt das KompGer. ebenfo 
aus dem Wege gegangen, wie das RG. Zu den neuen Ausführungen 
meiner vorerwähnten Abhandlung haben beide keine Stellung ge⸗ 
nommen. Auch hier iſt geſetzliche Regelung dringend erforderlich, da 
kaum eine praktiſch wichtige Prozeßrechtsfrage jo verworren liegt wie 
dieſe. Es wäre eine hochverdienſtliche Tat des Deutſchen Juriſtentages, 
wenn er die Vorarbeiten dazu in die Hand nehmen wollte. 

Geh. IR. Prof. Dr. Otto Fiſcher, Breslau. 


Zu 1. Die urſprüngliche Faſſung der FVO. v. 10. März 1919 
enthielt die Beſtimmung, daß zu den Familiengütern i. S. der VO. 
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Abs. 2 ZwAuflV O), und zwar nach 8 42 ZwAnflVo. wegen der A 
gaben, die bisher im Rechtsgebiete des ALR. den Aufſſchtsbeher ee 
obgelegen hätten. Der 8 14 ordne die „Aufſichtsgebühr“ an. hörde 
umfaſſe zwar allgemein die geſamte Tätigkeit der Aufſichtsbehen 
vom Beginne der Zwangsauflöſung ab bis zum Freiwerden des bie 
mögens, und das würde an ſich auch die Hausvermögen betrafen 
nach $3 Adels. der Zwangsaufloſung unterlägen. Die Bor] per 
enthalte aber keine Begriffsbeſtimmung. Sie habe ſinnge neden 
ſtehende Aufſichtsrechte zur Vorausſetzung und habe als reine 1 
vorſchrift materielle Aufſichtsrechte weder begründen wollen 
können. Entfalle fie aber, jo gewähre nur der § 15 Gebo. eine 
bührenanſpruch. Das BOB. habe die Autonomie der ſtandesherrken 
Häuſer unberührt gelaſſen, ſie ſei alſo danach in Kraft geblieben 15 
Seelmann⸗Kläſſel, Das Recht der Familienfideikommiſſe 
anderer Familiengüter S. 84/85). Durch 5 1 IL 1 Adels G. ſei on, 
die Autonomie aufgehoben, eine ſtaatliche Aufſicht aber nicht 1 
geordnet. Eine ſolche habe im Gebiet des ALR. nicht beſtanden. Se die 
mann⸗Kläſſel nähmen an (S. 97), daß durch 813 FGO. gr 
Hausvermögen einer „gewiſſen, im allgemeinen in engen Grenzen 
haltenen Aufſicht unterworfen würden“. die 


Zutreffend geht das Auflöſungsamt in N. davon aus, daß 
Erhebung der Aufſichtsgebühr des § 13 Ziff. 1, § 14 Gebo. zur ber 
ausſetzung hat, daß ein Aufſichtsrecht der Auflöſungsbehörden int 
die ſtandesherrlichen Hausvermögen beſteht. Dieſe Frage it aber 
Gegenſatz zu dem Auflöſungsamt zu bejahen. Au 

Geſetzlich beftand nach früherem preußiſchen Recht eine 50 
ſicht von Staatsbehörden über die ſtandesherrlichen Hausvermöfl, 
nicht; eine ſolche Aufſicht war nur in einigen Häuſern hausrech ſich 
zum Teil obſervanzmäßig eingeführt. Dieſer Rechtszuſtand DO ion 
aber durch die Auflöſungsgeſetze geändert. Die VO. über Faun 
güter v. 10. März 1919 (GS. 39), die ſich nach § 1 letzter Abſatz ſſich 
auf die ſtandesherrlichen Hausvermögen bezieht, führte eine 
über die gebundenen Familiengüter auch dort ein, wo ſie bisher fi 
nicht beſtanden hatte. Die Auffſichtsbefugniſſe der Behörden go 
mannigfacher Art. Unter der „Aufſicht“ wird die geſamte On 
ſorgetätigkeit der Behörde für das Familiengut verſtanden. 3 fir 
beſondere legt auch die Gebo. v. 11. Jan. 1924 dieſen Begriff "7 
die Auffichtsgebühr zugrunde. Denn es heißt im 8 14 Abſ. 1 1g 
GebD. ausdrücklich, daß die Aufſichtsgebühr die „geſamte Tü 
keit“ der Auflöſungsbehörde umfaſſe, ſoweit nicht für einzelne bie 
ſchäfte beſondere Gebühren vorgeſehen ſeien. Hiernach gehört Niten⸗ 
Mitwirkung der Auflöſungsbehörde bei Rechtsakten des SEHE nie 
gutsinhabers oder der Familienvertretung, wie fie für Familien] ) 
(88 3—7, 8 Abſ. 1 FGO.) und in dem erleichterten Verfahren ken 
Erſetzung eines Familienbeſchluſſes durch Zuſtimmung einer Sam ng 
vertretung oder der beiden nächſten Anwärter mittels Beſtätig e 
der Familienſchlüſſe und der Zuſtimmungserklärungen der Fa 
vertretung oder der Anwärter ſtattzufinden hat, zur Aufſichts 6 
Reit der Behörde. Dieſe Beſtätigung wird durch die Gebühr be en 
Ziff. 1 GebO., die lediglich für die Aufnahme von Familienſch nicht 
erhoben wird, alſo eine bloße Beurkundungsgebühr darſtellt, 1.10 
abgegolten. Auch der § 13 Abs. 3 FGO., durch den die in nd 
AGGBDO. v. 26. Sept. 1889 (GS. 307) bezeichneten Rechte lien 
Pflichten zur Regelung der grundbuchlichen Verhältniſſe des Fam 
guts und die Erteilung des Fideikommißfolgeſcheins den Auflöſh 
behörden übertragen werden, betrifft Aufſichtstätigkeit. Über 
Art Aufſichtstätigkeit hinaus gibt aber die FVO. der Auflegen 
behörde auch das Recht und die Pflicht zu einer Aufſicht im en klar 
Sinne, namentlich hinſichtlich des Waldes ($ 10 FGO.); und " 
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auch ſtandesherrliche Hausvermögen zu zählen ſeien. Sie eg 
ferner im § 13 die Vorſchrift, daß Auflöſungsbehörden i. S. del ich 
(3. V. Waldaufſicht nach $ 10) da, wo bisher eine Aufſicht noch ge 
beſtanden habe, die OLG. fein ſollten, in deren Bezirk ſich das Aus 
mögen dem Hauptbeſtande nach befinde. Sie ſollten auch dun uch 
ſtellung der Fideikommißfolgeſcheine uſw. an Stelle der Grun 
ämter (Art. 18 AGG BO.) zuſtändig ſein. die 
Daß hiernach die ſtandesherrlichen Hausvermögen ebeuſo 1 
gemeinrechtlichen Fideikommiſſe allgemein unter Staatsaufſicht 
waren, dürfte nicht zu beſtreiten ſein. nögen 
Als nun ſpäter die Auflöſung der ſtandesherrlichen Haucvn ga, 
aus der FGVO. herausgenommen und mit den landesherrlichen if pie 
vermögen (Art. 57 EGBGB.) im Adelsgeſetz geregelt wurde, gan 
Frage der Aufſicht nicht klar zum Ausdruck gelangt. Es iſt aber nach 
aus dieſer Entwicklung zu entnehmen, daß einheitlich für a 8 
Art von Fideikommiſſen oder Hausvermögen gebundenen Güter ragt 
mehr die Aufſicht beſtehen ſollte. Der abgedruckte Rechtsentſche met 
in einer eingehenden Darlegung, der man im allgemeinen AU bertel 
kann, dar, daß dieſer Wille des Geſetzgebers auch in der verd 
Faſſung der Geſetze durchaus noch erkennbar ſei. e und 
Die Hausgutsbeſitzer werden ſich alſo mit dieſer Aufſiche che 
ihren Gebühren, ebenſo wie die früher davon befreiten gemeinrech 
Fideikommißbeſitzer, abfinden müſſen, zumal die Auflöſungsgeſetzg del 
mit den Aufſichtsbehörden doch auch gewiſſe Erleichterungen Nr gun 
Bewegungsfreiheit gegenüber der ſtarren Unabänderlichkeit des fiel 
Rechtszuſtandes eingeführt hat. JR. Dr. Stahl, Ka 
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bee der 8 11, der die Möglichkeit eines behördlichen Einſchreitens 
den © Gefahr einer erheblichen Schädigung des Familienguts durch 
ar haber oder ſeine Vermögenslage mittels Einleitung einer Pfleg⸗ 
bund. vorſieht, daß die Aufſichtsbehörde über die Erhaltung des ge⸗ 
a enen Vermögens zu wachen hat (vgl. RG. 19, 305 ff.). Nach allem 
lich N ſomit kein Zweifel beſtehen, daß durch die FGO. eine behörd⸗ 
wnrden Nicht auch für die ſtandesherrlichen Hausvermögen eingeführt 
die, ill. Durch das Adels G. v. 23. Juni 1920 (GS. 267) iſt in 
30. er Aufſicht nichts geändert. Die FGO. in der Faſſung vom 
„Lez. 1920 beſtimmte in 8 16 aber, daß für die ſtandesherrlichen 
1 as dermögen die Vorſchriften des Adels. und der FGO. in der 
469 Jaſſung weitergälten. Die ZwauflVO. v. 19. Dez. 1920 (GS. 
er lerner bezieht ſich nach ihrem § 38 auch auf die ſtandesherrlichen 
gelt ermögen, Während der Dauer des Zwangsauflöſungsverfahrens 
Ye behördliche Aufſicht unverändert weiter; es find in der Zw⸗ 
8 O. nur noch beſonders einige Aufgaben für die Aufſicht hervor⸗ 
mat n, die namentlich aus den in 8 5 ZwAuflVO. euthaltenen refor⸗ 
er beiſchen Beſtimmungen für die Verwaltung des Familiengutes ſich 
. Nach 8 5 ZwAuflVO., der nach dem Beſchluſſe des Landes⸗ 
Uli v. 28. März 1925 — LA. 181, 9b — auch bei freiwilliger Auf- 
jeden . gilt, kann die Aufſichtsbehörde den Familiengutsinhaber zu 
mö U von Verfügungen über Gegenftände des gebundenen Ver⸗ 
uns und zur Begründung von Verpflichtungen für das Familien⸗ 
op, Mächtigen. Welch mühe⸗ und verantwortungsvolle Tätigkeit die 
herdorben hierbei zu entfalten haben, hat ſich neuerdings infolge der 
hö schenden Kreditnot ſehr fühlbar gemacht. Dieſe Tätigkeit der Be⸗ 
ſich e könnte nicht ſachgemäß ausgeübt werden, wenn die Behörde 
ER nicht bewußt fein müßte, daß ihr die Fürſorge und der Schuß des 
des ſlienguts, d. h. eben die Aufſicht (vgl. die oben angezogene Entſch. 
ch.), anvertraut iſt. 
dern Welche Behörden die Aufſicht über die ſtandesherrlichen Haus⸗ 
mögen auszuüben haben, war in der ZwauflVO. nicht geregelt. 
Rom 42 ZwauflO., der die landesrechkliche Aufſicht über Fidei⸗ 
meirmliſſe und Lehen auch dort einführte, wo ſie, wie z. B. im ge⸗ 
niahnen Rechtsgebiet, bisher nicht beſtand, erwähnt die Hausvermögen 
5 Die Zuſtändigkeit iſt aber auf Grund des 839 Adels. durch 
1925 berleitungs VO. des Staatsminiſteriums zum AdelsG. v. 3. März 
ese (GS. 367) geordnet, die unter Ziff. 6 beſtimmt, daß die „nach 
m’ oder Hausrecht beſtehende“ Aufſicht über Hausvermögen mit 
In, 1, April 1921 auf die gemäß 8 27 ZwAuflVO. gebildeten Auf⸗ 
leitundsbehorden übergeht, wobei es richtig iſt, daß durch dieſe Über⸗ 
benungsvorſchrift Aufſichtsrechte, die vorher nicht beſtanden, nicht neu 
bel andet werden ſollten. Daß aber ſolche Aufſichtsrechte und ⸗pflichten 
iſt Erlaß der überleitungsvorſchriften im weiteſten Maße beſtanden, 
0 au vorſtehenden dargelegt. Bei ihrer Bedeutung war die von der 
= O. angeordnete Erhebung einer Aufſichtsgebühr ſachlich durchaus 
Fechefertigt Ob im Einzelfalle eine Aufſichtstätigkeit von der 
. tatſächlich entfaltet iſt, iſt nach allgemeinen für die Koſten⸗ 
b. g ang geltenden Grundsätzen unerheblich (vgl. Beſchl. des KG. 
56 „Febr. 1909 im Jahrbuch für Entſch. des KG. Bd. 37 Bl. 55 und 
Sie ſowie die Verhandlung des Hauſes der Abgeordneten in der 
ns b. 2, April 1895 zu den Beſtimmungen des GG. über die 
in ichesgebühr, insbeſondere die Ausführungen des damaligen Juſt⸗ 
15 [Stenographiſche Berichte 1895 Bd. 3 S. 1683 ff.). 
A. f. Famchüter, Rechtsentſch. 56 v. 5. Mai 1926.) 
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C. Ausländiſche Gerichte. 


Obertribnnal Kaunas ( Kowno). 


1. 5 274 8PO. Die Einrede der Rechtshängigkeit 
greift nicht durch, wenn die im Vorprozeß verlangten 
Beträge inzwiſchen völlig entwertet ſind. 

Die Einrede der brozeßhindernden Einrede ſtützt ſich auf die 
Vorprozeſſe 10 C 33/20 des AG. T. und 3 C 1147/21 des AG. H. 
In der Sache 10 C 33/20 iſt der Bekl. durch Urt. des LG. 
T. v. 22. Okt. 1920, dem Antrage der Kl. entſprechend, verurteilt 
worden, dieſer v. 29. Nov. 1918, dem Tage ihrer Geburt, bis 
zur Vollendung ihres 6. Lebensjahres vierteljährlich 90 % und von 
da bis zur Vollendung ihres 16. Lebensjahres vierteljährlich 105 % 
zu zahlen. 

In der Sache 3 C 1147/21 iſt durch Urt. des AG. H. v. 14. Juli 
1922 die Zwangsvollſtrechung aus dem T.er Urteil für zuläſſig er⸗ 
klärt worden, ebenfalls dem Autrage der Kl. entſprechend. 

Das Urt. v. 22. Okt. 1920 war mit ſeiner Verkündung rechts⸗ 
kräftig. Auf den Prozeß 10 C 33/20 kann alſo ſchon deshalb die 
Einrede der Rechtshängigkeit nicht geſtützt werden. Ob das Urt. 
v. 14. Juli 1922 rechtskräftig iſt, ſteht nicht feſt. Möglicherweiſe iſt 
alſo der Prozeß 3 0 1147/21 noch rechtshängig. Trotzdem kann die 
Einrede der Rechtshängigkeit in bezug auf den jetzigen Rechtsſtreit 
nicht durchgreifen. Denn in dem jetzigen Rechtsſtreit geht der Klag⸗ 
antrag auf Zahlung von 225 Lit vierteljährlich an die Kl. vom 
1. Jan. 1925 bis zur Vollendung ihres 16. Lebensjahres. Der 
Gegenſtand dieſer Klage iſt ein anderer als in den Vorprozeſſen, 
da die Markbeträge, um die es ſich in jenen für die Zeit ſeit dem 
1. Jan. 1925 handelte, inzwiſchen dermaßen entwertet ſind, daß 
ſie praktiſch gar nicht mehr in Betracht kommen. Wäre dies in 
einem praktiſch noch zu berückſichtigenden Maße der Fall, fo würde 
allerdings inſoweit die Einrede der Rechtshängigkeit durchgreifen. 
Das trifft hier jedoch nicht zu. Mag alſo auch der Rechtsgrund 
derſelbe geblieben ſein, ſo liegt doch wegen Verſchiedenheit des 
Gegenſtandes des Anſpruchs ein verſchiedener Anſpruch 
ſelbſt vor. Somit haben die Vorinſtanzen die Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit mit Recht verworfen. 

(Obertribunal Kaunas, Entſch. v. 25. Febr. 1926, U 49/25.) 


Mitgeteilt von Obertribunalrichter Plümicke, Memel. 


Berichtigungen. 
Auf S. 94 des Regiſterheftes (18a) rühren die beiden Be⸗ 
ſprechungen der Bücher von Dalcke und Schierloh von RA. Dr. 
Herbert Fuchs, Berlin, her. 


In der Beſprechung des Buches von Dr. Richhardt JW. 1926 
S. 2275 muß die zweitletzte Zeile des erſten Abſatzes lauten: 
„Übernahme von vier öſtlichen ... Privatbahnen“. 


Auf Seite 2304 rechte Spalte letzte Zeile iſt das Wort „Ver⸗ 
langen“ durch „Vorliegen“ zu erſetzen. 


Prozeßrechtliche Grund ſätze des Keichsfinanzhofs. 


1. Reichsabgabenordnung. 


1. 8 70. 
bei Der Große Senat tritt der Auffaſſung des II. Sen. (RFH. 6, 80) 
gel. daß Zuſtellungen, die in einem anhängigen Rechtsmittelverfahren 
ſelebehen ſollen, an den für die Juſtanz beſtellten Bevollmächtigten er⸗ 
gen muſſen. 
9. 11. 25. GrS 3/25. Bd. 17, 289. 


Die 8870 Abſ. 3. 8 
friſt 5 Zustellung durch eingeſchriebenen Brief ſetzt die Rechtsmittel⸗ 
iin nicht in Lauf, wenn der Beſtimmungsort des Briefes im Ausland 
ſuche In dieſem Falle iſt § 199 in Verbindung mit 8208 ZRO. (Er⸗ 
gen der ausländischen Behörde uſw.) maßgebend. 
22. 9. 25. II A 417/25. Bd. 17, 189. 
Wi 8 76 Abſ. 1 Nr. 2, 8212 Abſ. 2, § 282 Abſ. 1. 
gap? ein Rentenbankumlagebeſcheid nach 8 76 Abſ. 1 Nr. 2 oder 
aufn Abſ. 1 vom Finanzamt nach Rechtsmitteleinlegung aus Gründen 
fo Irboben, die den Herangezogenen nicht als pflichtig erſcheinen laſſen, 
weng eine Wiederherſtellung des aufgehobenen Beſcheids nur zuläſſig, 
n neue Tatſachen oder Beweismittel bekannt werden. 
26. 5. 25. II A 304/25. Bd. 16, 259. 


4. 8882, 229, 218. 

Die Verfügung des Vorſitzenden des Finanzgerichts, daß das Ver⸗ 
fahren über die Berufung auszuſetzen ſei, iſt in ihrer Wirkung einer 
Berufungsentſcheidung gleichzuſtellen und kann daher mit der Rechts⸗ 
beſchwerde angefochten werden. 

18. 11. 25. VI B 192/25. Bd. 17, 380. 


5. 88 85, 87; KO. 88 12, 59—61. 

Iſt ein Steuerbeſcheid vor der Konkurseröffnung dem Gemeinſchuld⸗ 
ner nicht zugeſtellr worden und will der Steuergläubiger ſich an dem 
Konkursverfahren beteiligen, ſo ſind die vorkonkurslichen Steuer⸗ 
ſchulden durch Anmeldung bei dem Konkursgericht als bevorrechtigte 
Konkursforderungen, nicht durch Zuſtellung eines die Zahlung der 
Steuer von dem Konkursverwalter verlangenden Steuerbeſcheids an 
den Konkursverwalter geltend zu machen. 

Der 887 AO. enthält keine Anderung des § 61 oder Ergänzung 
der 8859, 60 KO. 

22. 6. 25. IV A 90/25. Bd. 16, 322. 


6. 88 103, 210, 217. 
Zahlungen und Aufrechnungen können von dem Steuerpflichtigen 
nicht im Rechtsmittelverfahren, ſondern nur im Hebungsverfahren gel⸗ 
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tend gemacht werden. Dies gilt auch bei Zahlungen von Börſenumſatz⸗ 
ſteuern, die im Abrechnungsverfahren abgeführt worden ſind. 

28. 4. 25. II A 189/25. Bd. 16, 150. 

7. 8 191. 

Rechtsanwälte ſind verpflichtet, dem Finanzamt nach Maßgabe des 
8198 AD. die Prüfung zu geſtatten, ob die im § 31 UmjSt®. vor⸗ 
geſchriebenen Aufzeichnungen der Entgelte richtig und vollſtändig ſind. 
Bei dieſer Prüfung ſind auch die Handakten des Rechtsanwalts vor⸗ 
zulegen, ſoweit ſie für die Prüfung in Betracht kommen. Notare haben 
auf Grund des 8 191 AD. dem Finanzamt Einſicht in die Notariats⸗ 
akten zu gewähren. 

13.11.25. V A 272/25. Bd. 17,313. 
8. 88 210, 237. 

Vergleiche, durch die ſich die Steuerfeſtſetzungsbehörde und der Steuer⸗ 
pflichtige unter Verzicht auf die Einlegung oder unter Rücknahme eines 
Rechtsmittels über den Steueranſpruch einigen, ſind unwirkſam. 

20. 10. 25. II A 453/25. Bd. 18, 92. 


9 
Eine die Hauptſache für erledigt erklärende Rechtsmittelentſcheidung 
kann allein wegen des Koſtenpunkts mit dem ordentlichen Rechtsmittel 
angefochten werden, wenn die Entſcheidung über den Koſtenpunkt von 
der Stellungnahme zur Hauptſache abhängt. 
14. 7. 25. II A 350/25. Bd. 17, 44. 


10. 88 230, 231. 

Ein Steuerbeſcheid muß zugeſtellt werden. Iſt er dem Steuerpflich⸗ 
tigen nur durch einfachen Brief zugeſandt worden, ſo iſt die Rechts⸗ 
mittelfriſt nicht in Lauf geſezt. Auch Zolltarifaus künfte find 
Steuerbeſcheide. 

24. 3. 26. IV A 86/26. Bd. 18, 320. 
11. 88 231, 233. 

Soweit der Steuerausſchuß mitzuwirken hat, iſt der Rechtsmittel⸗ 
verzicht unwirkſam, der bei einer Unterwerfungsverhandlung gegenüber 
der vom Finanzamt allein bewirkten Steuerfeſtſetzung erklärt wird. 

25. 2. 25. VI A 39/25. Bd. 16, 1. 
12. 8 232. 

= Anſchluß an eine unzuläſſige Rechtsbeſchwerde ift gleichfalls un⸗ 
zuläſſig. 

30. 10. 25. Ve A 171/25. NR. 832. Bd. 17, 305. 
13. § 237. 

Die teilweiſe Rücknahme eines Rechtsmittels hat nicht die Wir⸗ 
kung, daß der Streit inſoweit erledigt iſt, vielmehr verbleibt der 
Rechtsmittelbehörde gemäß § 288 AD. die Pflicht, gleichwohl in eine 
Prüfung des von der Rücknahme betroffenen Teilanſpruchs einzutreten. 

12. 3. 26. II A 96/26. Bd. 18, 298. 
14. 8 267. 

Das Verfahren über die Berufung leidet an einen weſentlichen 
Mangel auch dann, wenn der Steuerſtelle das rechtliche Gehör über 
weſentliche neue Tatſachen nicht gewährt iſt. 

26. 6. 25. II A 243 — 244/25. Bd. 17, 27. 
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15. 8 267. f 
Hat die Rechtsmittelbehörde die Verwerfung eines Rechtsmittels auf 
Grund einer ungültigen Zuſtellungsurkunde ausgeſprochen, deren ‘ er 
gültigkeit für fie nicht erkennbar war, fo liegt gleichwohl ein obje 
tiver Mangel des Verfahrens vor, der zur Aufhebung des angefo 
tenen Urteils führen muß. 
26. 2. 26. 1A 13ũ 26. Bd. 18, 303. 


16. § 351. 5 
Ein ausreichender Grund zur Anordnung eines Arreſtes ift nur 9 b 

geben, wenn bei ruhiger und vernünftiger Abwägung der Umſtar, 
nach der Vermögenslage des Pflichtigen eine Gefährdung der Wa 
bung des Steueranſpruchs zu beſorgen iſt. Ob das Finanzgerich⸗ 5 
der Beſchwerdeentſcheidung von dieſem Grundſatz ausgegangen iſt, 
aus der Begründung der Entſcheidung zu entnehmen ſein, um us 
Re H. eine Nachprüfung der richtigen Anwendung des beſtehenden Rech 
zu ermöglichen. 

10. 6. 25. VI A 220/25. Bd. 16, 289 — JW. 1925, 26462. 


2. Konkursorduung. 


17. 8 61 Nr. 2. — 
Die nach Art. 1 § 5 Abſ. 1 Satz 3 der 2. Steuer NotVO. und r 
ſchnitt 2, B 3 der 1. DurchfBeſt. von einer OHG. für Rechnung ih 
Geſellſchafter zu leiſtenden Vorauszahlungen auf die Einkommenſt — 
1924 können auch im Konkurſe der Geſellſchaft, und zwar als bed = 
rechtigte Forderungen i. S. von 861 Nr. 2, geltend gemacht werd 
2. 12. 25. VI B 179/25. Bd. 18, 85. 


18. 8 146. 10 
Vorkonkursliche, bis zur Eröffnung des Konkurſes noch nicht du 0 
einen Steuerbeſcheid feſtgeſtellte Steuerforderungen können erſt 10 
dem Prüfungstermin i. S. von § 146 feſtgeſtellt werden. 
2. 12. 25. VI B 17925. Bd. 18, 83. 


10 ar 
19. 8 140, di 


Wird eine zur Konkurstabelle angemeldete Steuerforderung, für hr 
bei Konkurseröffnung ein Steuerbeſcheid (88 211, 220 AD.) noch N er⸗ 
vorlag, vom Konkursverwalter beftritten, jo hat die zuſtändige Sten 16 
behörde über die ftreitig gebliebene Forderung Feſtſtellung gemäß 81 
KO. zu treffen. 

23. 9. 25. VA 215/25. Bd. 17, 185. 


20. § 146. 30 
Durch die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermög 
des Steuerſchuldners wird das Verfahren und der Lauf der Reger 
mittelfriſt unterbrochen. Die Aufnahme durch den Konkursverwa des 
oder einen Koulkursgläubiger kann nur unter den Vorausſetzungen vor 
8146 KO. erfolgen. Zur Einlegung des Einſpruchs gegen einen ler 
Konkurseröffnung erlaſſenen Steuerbeſcheid iſt der Konkursverwa ung 
ſolange nicht legitimiert, als er im Prüfungstermine die Forder 

nicht beſtritten hat. 
22. 1. 26. II A 610/25. Bd. 18, 141. 


Streitfragen des neuen Sivilprozeßrechts. 
Von Rechtsanwalt Theodor Sonnen, Berlin. 
(Fortſetzung zu JW. 1925, 1180. Abgeſchloſſen 7. Oktober 1926.) 


VII. 
Rechtsmittel. 


(83 511 ff.) 
A. Berufung. 
Zu 8511: Berufungsſumme. 
Zu 8 512 a: Rüge örtlicher Unzuftändigkeit. 
Zu § 515: Zurücknahme der Berufung. 
Zu 8 516: Berufungsfriſt. 
Zu 8518: Einlegung der Berufung. 
Zu § 519 I-V: Berufungsbegründung. 


A. Berufung. 
Zu § 511 a. Berufungsſumme. 


I. Wie iſt die Berufungsſumme zu berechnen? 


1. Maßgebend Beſchwerdegegenſtand, nicht Streit gegenſtand: 
Baumbach, 2 zu § 511 a; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, II zu 
5511 a; RG. v. 16. März 1925 — Igdſch. 1925 Beil. 771 uf. 


2 a. Umfang des Beſchwerdegegenſtandes: Be. 
maßgebend Zeit der mündl. Verh.: RG. v. 17. Juni IE 
Noch. 1925 Beil. 1450; RG. v. 16. April 1926 30, 
1926, 2084 (dazu Geiershöfer); Sonnen, ZIP" 
132; 2 3190 
maßgebend Anträge, die bis zur Beſchlußfaſſung gemäß 5 w y⸗ 
oder bis Schluß der mündl. Verh. geſtellt ſind: Gaus 
Stein⸗Jonas, II zu 8511 a; . galuen 
maßgebend Zeit der Berufungsbegründung, wenn dieſe k * 
Antrag enthält, Zeit der Berufungseinlegung: Baum 
3 zu 8 511 a; 
b. Wert des Beſchwerdegegenſtandes: 7 3 
maßgebend Zeit der Einlegung der Berufung: RG. 106, Jun 
RG. v. 10. Nov. 1924 JW. 1925, 255; RG. v. 26. 
1925 — Warn. 1925, 190; RG. v. 17. Juni 1925 9 19 
1925 Beil. 1450; O LG. Köln v. 8. Okt. 1924 JW. 
828 (dazu Sonnen). en: 
3. Insbeſ. Berufung gegen Urteile über Papiermarkfordern at, 
vgl. RS. v. 1. Okt. 1924 — 38%. 50, 217; NO. v. 14 9. 
1924 IRoſch. 1925 Beil. 45; RG. v. 29. Nov. 19285 
1925, 138 (dazu Friedlaender); RG. v. 18. Febr. 


25, 
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INCH. 1925 Beil. 525; RG. v. 16. März 1925 — Jgdſch. 
25, 721; RG. v. 30. März 1925 — IRdſch. 1925, 771: RG. 
. 9. Okt. 1925 JW. 1925, 2768; OLG. Köln v. 8. Okt. 
1924 JW. 1925, 828 (dazu Sonnen). 
Berechnung: Vgl. Pauly, JW. 1924, 953. 
Insbeſ. Konkurs nach Einlegung der Berufung: 
a) ermäßigt ſich der Beſchwerdegegenſtand auf den bei der Ver⸗ 
zeilung zu erwartenden Teil der Forderung ? 
Ja: Baumbach, 3 zu 8511 2 (zweifelnd !). 
175515 RG. v. 11. Nov. 1924 JW. 1925, 1489 RG. 109, 
b) auf den in einem Zwangsvergleich zugeſprochenen Teil? 
Jar RG. v. 16. April 1926 JW. 1926, 2084 (dazu 
Geiershöfer). 


2 — 


U. N 
Wann muß die Berufungsſumme gegeben ſein? 


l Bei Einlegung der Berufung? 

Ja: Herrſch. Anſicht! Vgl. z. B. NS. v. 11. Okt. 1924 
88. 1925, 211; RG. v. 14. Okt. 1924 FI Rdſch. 1925 
Beil. 45; R G. v. 18. Febr. 1925 = JRdſch. 1925 Beil. 525; 
RG. v. 30. März 1925 — JAdſch. 1925 Beil. 771; RG. v. 
9. Okt. 1925 — JW. 1925, 2768. 

Nein: Siehe unten. 

usbeſondere: 

a) Kann die Berufung durch Klageerweiterung zuläſſig ge⸗ 
macht werden? (Kann auch der ſiegreiche Kläger Berufung 
einlegen zwecks Klageerweiterung 7) 

Ja Reinberger, JW. 1925, 738; 1926, 254; RG. v. 
6. Dez. 1924, mitgeteilt IRoſch. 1925 Beil. 525 (begrün⸗ 
det aus Übergangsrecht!); RG. v. 10. Nov. 1924 JW. 
1925, 255 (ſpäter aufgegeben: ZW. 1925, 2768; IRdſch. 
1925 Beil. 721); anſch. auch Pagenſtecher 35. 

Nein: Baumbach, 2 zu 5511 a; 5 zu 8 519; Gaupp⸗ 
Stein⸗Jonas, II zu §511a, IV la zu 8519; Son⸗ 
nen, 33. 50, 132; RG. v. 22. Sept. 1924 W. 
1925, 56; RG. v. 11. Okt. 1924 L. 1925, 211; RG. 
v. 14. Okt. 1924 IJ Roſch. 1925 Beil. 45; OLG. Köln 
v. 8. Okt. 1924 JW. 1925, 828 (dazu Sonnen); 
RG. v. 29. Nov. 1924 — JW. 1925, 138 (dazu Fried⸗ 
laender); OLG. Naumburg v. 4. Dez. 1924 = 88P. 

485, 245, ſowie die oben zu J 3 angeführten. 

b) Kann die Berufung durch Erweiterung der urſprünglich be⸗ 
ſchränkten Berufungsanträge innerhalb des Rahmens der im 
erſten Rechtszuge geſtellten Anträge (der Beſchwer) zuläſſig 
gemacht werden? 

Ja: Goldſchmidt 160; Kann 275; Pagenſtecher 35; 
Aeinberger, JW. 1925, 738; Gaupp⸗Stein⸗ 
Jonas, II zu § 511 a, IV 1a zu § 519; Förſter⸗ 
Kann, Nachtrag Za bb zu 8519; ORG. en 
27. Febr. 1925 JW. 1925, 2350 (zuſt. Lemberg). 

Nein: (anſch.) Baumbach, 5 zu 8519. 


2. In den Anträgen der Berufungsbegründung? 

a) Wird die zuläſſige Berufung unzuläſſig, wenn in der Be⸗ 
tufungsbegründung nur Anträge geſtellt werden, die die Be⸗ 
rufungsſumme nicht erreichen? 

Ja: Kann 275; Förſter⸗Kann, Nachtrag 3a bb zu 
5519; Baumbach, 3 zu 8 51142; Gaupp⸗Stein⸗ 
Jonas, II zu 8511 a; KG. v. 3. März 1925 = 33%. 
50, 132. 

Nein: Sonnen, 33P. 50, 132 (Ausn.: bei förmlicher Zu⸗ 
rücknahme der Berufung für einen Teil des Anſpruches, ſo 
daß nur ein die Berufungsſumme nicht erreichender Teil 
anhängig bleibt: Sonnen, ZW. 1926, 1565; Rein⸗ 
berger, JW. 1926, 254). 

Vgl. auch zu 8 515. 

Wenn in der Berufungsbegründung nur die Koſtenentſcheidung 

angefochten wird? 

Ja: R G. v. 22. Okt. 1925 JW. 1926, 253 (zuſt. Strie⸗ 
mer). 

Nein: Reinberger, JW. 1926, 254. 

0) Wird die bei Bejahung der Fragen zu a und b unzuläſſige 
Berufung wieder zuläſſig, wenn vor Verwerfung der Be⸗ 
rufung nach § 519 b oder in der mündl. Verh. die Anträge 
im Rahmen der Beſchwer wieder erhöht werden? 

Ja: Gaupp⸗Stein⸗Jonas, II zu 8511 ; KG. v. 
3. März 1925 33P. 50, 132; Reinberger, JW. 
1926, 254. 

Nein: Baumbach, 5 zu 8519; RG. v. 22. Okt. 1925 

N JW. 1926, 253 (zuſt. Striemer). 

In der letzten mündlichen Verhandlung? 

lügemein bejaht! Vgl. z. B. Kann 275; Förſter⸗Kann, 

(achtrag 3a bb zu 8519; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, II 


zu 8 51142; Sonnen, ZW. 1925, 828; 33 P. 50, 132; 
RG. 74, 325; 76, 292 (beide für Reviſion); 107, 53. — 
Siehe jedoch RG. 109, 152 (oben bei 14a). 


III. Feſtſtellung der Unzuläffigkeit: 
von Amts wegen nach § 519 b oder auf mündl. Verh. im Urteil; 
durch das Reviſionsgericht von Amts wegen oder auf Rüge der 
Parteien, auch des (unterlegenen) Berufungsklägers ſelbſt: RG. 
v. 10. März 1925 IRdſch. 1925 Beil. 526. 


Zu § 512 a. Rüge örtlicher Unzuſtändigkeit. 
J. Umfang der Geltung: 


1. Gilt § 512 a nur für Sachurteile oder auch für Urteile, die 
lediglich prozeßhindernde Einrede der örtlichen Unzuftändigkeit 
verwerfen? 

Für beide: Herrſch. M., eingehend begründet RG. v. 16. Jan. 
1925 JW. 1925, 761 (zuft. Frankeuburger) R. 
110, 57; Gold ſchmidt, 156; Baumbach, 1 zu 
§ 512 a; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, I zu 8512 a. 

2. Dagegen nicht für andere Verfahren als Streitverfahren, z. B. 
nach § 1039: Gaupp⸗Stein⸗Jonas, N. 2 zu 85122. 

3. Auch für ſof. Beſchwerde nach 8 99 III? 

Ja: Baumbach zu 8 512 a; KG. v. 8. Dez. 1924 — 38P. 

49, 221; OLG. Nürnberg v. 23. April 1925 = IM. 

1925, 1665 (zuft. Schopflocher). 


II. Iſt die Berufung gegen ein die Einrede verwer- 
fendes Zwiſchenurteil unzuläſſig oder zwar z u⸗ 
läſſig, aber unbegründet? 

Unzuläſſig: Volkmar, 232; RG. v. 16. Jan. 1925 — JW. 
1925, 761 (zuſt. Frankenburger) RG. 110, 57; RG. 
v. 6. April 1925 = JW. 1925, 1638 (mit Nachweiſen über 
frühere Rechtſpr. zu 8549 II). 

Unbegründet: Goldſchmidt, 15, 162; Kann, 268; Son⸗ 
nen, JW. 1925, 1758; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, I zu 
8 512 a; Förſter⸗Kann, Nachtrag zu 8512 a. 

Folgerungen: 

Kann es aus anderen Gründen (3. B. weil auch fachliche Zu⸗ 
ſtändigkeit oder Parteifähigkeit nicht gegeben, die Klage nicht 
richtig zugeſtellt ſei) angeſochten werden? 

Ja: Gaupp⸗Stein⸗Jonas a. a. O.; Buzengeiger, 
JW. 1925, 1638 (Anm. zu RG. v. 6. April 1925); LG. 
Koblenz v. 31. Dez. 1925 JW. 1926, 1358. 

Nein: Baumbach, zu § 512 a; RG. v. 16. Jan. 1925 
JW. 1925, 761 (zuſt. Frankenburger) = NG. 
110, 57; RG. v. 6. April 1925 JW. 1925, 1638. 


III. übergangsrecht. 
Gilt 8 512 auch für Berufungen gegen Urteile, die vor dem 
1. Juni 1924 verkündet find? 
Sa: Goldſchmidt 15. 
Nein: Volkmar 232; Sonnen, JW. 1925, 1758. 


Zu 5 515. Zurücknahme der Berufung. 


J. Teilweiſe Zurücknahme. 
1. Zuläſſig ? 

Ja: RG. 96, 369; OLG. Frankfurt v. 2. Mai 1925 
— Recht 1925 Nr. 734; Skonietzki⸗Gelpcke, 2 zu 
8 514; Baumbach, 1 zu 8 515; Gaupp⸗Stein⸗ 
Jonas, bei N. 2 zu 8515; Sonnen, JW. 1926, 
1565 zu 1. 

Nein: Förſter⸗Kann, Nachtrag 2a dd zu 8 514; RG. vom 
21. Okt. 1902 JW. 1902, 633. 

2. Iſt Fallenlaſſen eines Teiles der in der Berufungsbegründung 
geſtellten Anträge teilweiſe Zurücknahme der Berufung? 

Ja: Kann 275; Förſter⸗Kann, Nachtrag 3a bb zu 
§ 519; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, I zu 8 515, III 1 zu 
8 519 (anders Fallenlaſſen von Anträgen, die erſt nach 
der Begründungsfriſt mitgeteilt ſind: Rücknahme, wenn 
Antrag neue nach § 281 rechtshängig gewordene Anſprüche 
enthält, nicht Rücknahme, wenn Anträge innerhalb der 
Beſchwer erweitert werden; Sydow-Buſch-Krantz, 
2 zu 8 515. 

Auslegungsfrage: Baumbach, 1 zu 8 515. 

Nein: Sonnen, ZW. 1926, 1565 zu 1. 


II. Zurücknahme nach fruchtloſem Ablauf der Begrün⸗ 
dungs oder Koſtenzahlungsfriſt. 

Iſt trotz Zurücknahme die Berufung nach 8 519 b zu verwerfen 
und demgemäß Urteil nach 8 515 III zu verweigern? 

Ja: OLG. Stettin v. 5. Mai 1925 — 33. 50, 218; 
Levin, JW. 1926, 1518 zu 5. 

Nein: OLG. 15, 150; Baumbach, 2 A zu 8 515; Gaupp⸗ 
Stein⸗Jonas, IV zu 8 515; Geilenfeld, JW. 1925, 
739; Sonnen, ZW. 1926, 1565 zu 1. 
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III. Umfaßt die Koſtenpflicht auch die Koſten der un- 
ſelbſtändigen Anſchließungsberufung des Gegners? 
Ja: Baumbach, 1 zu 8522; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, 
I zu 8 47; RG. JW. 1914, 156 und 774 (für Reviſion); 
DRG. Celle v. 1. Mai 1925 — JW. 1925, 1896; KG. vom 
5. (12.2) Mai 1925 — JW. 1925, 2362 33 P. 50, 134 

(zuſt. Kraemer). 

Nein: OLG. Celle v. 16. Juni 1925 — ZW. 1925, 2801; 
Tolle, SW. 1925, 1896. 

Auch wenn die Berufung unzuläſſig iſt? 

Ja: Koffka, JW. 1915, 1472 (für Reviſion); Gaupp⸗ 
Stein⸗Jonas, I zu § 97; Baumbach, 1 zu 8 97 (wenn 
die Berufung unzuläſſig geworden iſt, z. B. mangels Be⸗ 
gründung). 

Nein: RG. 95, 121 (für Reviſion); RG. v. 10. März 1925 
= Rd. 1925, Beil. 526; Baumbach, 1 zu 8 97 (wenn 
die Berufung von Anfang an unzuläſſig war). 

Dahingeſtellt: KG. v. 5. (12.2) Mai 1925 — ZW. 1925, 2362 
= 383P. 50, 134. 


IV. Kann der Einzelrichter Urteil nach 8515 erlaſſen? 
Ja: Kann 194; Sonnen 106; GruchBBeitr. 67, 514 (— Einzel⸗ 
richter u. Prozeßgericht 45); Püſchel, Einzelrichter 58; 
Winkler, Badgſpr. 1924, 103; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, 
VI 6 zu § 349; Koppers, D. 1925, 578. 


Zu § 516. Berufungsfriſt. 
I. Beginn. 
1. Zuſtellung des Urteils: 
a) Setzt Zuſtellung durch Nebenintervenienten auch Friſt gegen 
Hauptpartei in Lauf? 
Ja: Gaupp⸗Stein⸗Jonas, N. 36 zu 867 (auf- 
gegeben: ſ. u.); (für bisheriges Recht herrſch. Anſ.). 
Nein: RG. v. 5. Dez. 1925 JW. 1926, 707 (zuſt. 
Goldſchmidt) RG. 112, 164; Baumbach, 1 zu 
§ 516; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, II 2b zu 8 516. 
b) Zustellung von Amts wegen nach 87 EntlVO.: 
Erſetzt fie Zuſtellung im Parteibetrieb nach 83172 
Ja: Meyer, ZZR. 50, 301. 
Nein: Allgem. herrſch. M. 
Erſetzt fie Zuſtellung von Amts wegen nach $ 6252 
Ja: KG. v. 10. Nov. 1925 JW. 1926, 1597 (zuſt. 
Lemberg); Meyer, 33%. 50, 302. 
Nein: Drechsler, 33 P., 50, 202. 
2. Fünf⸗Monatsfriſt: 
a) Ausſchlußfriſt, keine Notfriſt: Baumbach, 3 zu 8516 
(„nur der 6. Monat iſt Notfriſt“). 
Keine Friſt im Sinne des Geſetzes: Goldſchmidt 157; 
Gaupp⸗Stein⸗Jonas, III zu 8 516. 
Nur ſcheinbar a. A.: Breit, JW. 1924, 370; Sonnen 172 
(„Friſt von ſechs Monaten iſt Notfriſt“). 
b) Gilt 8 516 J n. F. auch für vor dem 1. Juni 1924 verkündete 
Urteile? 
Ja: OLG. Celle v. 29. Okt. 1925 Recht 1926 Nr. 94. 
Nein: Sonnen, ZW. 1925, 1758. 


II. Einlegung der Berufung ohne Zuſtellung des 
Urteils. 

1. Iſt, wenn nach dem 1. Juni 1924 gegen vorher verkündete 
Urteile Berufung eingelegt wird, die vorherige Zuſtellung 
(nach altem Recht) erforderlich? 

Ja: RG. v. 22. Mar 1925 JW. 1925, 1757 R. 
111, 31. 
Nein: Volkmar 231; Sonnen, JW. 1925, 1758. 

2. Berufung beider Parteien nacheinander: 

Wie iſt zu entſcheiden, wenn Berufung erſt eingelegt wird, 
nachdem bereits über die — ohne Zuſtellung des Urteils ein⸗ 
gelegte — Berufung der anderen Partei entſchieden iſt? 

a) Die Berufungen betreffen mehrere ſelbſtändige Anſprüche 
oder Teile eines Anſpruchs, über die Teilurteile hätten 
ergehen können: die zweite wird ohne Rückſicht auf die 
erſte durchgeführt: Kann 270; Volkmar 170; Rein⸗ 
berger, IRdſch. 1925, 377. 

b) Die Berufungen betreffen unſelbſtändige Teile eines ein⸗ 
heitlichen Rechtsverhältniſſes, über das nur einheitlich ent⸗ 
ſchieden werden kann: 

über die zweite Berufung wird ſelbſtändig entſchieden, jo 
daß widerſprechende Urteile möglich ſind: Goldſchmidt 
157; Volkmar 170; Leipz z. 1924, 256; Sonnen 
172; Stein⸗Juncker 317; Breit, ZW. 1924, 
, n 

Die zweite Berufung iſt unzuläſſig, ſoweit das Gericht ihr 
nicht ohne Abänderung des Urteils über die erſte ſtatt⸗ 
geben könnte: Kann 270; Förſter⸗Kann, Nachtrag 
2 b zu 8516. 


Guriſtiſche Wochenſchriſ 1 


Die zweite Berufung iſt zuläſſig; ob ſie begründet iſt, bang? 


indes von der Entſch. über die erſte Berufung inſoferee 
als deren Rechtskraft oder $ 318 das Gericht an die früh 
Entſch. bindet: Reinberger, IRdſch. 1925, 576f. 
3. Insbeſondere Berufung beider Parteien in Eheſachen: Pr 
Nur einheitliche Entſcheidung möglich: Kann 271; Stein 
Juncker 317; Baumbach, 3 zu 8516; Gau pf 
Stein⸗Jonas, II 4 zu 8 615. 
Zweifelnd: Breit, JW. 1924, 936. 
Folgerungen: 


a) Muß Urteil unterbleiben bis Berufungsfriſt für bebe 
Parteien abgelaufen iſt? 0 
Ja: Kann 271; Stein⸗Juncker 317; Baumba 


3 zu 8 516. 
Nein: Reinberger, IRdſch. 1925, 577. leben 
b) Iſt, wenn gleichwohl über die erſte Berufung entſchie 
ift, die zweite Berufung unzuläſſig? 
Ja: Förſter⸗Kann, Nachtrag 2b zu § 516. * 
Nein: Reinberger, IRoſch. 1925, 577 (vielleicht W 
begründet wie oben zu 2 b). 


Zu 8 518. 
I. Berufungsſchrift. { 
a) Muß fie eigenhändig handſchriftlich unterzeichnet jein (Stemp⸗ 
nicht genügend)? 4 25 
Ja: RG. 46, 375; OLG. München v. 8. April 133 
— 398. 50, 136 (uft. Reichel); Baumbadı, 12.5 
8129, 1 zu 8518; LG. I Berlin v. 20. Juni! 
JW. 1925, 2162 (für Berufungsbegründung). 
Nein: Förſter⸗Kann, zu 8 129; Gaupp⸗ Stein 
Jonas, Il zu 8129. Vgl. ferner Roquette, Mer 
1924, 1580; v. Scanzont, JW. 1925, 2162 (für 9 
rufungsbegründung). 
b) Genügt Einlegung durch Telegramm? 518 
Ja: RG. 44, 369 (u. ſtändig); Baumbach, 1 zu 97 
(ſ. u.); Gaupp-Stein-$onas, IV zu 8207; O 
40, 383 


Einlegung der Berufung. 


Nur wenn Urſchrift des Telegramms handſchriftlich gezeichnet! 
RG. v. 4. Febr. 1921 JW. 1921, 527; Reiche 
33. 50, 136; Baumbach, 3 zu 8519 (für Berufun 
begründung). 
e) Mehrfache Einlegung. 9 
Vgl. RG. 102, 364; Baumbach, 1 zu 8 518; G aa ih 
Stein⸗Jonas, I zu 8518; Reinberger, IM 
1925, 569 ff. 


II. Einreichung. 3207; 
Reiche, höchſt unerquickliche Kaſuiſtik! Vgl. die Komm. zu 3 mt 
ferner LG. Hir ſchberg v. 21. Mai 1924 — ZW. 1925, 1 
(mit Anm. v. Hodenberg). 
Zu S 519 Abſ. 1—5. Berufungs begründung. 
J. Begründungszwang. 
Auch im Arreſt⸗ und Verfügungsprozeß? nit 
Ja: Baumbach, 1 zu 8 519; Breit, JW. 1924, 373 8 
Einſchränkungen hinſichtlich des Inhalts), 935; Levin, Ja 


1924, 928; Volkmar, JW. 1924, 930; Reinb erger⸗ 
IRdſch. 1925, 365. 
Zweifelnd: An w. KG. JW. 1924, 882 zu 5. 


II. Inhalt der Berufungsbegründung. 
Vgl. KGPräſ. IW. 1925, 1468. * 
1. Iſt eine „Begründung“ im engeren Sinne, eine 255 

tik des angefochtenen Urteils mit Angabe, ob unrichtige . 
ſetzesanwendung oder unzutreffende tatſächliche Würdigung 
gerügt wird, nötig? 61¹b; 
Ja: Baumbach, 1 zu 8519, D g. 1925, 329, 1 
K G. v. 10. Juli 1924 bei Rg. — JW. 1924, 1587 20, 
Berlin v. 26. Nov. 1924 JW. 1925, 1422; KG. 
6. Mai 1925 33 P. 50, 56 (aufgehoben durch Rö. 
24. Juni 1925 33%. 50, 138). 
Nein: Pagenſtecher 15; Sonnen 174f.; JW. a, 
1354; Gold ſchmidt 160; Gaupp-Stein-JoRT,, 
I zu 8519; Eiſenſtaedt, 388. 50, 57; Volk , 
JW. 1925, 712; RG. v. 4. Okt. 1924 JW. 5 8 
1587; RG. v. 5. Nov. 1924 JW. 1924, 1859 = 
109, 89 und die unten zu 4 aufgeführten. 
2. Berufungsanträge (Abſ. 3 Nr. 1): 
a) Sind ſie allein genügend ? 924, 
Ja: Pagenſtecher 15; RG. v. 4. Okt. 1924 JW. 1 
1587; RG. v. 5. Nov. 1924 JW. 1924, 1859 Hel 
109, 89; RG. v. 7. Okt. 1925 — JRdſch. 1925, 
1687. 
Nein: Die oben zu 1 bei „Ja“ aufgeführten. 


1 
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b) Sind ſie erforderlich in beſtimmter, zur Verleſung in der 


mündlichen Verhandlung geeigneter Form? 

Ja: Goldſchmidt 160; Volkmar 174; Baumbach, 
5 zu 8 519 l(einſchränkend Dig. 1925, 1621); du 
Ches ne, Recht 1924, 361; Breit, JW. 1924, 9325 
1925, 1020 (jedoch: irgendein rein formaler, wenn auch 
ſachlich unſinniger Ankrag genügend); Reinberger, 
33P. 49, 145; OLG. Nürnberg v. 2. Dez. 1924 
JW. 1925, 1147; LG. Landsberg a. d. W. v. 5. Dez. 
1924 JW. 1925, 1045; RG. v. 10. Dez. 1924 33 P. 
49, 250; OLG. Frankfurt v. 14. Jan. 1925 JW. 
1925, 1024 (dazu Breit 1019); OLG. Dresden v. 
10. Febr. 1925 JW. 1925, 816; RG. v. 4. März 1925 
SeuffArch. 79,215; OL G. Braunſchweig v. 12. Juni 
1925 JW. 1925, 2272. 


Nein: Kann 274; Friedmann⸗Braun, DIL. 1924, 
979; Sonnen, JW. 1925, 1045, 1354, 2272; Cahn, 
JW. 1925, 1174; Gaupp⸗Stein⸗Jonas, III 1 zu 
3519; 86. v. 26. Nov. 1924 — ZI. 49, 251; RG. v. 
9. Jan. 1925 = JW. 1925, 622; RG. v. 15. Mai 1925 
JW. 1925, 1491 und 1638; KG. v. 1. Dez. 1925 JW. 
1926, 1598. 


3. Ankündigung neuen Vorbringens (Abſ. 3 Nr. 2): 


a) Iſt eine Augabe auch nötig, wenn Neues nicht vorgebracht 
werden ſoll? 

Ja: Baumbach, 6 zu 8 519, DIS. 1925, 329, 1621; du 
Chesne, Recht 1924, 361, 439; LG. 1 Berlin vom 
26. Nov. 1924 JW. 1925, 1422; LG. Karlsruhe v. 
7. Jan. 1925 Badgiſpr. 91, 28. 

Nein: Breit, JW. 1924, 372, 931; Goldſchmidt 160, 
162; Kann 276; Volkmar 174; L3. 1924, 256; 

Pagenſtecher 15; Stein⸗Juncker 324; Gau pp⸗ 
Stein⸗Jonas, III 2 zu 8519; Reinberger, 
38 P. 49, 145, 247; Sydow⸗Buſch⸗Krantz, 5 zu 
9519; RG. v. 5. Nov. 1924 JW. 1924, 1859 RG. 
109, 89; OLG. Hamburg v. 12. Nov. 1924 ZIP. 
49, 248; RG. v. 9. Jan. 1925 JW. 1925, 622; RG. v. 
7. Okt. 1925 IRdſch. 1925, Beil. 1687. 

b) Iſt die Ankündigung neuen Vorbringens überhaupt Bedin⸗ 
gung der Zuläſſigkeit der Berufung (oder nur von Bedeutung 
wegen 8 529) 

Ja: Die zu a unter „Ja“ aufgeführten. J 

Nein: Die zu a unter „Nein“ aufgeführten; dazu: Sonnen 
175; Volkmar, Recht 1924, 253 f.; Pagenſtecher 
15; Levin, JW. 1924, 928; Abraham, Recht 1924, 
409 f.; Roſenthal, Recht 1924, 438 f.; Pich, Recht 
1924, 468 ff.; Paech, 33P. 49, 327; Reinberger, 
JW. 1926, 255; LG. Leipzig v. 3. Dez. 1924 JW. 
1925, 504. 


1. Heute herrſchende Anſicht: es genügt, wenn aus der Be⸗ 
gründung zweifelsfrei zu entnehmen, in welchem Umfang und 
mit welchem Ziel das erſte Urteil angefochten wird. 

So z. B.: Gaupp⸗Stein⸗Jonas, III 1 zu 8519; För⸗ 
ſter⸗ Kann, Nachtrag 3a aa zu 8519; von Velſen, 
33P. 49, 356 ff. (mit geſchichtlichen Nachweiſungen); Son⸗ 
nen, JW. 1925, 1354, 2273; RG. (ſtändig) v. 9. Jan. 1925 
= IM. 1925, 622; v. 30. März 1925 IRdſch. 1925, 
Beil. 722; v. 22. April 1925 I Rdſch. 1925, Beil. 941; v. 
4. Mai 1925 33 P. 49, 393; v. 15. Mai 1925 JW. 
1925, 1491 und 1638; v. 11. Juni 1925 JW. 1926, 814 
(auft. Reinberger); v. 12. Juni 1925, v. 24. Juni 1925 
= Rd. 1925, Beil. 1451; v. 25. Juni 1925 = IRdſch. 
1925, Beil. 1761; v. 7. Okt. 1925 — IRdſch. 1925, Beil. 
1887; ferner KG. v. 23. Okt. 1924 JW. 1925, 1019 
(dazu Breit); v. 1. Dez. 1925 JW. 1926, 1598 (dazu 
Sonnen) uſw. 

Dagegen insbeſ. Baumbach, 1, 5 zu 8519; DI. 1925, 329, 

15. 

Jedoch: c 

a) Genügt es, wenn im Wege der Auslegung der Begrün⸗ 
dungsſchrift zu ermitteln iſt, was verlangt wird? 

Ja: Breit, JW. 1924, 932; Sonnen, IW. 1925, 
2273; KG. v. 25. Mai 1925 = JW. 1925, 2019. 
Nein: Kann 274; Baumbach, 5 zu 8519; Klein⸗ 

feller, JW. 1925, 2019; KG. v. 26. Nov. 1924 — 
33P. 49, 251; OLG. Braunſchweig v. 12. Juni 
D 925, 2272 
b) Nicht genügend: 7 
wenn nicht erkennbar, in welchem Verhältnis mehrere 
Anträge ſtehen, ob beide nebeneinander oder der eine 
nur hilfsweiſe geſtellt: KG. v. 25. Nov. 1924 — 33P. 


ze * 


ob das Urteil im ganzen Umfang angefochten werden ſoll 
oder nur bezüglich eines von mehreren Klagegründen: 
R G. v. 30. März 1925 — IRdſch. 1925, Beil. 722 (da⸗ 
gegen Sonnen, JW. 1925, 2273; Förſter⸗Kann, 
Nachtrag 3a aa zu 8 519); 

wenn nur einzelne von mehreren Poſten angegriffen wer⸗ 
den: RG. v. 22. April 1925 Warn. 1925, 238. 

ob Scheidung oder Aufrechterhaltung der Ehe gewollt iſt: 
RG. v. 15. März 1926 = JV. 1926, 1562 (zuſt. 
Sonnen); 

o) Spricht Vermutung für volle Anfechtung? 

Ja: Sonnen, JW. 1925, 1045, 2273; Förſter⸗Kann, 
Nachtrag 3a aa zu § 519. 

Nein: OLG. Braunſchweig v. 12. Juni 195 — JW. 
1925, 2272. 


III. Form der Berufungsbegründung. 

1. Schriftſatz, und zwar entweder in Berufungsſchrift oder in be⸗ 
ſonderem Begründungsſchriftſaz oder einem Nachtrag dazu, 
der innerhalb der Friſt eingeht. Verſchiedene Streitfragen der 
erſten Zeit hierzu find heute überholt. Vgl. RG. 109, 89. 

2. Vgl. zu 8518. 

3. Genügt (vom Anwalt unterzeichnete) Verweiſung auf einen bei⸗ 
gelegten Parteiſchriftſatz? 

Nein: Gaupp⸗Stein⸗Jonas N. 2 zu 8 519 (unter Be⸗ 
rufung auf RG. v. 26. Jan. 1907 ZW. 1907, 181 [zu 
8 554). 

(M. E. zu bejahen!) 


IV. Friſt zur Berufungsbegründung. 
1. Berechnung: 


a) Verſchiedene Entſcheidungen waren nötig, über deren Bes 
rechtigung Zweifel nicht möglich ſein ſollten. Vgl. die Kom⸗ 
mentare. Ferner RG. 109, 215 und 305. 

b) Bleibt eine im erſten Rechtszuge als Ferienſache bezeichnete 
Sache auch nach Berufung Ferienſache? 

Ja: Baumbach, 8B zu 8 200 GV G.; Förſter⸗Kann, 
Nachtrag 2 zu 8519 Gaupp⸗Stein⸗Jonas, V2 zu 
223. 


Nein: OLG. Roſtock v. 7. Dez. 1924 — Meckl. 41, 313. 
2. Verlängerung: 

a) Iſt die Verlängerung leinſchl. ihrer Zuſtellung!) noch nach 
Ablauf der Friſt möglich? 

Ja: Anw. KG. = JW. 1924, 882; Breit, JW. 1924, 933. 

Nein: Brüll, JW. 1924, 1221; Baumbach, 4 zu 8519; 
Gaupp⸗Stein⸗Jonas, II 2b zu 8519; Förſter⸗ 
Kann, Nachtrag 2b zu § 519; RG. ftändig, z. B. RE. 
109, 83, 341; RG. v. 30. Nov. 1924 JW. 1924, 1987; 
RG. v. 9. Dez. 1924 = JW. 1925, 362. 

b) Mitteilung der Verfügung: 

Zuſtellung einer Ausfertigung der Verfügung innerhalb der 
Friſt: RG. 109, 132, 341. 
Genügt auch ſonſtige Kenntnisnahme? 
Vorzeigen der Urſchrift durch den Gerichtsſchreiber gegen⸗ 
über dem Anwalt? 
Jo: RG. v. 7. März 1925 JW. 1925, 1491 (5. Sen.). 
Nein: RG. v. 16. Dez. 1924 — RG. 109, 341 (3. Sen.). 
Einlegen in das Fach des Anwalts? 

Nein: RG. 109, 341. 

Genügend, daß Partei in zuverläſſiger Form Kenntnis von 
der Verfügung erlangt? 

Ja: RG. v. 7. März 1925 — JW. 1925, 1491; Baum⸗ 
bach, 4 zu § 329; Förſter⸗Kann, Nachtrag 2 b 
zu § 519. (Wo iſt die Grenze? Wie z. B., wenn 
die Verfügung ſtatt in Ausfertigung nur in einfacher 
Abſchrift zugeſtellt und dem Anwalt lediglich durch 
Fernſprecher von ſeinem Büro mitgeteilt ift?) 

Nein: RG. 109, 341 (läßt dahingeſtellt, ob form⸗ 
loſe Übergabe oder mündliche Mitteilung genügt, da 
jedenfalls dieſe amtlich beurkundet ſein müſſe); 
Gaupp⸗Stein⸗Jonas, N. 4 zu 8 519. 

Vgl. auch zu 8 519 Abſ. 6. 

3. Wiederholte Verlängerung nur nach Gehör des Gegners? 

Vgl. KG Präſ. FW. 1925, 1468. 

Ja: Baumbach, 4 zu 8519, 2 zu 8225; Gaupp⸗Stein⸗ 
Jonas, II 2b zu 8519; Förſter⸗-Kann, Nachtrag 2 b 
zu § 519. 

Nein: RG. v. 12. Juli 1916 JW. 1917, 107 (für Reviſion); 
Reinberger, IJRöſch. 1925, 365. 

(Gehör des Gegners iſt jedenfalls dann nicht nötig, ja gar nicht 
möglich, wenn er noch keinen Anwalt beim Berufungsgericht 
beſtellt hat!) 
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Juriſtiſche ebene. 


4. Abkürzung durch Gericht zuläſſig? 
Sa) Hamburg v. 23. Juni 1924 — Recht 1924 
Nr. 1378. 


Nein: Tann 274; Baumbach, 4 zu 8519; Gaupp⸗ 

Stein⸗Jonas, II 2b zu 8 519; Förſter⸗Kann, Nach⸗ 

trag 2b zu 8519. 

V. Rechtliche Bedeutung der Berufungsbegründung. 
1. Siehe zu $ 519 b. 
2. Berufungsanträge. 
a) Antrag ſelbſt oder nur Ankündigung der in der mündlichen 

Verhandlung zu ſtellenden Anträge? 

Erſteres: Gaupp⸗Stein⸗Jonas, III I zu 8519; Kann 
275; Förſter⸗Kann, Nachtrag 3a aa zu 8 519; Sh- 
dow⸗Buſch-Krantz 5 zu 8 519. 

Letzteres: (anſch.) Volkmar 174; Stein⸗Juncker 323; 
Sonnen, 33P. 50, 133. 

(Praktiſche Bedeutung: wird ſpäter beſchränkter Antrag ge⸗ 

ſtellt, ſo iſt dies im erſten Falle teilweiſe Zurücknahme der 

Berufung i. S. von 8 515, im letzteren Falle nicht. Vgl. 

12 zu 8 515). 

b) Erweiterungen und Beſchränkungen ſind zuläſſig: 

Vgl. zu 8 511 a, zu § 515, ſowie zu $ 529. 


Breit, JW. 1924, 370; Pagenſtecher 35; Gold“ 
tolkma 


ſchmidt 160; Kann 274; Sonnen 175; V 466 40, 
174; Baumbach 5 zu 8 519; Reinberger, 332533 
145; JW. 1926, 254; Striemer, JW. 1926, der? 


Gaupp⸗Stein⸗Jonas IV 1a zu 8519; För 
Kann, Nachtrag 3a bb zu 8519; OLG. Jena bon. 
27. Febr. 1925 — ZW. 1925, 2350 (dazu Lembeh, 
OLG. Breslau v. 6. Febr. 1926 JW. 1926, 1 

c) Form der Erweiterung? 882. 
$ 522 a entſprech. anzuwenden: Anw KG. — JW. 1924, 146. 
$ 281 entſprechend anzuwenden: Reinberger, 3ZP- 495 7 

d) Wann werden Anſprüche der Antragserweiterung rechtshängh g 
Mit Einreichung bei Gericht: Kann 281; Heilberg, BI 

49, 94 (beide für Anſchlußberufung). 4b. 
Mit Zuſtellung gemäß § 281: Reinberger, ZIP. 4% 1 
3. Neues Vorbringen: 

Kann beliebig ergänzt, zurückgenommen oder geändert wer 
Kann 276; Förſter⸗Kann, Nachtrag 3 b ce zu 
Sonnen 175. 

(Siehe jedoch § 529). 

(Fortſetzung folgt.) 


den: 
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Neues Schrifttum 
über Zivilprozeß, Gerichtsverfaſſung und Roſtenweſen. 


Zuſammengeſtellt von Dr. Paul Güntzel, Oberbibliothekar bei dem Reichsgericht. 
(Fortſetzung von JW. 1925, 868 und 1926, 905.) 


1. Allgemeines. 


Günther, Hermann. Zuſammenſtellung der i. J. 1925 bekanntgemachten 
reichsrechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiete des Gerichtsverfaſſungs⸗, 
Zivilprozeß⸗ u. Konkursrechts ſowie d. freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Rhein Z., 1926, 395/413. 

Toſetti, H. Grundzüge des Gerichtsverfaſſungs⸗, Straſprozeß⸗ und 
Zivilprozeßrechts. Nach dem Stande der Juſtizreform v. 4. Jan. u. 
13. Febr. 1924. Bonn, Rohrſcheidt 1926. (VII, 224 S.) = Der Staats⸗ 
bürger. Sammlung zur Einführung in d. öffentliche Recht. 8. 4,50. 

Heilberg. Politiſche Rechtſprechung, politiſche Gerichte. Die Juſtiz, 
1926, 555/68. 

Rothkugel, Leon. Formularbuch der ſtreitigen Gerichtsbarkeit. Ein 
Handbuch d. Rechts anwaltspraxis mit e. Überſ. über d. Neugeſtaltg. d. 
Zivilprozeſſes u. Gebühren- u. Koſtentabellen. 3., neubearb. Aufl. Ber⸗ 
lin, Heymann 1926. (XI, 156 S.) Lw. 5,—. 

Poſener, Paul. Einführung in die Büropraxis. Leitfaden f. An⸗ 
geſtellte in juriſtiſchen u. Verbandsbüros. Berlin, Fichtner 1926. (123 S.) 


Geb. 3, —. 


2. Kommentare und Textausgaben. 


Stein, Friedrich. Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich. In 
Fortführung des von L. Gaupp begründeten Kommentars erl. 12. u. 
13. rn bearb. v. Martin Jonas. Lief. 1-11. Tübingen, Mohr 1925 
bis 1926. 

Förſter, Adolf. Die Zivilprozeßordnung für d. Deutſche Reich. 3. Aufl. 
von Richard Kann. Bd. 2, Ofg. 4 (Schluß). Berlin, Heymann 1926. 
(VOII, 673/1319.) = Kommentar 3. Bürgerl. Geſetzbuch u. feinen Neben⸗ 
geſetzen. 30,—. Bd. 2 vollſt. geb. 53,—, Geſamtwerk in 2 Bdn. geb. 70,—. 

Sydow, Reinhold, Buſch, Louis, Krantz, W. Zivilprozeßordnung u. 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt Anhang, enthaltend Entlaſtungsgeſetze. 
Mit Anm. unt. beſ. Berückſ. d. Entſcheidungen d. Reichsgerichts. 19. 
verm. Aufl. Berlin, de Gruyter 1926. (VIII, 1335 S.) = De Gruyterſche 
Samml. Handkommentare. Geb. 25,.—. 

Baumbach, Adolf. Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
u. den wichtigſten Nebengeſetzen. 3., weſentl. veränd. Aufl. Berlin, 
Liebmann 1926. (XVI, 1112 S.) Die Zivilprozeßgeſetze. Taſchenkom⸗ 
mentare. Bd. 1. Lw. 16,—. 

Schultz, Heinrich. Zivilprozeßordnung u. Gerichtsverfaſſungsgeſ. m. d. 
Einführungsgeſetzen. Textausg. m. Verweiſungen. 16. Aufl. München, 
Beck 1926. (XII, 613 S.) Lw. 4,50. 


5. Gerichte und gerichtliche perſonen. 
A. Gerichte. 


Friedlaender, Adolf. Das Präſidium. 38Proz., 1926, 373/84. 

Rippner. Landesjuſtisverwaltung u. Landgerichtspräſidium. DR., 
1926, 216/7. 

Bucher. Sind die Vorſitzenden der Kammer für Handelsſachen Mit⸗ 
glieder des Präfidiums des Landgerichtes, wenn fie nach Landesrecht 
Landgerichtsdirektoren find? Jurgdſch., 1926, 435/86. 

Fränkel, Richard. Die Beſetzung d. Oberlandesgerichtsſenate. DRZ., 
1926, 120/21. 

Günther, Hermann u. Armtroff. Die Beſetzung d. Oberlandes⸗ 
gerichtsſenate. DRZ., 1926, 143/5. 


Simons, Walter. Reichsgericht und Preſſe. Dtſche. Preſſe, 1926, 21, 995 

Lindow. Konrad. Gerichtsſprache und Umgangsſprache. Ztſchr. d. * 
bandes Preuß. Juſtizamtmänner, 1926, 18/19. 

Philippi. Zur Frage der Gerichtsferien. DNZ., 1926, 183/5. 


B. Richter und Juſtizbeamte. 


Bötticher, Eduard. Inwieweit ſichern die Art. 102 ff. der Reiche 
verfaſſung die Unabhängigkeit des Richters u. den Rechtsweg? BP" 
1926, 201/32. 

Herfurth. Die Unverletzbarkeit des Richters. DNZ., 1926, 182/3. _ 

Nauck, Martin. Die „Republikfeindlichkeit“ d. Richter. DR., 1926,17 

Meyer. Richter in Not. DRZ., 1926, 217. 

Liebiſch. Die Anſtellung von Gerichtsaſſeſſoren auf Privatdienſtvertrag, 
ihre Zulaſſigkeit u. rechtliche Wirkung. L8., 1926, 898/909. 8. 

Joſef, Eugen. Zur Wirtſamkeit richterlicher Handlungen des Preubd 
Referendars. JW., 1926, 1533. Pr 

Jahrbuch für die oberen Juſtizbeamten Preußens. Hrsg. v. J. H. Sie, 
1 e 1. Ig. 1926. Berlin, Decker 1926. (480 ©.) 
unden 7,50. 


C. Rechtsanwälte. 


* 
Wagner, Franz. Bürobuch des Rechtsanwalts u. Notars. Unter ul 
wirkung v. Helmuth Morell, hrsg. v. Auguſt Bergſchmidt. 16.—18. Au 
Berlin, Heymann 1926. Geb. 28,—. en 
Keiditſch, Jacob. Praktiſches Handbuch f. d. Anwaltskanzlei. Dieſſe 
vor München, Huber 1926. (315 S.) Lw. 6,—. , 
Kneer. Von d. Rechtsanwaltſchaft unſerer Zeit. Allgemeine Rundſcha 
1926, Nr. 7. 
Hertel. Rechtsanwälte im Nebenberuf. Anwaltsblatt, 1926, 145/7. ſch 
Hawlitzky, Rofe, Kraemer. Zur Stellung d. Vorſtandes d. 
Anwaltvereins bei d. Simultanzulaſſung. Anwaltsblatt, 1926, 140/5. 
Ehrenwert. Zur Frage d. Führung früherer Amtsbezeichnungen 
Anwaltsberuf. Anwaltsblatt, 1926, 147/9. en 
Die Rechtsanwaltſchaft am Reichsgericht. Recht u. Leben. Woch 
beil. d. Voſſiſchen Ztg., 1926, Nr. 20. 


4. Richterliches prüfungsrecht. 


„ akeit 
Grau. Zum Geſetzentwurf über die Prüfung der Verfaſſungs mäßielte, 
von Reichsgeſetzen u. Reichsverordnungen. Archiv d. öffentl. Recht 
50, 287/334. ich. 
Külz. Die Prüfung d. Verfaſſungsmaßigkeit von Vorſchriften d. Reich 
rechts. DIB., 1926, 837/45. Ber- 
Freymuth, A. Zu dem Geſetzentwurf betr. die Prüfung der 
faſſungsmäßigkeit von Reichsgeſetzen. Der Rechtsſtaat, 1926, 2/5- 


5. Allgemeine Verfahrensvorſchriften. 


e 
Neuner, Robert. Der Prozeß als Rechtslage. Betrachtungen z. Wert 
v. James Goldſchmidt. 33Proz., 1926, 44/52. >00. 
Groh, Wilhelm. Der Anſpruch auf Rechtspflege. BB Proz., 1926, 145% 
Hein, Wolfgang. Identität d. Partei. Bd. 2. Mannheim, Bensheim 
1925, (VIII, SS) 1 
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Let gus, Ernſt. Die Pſeudopartei im rechtsgeſch. Verkehre. ArchZiv⸗ 
, Trax. 1926, 27/88. a 
tt. Wie können dem Juſtizfiskus Unkoſten erſpart werden? (Vor⸗ 
ag zur Ergänzung des 5 11911 350) DRZ., 1926, 146. 
Far bar d. Benachrichtigung b. Aufhebung v. Terminen. IJW., 1926, 1532. 
Winz, Hugo. Zwei Entſcheidungen d. Oberlandesger. Nürnberg über 
Gr 2 ereinſetzung in d. vorigen Stand. 33Proz., 1926, 53/8. 
3 Auf Zur Handhabung des $ 272 a ZPO. Jurgdſch., 1926, 593. 
tiedlaender, Max. Die Rechtszerſplitterung im Veſchlußverfahren. 
in Beitrag zur Zivilprozeßreform. L., 1926, 713/9. 
agenſtecher. Wann bezieht ſich ein über den Grund ergangenes 
wiſchenurteil (5304 ZPO.) auch auf eine gemäß 8 268 Nr. 2 35D. 
Neltend gemachte Nachforderung? Jurgdſch., 1926, 513/23. 


1 Julaſſung oder Zurückweiſung von Prozeßagenten? JW., 
926, 1792/8. 


6, verfahren vor dem Einzelrichter. Güteverfahre n. 


Hier, Willy Streitfragen beim Einzelrichterverfahren, unter Berück⸗ 

Ne tigung d. Rechtſpr. d. Oberlandesgerichte. JurRdſch., 1926, 574/82. 

126 14% Zur ſtatiſtiſchen Erfaſſung des Einzelrichters. DARZ., 

926, } 
Fieber, Anerkenntnis im Güteverfahren. DR., 1926, 146/7. 
n. W. Anerkenntnis im Güteverfahren. DR., 1926, 210/1. 

— 10 Felix Joſeph. Der Gütegedanke im Recht. (Gedanken f. Freunde 

veredelten Rechtspflege.) Bonn, Gebr. Schleur 1926. (16 S.) L—. 


7. Beweis. 


N 

ung el, Billy, Die Beweislaſt. Betrachtungen z. Werke von Franz 

0 Leonhard. JurRdſch., 1926, 605/11. 

Fare ann, W. Behauptungslaſt i. Zivilproz. Jurgdſch., 1926, 655/9. 
arljon, Richard. Editionseid, richterlicher Eid u. eidesſtattliche Ver⸗ 


ſicherung v. d. Mieteinigungsamt. Deich. Wohn.⸗Arch., 1926, 409/14. 
5 8. Urteil. Rechtsmittel. 
her, Emil. Zur Frage der Zuſtellung von Urteilen gemäß 87 der 


N Erklafungsverorbnung vom 13. Mai 1924. 38 Proz., 1926, 301/8. 

Möse erger, Willy. Zur Auslegung des 8519 Abſ. 6 S. 3 ZPO. Jur⸗ 
Las ch., 1926, 248/9, 

Maar. Ein Vorſchlag z. 5519 Abſ. 6 ZPO. DRZ., 1926, 213. 

Bent . Wirb bie Berufung auf den Teilbetrag der urſprünglichen 
ein Afungsſumme beſchrankt, wenn innerhalb der Berufungsfriſt nur 
is Teil der Prozeßgebühr gezahlt wird? Dig., 1926, 807/8. 

0 Wilhelm. Zum Nachprüfungsrecht des Reviſionsgerichtes. Jur⸗ 
ch., 1926, 454/9. 


9. Mahnverfahren und 3wangsvollſtreckung. 


Lal dach, W. Kurt. Das geſamte Mahn- u. Prozeßverfahren vom 
To auſtrage bis zum Offenbarungseide. Durch 140 Beiſp., Muſter u. 
8 b beranjchauficht. Berlin, Spacth& Linde 1926. (251 S.) Geb. 6,80. 
1 um ann, Paul. Treuhänder u. Zwangsvollſtreckg. L., 1926, 415/20. 
era. Vorläufige Vollſtreckbarkeit klageabweiſender Urteile nach der 
Her belle. 33 Proz. 1926, 304/7. 

je ed» ft auch ein noch nicht mit der Vollſtreckungsklauſel ver⸗ 

r Titel ein „zur Zwangsvollſtreckung geeigneter Titel“ im Sinne 

Fuss 8 103 Abſ. 1 8859.7 L., 1926, 51/2. 

l c. Das Klageverfahren auf Erteilung d. Vollſtreckungsklauſel geg. 
un Erben als Rechtsnachfolger des in d. Urteil bezeichneten Schuldners 
Erb bef. Berückſ. ihres Rechtes zur Abfindung d. unehel. Kindes ihres 

Ss laffers. 38 Pros, 1926, 59/0. 

öder, J. H. Gerichtsvollzieherordnung v. 23. März 1914 (JMBl. 
ar . Textausg. m. Anm. u. e. Anh. üb. d. wicht. erg. Beſtimmun⸗ 
r völlig neu bearb. u. erw. Aufl. Berlin, Gentzen 1926. (131 S.) 

b hu ch für d. hamburgiſchen Gerichtsvollzieherdienſt. Amtl. Ausg. 

G; burg, Lütcke e Wulff 1926. (128 S) Hlw. 4.—. 1 
berg r Adolf. 1. Unterliegen Taſchenuhren der Pfändung? 2. Muß 

Rei Schuldner ſich ein Erſatzſtück gefallen laſſen? Bay., 1926, 189/90. 
ber ard, Paul. Geſetz üb. die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 

0 waltung vom 24. Marz 1897 nebſt dem Einführungsgeſetze (Faſſg. 
er Maf 1898 u. 8. Juni 1915). Handausg. mit Erl. u. Reg. 5. Aufl. 

Tantelg, Roßberg 1926. (XI, 420 S.) — Fur. Handbibl. Bd. 250. Geb. 14.—. 

Hale; Fritz. Der heutige Offenbarungseid u. ſeine Mängel. Recht u. 
del 1926, 685/8. 
ve Mann, Guſtav W. Hat d. Gläubiger einen Anſpruch auf An⸗ 

Liltenbeit im Offenbarungseidtermin? LZ. 1926, 363/8. 
1026 N Zuſtellung u. Vollziehung einſtweil. Verfügungen. KGBl., 


0 


10. Schiedsgerichtsverfahren. 


Im D Eugen. Taſchenbuch fur Schiedsrichter u. Parteien. 
Auf Auftr. d. Vereins Beratender Ingenieure verfaßt. 3. neubearb. 
Staff Berlin, Heymann 1926. (VII, 159 S) Geb. 5.— 
leben Adolph v. Die Bedeutung d. Schiedsgerichte f. d. Wirtſchafts⸗ 
ien Recht und Handel, 1926, 337/44. 
335 Wilhelm. Einige Bemerkungen zum Weſen des Schiedsvertrages. 
i roz., 1926, 321/34. 
dorelſtein „Max Schiedsgerichts⸗Fragen. HanſRg., 1926, 41/54. 
rtſ. von Hanſckg., 1925, 1/16, 137/44 u. 649/64. 


Sontag, Ernſt. Zur Reform des Schiedsgerichtsverfahrens. Recht u. 
Handel, 1926, 729/32. 

Theo, Carl. Welche Hauptgrundſätze find für die Neuregelung des 
Schiedsgerichtsweſens zu empfehlen? Gutachten. Verhandlungen des 
34. Dtſch. Juriſtentags (Köln), Bd. 1, 179/257. 

Staff, Adolph v. Welche Hauptgrundſätze ſind für die Neuregelung des 
Schiedsgerichtsweſens zu empfehlen? DJ., 1926, 1285/92. 

Sachſe. Bemerkungen über das ſchiedsrichterliche Verfahren, insbeſon⸗ 
dere über Neuerungen, die durch die WO. v. 13. Febr. 1924 eingeführt 
find. Beitr. zur Erl. des dtſch. Rechts, 1926, 444/66. 

Kläb, Paula. Die Organiſation ſtändiger Schiedsgerichte. Recht u. Han⸗ 
del, 1926, 733 /6. 

Katz, Edwin. Schiedsvertrag u. Schiedsrichter. DIB., 1926, 1333/7. 

Schmidt, Richard. Richter u. Rechtsanwalt als Mitglied des Schieds⸗ 
gerichts. JW., 1926, 2147/52. 

Horwitz. Richter als Schiedsrichter. HanſRg., 1926, 647/54. 

Heuer. Richter als Schiedsrichter. L., 1926, 429/31 u. 691/. 

Heilberg. Der Richter als privater Schiedsrichter? J W., 1926, 1506/8. 

Bredenkam p. Der Richter als privat. Schiedsrichter? JW., 1926, 2147. 

Breit, James. Schiedsgerichtsklauſel u. Unbeſtrittenheit des Anſpruchs. 
JW. 1926, 2059/60. 

Soelling, K. Feſtſtellungsklage auf Schiedsgerichtszuſtändigkeit. Jur. 
Roſch., 1926, 279/84. 

Schmidt⸗Ernſthauſen. Unverzichtbare Vorſchriften im Sinne des 
8 1042 II 3PO. 33 Proz., 1926, 352ſ/. 

Staff, Adolph v. Zu 8 1044 a ZPO. 33Proz., 1926, 335/51. 


I. Moſten⸗ und Gebührenweſen. 


v. Hodenberg. Zur Anwendung des 811 GK. J W., 1926, 1535 /. 

Friedlaender, Max. Zur Anderung des 6 29 Abſ. 2 GKG. DIB., 
1926, 1094/5. 

Schimmang, Hugo: Hamburgiſches Gerichtskoſtengeſetz u. Gebühren⸗ 
orbn. f. Notare. Handausg. m. Erl. Hamburg, Lütcke & Wulff 1926. 
(176 S) Kart. 6,—. 

Wegner, Otto. Deutſche Gebührenordnung f. Zeugen u. Sacherſtändige 
v. 30. Juni 1878 bis 21. Dez. 1925 nebſt den nach 98 16, 17 in Betr. 
kommenden beſonderen preuß. Taxvorſchriften u. Beſtimmungen über 
Reiſekoſten. 6. völlig umgearb. Aufl. Bearb. v. Otto Wegner, Hans 
Werner. Berlin, Nauck 1926. (VIII, 301 S.) Geb. 12.—. 

Lehmer. Der Entwurf eines Geſetzes über die Gerichtskoſten u. die Ge⸗ 
bühren d. Rechtsanwälte. Bay., 1926, 244. 


12. Ausländiſches Recht. 


Tabellen zum internationalen Rechte. Hrsg. von Julius Magnus. H. 1: 
Zivilprozeßrecht. Mitarb. Georg Kleinfeller, Ernſt Lutterloh, Ottfried 
b Walther Uppenkamp. Berlin, Vahlen 1926. (XIV, 133 S.) 

eb. 1 5 

Weisl, Internationalität d. Zivilverfahr. Gerichtshalle, 1926, H. 5, 2/8. 

Langenſcheid, P. Die Schiedsgerichtsbarkeit der Internationalen 
Handelskammer. Recht u. Handel, 1926, 735/42. 


Danzig. 


Schulz, Kurt. Danziger Gerichtskoſtengeſetze und Gebührenordnungen. 
Textausgabe. Danzig u. Berlin, Stilke 1926. (VII, 169 S.) — Danziger 
a e ka Die Geſetze der Freien Stadt Danzig. Hrsg. v. Cruſen. 


2. Geb. 5,—. 


Oſterreich. 


Hermann, Rudolf. Die Zivilprozeßordnung u. Jurisdiktionsnorm nach 
d. Stande d. Geſetzgebung Sept. 1925 ſamt den Einführungsgeſetzen, 
den Durchführungsverordnungen u. den ſonſtigen einſchläg. Vorſchriften. 
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I. Sachregiſter. 


[Ohne Kechtſprechung.) 


Höchſtbetragshuypotheken 
Pfändung des nicht valutierten 
Teiles von H. 2426 
Legitimation 
Prüfung der L. der geſetzlichen 
Vertreter einer prozeßun⸗ 
fähigen Partei 2550 
Prozeß als Rechtslage, Der 
(Buchbeſprechung) 2415f. 


Sowjetunion 
Vollſtreckung der dtſch.⸗ ruſſ. 
Schiedsſprüche in der Sowjet⸗ 
union 2427 
Staat 
Gerichtsbarkeit 
S. 2405 f. 


Teſtamentsvollſtreckerzeugnis 


über fremde 


Vereinigung dtſch. 5 ivilprozeß⸗ 
lehrer 
Zur Tagung der V. 2397 
Deritätseid 2424 
Vollmacht 
Vgl. Legitimation 2520 
Zivilprozeß 
ſ. u. Vereinigung dtſch. Zivil⸗ 


i Einziehung und Kraftloserklä⸗ prozeßlehrer, Diſch. Zuriften- 
Be. at: = 1 5 e Wirkungen 225 von L. 2451 — Rechts vergleichung, Pro⸗ 
ro 
2403 zeßrechtliche 3 211 5 P. (Buchbeſprechung) Anterhaltsanſpruch Zeitſchrift für das dtſch. Z. 
Kid a En Die Abgrenzbarteit des 9 323 recht 2420 
erdie wahrheitsfo rm bes €. 2424 2 . egen von § 767 ZPO. 2425 Streitfrog. des neuen 8.2496 
bichein nechtsvergleichung im Zivil. Anterlaſſungsanſprucß Schrifttum über 3. 2500 
inziehung u. Kraftloserklärung prozeß 2409 Auferlegung einer Sicherheit Sivilprozehordnung 
bon E. 2427 Schiedsgericht bei U. durch Urteil oder (Beſprechung des Komment. v. 
Semschg h. J. u. dt. Juriſtentag einſtw. Verf. 2424 Gaupp⸗Stein⸗Jonas 2409 f. 
Seri l, Nechtspergleichung Schrifttum . Urkunde. Sydow⸗Buſch 2412 
richtsbarkeit über fremde (Beſprechungen) 2409 U. als Beſtandteil der Akten Baumbach 2412 f. 
taaten 2405 f. (Zuſammenſtellung) 2500 2423 Sivilprozeßreform, Zur 2397 f. 
[A 5 
II. Überfiht der Kechtſprechung. 
. (Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 
A. Auſwertungsgeſetz. 
Zivilrecht. § 1 Aufw c. Wenn ſich die Parteien bei Kaufabſchluß darüber 


I. Materielles Recht. 


fir 3 119968.; $ 71 Aufiv®. Die Vereinbarung über die Zuſtändig⸗ 
5 der Aufwertungsſtelle kann nicht wegen Irrtums angefochten 
PC 24544 


ande 868.; f 536 ZPO. Bedeutung des Beſtätigungsſchreibens. 


r 


6 uni 1922. 
U 


N genden Veränderungen, das Schiedsgericht ohne jede Mitwirkung 


mer erforderlich. LG. 1 Berlin. r 24834 
Zuge ® 288 BGB; zu $4 ZBD.; 88 352 f. HGB. Streitwert bei Ver⸗ 
Winfen, die den geſetzlichen Zinsfuß überfteigen. OLG. Re: 
2 19 

Ni 5.549 B68,, § 29 Miet Schutzch. Das MEN. fann die Erlaubnis 
A Vermieters, den Gebrauch des Wohnraums einem Dritten zu 
„ntafien, nur für den leeren Raum, nicht für mitvermietete Möbel 
mi Ähnliche Gegenſtände erſeßen. Iſt ſtreotig, ob ein Raum leer ver⸗ 
'elet oder ob der Mieter berechtigt iſt, den Raum leer zu machen, 
al das Mieteinigungsamt bei feiner Entſcheidung vom Sachvortrag 
ieters auszugehen. K kt. 24565 

fit 88 1004, 284, 286, 903 BGB. Zur gehörigen Freigabe der Pfand⸗ 
ti eil eine Freigabeerklärung gegenüber dem intervenierenden Eigen⸗ 
biderich e rn 0 See, 24834 
77 88 1190, 1113, 1115, 874, 1189 B6B.; 88 54 Abſ. I Satz 2, 71, 
di 5. II, GBO. Unklarheit und Undeutlichkeit der Eintragung macht 
eſe nur dann unzuläſſig, wenn ſich jene auf anderem Wege nicht 
gen läßt. Laßt ſie ſich beſeitigen, dann erfolgt keine Löſchung 
MS wegen, ſondern Richtigſtellung auf Betreiben der Beteiligten 
Prozeßwege gemäß 822 GBO. NE, 24291 
Abt SS 1113, 1415, 874, 1189, 1190 868.) 88 54 Abſ. I Satz 2, 71, 77 
da, 22 GBO. Unklarheit und Undeutlichkeit der Eintragung macht 
0 L nur dann unzuläſſig, wenn ſich jene auf anderem Wege nicht be- 
bon den läßt. Läßt ſie ſich beſeitigen, dann erfolgt keine Löſchung 
11 80 Amts wegen, ſondern Richtigſtellung auf Betreiben der Beteilig⸗ 
im Prozeßwege gemäß § 22 GBO. RG. 24291 
© 3 1567 B6B.; 88 614, 616 ZPO. Iſt dem in erſter Inſtanz auf 
fan ellung des ehelichen Lebens gerichteten Antrag ſtattgegeben, ſo 
in der Kl. nicht im Wege der Berufung zur Scheidungsklage über- 
"ae Tr Ta 24365 


eſe iti 
bon A 


einig geweſen ſind, daß die Hypothek in Friedenswährung zurückgezahlt 
werden ſolle, iſt die Aufwertungsſtelle zu einer Entſcheidung nicht 
ee Te a A ee, Pack N AT 24541 
8 12 Aufw Ein vor dem Inkrafttreten des Aufiv®. geſtellter 
Aufwertungsantrag iſt rechtswirkſam. Kg. 24542 
§ 16 Aufw Zur Zurückweiſung des Einſpruchs iſt die Auf⸗ 
wertungsſtelle nicht befugt; im Anmeldeverfahren darf weder die 
Prüfung der Rechtzeitigkeit, noch der ſachlichen Begründung dieſes 
Rechtsbefehls des Antragsgegners erfolgen. K.. 24543 
88 16, 20 Aufw ; 529 GO. Hat der Eigentümer nach Lö⸗ 
ſchung der Hypothek das Grundſtück erworben, ſo hat das Grundbuch- 
amt, auch wenn die Einſpruchsfriſt verſäumt iſt, den Antrag des Gläu⸗ 
biger3 auf Wiedereintragung abzulehnen. OLG. Stuttgart. . 24551 
Ss 71 AufwG.; 8119 BGB. Die Vereinbarung über die Zuſtän⸗ 
digkeit der Aufwertungsſtelle kann nicht wegen Irrtums angefochten 
werden. KG. 24545 
ss 73, 74, 10 Aufiw6 ; 527 RFGG.; § 561 ZPO. Neues tat- 
ſächliches Vorbringen kann in 3. Inſtanz nicht mehr berüdfichtigt 
ea. ee e El . 24544 
§ 73 AufwG.; § 16 RFGG.; §s 170 ff. ZPO. Die Zuſtellung an 
Eheleute muß in der Weiſe erfolgen, daß an jeden Empfänger eine 
Ausfertigung der Entſcheidung bei der Zuſtellung ausgehändigt wird. 
Es entſpricht nicht den Zuſtellungsvorſchriften, wenn nur ein an beide 
Eheleute gerichteter Brief bei der Zuſtellung übergeben wird. 5 
24546 
$ 73 AufivG.; 516 RG. Der Aufwertungsbeſchluß iſt bekannt 
zu machen. KGG. % % ee 42 2)... 24547 
8 73 Abſ. 1 AufwGö. Über die Ausſetzung des Verfahrens bei 
offenſichtlich grundloſem Beſtreiten des Anſpruchs. K.. . 24548 
§ 73 AufwG.; 58 5, 6 366. Die Ablehnung des Richters iſt im 
Aufwertungsberfahren nicht zuläſſig. LG. Halle 24865 
8 76 Abf. 1 Aufw G. Die Koſten find nach billigem Ermeſſen zu 
dergennn P ͤ , 2455 
Re ichsmietengeſetz. 
88 2, 10, 21 RMietG.; § 4 pr. VO. v. 17. April 1924. 1. Bei 
Feſtſetzung der Friedensmiete hat das Mieteinigungsamt zu ent» 
ſcheiden, welcher Art die Mieträume ſind, um danach die Vergleichs⸗ 


räume zu beſtimmen. 2. Ein Gericht iſt ein gewerblicher Betrieb i. S. 
des § 10 Abſ. 1 RMG. K 24551 


Mieterſchutzgeſetz. 
54 MietSchcG. Ein Ausſpruch des Gerichts über den Ausſchluß 
der Beſchlagnahme hindert nur eine ſolche Inanſpruchnahme durch die 
Gemeindebehörde, die infolge des Urteils möglich werden Tg 


ION . 
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§ 6 Abſ. 2 Satz 3 MSchG. Gegen die Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts als zweite Inſtanz in Mietſachen iſt eine weitere Beſchwerde 
Rich Anis d nnn a Sec 24722 
§ 6 Abſ. 4 Miet sch. Gegen die Entſcheidung des LG. als Be⸗ 
ſchwerdegericht in Mietſchutzſachen iſt weitere Beſchwerde unzuläſſig. 
i Dee hl. we 246815 
§ 29 MietSch6.; 5 549 BGB. Das MEN. kann die Erlaubnis des 
Vermieters, den Gebrauch des Wohnraums einem Dritten zu über⸗ 
laſſen, nur für den leeren Raum, nicht für mitvermietete Möbel und 
ähnliche Gegenſtände erſetzen. Iſt ſtreitig, ob ein Raum leer vermietet 
oder ob der Mieter berechtigt iſt, den Raum leer zu machen, ſo hat das 
Mieteinigungsamt bei ſeiner Entſcheidung vom Sachvortrag des Mieters 
GUSZUGEHeN IE. f 124563 
§ 38 MietSh6.; 54 Ausf VO. d. Pr. WohlfMin. v. 25. Sept. 
1923. Die Beiſitzer des Mieteinigungsamts dürfen als ſolche nur 
während des Geſchäftsjahres tätig ſein, für das ſie gewählt ſind. RO. 
2458 

$5 40 Abſ. 2, 41 MietSh&.; 3 16 Verfahrensanordn. Einſtweilige 
ze unterliegen nicht der Rechtsbeſchwerde. KG. . 24585 
§ 41 Mietsch6z.; 9 99 ZPO. Die Beſchwerdeſtelle kann die Koſten⸗ 
entſcheidung des Mieteinigungsamts auch dann abändern, wenn die 
Rechtsbeſchwerde in der Hauptſache unbegründet iſt. KG. . 24586 
8 42 Mietschcz.; 5 66 GVG. Die Mitglieder der Beſchwerdeſtelle 
dürfen auch nicht ftellvertretende Mitglieder eines Mieteinigungsamts 
fein. K h 24597 


Verſchiedene mietrechtliche Geſetze und Verordnungen. 
§4 BD. des Preuß. Wohlfahrtsminiſters vom 25. Sept. 1925. 
Das Mieteinigungsamt iſt nicht vorſchriftsmäßig beſetzt, wenn bei der 
Wahl der Beiſitzer die Vorſchlagsliſte einer Vereinigung berüchſichtigt 
iſt, die nicht ausſchließlich oder überwiegend Vermieter⸗ oder Mieter⸗ 
interejjerb erfolgte s ee 24598 
S4AUSTBD. d. Pr. Wohlf Min. v. 25. Sept. 1923; 8 38 MietSch®. 
Die Beiſitzer des Mieteinigungsamts dürfen als ſolche nur während 
des Geſchäftsjahrs tätig fein, für das fie gewählt ſind. KG. 24584 
§ 16 Verfahrensanordn.; 89 40 Abſ. 2, 41 MietSchch. Einſtweilige 
Anordnungen unterliegen nicht der Rechtsbeſchwerde. KG. . 24585 
8 4 pr. Vd. v. 17. April 1924; 852, 10, 21 RMietGG. 1. Bei 
Feſtſetzung der Friedensmiete hat das Mieteinigungsamt zu entſcheiden, 
welcher Art die Mieträume ſind, um danach die Vergleichsräume zu 
beſtimmen. 2. Ein Gericht iſt ein gewerblicher Betrieb i. S. des $ 10 
Ab n A A Te 24551 
Prod. v. 29. Mai 1925. Hat das Wohnungsamt bei der Zu⸗ 
weiſung einer Wohnung dem $ 7 der PrVO. über die Bewirtſchaftung 
des Wohnraums für Beamte v. 29. Mai 1925 zuwidergehandelt, ſo 
hat die zuſtändige Behörde gegen die Zuweiſung keine Beſchwerde nach 
ie de Wohne 2459 
93 Abſ. 1 des Berliner Wohngotrechts v. 30. Dez. 1924; die 
vorgeſehene Friſt von zwei Wochen wird dadurch gewahrt, daß das WA. 
dem Verfügungsberechtigten eine dem $ 11 Satz 1 Wohn Mang. ent⸗ 
ſprechende Inanſpruchnahmeverfügung zuſtellt. K. . 245910 


Preußiſche Pachtſchutzordnung. 
$$ 13, 32, 9 preuß. PSchD. v. 30. Sept. 1925. 1. Die Entſch. des 
PEN. iſt wegen der Anweſenheit des Schriftführers bei der Beratung 
nur aufzuheben, wenn ſie auf dieſem Mangel beruhen kann. — 2. Eine 
Verletzung des Geſetzes i. S. des $32 Abf. 2 liegt nicht darin, daß bei 
der Entſch. des PEN. als Beiſitzer jemand mitgewirkt hat, der ſein 
eigenes Gut ſelbſt bewirtſchaftet, außerdem Land dazu gepachtet und 
eigenes Land verpachtet hat. K pd... 246011 
$3 PachtSchd.; 88 8, 13, 29, 36, 42, 45 Preuß. VO. v. 30. Sept. 
1925. Die Zurückweiſung eines Ablehnungsgeſuches in Pachteinigungs⸗ 
ſachen iſt unanfechtbar. OSG. BreslaNuu nun 24656 
88 8, 13, 29, 36, 42, 45 Preuß. BD. v. 30. Sept. 1925; 8 3 Pacht⸗ 


Sch O. Die Zurückweiſung eines Ablehnungsgeſuches in Pachteinigungs⸗ 
ſachen iſt unanfechtbar. OSG. Breslau 24655 
Verſchiedenes. 


§ 2 OV. v. 1. Febr. 1919; Art. 4 Gef. v. 9. Juni 1922; 8 1041 
3PO.; $ 242 BGB. Für Streitigkeiten wegen Erhöhung von Preiſen 
bei Lieferung elektriſcher Kraft iſt, auch bei gemäß § 242 BGB. zu be⸗ 
rückſichtigenden Veränderungen, das Schiedsgericht ohne jede Mit⸗ 
wirkung des Gerichts ausſchließlich zuftändig. RW. 243870 

II. verfahren und Koſten. 
Zivilprozeßordnung. 

4 8fPd.; 5 288 BGB.; 88 352f. HGB. Streitwert bei Verzugs⸗ 
zinſen, die den geſetzlichen Zinsfuß überſteigen. OLG. Nürnberg. 248010 

§ 6 3P D. Streitwert bei Klagen auf Feſtſtellung des Beſtehens 
einer aufzuwertenden Hypothek. OLG. Kiel. 24769 

§ 99 Abſ. 3 ZPO. Die ſofortige Beſchwerde iſt unzuläſſig, wenn 
der Ausspruch des Gerichts, daß die Hauptſache erledigt ſei, eine ſach⸗ 
liche Entſcheidung enthält. OSG. Frkft. a. Mm.. 246610 

5 99 ZFD.;8 41 MietSh®. Die Beſchwerdeſtelle kann die Koſten⸗ 
entſcheidung des Mieteinigungsamts auch dann abändern, wenn die 
Rechtsbeſchwerde in der Hauptſache unbegründet iſt. KG. . 24586 


SS 108, 567 ZPO. Gegen die Ablehnung einer Bürgſchaft 1 
Beſchwerde zuläſſig. Das freie Ermeſſen kann durch Beſchwerdegerit 4 
ache pet ee RE 2462 

99 110, 274 Ziff. 5 3 rd. Art. 287, 291 VB. Obwohl Frankretc 
gem. Art. 291 VV. die ſich aus dem deutſch⸗bulg. Vertrag über Recht 


urteils noch nicht beendigt. Das Armenrecht kann demnach noch 525 
dieſe Inſtanz bewilligt werden. OLG. Braunſchweig.. . 24 


Antrag auf Bewilligung des Armenrechts bis nach erfolgter Bench 


§ 233 3D. Die Sorgfaltspflicht des Anwalts bei Überwachung 
des Büroperſonals darf nicht überfpannt werden. RG. . . 2431 
$ 263 3PD.; 88 8, 211 StPO. Durch die Anderung eines Gerichte 
bezirks wird, ſofern das Gericht ſelbſt beſtehen bleibt, die bisher 
örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts für die anhängigen, mit dem 5 f 
getrennten Bezirk räumlich verknüpften Zivil⸗ und Strafſachen M 1 
berührt. Die neue Klage nach $ 211 SPD. kann aber nicht bei u 
früher zuſtändigen, durch die Anderung des Gerichtsbezirks aber 505 
zuſtändig gewordenen Gericht erhoben werden. Bay Obo. 215 
88 274 gif, 5, u. 110 3$D.) Art 287, 291 8. Obwohl Jr 
reich gem. Art. 291 VV. die ſich aus dem deutſch⸗bulg. Vertrag U — 
Rechtsſchutz und Rechtshilfe ergebenden Rechte in Anſpruch genommen 
hat, haben Franzoſen Ausländerſicherheit zu leiſten, da Frankreich 695 
Deutſchen keine Befreiung gewährt. OLG. Munchen... . 246 h 
§ 274 ZPO. Die Einrede der Rechtshängigkeit greift nicht dur 12 
wenn die im Vorprozeß verlangten Beträge inzwiſchen völlig 199 
wertet ſind. OTrib. Kowno. 2 
8 279, 529 ID. Eine Ausſchließung ift dann nicht zuläſſig WIE 
die Partei ein Angriffsmittel deshalb nicht vorbringt, weil ſie ON 
Fa Fahrläſſigkeit das bisherige Vorbringen für ausreichend e 
KG.. % .  e A, 
$$ 307, 342, 343 3ED.; 5 12 GehAUFWO. Ein erſt auf Em 
ſpruch gegen ein Verſäumnisurteil erklärtes Anerkenntnis iſt 60 
Aylöförkiges M ũ i 24 5 
$8 315, 1039 1041, 1042 3BD.; 5315 Abſ. 1 S. II ZPO. iſt ang 
die ſchiedsrichterl. Verf. nicht anwendbar. Tod eines Schiedsrüchthne 
vor Unterſchrift des Schiedsſpruchs. OSG. München 247 hr 
§ 319 3PO. Die Ablehnung einer Urteilsberichtigung iſt anfe An 
bar, wenn ſie von der Kammer ſtatt vom Einzelrichter erfolgt und 4 1 
fie mit andern Erwägungen wie der Verneinung eines Verſe 4835 
begündet wird a N 2 auf 
53 322, 331, 335 3 PO. Der Beſchluß, durch den der Antrag nen 
Erlaß eines Verſäumnisurteils zurückgewieſen iſt, iſt der materie n. 
Rechtskraft nicht fähig; der Antrag kann deshalb wiederholt 1 400 
OLG. Königsberg e 
8 322 Z3RD. Die beſchränkte Rechtskraft eines auf Papier 15. 
lautenden Urteils bewirkt nicht die Verjährung des darüber Hie 
reichenden Anſpruchs auf Erſatz der Geldentwertung wegen Ve 25 
R 0 Be 
8322 3%. Die Tragweite der Rechtskraft eines Papiere, 
urteils iſt nach der Sachlage der ihm vorausgehenden letzten mündli ) 
Verhandlungen zu beurteilen. Die Geſchäftsaufſicht hindert nicht 4225 
Verzug des Schuldners. Rp. 2 
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Ne. 9.349 8 PD. Der Einzelrichter iſt auch nicht mit Einverſtändnis 
Ei Parteien zur Bewilligung des Armenrechts befugt. Sein eine 
he ausſprechender Beſchluß ift aber verbindlich. OLG. Celle. 24668 
ift, 8349 35. Nachdem die Verhandlung zur Hauptſache angeordnet 
— der Einzelrichter nicht mehr über den Rechtsſtreit entſcheiden. 

2 Yen ſtillſchweigende Annahme eines von der Beſtellung abweichenden 
155 Atigungsſchreibens kann u. U. eine Unterwerfung unter deſſen Be⸗ 


AR Fee - edeee 24657 
5.349 IND, Der Einzelrichter ift für A chtsbewilligung nicht 
JJV 


wat 445 3p. Eine Eideszuſchiebung über Verdienſtverhältniſſe 
rend der Inflationszeit, die lediglich der Tatſachenerforſchung die- 


funzt. NW... 24335 
0 N 519 ZPO.; 85 8, 20, 28, 32, 74 GKG. Bei Berufungseinlegung 
Kc rreſt⸗ und Verſügungsſachen iſt eine Gebühr zu erfordern. 


u ge u . 
Abou m 


. 


lich 
Kl 


bemangen früheren Feſtſtellungen frei, gegen die vom RG. für un⸗ 


Renarengſcheiung dic gd... 24355 
Bei 38 567, 108 Seo. Gegen die Ablehnung einer Bürgſchaſt ift 
ger worde zuläſſig. Das freie Ermeſſen kann durch das Beſchwerde⸗ 

icht nachgeprüft werden. K. 24644 


dc 4 MEHG. in abgekürzter Form ohne Hinweis auf den Rechts⸗ 


zugeſtellt, ſo kann die Berufung als ſofortige Beſchwerde be— 
handelt a l Furt = . \ 4 8 5 R 0 24857 
SS 614, 616 35 d.; 51567 BOB. Sit dem in erſter Inſtanz auf 


Bereit 
gehe der 2 nicht im Wege der Berufung zur Scheidungsklage über⸗ 
Neal sk. 619, 130, 137, 144, 286 3 Po, 8 13, SHNAGEHO. Für die 
lichbrneymung eines Termins gem. § 619 ZPO., für den das perſön⸗ 


875 20 r verlangen. OLG. Naumburg 
olzieh 
„Zuläſſigkei f f 
gleit der ſofortigen Beſchwerde vor Beginn der Notfriſt. 
d dal jofortigen Veſch 9 ifi 


Mrs zur 
it, A0. 243716 
fügus 794 3 PO. Ein lediglich im Verfahren über einftweilige Ver⸗ 
eign "gen geſchloſſener Vergleich ift kein zur Zwangsvollſtreckung ge⸗ 
neter Schuldtitel. OLG. Hamburg. 246812 
der 52 832 ID. Der Anſpruch, der einem im Vertragsverhaltnts mit 

Krankenkaſſe ſtehenden Dentiſten für die Behandlung der einzelnen 


Pa en 5 
N t 1 N 1 9 3 “ 
Sa, Rene die Kaſſe zufteht, ift gem. 8832 ZRO. pfändbar. 


tor 1) 
Haren des Beſtehens der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. OLG. 
eh en Rn a, 247020 
eines 1025 ff. 35D. Iſt für eine Rechtsſtreitigleit die Zuftändigteit 
zuſtz, Schiedsgerichts vereinbart, jo iſt dieſes auch dann ausſchließlich 
g, wenn der Anſpruch unſtreitig iſt. OSG. Celle. . . . 24668 
auw e 1030, 1041 3 PS. Für einen als Schiedsrichter beſtellten Rechts⸗ 
alt darf deſſen Generalſubſtitut nicht eintreten. Die Prozeßvoll⸗ 


m } 5 : . 8 r 17 00 
Dach berechtigt nicht, in den Wechſel eines Schiedsrichters zu willigen. 


e 247019 
524% 1041 38d. 5 2 VO. v. 1. Febr. 1919; Art. 4 Geſ. v. 9. Jun 1922; 
Lief, BGB. Für Streitigkeiten wegen Erhöhung von Preiſen bet 
fie, ung elektriſcher Kraft ift, auch bei gemäß $ 242 BGB. zu berück⸗ 
e 


des ER en Veränderungen, das Schiedsgericht ohne jede Mitwirkung 
Lerichts ausſchließlich zuftändig. RS wd. 243811 
910 45 Ye Abſ. 3 3D. 1. Hat das Gericht die Friſt unter Hinweis auf 
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Klagezuſtellung, ſondern erſt durch ihren Nachweis gewahrt. 2. Die 
Friſtſetzung hat nicht zu erfolgen, wenn der Antragsgegner zwar Mangel 
des rechtlichen Gehörs rügt, aber nur Tatſachen vorträgt, aus denen 
ſich vielleicht die Unrichtigkeit des Spruchs, nicht aber dieſer Verſtoß 
ergeben kann. 3. Iſt die Friſtſetzung zu Unrecht erfolgt, ſo kann das Ge⸗ 
richt und ebenſo das Beſchwerdegericht ſie bei der Entſcheidung über die 
Vollſtreckbarkeit unberückſichtigt laſſen. KW. 24133 

SS 1042, 1033 Nr. 1 3PO. — 1. Die Schiedsgerichtsordnung für 
das Schiedsgericht der Getreidehändler der Hamburger Börſe iſt eine 
irreviſible Rechtsnorm. — 2. Nur Schiedsſprüche die nicht noch im 
Schiedsgerichtsverfahren anfechtbar ſind, können für vollſtreckbar erklärt 
werden. — 3. Ein Schiedsverfahren, in dem das Oberſchiedsgericht einen 
unzuläſſigen Spruch gefällt hat, iſt als erledigt anzuſehen und mit allen 
Entſcheidungen erſter Inſtanz aufgehoben. R. 243912 

§ 1045 PO. Bei der Vollſtreckbarkeitserklärung von Schieds⸗ 
ſprüchen beſteht kein Anwaltszwang für den Antragsgegner. Im Zweifel 
iſt das Gericht gemäß § 1045 ZPO. zuſtändig, das für die gerichtliche 
Geltendmachung zuſtändig wäre. OLG. Stettin 247225 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

313 GVG. Die Entſcheidung der Frage, ob ein Stadttheater ſich 
weigern darf, einem unliebſamen Beſucher Eintrittskarten zu ver⸗ 
kaufen, erfolgt im ordentlichen Rechtsweg. R. 244314 

§ 13 GG. Die Anſprüche der Kirchengemeinden aus der Säku⸗ 
lariſations⸗Kabinettsordre vom 25. Sept. 1834 ſind keine bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten. KompKonfl®. 29931 

§ 66 GG.; 8 42 MietSchGG. Die Mitglieder der Beſchwerde⸗ 
ſtelle dürfen auch nicht jtellvertretende Mitglieder eines Mieteinigungs⸗ 
amts fein. R. 2 24597 

§ 83 GVG. Zu den Begriffen „angeftellter Richter“ und „an⸗ 
geſtellter Amtsrichter“ in $ 83 GVG. Auf Grund des §83 GVG. n. 
F. kann der Landgerichtspräſident einen mit der Verwaltung einer 
Amtsrichterſtelle beauftragten Gerichtsaſſeſſor nicht zum Beiſitzer eines 
,,,. er 24497 


SD. der Reichsregierung über Gerichtsverfaſſung und Straf⸗ 
rechtspflege v. 4. Jan. 1924, über das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigteiten v. 13. Febr. 1924; Art. 104 Abſ. 1 und 3 Verf. 
Unfreiwillige Verſetzung eines Richters. RG. 2441 

Konkursordnung. 

§ 237 Konkd.; § 771 ZPO. Für die Frage, ob eine Forderung 
des Geſamtſchuldners zur Konkursmaſſe gehört, iſt der Konkursver⸗ 
walter „Dritter“. Inländiſches Vermögen gehört in einem auslän⸗ 
diſchen Konkurs zur Konkursmaſſe, wenn es mit Mitteln der Maſſe 
F . ee: 243710 

Geſchäftsaufſichts verordnung. 

§8 4, 13, 21 Geſchelufſsd. Vollſtreckungshandlungen, die in der 
Zeit zwiſchen Antragsſtellung und Anordnung der Gejchäftsaufficht 
in das Vermögen des Geſchäftsaufſichtsſchuldners vorgenommen wer⸗ 
den, ſind relativ wirkſam. OLG. Dresden 24622 

§ 6 Geſchelufſfsᷣd. Der Gerichtsvollzieher kann die Vornahme 
einer Zwangsvollſtreckung während der Dauer der Geſchäftsaufſicht 
Ie eee, e a LE 0, 24623 

§ 12 ScihAufj®D.; 88 307, 342, 343 ZPO. Ein erſt auf Ein- 
ſpruch gegen ein Verſäumnisurteil erklärtes Anerkenntnis iſt kein 
„ſofortiges“. KG. 24601 

878 Gef. über GeſchAufſ. v. 14. Dez. 1916. § 43 GG. Im 
Geſchäftsaufſichtsverfahren iſt der Betrag der angemeldeten Forde⸗ 
rung für die Berechnung des Streitwertes maßgebend. OLG. Breslau. 


24756 

Freiwilliges Gerichtsbarleitsgeſetz. 
§ 16 RFGG.; § 73 AufwG. Der Auſwertungsbeſchluß iſt bekannt 
r . 24518 


FE C0 Fe 


b, d e e e VE 24544 
$ 171 566. Der Notar darf die Unterſchrift unter einer Erklä⸗ 
rung, die ihn ſelbſt betrifft, nicht beglaub igen. . 24832 


Grundbuchordnung. 
$ 29 G88 D.; 55 16, 20 AufwGg. Hat der Eigentümer nach Löſchung 
der Hypothek das Grundſtück erworben, ſo hat das Grundbuchamt, 
auch wenn die Einſpruchsfriſt verſäumt iſt, den Antrag des Gläubigers 
auf Wiedereintragung abzulehnen. OLG. Stuttgart 24551 
§ 54 Abſ. 1 Satz 2, 71, 77 Abſ. II, 22 GBD,; 88 1113, 1115, 874, 
1189, 1190 BGB. 


3 


— 
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Juriſtiſche — 


Gerichtskoſtengeſetz. 

84 6KG.; 5464 Abſ. 2 StPO.; 8816, 17 Gebo. f. Zeugen und 
Sachverſtändige. Hat in einer Beamtenbeleidigungsſache der Belei⸗ 
digte ein Privatgutachten eingeholt, das er der Staatsanwaltſchaft vor⸗ 
legte und das die StA. in der Anklage als Beweismittel benutzte, ſo 
kann der Beleidigte Antrag auf Erſtattung der Auslagen für das Privat⸗ 
gutachten nur an die StA. ſtellen. Bay b. 24535 

$$ 8, 29, 316K. Auch die Gebühr für das Widerſpruchsverfahren 
ermäßigt ſich auf ½ der Prozeßgebühr, wenn die Klage vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung zurückgenommen wird. K. 24755 

§ 9 GKG. iſt auch bei Klagen auf Zahlung gegen den Bürgen an⸗ 
wendbar, wenn das Beſtehen der Bürgſchaftsverpflichtung außer Streit 
it e önigsb eing. 247712 

§8 17, 18 GKG.; 511 RAGEbD. Der Gerichtsſchreiber darf nicht 
ſelbſtändig von einem gerichtlichen Wertfeſtſetzungsbeſchluß abweichen 
und iſt an ihn, auch wenn er durch zwiſchenzeitliche Geldentwertung 
überholt iſt, bis zur anderweitigen Wertfeſtſetzung durch das Prozeß⸗ 
gericht gebunden. Im Gebührenprozeß des Anwalts kann das Gericht 
auch über die Höhe des Streitwerts des die Grundlage der Gebühren⸗ 
forderung bildenden Vorprozeſſes entſcheiden. Dieſe Befugnis fällt 
fort, ſofern im Vorprozeß eine richterliche Streitwertfeſtſetzung erfolgt 
iſt; fie bleibt für den Gebührenprozeß bindend. KG. . . 24732 

829 GKG. Vertagungsantrag iſt keine mündliche Verhandlung. 
imb mE ee: 247 

SS 8, 29, 31 GG. Auch die Gebühr für das Widerſpruchsverfahren 
ermäßigt ſich auf / der Prozeßgebühr, wenn die Klage vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung zurückgenommen wird. K. 24755 

S$ 32, 8, 20, 28, 74 KG.; 9 519 ZPO. Bei Berufungseinlegung 
in Arreſt⸗ und Perfügungsſachen iſt eine Gebühr zu erfordern. KO. 

2474 

843 GG.; $ 78 Gef. über GeſchAufſ. v. 14. Dez. 1916. Im Ge⸗ 
ſchäftsaufſichtsverfahren iſt der Betrag der angemeldeten Forderung 
für die Berechnung des Streitwertes maßgebend. OLG. Breslau. 24756 

SS 74, 8, 20, 28, 32 KG.; 8519 ZPO. Bei Berufungseinlegung 
in Arreſt⸗ und Verfügungsſachen iſt eine Gebühr zu erfordern. Kay: 

4743 

8 74 G.; 5 13 preuß. Kaſſenordnung. Die Prozeßgebühr muß 
vor Anberaumung des erſten Verhandlungstermins erfordert werden. 
Dies gilt auch für die Widerklage. Iſt von der Vorſchrift des § 74 Abſ. 2 
kein Gebrauch gemacht, dann kann nicht hinterher die Ausführung 
von Prozeßhandlungen verweigert werden. OLG. Königsberg 24795 


Rechtsanwaltsordnung. 
§ 33 RAd.; 5172 StPO. Für einen Antrag auf gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung findet die Beiordnung eines Rechtsanwalts nicht ſtatt. GG. 
Breslau ee ee . 2481? 


Rechtsanwaltsgebührenordnung. 


§ 11 RalGebd.; 55 17, 18 GKG. Der Gerichtsſchreiber darf nicht 
ſelbſtändig von einem gerichtlichen Wertfeſtſetzungsbeſchluß abweichen 
und iſt an ihn, auch wenn er durch zwiſchenzeitliche Geldentwertung 
überholt iſt, bis zur anderweitigen Wertfeſtſetzung durch das Prozeß⸗ 
gericht gebunden. Im Gebührenprozeß des Anwalts kann das Gericht 
auch über die Höhe des Streitwertes des die Grundlage der Gebühren⸗ 
forderung bildenden Vorprozeſſes entſcheiden. Dieſe Befugnis fällt 
fort, ſofern im Vorprozeß eine richterliche Streitwertfeſtſetzung erfolgt 
iſt; ſie bleibt für den Gebührenprozeß bindend. OSG. 24732 

SS 13, 89 RelGebd.; $$ 139, 137, 141, 286, 619 3 PO. Für die 
Wahrnehmung eines Termins gem. $ 619 ZPO., für den das per⸗ 
ſönliche Erſcheinen der Parteien angeordnet iſt, kann der Armen⸗ 
anwalt keine Beweisgebühr verlangen. OLG. Naumburg. . . 247917 

§ 13, 45 RAGebd. Aufſtellung eines Subſtituten zu einem Ter⸗ 
min, in dem ſich die Gegenpartei lediglich über Urkunden erklären ſoll. 
Gebühren desſelben, wenn Gerichtsſchreiberei irrtümlich zur Zeugen⸗ 
Derne den hae d , BE 247610 

§ 13 Abſ. 1 RAGebd. Die Gewährung des Armenrechts umfaßt 
auch das Verfahren über Anordnung einer einſtweiligen Verfügung, 
jedenfalls ſoweit es ſich auf $ 627 IVO. ſtützt. DG . . . 27744 

88 13, 28 RAGebd. Die Aufnahme eidesſtattlicher Verſiche⸗ 
rungen durch den Rechtsanwalt iſt kein gebührenpflichtiger Akt. OLG 
Uiehichen 8 247930 

823 3.3 und 18 RAGebd. 5 115 Abſ. 1 3.3 ZPO.; Armen⸗ 
anwErſtG. v. 16. Febr. 1923, 14. Juli 1925. Die Beiordnung eines 
Armenanwalts erſtreckt ſich mangels ausdrücklichen Ausſpruchs nicht 
auf die Zwangsvollſtreckung, ſoweit nicht der letzte Abſatz des alten 
preuß. Formulars ZP. 712 Platz greift. Selbſt dann iſt aber ebenſo 
wie für Koſtenfeſtſetzung (dem Gegner gegenüber!) der Staat nur 
erſatzpflichtig, ſoweit die Tätigkeit zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung nötig erſcheint. OLG. Irk ft. E e 

Nach § 29 Abſ. 1 RAGebd. wird die geſamte Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts in der Inſtanz durch die Gebühren § 13 abgegolten. OLG. 
nber 8 e 24757 

845, 13 RAGebd. Aufſtellung eines Subſtituten zu einem Ter⸗ 
min, in dem ſich die Gegenpartei lediglich über Urkunden erklären 
ſoll. Gebühren desſelben, wenn Gerichtsſchreiberei irrtümlich zur 
Zeugenvernehmung geladen hat. OLG. Kiel. 247610 


Geje vom 6. Februar 1923. 
Geſ. v. 6. Febr. 1923. Der dem Rechtsanwalt vor feiner DO 
ſtellung zum Armenanwalt von feiner Partei gezahlte Gebühren 
vorſchuß iſt gleichmäßig auf die erſtattungsfähigen und die nicht, 
erſtattungsfähigen Gebühren zu verrechnen. OLG. Königsberg. 24 Wr 
Geſ. v. 6. Febr. 1923, 14. Juli 1925; f 115 Abſ. 1 8.3 Ab 
9 23 3.3 und 18 RAchebd. Die Beiordnung eines Armenanwal 
erſtreckt ſich mangels ausdrücklichen Ausſpruchs nicht auf die Zwan 185 
vollſtreckung, ſoweit nicht der letzte Abſatz des alten preuß. Formular, 
BP. 712 Platz greift. Selbſt dann ift aber ebenſo wie für Koſtenfeſ, 
ſetzung (dem Gegner gegenüber!) der Staat nur erſatzpflichtig, JOW t 
die Tätigkeit zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nötig erſcheſ n 
868. Fifft en .. , anne 2407, 
§ 1 Geſ. v. 6. Febr. 1923. Hat der Gegner der im Armen 
ſtreitenden Partei die Hälfte der Streitkoſten übernommen, dann 
eine ſolche Teilzahlung in erſter Linie auf diejenigen Gebühren en 
Auslagenbeträge des RA. zu verrechnen, für die der Staat kene 
Erſatz leiſtet. OLG. Augsburg. OLG Nürnberg 24e 
§ 1 Satz 3 Gef. v. 6. Febr. 1923. — Erſatz von Reiſekoſten is 
Armenanwalts aus der Staatskaſſe. 2 
§ 1 Geſ. v. 6. Febr. 1923. Die Armenrechtsgebühren des Mac 
anwalts find auch bei bedingtem Endurteil fällig. OLG. Köln. 24 d 
$4 des Gef. v. 6. Febr. 1923. Der Armenanwalt geht DU 
den Verzicht auf ſeine Gebühren gegenüber der von ihm vertrete 
Partei oder dem erſatzpflichtigen Gegner auch des Anſpruchs geg 
die Staatskaſſe verluſtig. OL G. Königs bern. 241 


Verſchiedenes. 3 
Ss 16, 17 GebD. f. Zeugen und Sachverſtändige; $ 464 Uhl. er 
StPO.; § 4 GKG. Hat in einer Beamtenbeleidigungsſache der fl 
leidigte ein Privatgukachten eingeholt, das er der Staatsanwaltſche 
vorlegte und das die StA. in der Anklage als Beweismittel beni 5 
ſo kann der Beleidigte Antrag auf Erſtattung der Auslagen für 4590 
Privatgutachten nur an die StA. ſtellen. BahOb c. 2 ie 
§ 13 preuß. Kaſſenordnung; § 74 DGͤKG. Die Prozeßgeden 
muß vor Anberaumung des erſten Verhandlungstermins erforde 
werden. Dies gilt auch für die Widerklage. Iſt von der Vorſchne 
des 8 74 Abſ. 2 kein Gebrauch gemacht, dann kann nicht hinterher gh. 
Ausführung von Prozeßhandlungen verweigert werden. OLG. 7946 
Rigsberg. . Ab he MEERES, Be, 5 


B. 
Strafrecht. 

Strafgeſetzbuch. ” 
88 73, 153, 154 SGB. Meineid und Falſcheid können nicht e 
heitlich zuſammentreffen. Rwe -... 2 
8 157 Sto. Eidesnotſtand. Bei Prüfung der Vorausſehungg 
des 5 157 Ziff. 1 Stch B. dürfen die einzelnen Beſtandteile der A, 
nicht geſondert betrachtet werden. Rg... 2 pie 
8163 StGB. Fahrläſſiger Falſcheid. Irrtum des Zeugen über "is 
Erſtreckung feiner Pflicht, auszuſagen. R. 5 2 1 
§ 163 StGB. Rechtzeitigkeit des Widerrufs der falſchen edle 
Ausſage. Zuſtändige Behörde. gm... 2 it 
8 351 StGB. Ein an ſich echter Schein kann durch die und 

ſeines Inhalts zu einem „unrichtigen Belag“ werden. R. . 2 


Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz. die 
Sg 59, 20, 21 SFR6.; 69 334, 313 StPO, Gegen Urteile, in 
eine Übertretung des FF PG. zum Gegenſtande haben, findet a 415 
den Fallen der 88 20, 21 eine Reviſion nicht ſtatt. OLG. Breslau. 2 


Strafprozeßordnung. iner 
85 44, 345 SPD. Für einen Gefangenen, der innerhalb ar 
beftimmten Friſt eine Erklärung zu Protokoll des Gerichtsjhteh; 
abzugeben hat, iſt das trotz feiner Bitte um Vorführung erfolgte in 
bleiben des Gerichtsſchreibers im Gefängnis nicht ohne weiteres e 
„unabwendbarer Zufall“. OLG. BreslaNn dien 
§ 74 Stpd. Ungenügend begründete Verwerfung eines 9446 
Sachverſtändigen betreffenden Ablehnungsgeſuchs. R. Ent 
§ 172 Stßd.; § 33 RAO. Für einen Antrag auf gerichtliche nat. 
ſcheidung findet die Beiordnung eines Rechtsanwalts nicht 44 
Sec Breslauer WET N ER ne b dab 
§ 209 Abſ. 2 StRD. greift nur Platz, wenn Zweifel beſtehen, & iſt. 
ein 8 8 Ordnung oder das der höheren Ordnung zuſtändi ts 
ah ee C Be 2 PR ne En 
8s 211, 8 Stpd.; 5 263 ZPO. Durch die Anderung eines Gerd 
bezirks wird, ſofern das Gericht ſelbſt beſtehen bleibt, die bisherige une 
liche Zuſtändigkeit des Gerichts für die anhängigen, mit dem abgelt t. 
ten Bezirk räumlich verknüpften Zivil⸗ und Strafſachen nicht bern 0 
Die neue Klage nach $211 StPO. kann aber nicht bei dem jelI). dig 
ſtändigen, durch die Anderung des Gerichtsbezirks aber unzuſta g 
gewordenen Gericht erhoben werden. Bay obs... ie 
§ 244 SPD. Das Gericht kann nicht einem Sachverſtändige zen 
Fähigkeit abſprechen, ſich über einen in der Vergangenheit eg 
Zuſtand zu äußern, wenn es ſich ſelbſt die Fähigkeit beimißt. RG. 


55. Jahrg. 1926 Heft 21) 


4 
8 244 RD, Ein unbedingt geſtellter Beweisantrag darf nicht 
gt mit dem Urteil erledigt werden. Der Angeklagte hat Anſpruch 
auf, daß er ſchon vor der Urteilsfällung im Laufe der Hauptverhand⸗ 
ung einen vollſtändigen, die Sache erſchöpfenden Beſcheid erhält, 
somit er im Falle der Ablehnung ſeines Antrags in der Lage ift, andere 
Anträge zu ſtellen oder ſonſtige Ausführungen zu machen. 1 
„ 8 250 Stpo. Mittelbare Beweisführung durch „Zeugen vom 
en zee. ee 24485 
. 88278, 274, 412 Stpd. Offebaren Schreib- und Redaktionsfehler 
95 Urteilsſatze können jederzeit berichtigt werden; allein das iſt auf 
güngel des Ausdrucks für das erkennbar Gewollte zu beſchränken. 
icht geht es an, eine ſachliche Anderung zu treffen, auch wenn es ſich 
924 ain Verſehen bei der Niederſchrift handelt. — Die Behauptung 
zes Angekl., daß er im Einſpruchstermine ohne Verſchulden am Er⸗ 
ſcheinen oder von der Nichtentſchuldigung verhindert iſt, kann Grund 
r die Wiedereinsetzung ſein, aber nicht für die Berufung. BayOb sch. 
W 24524 
„ 8 274 EBD. gilt nur für die im Laufe des Prozeſſes, in dem das 
zrotokoll aufgenommen iſt, zu treffende Feſtſtellung der Förmlich⸗ 
e A ee 24484 
„ 88 300, 316, 335 SPD. Eine Umwandlung des gewollten Rechts⸗ 
mittels auf Grund nachträglicher Willensänderung iſt unzuläſſig. Eine 
dingte Zurücknahme eines Rechtsmittels ift unwirkſam. RG. 24485 
„ s 300, 316, 335 StPO. Eine Umwandlung des gewollten Rechts⸗ 
battels auf Grundnachträglicher Willensänderung iſt unzuläſſig. Eine 
ebingte Zurücknahme eines Rechtsmittels iſt unwirkſam. RG. 24485 
„ 302 Stpd. Der Verteidiger bedarf zum Verzicht auf Rechts⸗ 
Bü el einer ausdrücklich hierauf gerichteten Vollmacht. Die Bevoll⸗ 
gacbtigung zur Zurücknahme von Rechtsmitteln reicht dazu nicht aus. 
PPV Ua POINT We? 24811 
zw 88 316, 327, 331, 401, 403 Stpd. Eine Buße darf auf den in 
beiter Inſtanz geſtellten Antrag eines Nebenklägers, der Berufung 
t eingelegt hatte, nicht erhäht werden. R . 24496 
„ 88 327, 331, 316, 401, 403 StPO. Eine Buße darf auf den in 
weiter Inſtanz geſtellten Antrag eines Nebenklägers, der Berufung 
icht eingelegt hatte, nicht erhöht werden. RW. 24495 
„ 88 834, 313, Stpd.; 8 59, 20, 21 F PG. Gegen Urteile, die eine 
Abertretung des FF PG. zum Gegenſtande haben, findet außer in den 
allen der 3 20, 21 eine Reviſion nicht ftatt. OL®. Breslau. . . 24813 
9.338 Nr. 1 Stßd. Zu den Begriffen „angeſtellter Richter“ und 
zaugeſtellter Amtsrichter“ in 9 83 GBJ. Auf Grund des $83 Gch. 
And kann der Landgerichtspräſident einen mit der Verwaltung einer 
Aumtsrichterſtelle beauftragten Gerichtsaſſeſſor nicht zum Beiſitzer eines 
Schwurgerichts ernennen. 24497 
best 345, 44 SPD. Für einen Gefangenen, der innerhalb einer 
ab ſmmten Friſt eine Erklärung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
Hiaugeben hat, iſt das trotz ſeiner Bitte um Vorführung erfolgte Aus⸗ 
erben des Gerichtsſchreibers im Gefängnis nicht ohne weiteres ein 
„üänabwendbarer Zufall“. OLG. Bres lan. 24814 
at, 88 401, 403, 316, 327, 331 SPD. Eine Buße darf auf den in 
Hi eiter Inſtanz geſtellten Antrag eines Nebenklägers, der Berufung 
eingelegt hatte, nicht erhöht werden. R . 24496 
in 88 412, 273, 274 SPD. Offenbare Schreib- und Redaktionsfehler 
Manlrbeilssatze konnen jederzeit berichtigt werden; allein das iſt auf 
Ni ngel des Ausdrucks für das erkennbar Gewollte zu beſchränken. 
um geht es an, eine ſachliche Anderung zu treffen, auch wenn es ſich 
An ein Verſehen bei der Niederſchrift handelt. — Die Behauptung des 
ob gekl., daß er im Einſpruchstermine ohne Verſchulden am Erſcheinen 
von der Nichtentſchuldigung verhindert iſt, kann Grund für die 
edereinſetzung fein, aber nicht für die Berufung. BayObL®. 24524 
Sa 8464 Abſ. 2 StPD.; 54 GK G.; 88 16, 17 Geb O. f. Zeugen und 
di verſtändige. Hat in einer Beamtenbeleidigungsſache der Belei⸗ 
gte ein Privatgutachten eingeholt, das er der Staatsanwaltſchaft vor⸗ 
1 und das die StA. in der Anklage als Beweismittel benutzte, ſo 
Au N der Beleidigte Antrag auf Erſtattung der Auslagen für das Privat⸗ 
tachten nur an die Sta. ſtellen. Bahb OG. 24535 


(8 


Steuerrecht. 


8 14 Abſ. 3 Satz 2 RAbgd. Die Nichtanwendung des $14 Abſ. 3 

N. * enthält keinen weſentlichen Verfahrensmangel i. S. von $ 267 
Bien b) 535 KapVerkStch. Die Übereignung börſenumſatzſteuer⸗ 
ichtiger Gegenſtände als Sicherheit für ein Darlehen enthält ein 
abepflichtiges bedingtes Anſchaffungsgeſchäft. RF ).. . 24881 

Nb 1 150 Abſ. 3 Abgd. Sit im Steuerbeſcheide gem. § 210 Abſ. 3 
pfl. . feſtgeſtellt, daß ein Pflichtiger ſchuldhaft feinen geſetzlichen Ver⸗ 
fal chtungen nicht genügt hat, ſo bedeutet es einen Mangel des Ver⸗ 
rens, wenn die Rechtsmittelinſtanz die Prüfung der Frage des Ver⸗ 
fol dens unterläßt und ſich darauf beſchränkt, auszuſprechen, daß eine 
che Feſtſtellung im Steuerbeſcheid erfolgt ei. RFH 24892 


2507 


S8 275 Abf. 3, 267 RAbgd. Entſcheidet ein Senat des RF. 
gemäß § 275 Abſ. 3 RAbgO. nach Aufhebung der Vorentſcheidung 
ſelbſt, ſo bleibt er an das feſtgeſtellte Sachverhältnis gebunden und hat 
neues tatſächliches Vorbringen nicht zu berücksichtigen, wenn das an⸗ 
gefochtene Urteil nur wegen irriger Rechtsanwendung aufgehoben 
wird und die Sache nach dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe ſpruchreif 
iſt. — Bedarf es zur Entſcheidung einer ergänzenden tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung durch den RFH., jo hat dies nicht zur Folge, daß der Senat 
auch bezüglich der von der irrigen Rechtsanwendung der Vorinſtanz 
nicht berührten Punkte das Sachverhältnis ſelbſtändig zu würdigen und 
neu vorgebrachte Tatſachen zu beachten hat. R . 24893 


10); 
Sonstiges öffentliches Recht. 
I. Reich. 
Reichsverfaſſung. 
Art. 104 Abſ. 1 und 3 RVerf. Verordnungen der Reichsregie⸗ 
rung über Gerichtsverfaſſung und Strafrechtspflege v. 4. Jan. 1924, 


über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. Febr. 1924. 
Unfreiwillige Verſetzung eines Richters. Rg. 244113 


Perſonenſtandgeſetz. 

SS 17, 23 PerſoneuſtandG.; §§ 193, 186 BGB. Wenn der letzte 
Tag der einwöchentlichen Friſt zur Anzeige einer Geburt auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag fällt, ſo endigt die Friſt mit dem 
nächſtfolgenden Werktag. Bay OLG. 24501 


Reichs verſicherungsordnung. 
§ 3680 RV. Gegen Entſcheidungen des Schiedsamts bei 
Fragen von grundſätzlicher Bedeutung iſt Berufung zuläſſig. RVA. 
24901 


Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 
§ 14 AVG. Die Entſcheidung, ob eine Anwartſchaft auf Hinter⸗ 
bliebenenfürſorge gewährleiſtet iſt, fteht in den Fallen des 8 14 AVG. 
lediglich den nach § 11 Abſ. 3 daf. zuſtändigen Stellen zu. Zuſtändig 
iſt dabei für frühere Reichsbedienſtete der den betreffenden Zweig der 
Reichsverwaltung leitende Reichsminiſter. RV A.. 24902 
§ 265 AVG. Berichtigung offenbarer Unrichtigkeiten. 27915 


§ 331 AVG. Bei Zuſtellung durch eingeſchriebenen Brief find 
die poſtl. Beſtimmungen maßgebend. Rv! un... 2491 
Verfahrensgeſetz. 


§ 135 Abſ. 3 des Verfahrensgeſetzes; die Vorſchrift wonach 
das Urteil einen Hinweis über die Zuläſſigkeit des Rekurſes zu enthalten 
hat, wirkt zugunſten beider Parteien, alſo auch zugunſten des Fiskus. 
RVG. 24911 


e e 


II. Länder. 
Preußen. 
Landesverwaltungsgeſetz. 
§ 112 Preuß. LandesverwGeſ. v. 30. Juli 1887. Verſehen der 
Poſt bei Beförderung eines Briefes iſt ein unabwendbarer Zufall. 
OVG 24911 


r e e 


Zwangsauflöſungs verordnung. 

88 13, 14 Gebd. f. Auflöſ. v. Familſengüternz 841, 42 ZwAuflV O. 
Auch für die ſtandesherrlichen Hausvermögen iſt die Aufſichtsgebühr 
nach SS 13 Ziff. 1, 14 Gebührenordnung für Auflöſung von Familien⸗ 
gütern zu erheben. LU. Fam Gu... 24941 


Bayern. 

88 7,2938. Von der zweiten Inſtanz kann auch über Anſprüche 
entſchieden werden, die erſt vor ihr geltend gemacht worden ſind, 
wenn dies ohne wirkliche Schädigung der prozeſſualen Rechte der Be⸗ 
teiligten möglich und insbeſondere mit dem Grundſatz des rechtlichen 
Gehörs vereinbar iſt. Bay VG 24911 

Art. 22 Abſ. 6 B66; 9 233 ZPO. Eine Verſäumnis der Be- 
ſchwerdefriſt durch eigenes Verſchulden der Partei liegt auch dann vor, 
wenn dieſe durch eine irrtümliche Belehrung eines zut Entgegennahme 
von Beſchwerden nicht zuſtändigen Beamten verurſacht iſt. Bay VGH. 


24922 


E. 
Recht des Friedens vertrages. 


Art. 287, 291 BV.; 88 110, 274 Ziff. 5 PO. Obwohl Frankreich 
gem. Art. 291 VV. die ſich aus dem deutſch⸗bulg. Vertrag über Rechts⸗ 
ſchutz und Rechtshilfe ergebenden Rechte in Anſpruch genommen hat, 
haben Franzoſen Ausländerſicherheit zu leiſten, da Frankreich den Deut⸗ 
ſchen keine Befreiung gewährt. OSG. München 246918 


2508 Guriſtiſche Wochenſchriſt 
Tagung der vereinigung Deutſcher Jivilprozeßrechtslehrer vom 18.— 20. Oktober 1020 in Berlin. 
Programm: 


Montag, den 18. Oktober: — 
nachmittags 4% Uhr: Eröffnung im Senatsſaal der Univerſität. Begrüßung ſeitens des Rektors der Univerſität und 
Dekans der Juriſtiſchen Fakultät. f K 
abends 7 Uhr im Vereinsha us Deutſcher Ingenieure, Friedrich⸗Ebert⸗Straße: Gedächtnisfeier des Berliner Anwaltverein ge 
Franz Klein und Adolf Wach; Gedächtnisrede: Geh. Rat Prof. Dr. Wilhelm Kiſch (München). Im Anſchluß daran geſellig 
Zuſammenſein. 
Dienstag, den 19. Oktober: 
vormittags 9½ Uhr im Senatsſaal der Univerſität: Beginn der Beratungen. . ter! 
I. Gegenſtand der Tagesordnung: Entwurf eines Geſetzes betr. den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes. Berichterſta 
Geh. Rat Prof. Dr. Ernſt Jaeger (Leipzig). 
um 1 Uhr: Gemeinſames Frühſtück. 
um 2 Uhr: Fortſetzung der Beratungen. m 
Amtsgerichtsrat Ricks (Berlin): Referat über „Das Aufwertungsverfahren und die Notwendigkeit verbeſſerter Ausgeſtal ue 
abends 8 Uhr im Oberverwaltungsgericht (am Bahnhof Zoologiſcher Garten): Diskuſſionsabend, veranſtaltet von der Berlin 
Ortsgruppe des Preußiſchen Richtervereins, über „die zivilprozeſſuale Ausbildung der jungen Juriſten“. et. 
Referenten: Oberlandesgerichtsrat Prof. Dr. Blomeyer (Jena) und ein vom Preußiſchen Richterverein zu beſtimmender 9 
Mittwoch, den 20. Oktober: . 
vormittags 9½ Uhr im Senatsſaal der Univerſität: 
II. Gegenſtand der Tagesordnung: „Die Reform des Eheverfahrens“. 
Berichterſtatter: Prof. Dr. Lehmann (Köln). N 
Es wird gebeten, die beabſichtigte Teilnahme an der Tagung Herrn Prof. Dr. J. Goldſchmidt, Berlin⸗Grunewald, Wallotſtraße 105 
anzuzeigen. 

f AAA RTT 
vierter Kongreß der Internationalen vereinigung für Rechts⸗ und wirtſchaftsphiloſophie zu Berlin 
25. bis 29. Oktober 1926. 

Dienstag, den 26. Oktober: 
10 Uhr: Eröffnung des Kongreſſes. Anſprachen. f 
10% Uhr: Geheimrat Prof. Dr. Niemeyer, Kiel: „Rechtspolitik und Rechtswiſſenſchaft“. 
Prof. Dr. A. Vierkandt, Berlin: „Die ſozialphiloſophiſche Bedeutung des neueren Naturrechts“. 11“ 
Prof. Dr. Wilhelm Sauer, Königsberg: „Fruchtbarkeit der Rechtsphiloſophie? Heutige Tendenzen unſerer Wiſſenſch ce 
StA. Dr. Dr. G. Wilke, London: „Römiſch⸗rechtliche Einflüſſe auf die Rechtsentwicklung im britiſchen Weltrei 
Mittwoch, den 27. Oktober: 
10 Uhr: Prof. Dr. J. Binder, Göttingen: „Kantianismus und Hegelianismus in der Rechtsphiloſophie“. 
Prof. Dr. Eg. Weiß, Prag: „Platons Rechtsphiloſophie in ihren Beziehungen zur Gegenwart“. 
Prof. Dr. Karl Wolff, Innsbruck: „Der Rechtsbegriff“. 1 
Dr. L. Adam, Berlin: „Der gegenwärtige Stand und die heutigen Aufgaben der ethnologiſchen Rechts forſchung! 
Donnerstag, den 28. Oktober: 
10 Uhr: Prof Dr. R. Wilbrandt, Tübingen: „Die Wirtſchaftstheorie als Grundlage der Politik“. 
Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann, Berlin: Thema vorbehalten. 18 
Obermagiſtratsrat Direktor Dr. Wölbling, Berlin: „Die Grundſätze der geſetzlichen Neuregelung des Arbeitsrech 
in Deutſchland“. 2 ge 
Bürgermeiſter Dr. Werner, Friedland: „Die ethiſche Verankerung der Wirtſchaſtspolitik der Gegenwart unter 
rückſichtigung des idealiſtiſchen Kulturbegriffs bei Rudolf Eucken“, 
Staatsſekr. a. D. Prof. Dr. Franz Dahl, Kopenhagen: „Das Rechtsſtudium in Dänemark“. 
4 Uhr: Schlußſitzung. 
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vereinigung deutſcher Miet⸗ und Wohnungsrechtpfleger. 
Programm für die Mietsrechtstagung zu Berlin, Landtag, Saal 141, Leipziger Straße 3. 
I. Sonnabend, den 23. Oktober 1926. 
1. 11% Uhr: Eröffnung. 
2. Reichsgerichtsrat Linz, Leipzig: „Die Miet⸗ und Wohnungsrechtjudikatur des RG. im letzten Jahr“. 
3. Kammergerichtsrat Dahmann, Berlin: „Die Miet⸗ und Wohnungsrechtjudikatur des KG. im letzten Spesen, 
Mittagspauſe von 2—3!/, Uhr. 
4. OLchRat Dr. Hertel, Breslau: „Die Neuerungen des Raumnotrechts“ (Novelle zum MSchc. und ARME.) 
5. RA. Stadtrat Brumby, Berlin: „Was ift Mietwucher?“. 
II. Sonntag, den 24. Oktober 1926. 
Beginn 9¼ Uhr. 
1. LG Dir. Dr. Vidal, Hamburg: „Beantwortung eingelaufener Rechtsfragen“. 
2. Magiſtratsrat Askena ſy, Frankfurt a. M.: „Das Einigungsamt jetzt und in Zukunft“. 
3. Kreisjuſtitiar Rel. Dr. Bahlmann, Bochum: „Vereinfachung des Verfahrens bei Feſtſetzung der Friedensmiete“. 
. AGRat Dr. Lutz, Berlin: „Zur ſachenrechtlichen Neubildung des Mietrechts“. 
„AG Rat Schubart, Berlin: „Zur ſachenrechtlichen Neubildung des Mietrechts“. 
Ende 1 Uhr. 
Am Sonnabendabend geſelliges Beiſammenſein, am Sounntagnachmittag Ausflug nach Potsdam⸗Sansſouci. 
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